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Vorwort

Bereits in den Jahren 1989 und 2001 haben wir Kon¤resse zur Reform des Steu-
erwesens mit ermö¤licht und für einen stärkeren Umbau hin zu einer Konsum-
steuer und einer veränderten Re¤elun¤ des steuerfreien Existenzminimums
plädiert. Obwohl seinerzeit die Spitze der internationalen Finanzwissenschaft,
einschließlich eini¤er Nobelpreisträ¤er, mitwirkte, war die Resonanz auf diese
Kon¤resse verhalten.

Die Veränderun¤ der Wirtschaftsweise in den ver¤an¤enen beiden Jahrhunder-
ten wird unterdessen immer o≠enkundi¤er: der Wandel von der Selbst ver -
sor¤un¤ einer A¤rar¤esellschaft zur Fremdversor¤un¤ einer Dienstleistun¤s-,
Informations- und Kultur¤esellschaft. Die weiteren Fortschritte der Arbeits -
teilun¤ und die damit verbundene Standardisierun¤ und Automatisierun¤ von
Arbeitsabläufen sind sicher ein Grund dafür, dass im ver¤an¤enen Jahr das Plä-
doyer für die Einführun¤ eines bedin¤un¤slosen Grundeinkommens zur Siche-
run¤ des steuerfreien Existenzminimums – oder besser: Kulturminimums – ver-
bunden mit einer Umstrukturierun¤ des Steuerwesens mehr Gehör fand als
noch vor zwanzi¤ Jahren.

Das Symposium Grundeinkommen: bedingungslos, das im Februar 2006 vom
 Inter fakultativen Institut für Entrepreneurship der Universität Karlsruhe durch -
¤e führt wurde, knüpft inhaltlich an die ¤enannten Steuerkon¤resse an. Das
Grundeinkommen und die Konsumsteuer sind zwei Seiten der ¤leichen
 Medaille. Gemeinsam entfesseln sie die wichti¤sten Kräfte der Marktwirtschaft:
Das Grundeinkommen befreit die individuelle Leistun¤, die menschliche Arbeit,
vom Zwan¤ zur Sicherun¤ der nackten Existenz und vom unvertretbaren Risiko,
von ¤esellschaftlicher Teilhabe aus¤eschlossen zu sein (v¤l. hierzu zum Beispiel
den Beitra¤ „Grundrechte und Grundeinkommen“). Das Ersetzen aller Steuern
und Ab¤aben durch die Konsumsteuer befreit die menschliche Arbeit – und das
heißt: alle Arbeitseinkommen – von den Steuer- wie Lohnnebenkostenbelas-
tun¤en und entbindet das Kapital von dem „Knospenfrevel“ steuerlichen
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Zu¤ri≠s bevor die Wertschöpfun¤ ihr Ziel erreicht hat (v¤l. hierzu insbesondere
den Beitra¤ „Ein Initiative weckendes Steuerrecht“).

An¤esichts der fortschreitenden Veränderun¤en in der Wirtschaft, der zuneh-
menden Produktivität, ist die Zeit reif für die Einführun¤ eines Grundeinkom-
mens. Der monatlich allen zu¤edachte Betra¤ tritt anteili¤ an die Stelle der
schwindenden Zahl von Einkommen, die im Rahmen weisun¤s¤ebundener Er-
werbsarbeit in den produk tionsnahen Wirtschaftssektoren noch erzielbar sind,
und ersetzt auch die ¤e¤enwärti¤en Transferzahlun¤en (zum Beispiel Kinder -
¤eld, Eltern¤eld, BAföG, Renten, Arbeitslosen¤eld). Zu¤leich stellt er eine finan-
zielle Basis für alle jene Täti¤keiten dar, die nicht als traditionelle Erwerbsarbeit
¤elten, deren ¤esellschaftliche, soziale und nicht zuletzt wirtschaftliche Bedeu-
tun¤ an¤esichts der ¤e¤enwärti¤en demo¤raphischen Entwicklun¤ sowie der
Män¤el zum Beispiel im Bildun¤s- und Gesundheitswesen immer o≠en kun di -
¤er wird. Kurz: Er ermö¤licht Familien- und Erziehun¤sarbeit, die Arbeit in Bil-
dun¤, Wissenschaft und Forschun¤, in der Pfle¤e und der Medizin sowie im Kul-
turbereich wie auch ehrenamtliches En¤a¤ement in einer Weise und einem
Umfan¤, wie dies ¤e¤enwärti¤ zwar erwünscht, aber nicht mö¤lich ist. Ein
Grundeinkommen würde so den Wandel zur Kultur¤esellschaft unterstützen.

Wie lan¤e es noch dauern wird, bis die heute bereits bestehenden Grundein-
kommensbestandteile der deutschen Wirtschafts-, Sozial- und Steuerpolitik
– an ¤efan¤en beim Steuerfreibetra¤ über das Kinder¤eld und die Ausbildun¤s -
förderun¤ bis hin zum Arbeitslosen¤eld – in einem Grundeinkommen zusam-
men¤efasst werden,hän¤t davon ab,wie sehr sich die Menschen mit der Idee be-
fassen und wie ¤ut ein Grundeinkommen unsere heuti¤en Probleme zu lösen in
der La¤e wäre. Die inhaltliche Vorarbeit und die wissenschaftliche Fundierun¤
sowie Be¤ründun¤ – etwa der bereits stattfindenden zunehmenden Gewich-
tun¤ der Konsumbesteuerun¤ – wurden im Symposium beleuchtet und sollen
durch diesen Ta¤un¤sband dokumentiert werden. Die Beiträ¤e zei¤en, dass die
Konsumbesteuerun¤ und die Konsumsteuerfinanzierun¤ des Grundeinkom-
mens auch in der Wissenschaft noch umstritten sind. Gerade deswe¤en ist der
Austausch hierüber wichti¤. Im Hinblick auf das Ziel einer dauerhaften Gesun-
dun¤ des sozialen Or¤anismus kommt es uns darauf an, dass die Themen dieses
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Symposiums zunehmend auch zwischen der Wissenschaft und den Bür¤ern dis-
kutiert werden. Wir verstehen die Inhalte des Symposiums und des hiermit
vor¤ele¤ten Ta¤un¤sbandes als Impulse für die Gestaltun¤ einer freiheitlichen
und sozialen Gesellschaftsordnun¤ mit ihren Bereichen Kultur, Staat und Wirt-
schaft, als eine Grundla¤e für ein nach den subjektiven Vorstellun¤en der Men-
schen lebenswertes Leben. In diesem Sinne knüpft das Symposium an das Motto
unseres Instituts„Unternimm dich selbst,unternimm für andere,unternimm die
Zukunft“ und die Vision einer Gesellschaft an, in der das selbstbestimmte unter-
nehmerische Gestalten der ei¤enen Bio¤raphie mö¤lich ist.

Karlsruhe, im März 2007
für die Heraus¤eber

Prof. Götz W. Werner, Institutsleiter

9
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Michael Bockemühl

Zur ästhetisch-methodischen Reflexion 
wirtschaftlicher und sozialer Fra¤en

Wenn wir uns mit der Thematik des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens aus-
einandersetzen, dann ist klar, dass wir uns nicht nur mit Wirtschaftsfra¤en, son-
dern vor allem mit Fra¤en befassen, die die Grundla¤en der Sozial¤estaltun¤
betre≠en. Und das bedeutet: Wir haben es mit etwas zu tun, was die Grenzen
dessen überstei¤t, was wir ¤edanklich fassen können. Genauer: Schon vom An-
satz her überstei¤t die mit der Idee eines Grundeinkommens verbundene Kom-
plexität das Urteilsvermö¤en eines einzelnen Bewusstseins. Das heißt aber
nicht, dass man den Fra¤en ausweichen darf, die mit dem Grundeinkommen zu-
sammenhän¤en. Vielmehr respektieren wir das Ausmaß der Herausforderun¤,
indem wir unser Problembewusstsein für den Dialo¤ schärfen, den wir hier füh-
ren wollen. Es macht auch deutlich, inwiefern es notwendi¤ ist, dass wir uns
¤emeinsam mit diesen Fra¤en befassen.

Zur Einstimmun¤ in diesen Dialo¤ möchte ich hier eini¤e Überle¤un¤en anstel-
len, inwiefern ¤erade die Kunst einen fruchtbaren Beitra¤ zum Um¤an¤ mit der
Thematik des Grundeinkommens ¤eben kann. Ich denke dabei nicht an das eine
oder andere Kunstwerk. Ich denke an die Fähi¤keiten, die erforderlich sind, wenn
Kunst zustande kommen soll. Ich denke an das Wie, an verbindliche Vor¤ehens-
weisen, die die Qualitäten der Kunst zur Wirkun¤ brin¤en – und nur in diesem
besonderen Sinn an ein künstlerisch-methodisches Um¤ehen mit wirtschaft -
lichen und sozialen Fra¤en, die das bekannte Wirtschaftswissen oder die in die-
sem Bereich ¤ewöhnlich ¤ewordenen Sehweisen erweitern können.

Kunst macht das Unmö¤liche mö¤lich. Sonst wäre Kunst keine Kunst. Ich kann
hier nur eini¤e Aspekte ansprechen, die Sie dann selbst in den weiteren Zusam-
menhan¤ unserer Fra¤en stellen können.

Michael Bockemühl10
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Zum praktischen Um¤an¤ mit Ideen

Hatten Sie schon mal eine Idee? Diese Fra¤e ist rhetorisch. Fra¤en Sie sich aber
einmal selbst, woran Sie denn bemerken, wenn Sie eine Idee bekommen, dann
ist es mit der Rhetorik vorbei. Dann ist eine Antwort von Ihnen fälli¤, die nicht so
leicht zu finden ist. Wie weiß man, dass man eine Idee hat, falls man eine hat?
Woher weiß man, dass es sich nicht um etwas anderes handelt? Wie fühlt sich
das Ideen-Bekommen an?

Jeder wird hier eine etwas andere Antwort finden, auch wenn es sich um ein und
dieselbe Idee handeln sollte. Denn jeder hat ein individuelles Verhältnis zu der
Weise, wie ihm eine Idee ins Bewusstsein kommt. Dem einen fällt sie ein, dem
anderen leuchtet etwas auf, der eine sucht und fasst sie, der andere träumt sie 
– wie auch immer. Bei aller Unterschiedlichkeit aber lässt sich vielleicht doch ein
Kennzeichen nennen, das nahezu durch¤än¤i¤ mit dem Fassen einer Idee ver-
bunden ist: Das sichere, klare Durchschauen – die Evidenz – eines Zusammen-
han¤s, der sich oft plötzlich auftut, und der mit dem Gefühl verbunden ist, einen
in sich stimmi¤en Sinn zu fassen und der einem völli¤ neu, zu¤leich aber ¤änz-
lich vertraut ist.

Viele sind stolz, wenn sie überhaupt mal eine Idee haben – und halten sie allein
schon deshalb für ¤ut und richti¤. Andere sind distanzierter, wissen vielleicht,
dass schon andere diese oder ähnliche Ideen hatten und fra¤en sich, ob es über-
haupt lohnt, darüber weiter nachzudenken. Da ¤ibt es sehr persönliche Unter-
schiede.

Es kann aber auch an der Idee selbst lie¤en, ob sie zum weiteren Um¤an¤ mit ihr
anre¤t oder nicht. Es ¤ibt zum Beispiel die Spinnerei. Die tau¤t nichts für die Tat.
Man kann deshalb auch ¤anz froh sein, wenn nicht alle Ideen Fol¤en für das
Leben haben. Die Ideen aber, die die Geschichte bewe¤en, waren immer auch
mit dem starken Anstoß verbunden, nicht nur Ideen zu bleiben, sondern als Leit-
stern einer Veränderun¤ wirksam zu werden. Zu welcher Sorte ¤ehört die Idee
des Grundeinkommens?

Zur ästhetisch-methodischen Reflexion wirtschaftlicher und sozialer Fra¤en 11

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:15 Uhr  Seite 11



Wer eine Idee bekommt, hat zunächst rein vom Vor¤an¤ her das an¤enehme Pri-
vile¤, sie für sich allein zu haben. Das ist auch das Stadium, in dem sich Ideen oft
recht ¤ut anfühlen. Aber Sie kennen das sicher auch alle: Sobald man anderen
davon erzählt, wird alles anders. Es ist manchmal nicht ¤anz erfreulich zu erle-
ben, wie die schönsten Ideen ihren Glanz verlieren, sobald man mit anderen da-
rüber redet,die vielleicht darauf hinweisen,dass solche Ideen nicht neu sind,dass
viele damit bereits Schi≠bruch erlitten haben, dass sie viel zu kurz ¤reifen, nicht
durchdacht, unrealistisch, unbezahlbar sind usw. Das ist überhaupt das Lästi¤e
am Sozialen – sobald andere dazukommen, wird es schwieri¤ … Und handelt es
sich – wie beim Grundeinkommen – um eine den Kern der Sozial¤estaltun¤
betre≠ende Idee, dann ist auch nicht zu vermeiden, dass andere schon deshalb,
weil sie auch selbst betro≠en sind, dieses und jenes meinen und am Ende noch
mitreden wollen. Es scheint mir deshalb wichti¤, uns darüber zu verständi¤en,
wie wir mit der Idee, die hier bewe¤t werden soll, in der Reflexion an¤emessen
um¤ehen können. Eine feste Re¤el hierfür ¤ibt es nicht. Aber wir können uns vor-
tasten zu einer ¤eei¤neten Methodik des Um¤ehens mit dieser Idee. Denn es
sind noch weitere Probleme ins Au¤e zu fassen, wenn unsere Gespräche zur Idee
des Grundeinkommens fruchtbar werden sollen. Diese Idee sollte nicht schon
durch das bloße Diskutieren zerredet werden.

Zwischen unmittelbarer Realisierun¤ und perfekter Vorausplanun¤

Es ¤ibt eine ¤roße Gefahr für über¤reifende Ideen im Bereich der Wirtschaft und
im Sozialen: Es ist die Vorstellun¤, dass das eben Gedachte so¤leich und unver-
ändert um¤esetzt werden sollte – wie auch immer, notfalls mit etwas Geschick
oder Gewalt. Ich nenne diese Gefahr die unmittelbare Realisierung. Wieviel Not
und Elend auch die besten Ideen in die Welt ¤ebracht haben, wenn man sie – so,
wie ¤edacht – unmittelbar realisieren wollte, das zei¤t die Geschichte.

Die andere Gefahr besteht darin, so lan¤ über eine Idee zu reden, bis niemandem
mehr klar ist, was sie ei¤entlich bewirken sollte – wie das manchmal auch mit
voller Absicht ¤eschieht, wenn ein Parlament eine Ein¤abe an einen Ausschuss
verweist. Noch ¤rößere Gefahr ¤eht von der Auffassun¤ aus, es müsste alles bis
ins letzte Detail auch aller eventueller Fol¤en hinein ¤eklärt und mit festen Vor-

Michael Bockemühl12
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kehrun¤en dafür durchdacht sein – bevor nur ir¤endetwas konkret ¤eschehen
darf. Es ¤ibt kaum etwas, was die Initiativen mehr lahm le¤t, als eine vollkom-
men perfekte Vorausplanun¤.

Das Problem ¤än¤i¤er Vor¤ehensmuster

Aber einmal an¤enommen, es ¤elän¤e beide Gefahren zu berücksichti¤en und
weder planlos drauflos zu wursteln oder über das ¤enaue Planen das Handeln
zu ver¤essen, so wäre doch noch etwas im We¤, was man nicht unterschätzen
sollte. Es sind die ¤än¤i¤en Denkformen, Ansätze und Muster für die Vor¤ehens-
weisen, unter denen heute die Fra¤en der Wirtschafts- oder Sozial¤estaltun¤
an¤e¤an¤en werden. Sie sitzen so tief, dass wir sie als solche fast nicht bemer-
ken können. Und sie werden nicht allein im sozialen oder wirtschaftlichen Be-
reich befol¤t, sondern in fast jedem Gestaltun¤sbereich – so¤ar in Kultur und
Kunst. Es ¤ibt nur ¤anz weni¤e Bereiche, wo sie sachlich ¤efordert sind – zum
Beispiel in der Mechanik, in der Lo¤istik und ähnlichem. Un¤eprüft werden sie
aber auch auf die Gestaltun¤ von Lebenszusammenhän¤en oder auch von äs-
thetischen Zusammenhän¤en übertra¤en. Doch zumindest dort wäre erst ein-
mal ¤enau zu prüfen, ob es ratsam ist, das Handeln nach ihnen auszurichten.
Denn so lan¤ man in der Theorie bleibt, fällt nicht auf, dass diese Gestaltun¤s -
wei sen diesen Bereichen der Wirklichkeit nicht entsprechen können.

Wenn es um Gestaltun¤ ¤eht, dann sprechen Wirtschaftler, aber selbst auch
Künstler, als ¤äbe es nur eine Weise, mit einer Idee umzu¤ehen. Diese kennen Sie
alle. Ich kann es daher abkürzen. Wenn etwas entstehen soll, dann braucht man
erst einmal eine Idee. Gut, die haben wir schon. Dann aber fol¤t nach diesem
Muster die Auf¤abe, daraus eine Vision zu machen. Manche halten dies so¤ar
für ein und dasselbe. Und eini¤e denken auch, dass erst die Vision da sein muss
und dann die Idee. Das Muster wird dadurch nicht prinzipiell anders. Wir müss-
ten uns sonst fra¤en, was denn wohl eine Vision sei – und wie man damit um -
¤ehen kann. Wenn man also beides – nacheinander oder zu¤leich – hat, dann
kommt die Strate¤ie. Und dann kommt die Umsetzun¤. Und manche zählen
noch dazu, dass man dann auch beobachten sollte, ob das Er¤ebnis mit der ers-
ten Idee übereinstimmt.

Zur ästhetisch-methodischen Reflexion wirtschaftlicher und sozialer Fra¤en 13
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Dieses Muster besitzt eine bestechende Lo¤ik. Es wird auch immer noch vorbe-
haltlos ¤elehrt. Aber es ist in den meisten Bereichen abstrakt. Denn ¤erade beim
Gestalten von wirtschaftlichen und sozialen Prozessen, die stren¤ nach diesem
Muster aus¤erichtet werden, verlaufen die realen Gestaltun¤svor¤än¤e trotz-
dem anders. Es fehlt ein entscheidender Faktor, der dazu führt, dass die Wirt-
schaft auch funktioniert, den wir bei der Reflexion der Vor¤ehensweisen außer
Acht lassen, als wäre dies selbstverständlich: Das Wahrnehmen.

Es ist sicher interessant zu beobachten, dass dieses Modell erstmals radikal und
in ¤roßem Stil in Fra¤e ¤estellt wurde durch die Kunst, insbesondere durch die
Kunst der Moderne. In der neueren Ästhetik wurde das Wahrnehmen in seiner
Schlüsselrolle für die Wirklichkeitsstiftun¤ nach und nach entdeckt. Die Bilder
von Cézanne seit den Achtzi¤erjahren des 19. Jahrhunderts sind beispielhaft für
ein bewusstes Vor¤ehen beim künstlerischen Gestalten, das uns deshalb auch
neu erscheint. Und es ist bezeichnend, dass ¤erade in dieser Zeit auch die ersten
erkenntnistheoretischen und ästhetischen Ansätze Rudolf Steiners entstanden,
durch die er erstmals die Denkformen herausarbeitete, die es ihm später
ermö¤lichten, den sozialen Or¤anismus völli¤ neu in seiner Drei¤liedri¤keit zu
sehen und zu verstehen. Steiners Sozialidee, die Dreigliederung des sozialen Or-
ganismus, bildet den über¤reifenden Sinnzusammenhan¤, in dem hier die Idee
eines Grundeinkommens zur Diskussion ¤estellt wird.

Die hier an¤esprochenen uralten, unbefra¤t übernommenen Denkmodelle
konnten ¤erade durch die Kunst in Fra¤e ¤estellt werden. Die Kunst konnte
durch diese Muster noch zu keiner Zeit an¤emessen erfasst werden. Denn wie
¤ezei¤t ¤ehen diese Verstehens-Muster immer davon aus, dass auch in der
Kunst zunächst eine Idee vorhanden sei, die es umzusetzen ¤ilt. Aber ¤erade im
Über¤an¤ von der reinen Idee zu dem, was im Sinnlichen – oder Sinnesadäqua-
ten – entsteht, lie¤t der kritische Punkt, das entscheidende Problem. Denn im
künstlerischen Prozess der Gestaltun¤ ist das Wahrnehmen in ¤leicher Weise
wichti¤ wie das Fassen der Idee. Kein Kunstwerk kann entstehen, bei dem tat-
sächlich eine vorher ¤ewusste und ferti¤ aus¤edachte Idee eins zu eins in Far-
ben und Formen um¤esetzt worden wäre – ohne dabei die Fähi¤keit des Wahr-
nehmens einzusetzen.

Michael Bockemühl14
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Ich kann den damit verbundenen ästhetischen Grundfra¤en hier natürlich nicht
weiter nach¤ehen. Sie anzusprechen hat nur den einen Sinn, das charakteri-
sierte methodische Grundmuster überhaupt als ein Problem zu bemerken. Und
darauf hinzuweisen, dass eine methodische Diskussion des Grundeinkommens
auch erfordert, die heute ¤än¤i¤en und zumeist unbewussten Grundmuster
des wirtschaftlichen und sozialen Denkens und Gestaltens zu überprüfen.

Ho≠nun¤sseli¤keit und Än¤stlichkeit – Feinde der Erneuerun¤

Ich möchte auf zwei weitere Probleme zu sprechen kommen, mit denen man
unwei¤erlich zu tun bekommt, wenn wir uns speziell über ein Grundeinkommen
Gedanken machen – obwohl diese Probleme überhaupt nicht strukturell
¤edanklich sind, wie das ¤enannte traditionelle Gestaltun¤smuster. Ich versu-
che das im Fol¤enden zu charakterisieren und überspitze vielleicht das eine oder
andere, damit es deutlich wird.

Das Grundeinkommen – das ist schon deshalb eine so schöne Idee, weil es so
einfach ist: Jeder Mensch bekommt ¤enu¤ Geld, um zu leben, das heißt also
nicht nur ¤enu¤ zu essen zu haben, sondern auch ein Kulturminimum ¤eboten
zu bekommen. Alles was bislan¤ die Menschheit als Pla¤e und Not bedrückt hat,
alle Wirtschaftsprobleme, alle Un¤erechti¤keiten der Güterverteilun¤ werden
mit nur einerMaßnahme, wenn vielleicht auch nicht ¤elöst, so doch absolut ent-
schärft. Alles wird besser. Es entsteht etwas, das den schönsten Idealen der
Menschheit entspricht: Freiheit. Stellen Sie sich mal vor, aus nur einer einzi¤en
Wirtschaftsmaßnahme – die natürlich auch mit eini¤en anderen Umstrukturie-
run¤en verbunden ist – entsteht Freiheit! Mehr noch. Das sozial so verhän¤nis-
volle Maschinenwesen, das so viele Arbeitsplätze vernichtet hat und weiter ver-
nichtet, durch eine Maßnahme wird es zum reinen Se¤en: Es entstehen paradie-
sische Zustände.

Das mit dem Paradies hat sich zwar auch schon ein Karl Marx vor¤estellt. Aber
er sah das vielleicht zu kollektiv. Das hätte die Freiheit beeinträchti¤t. Wir den-
ken da eher an ein Paradies für Individuen, denn es soll uns ¤ut ¤ehen und wir
wollen zu¤leich frei sein usw.

Zur ästhetisch-methodischen Reflexion wirtschaftlicher und sozialer Fra¤en 15
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Würde man so weiterspinnen, dann ¤in¤e dieses wie Sie merken nahtlos auch in
eine Kabarettnummer über. An dieser Karikatur ist nur eines nicht ¤anz falsch.
Viele Leute rea¤ie ren auf solche Überle¤un¤en ¤anz leicht mit einer Art von
Ho≠nun¤s seli¤ keit. Und was könnte auch schöner sein als die Ho≠nun¤ auf
bessere Zeiten verbunden mit der Sicherheit vom rechten We¤? Und ¤erade die,
die so empfinden, sind nicht sehr scharf darauf zu hören, dass hier auch Skepsis
mö¤lich ist. Man will, dass ein so schöner Gedanke erst einmal auf¤enommen
und nicht ¤leich von Bedenkenträ¤ern klein¤eredet wird.

Eine andere Reaktion ist sicher noch weiter verbreitet. Sie drückt sich aus in den
Worten: Was soll’s. Das kenne ich schon. Oder im Auffahren von allem bestehen-
den Fachwissen. Fachwissen ist also nichts Gerin¤es. Fachwissen weiß, wie
etwas ¤eht – und auch wie etwas nicht ¤eht. Die Gefahr, von der wir reden, lie¤t
nicht im Fachwissen selbst, sondern im Gebrauch, der davon ¤emacht wird.
Fachwissen wird vor allem dann re¤elrecht auf¤etürmt, wenn es um reale Ver-
änderun¤en ¤eht. Dann dient das Fachwissen oft als hartes Hindernis, denn es
handelt sich ja um ein Wissen, das eine lan¤e Ver¤an¤enheit hat. Dieses Wissen
macht es mö¤lich, ¤e¤enüber neuen Ansätzen Killerfragen zu stellen, auf die
dann vielleicht keine schnelle Antwort zu ¤eben ist. In diesem Kontext entsteht
die schon erwähnte Forderun¤, noch vor jedem Handeln erst alles bis zu Ende zu
rechnen. Andererseits könnte das aus ¤än¤i¤em Wissen ab¤eleitete Besserwis-
sen ja tatsächlich auch ein besseres Wissen sein. Deshalb stelle ich weni¤er das
¤än¤i¤e Wissen als die Haltun¤ in Fra¤e, die sich nicht selten dahinter verbir¤t.
Diese Haltun¤ möchte ich die Gewohnheit nennen. Die kann sich dann etwa wie
fol¤t äußern: Was sich hier als neue Idee aufspielt, das kennen wir doch schon
längst! Wir wissen, dass es nicht geht. Und warum soll plötzlich nicht mehr gelten,
was bislang schon immer gegolten hat?

Gewohnheit aber, die sich in dieser Weise artikuliert, ist meist nichts anderes als
versteckte An¤st – An¤st vor Neuem, vor Veränderun¤, die nicht nur die anderen,
sondern vor allem auch uns selbst betri≠t. So lan¤ aber etwas noch Idee ist,
sollte es mö¤lich sein, sich unbefan¤en damit auseinander zu setzen. Bei neuen
Gedanken kann es sich nicht wirklich um die An¤st handeln, die ¤esund ist, weil
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sie uns vor Wa¤halsi¤keiten bewahrt, sondern eher um die An¤st vor der An¤st,
die Än¤stlichkeit.

Ho≠nungsseligkeit und Ängstlichkeit – beide sind für den Um¤an¤ mit Ideen
schlechte Rat¤eber. Im Mummenschanz (Faust II, 1. Akt) lässt Goethe Furcht und
Ho≠nun¤ auftreten, rechts und links an¤ekettet an den Elefanten, auf dem die
Göttin Viktoria reitet. Wenn die Vernunft sie¤en soll, müssen Ho≠nungsseligkeit
und Ängstlichkeit ¤ebändi¤t werden. Auch in unserem Gespräch schwin¤t bei-
des immer ein bisschen mit. Wir können aber dafür sor¤en, dass sich nicht das
eine oder das andere durchsetzt: Wir machen uns bewusst, dass im Dialo¤ über
Soziales zunächst einmal jeder Recht hat. Ich meine dies wörtlich: Jeder hat
Recht. Jeder kann aus seinem Blickwinkel und auch aus seiner Befindlichkeit –
¤leich ob mehr be¤eistert oder mehr besor¤t – seinen Beitra¤ ¤eben; und wir
sollten nicht vorab schon festle¤en, was davon berechti¤t ist oder nicht.

Damit ist zu¤leich ¤esa¤t,dass in ¤ewisserWeise jeder Recht hat – und auch wie-
der nicht Recht hat. Ich meine damit nicht, dass jeder inhaltlich Recht hat, selbst
wenn er etwas Widersinni¤es vor Au¤en hat oder etwas Falsches sa¤t. Vielmehr
¤ilt es zu berücksichti¤en, dass es im sozialen Kontext nicht um Mathematik
¤eht, auch wenn Mathematik da ein ¤roßer Helfer sein kann. Es ¤eht um das Ge-
stalten von Beziehun¤en – von Beziehun¤en, die in den verschiedensten Zusam-
menhän¤en wirksam und in ständi¤em Wandel sind. Beziehun¤en in Entwick -
lun¤. Beim Gestalten von sozialen Prozessen sind Beziehun¤en in Übereinstim-
mun¤ zu brin¤en zwischen den Menschen, auch dann, wenn diese ¤ele¤entlich
so¤ar mit sich selbst nicht in Übereinstimmun¤ sind. Und es kann nicht darum
¤ehen, jemandem das Recht zur Äußerun¤ abzusprechen, nur weil man seine
ei¤enen Ho≠nun¤en nicht durch Än¤stlichkeit ¤ehindert sehen will – und
um¤ekehrt. Wenn man also in diesem Dialo¤ das Recht eines jeden anerkennt,
dann lie¤en Ho≠nun¤sseli¤keit und Än¤stlichkeit ein bisschen an der Kette. Und
das bietet den Ideen die Chance als Ideen überzeu¤en zu können.
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Neu denken – neu wahrnehmen

Schon zu Be¤inn habe ich von der Ohnmacht des Gedankens ¤esprochen, die
uns bewusst sein sollte, wenn wir uns mit einem derart komplexen Thema wie
dem Grundeinkommen befassen wollen. Das ist nicht meine Erfindun¤. Rudolf
Steiner spricht davon, um auf die Fähi¤keiten hinzuweisen, die für das Erfassen
des sozialen Or¤anismus erforderlich werden. Ich sa¤te schon, dass der Gedanke
des Grundeinkommens – zumindest so wie er von Götz Werner, Benediktus Har-
dorp und anderen vor¤etra¤en wird – im Be¤ründun¤szusammenhan¤ von
Steiners Drei¤liederun¤sidee steht, die bedeutet, dass jeder Einzelne in dreierlei
Weise am Gemeinwesen teilhat, nämlich wirtschaftlich, rechtlich und kulturell.
Jeder dieser Bereiche hat seine ei¤enen Gesetzmäßi¤keiten. Deshalb ist es ent-
scheidend, in jedem Bereich die entsprechenden Gesetzmäßi¤keiten zur Beur-
teilun¤ und zur Gestaltun¤ zu berücksichti¤en.

Wenn man das Staatswesen als eine Einheit denken will, ist dies schon kompli-
ziert. Aber wenn man im Sinne der Drei¤liederun¤sidee nun denken soll, dass
zum Beispiel der Staat nur für Recht und Politik, das Wirtschaftswesen nur für
Wirtschaft und das Kulturwesen autark für das GeisteslebenVerantwortun¤ und
Kompetenz haben soll, dann ist mehr ¤efordert. Wenn man dies auf das Grund-
einkommen bezieht,dann ist zunächst festzuhalten,dass das Grundeinkommen
zwar eine Wirtschaftsmaßnahme ist, die aber nur auf¤rund einer ¤e meinsamen
Rechtsvereinbarun¤ zustande kommen kann. Und diese wiederum kann nur
an¤estoßen sein aus einer Idee vom Menschen, die unser ¤e¤enwärti¤es Leben
neu erfasst – die Arbeit, die Bildun¤, die Lebensqualität, die Weise, wie wir heute
Freiheit leben wollen, usw. Der Gedanke des bedin¤un¤slosen Grundeinkom-
mens für jeden ist allein schon deshalb etwas wert, weil er ernsthaft Schluss
macht mit der pauschalen Diskriminierun¤ der so¤enannten Arbeitslosen.

Mit all¤emeinen oder speziellen Richti¤keiten kommt man der Fülle von Aspek-
ten, die mit dem Gedanken des Grundeinkommens verbunden sind, nicht bei.
Auch das Richti¤ste kann nur Teilaspekte bieten. Außerdem: Das Nur-Richtige
reißt niemanden vom Stuhl, auch wenn es neu ist. Gefordert ist auch nicht, ein-
fach nur Neues zu denken – also etwas zu denken, das man noch nie ¤edacht
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hat. Gefordert wird von uns noch viel mehr: Wir müssen versuchen, auch neu zu
denken – also etwas zu denken, das so noch nicht ¤edacht wurde. Und ¤erade
dabei kommt die Kunst ins Spiel. Für das Entdecken und Üben eines neuen Den-
kens ist die Kunst einer der fruchtbarsten Bereiche. Denn die Kunst bietet ¤enau
das, was die Fähi¤keit neu zu denken in Gan¤ brin¤t: Sie re¤t auch die Fähi¤keit
an, auf neue Weise wahrzunehmen. Das verleiht der Kunst heute einen un-
schätzbaren Wert, der weit über das hinaus¤eht, was Kunst schon in früheren
Zeiten wertvoll machte. Es ist dabei auch entscheidend, dass hier – und nur hier
– der Punkt ist, wo es sinnvoll wird, die Wirkun¤en und Erfahrun¤en der Kunst für
die Gestaltun¤sfra¤en von Wirtschaft und Gesellschaft in Betracht zu ziehen
und einzusetzen.

Das Wahrnehmen als wirklichkeits¤emäßes Korrektiv 
und als leitendes Prinzip für das Gestalten

Schon bei den Überle¤un¤en zu den heute ¤än¤i¤en Vor¤ehensweisen bei der
Wirtschafts- und Sozial¤estaltun¤ ¤in¤ es darum, die Rolle des Wahrnehmens
nicht zu ver¤essen. Das Entscheidende bei einer Gestaltun¤ trä¤t sich zu, wenn
Ideen oder Vorstellun¤en wie man so sa¤t: realisiert werden sollen. Ich habe in
diesem Zusammenhan¤ schon behauptet, dass dieser Vor¤an¤ unvollständi¤
beschrieben wird, wenn man dabei das Wahrnehmen außer Acht lässt.

Selbst wenn ein Künstler eine absolut ¤enaue Vorstellun¤ von dem hat, was er
machen will, dann muss er doch beim Gestalten hinsehen, ob das, was er macht,
auch aussieht wie ¤eplant. Durch nichts anderes als durch das Wahrnehmen
¤elin¤t es ihm, zu tre≠en, was er vorhatte. Nur durch Hinsehen kann er wissen,
ob sein Werk das zei¤t, was es zei¤en soll. Beim Gestalten ist das Wahrnehmen
das einzi¤e Korrektiv, das zudem noch mit der Wirklichkeit übereinstimmt.

Die produktive Einheit von Gestalten und Wahrnehmen 
im künstlerischen Prozess

Beobachtet man ¤erade die künstlerischen Gestaltun¤svor¤än¤e, dann zei¤t
sich, dass es dort, wo ein ¤roßes Werk ¤elin¤t, immer zu einem Wechselspiel
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kommt zwischen dem Vor-Gedachten und dem, was wahrzunehmen ist. Gerade
an den ¤roßen Kunstwerken, die die Jahrhunderte überdauern, lässt sich meist
die Abweichun¤ zei¤en, die zwischen ersten Skizzen und dem ferti¤en Werk be-
steht. Es lässt sich in vielen Fällen so¤ar an ein und demselben Kunstwerk
zei¤en, wie vom Wahrnehmen des Entstehenden eine fruchtbare Anre¤un¤ auf
das Vor-Gedachte aus¤eht. Im Scha≠ensprozess entsteht das ¤enannte Wech-
selspiel, indem sich beim Gestalten das Vor-Be¤ri≠ene und das Wahr¤enom-
mene ständi¤ ¤e¤enseiti¤ beeinflussen. Das kann so weit führen, dass der
Künstler nur ein Mediator dieses Prozesses ist, der letztlich vom Er¤ebnis des
ei¤enen Gestaltens völli¤ überrascht sein kann: Emil Nolde sprach hier von der
Selbstüberraschung des Künstlers.

Ein vorstellun¤s¤eleitetes Denken und ein wahrnehmun¤s¤eleitetes Handeln
durchdrin¤en sich im künstlerischen Prozess. Und darin lie¤t eines der
wichti¤en Elemente, die ein neues Denken ausmachen: Es lässt sich nicht nur
von den Vorstellun¤en oder von der Wahrnehmun¤ leiten, sondern es ist in der
La¤e, den Prozess der fruchtbaren Wechselwirkun¤ zwischen beiden zu erfassen
und auch in Gan¤ zu brin¤en bzw. zu halten. Dieses Denken allerdin¤s ist nicht
mehr nur reflektierend, es ist vielmehr im stren¤sten Sinne produktiv.

Im künstlerischen Gestalten bleibt auch das Wahrnehmen nicht mehr das, für
was es üblicherweise ¤ehalten wird – ein Datenlieferant für das Denken. Es wird
– wie beschrieben – zu einem Teil des Gestaltens. Und indem es im Scha≠en die
Vor-Ideen wandelt, wird auch das Wahrnehmen selbst produktiv. Gestalten und
Wahrnehmen kann man in dieser Hinsicht als ein und dasselbe ansehen, als
einen Doppelprozess. Und das hat auch zur Konsequenz, dass zum einen die
Wirtschafts- und Sozialprozesse nicht blindlin¤s aus Vorstellun¤en heraus
¤estaltet werden können – selbst dann, wenn diese Vorstellun¤en richti¤ sein
sollten. Und dass zum andern bereits die Weise, wie man auf die konkreten Ver-
hältnisse und Menschen blickt, nichts Neutrales oder Fol¤enloses ist, sondern
stren¤ ¤enommen bereits ein Teil der Gestaltun¤.
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Zum Wahrnehmen von Zusammenhän¤en in Veränderun¤

Wir erwarten bei einem eini¤ermaßen disziplinierten Denken, dass sich das Be-
wusstsein fol¤erichti¤ auf eine Sache richtet, danach auf die nächste und dann
auf die fol¤ende – und dies nach Mö¤lichkeit auch noch in der lo¤ischen Reihen-
fol¤e. Man kann das Diskursivität nennen. Im Mythos war das der Faden der Ari-
adne, der den We¤ aus dem Labyrinth finden lässt. Fra¤t man sich aber, welche
Denk- und Anschauun¤sweisen für ein methodisches Erfassen sozialer Zusam-
menhän¤e erforderlich sind, dann reichen ¤erade dieses so bestens bewährte li-
neare Denken und das von ihm ¤eleitete Wahrnehmen nicht aus. Stellen Sie sich
nur die Vielfalt vor, die sich ¤anz konkret er¤ibt, wenn Sie an das denken, was Sie
hier an Lebensverhältnissen, Erfahrun¤en und Intentionen mitbrin¤en. Das ist
schon bei einem Menschen fast nicht mehr mit Worten zu erreichen – und erst
recht nicht bei zweien. Es ¤äbe nicht so viel Zeit, alles das der Reihe nach auszu-
sprechen, selbst wenn es vielleicht so¤ar interessant wäre. Aber es ist doch an-
wesend und schwin¤t als Mitklan¤ in jeder Äußerun¤ und in jedem Zuhören mit.
Und es entstehen daraus mehr oder weni¤er deutliche Beziehun¤en. Denken Sie
sich dazu, dass ein Gespräch ¤elin¤t. Dann ist damit verbunden, dass sich bei
jedem etwas ändert – ¤leich wie viel. Und auch die Beziehun¤en unter denen,die
teilnehmen, ändern sich. Wem das nicht deutlich ist, braucht nur daran zu den-
ken, was in einer Familie passiert, wenn ein Kind dazukommt oder eines stirbt.
Die Komplexität solcher Beziehun¤en, die sich zudem noch in ständi¤er Verän-
derun¤ befinden, kann von einem linear-diskursiven Denken nicht bewälti¤t
werden. Wenn wir über Grundeinkommen nachdenken, müssen wir uns aber
doch in die La¤e brin¤en, sach¤emäß mit der Komplexität umzu¤ehen.

Das Gestalten von Zusammenhän¤en bzw. Beziehun¤en, das diskursiv nicht
mö¤lich ist, dieses Unmö¤liche macht die Kunst mö¤lich. Und das nicht ir¤end-
wie, sondern nach klaren Gesetzen, die ebenso konsequent sind wie das linear-
lo¤ische Denken und das von ihm bestimmte Wahrnehmen.

Auf eine Formel ¤ebracht lautet eine dieser Gesetzmäßi¤keiten: Ändert man in
einem Bild ein Element, dann ändert sich das Ganze. Das hört sich einfach an.
Aber es ist nichts weni¤er als ein kulturelles Gesetz, ein Kultur¤esetz, mindes-
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tens ebenso verbindlich wie ein Natur¤esetz. Um dieses Kultur¤esetz befol¤en
zu können, muss ein Künstler jede Gestaltun¤smaßnahme mit dem Blick auf
das Ganze er¤reifen. Jede einzelne seiner Maßnahmen hat Fol¤en für das Ganze.
Und auch wenn er natur¤emäß das Ganze seines Bildes nicht sieht, wenn er erst
anfän¤t zu malen, zu ¤estalten, muss er doch alles so veranla¤en, dass es sich ins
Ganze fü¤t bzw. dass das Ganze daraus hervor¤ehen kann. Für die Lo¤ik des
Vor¤ehens ist das noch eine weit höhere Herausforderun¤ als beim linearen
Denken. Denn es wird auch unter diesem Aspekt nochmals deutlich, vor welchen
Herausforderun¤en in der Kunst das Wahrnehmen steht: Der Blick auf das
Ganze in steti¤er Veränderun¤, der auch zu erfassen hat, was noch nicht da ist,
was erst noch im Werden be¤ri≠en ist. Ohne Abstriche an Lo¤ik ist das nur mit
einem vernetzten, bildhaften Denken und Wahrnehmen mö¤lich. Und deshalb
ist auch die Kunst hier ein so fruchtbarer Bereich zur Entwicklun¤ dieser
Fähi¤keit. Denn anders als beim Sozialen ¤eht es in der Kunst zunächst nur um
das bewusste Gestalten und Wahrnehmen selbst – und um nichts anderes.

Zur sozialen Plastik

Die soziale Plastik versteht Joseph Beuys als eine Gestaltun¤ der sozialen Bezie-
hun¤en. Das ist unter den hier an¤eführten Überle¤un¤en vielleicht auch nicht
mehr ¤anz so ab¤ehoben, wie es zu Beuys’ Zeiten klan¤. Wie bei einem Kunst-
werk das Einzelne nur im Ganzen sinnvoll sein kann, so sieht Beuys den sozialen
Zusammenhan¤ als ein Beziehun¤s¤eflecht, das nur im Blick auf das Ganze
¤estaltet werden kann. Das ist eine vollkommen sach¤erechte Feststellun¤.
Dazu ist viel erforderlich. Denn im Bereich des Wirtschaftlichen und Sozialen ist
das meiste nicht direkt sichtbar – wie zum Beispiel die erwähnten Beziehun¤en
oder aber auch das Geld. Beuys macht darauf aufmerksam, dass Gestaltun¤en
in diesem Bereich – ¤leich welche Maßnahme ¤etro≠en wird – immer Fol¤en für
das Ganze hat. Gleich ob im Guten oder Schlechten, jeder Ein¤ri≠ wie auch jeder
Nicht-Ein¤ri≠, wirkt sich auf das Ganze aus.

Vorhin habe ich behauptet, dass bereits eine Änderun¤ unseres Denkens und
Wahrnehmens etwas Tatsächliches ist. Trotzdem ist es zum Glück immer noch
so, dass nicht sofort alles Wirklichkeit wird, was einem so als Idee durch den Kopf
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schießt. Das ist ein Glück, für das man nur dankbar sein kann. Deshalb besteht
ja auch das Gefühl, dass die Gedanken frei sind.

Aber letztlich ist es doch so, dass auch jeder Gedanke und selbst die Weise un-
seres Wahrnehmens ¤estaltende Wirkun¤en auf das Ganze haben. Wenn wir
das Gesetz anerkennen, dass jede Maßnahme ihre Wirkun¤ auf das Ganze hat,
so ist es ei¤entlich nur eine Fra¤e der Di≠erenzierun¤ unserer Wahrnehmun¤s -
fähi¤keit, dieses auch zu bemerken. Wenn der Einzelne sich ändert, dann ist
damit auch eine faktische Änderun¤ des ¤anzen Systems verbunden.

Zum Stiften der Beziehun¤en

Fra¤t man schließlich, wie denn ein sozialer Zusammenhan¤ in einem ästhe-
tisch-methodischen Vor¤ehen zu ¤estalten ist, dann ist zunächst klar, dass man
im Sozialen nicht Pinsel und Farben, Steine oder Töne usw. als Gestaltun¤smittel
zur Verfü¤un¤ hat. Aber was tritt an deren Stelle? Auch das lässt sich am künst-
lerischen Gestalten ablesen: Denn auch dort ¤eht es nicht allein um die Gestal-
tun¤smittel. Vielmehr können diese im Kunstwerk auch dann erst fruchtbar wir-
ken, wenn sie zueinander in eine entsprechende Beziehun¤ – in eine Komposi-
tion, oder noch all¤emeiner: in einen ästhetischen Zusammenhan¤ ¤ebracht
werden. Erst daraus kann ein Kunstwerk als sinnvolle Ganzheit zum Erlebnis
¤ebracht werden. Und hier ¤leichen sich die Vor¤än¤e: Auch im Sozialen kommt
es auf das Aus¤estalten von Beziehun¤en an. Das Gestalten der sozialen Plastik
bedeutet, die Beziehun¤en zwischen den Menschen in ein solches Verhältnis zu
brin¤en, dass sie als Veränderun¤en des Ganzen wirksam werden. Die Soziale
Plastik entsteht, wenn Beziehun¤en ¤estiftet werden, die als sinnvolle Ganzheit
wirken und erlebt werden können, in der das eine das andere trä¤t und fördert.

Sie bemerken, dass unser lineares Sprechen beim Darstellen solcher Zusam-
menhän¤e an eine Grenze kommt. Denn es ist kaum mö¤lich, die Soziale Plastik
in abstrakten Be¤ri≠en noch konkreter zu beschreiben. Deswe¤en erlaube ich
mir zu bemerken, dass statt dessen wie eben bei jedem Kunstwerk und so auch
hier das Wahrnehmen zu einer produktiven Kraft ¤estei¤ert werden muss:
Wenn wir im konkreten Künstlerisch-Methodischen Gestalten und Wahrneh-
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men als einen Doppelprozess be¤reifen, aus dem die Soziale Plastik hervor¤eht,
dann ist bereits die Weise, wie wir die Beziehun¤en wahrnehmen, ein essentiel-
ler Bestandteil des Gestaltens – ein reales Stiften von Beziehungen.

Beuys meint mit der Sozialen Plastik nichts, was dann ir¤endwie ins Museum
kommt oder im sozialen Or¤anismus herum¤eistert. In den wandelbaren Bezie-
hun¤en sieht er das Plastische, aus dem diese lebende Gestalt entsteht. Und er
spricht mit dieser Art von Meta-Kunstwerk die Einheit an, die sich aus den
immer neu zu stiftenden Beziehun¤en herausformt – und die auch nicht nur von
einem Künstler, sondern eben von allen Betro≠enen mehr oder weni¤er bewusst
und mehr oder weni¤er aktiv entwickelt werden. Beuys selbst hat diesen Prozess
immer wieder auch in Worten zu beschreiben versucht. Er hat ihn aber vor allem
durch seine konkreten Kunstwerke selbst ins Bewusstsein ¤ebracht.

Zum bewussten Wahrnehmen

Wenn es aber um Wahrnehmen ¤eht, dann kann man doch nur für richti¤ hal-
ten, was man selbst wahrnimmt. Auch das ist ein Prinzip der Kunst. Man kann
die Wirkun¤en eines Kunstwerks nur selbst erfahren, wenn sie einem etwas
sa¤en sollen. Deshalb möchte ich zum Abschluss, wenn nicht mit Kunst, so doch
mit einer experimentellen Wahrnehmun¤ kommen. Die soll uns zei¤en, wie die-
ses Beziehun¤s-Stiften schon in jedem Blick veranla¤t ist, wenn wir nicht nur auf
die Sache selbst achten, sondern auch auf den Zusammenhan¤, in dem sie uns
im Prozess des Wahrnehmens erscheint.

Wir bewe¤en uns dabei im Elementaren vor der Kunst, auch wenn die Kunst mit
diesen Elementen arbeitet. Es ist der Sto≠ der Kunst. Es lassen sich daraus aber
auch Schlüsse auf die Kunst und das Wahrnehmen von Kunst ziehen – wie auch
über unser Wahrnehmens- und Erkennens-Verhalten. Die Hauptfra¤e dabei ist,
wie denn das Wahrnehmen ¤ezielt vertieft und erweitert werden kann. Dabei
kann es sich nur um den Anfan¤ eines bewussten Vor¤ehens handeln. Gezielt
kann man nur entwickeln, was einem bewusst ist. Und nur als Beitra¤ zu einem
bewussten Wahrnehmen ist das Fol¤ende ¤edacht.
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Brin¤en Sie Ihren Zei¤efin¤er in eine Haltun¤, mit der man früher kleinen Kin-
dern ¤edroht hat, also vor die Au¤en senkrecht! Schauen Sie ihn an! Dabei tritt
selbstverständlich ein, was wir ¤ewohnt sind, wenn wir konzentriert auf eine
Sache sehen. Wir sehen einen Zei¤efin¤er.

Jetzt kommt das Experiment: Lassen Sie Ihre Au¤en auf den Zei¤efin¤er fest
ein¤estellt, aber beachten Sie ihn dabei nicht, lenken Sie Ihre Aufmerksamkeit
auf alles, was darum herum im Blickfeld lie¤t. Auch das ist Ihnen sicher ¤eläufi¤.
Alles andere als der Zei¤efin¤er ist entweder unscharf oder doppelt im Blick.

Gehen Sie noch einen kleinen Schritt weiter: Lenken Sie jetzt den Blick vom
Zei¤efin¤er we¤ auf etwas, was Sie ziemlich weit hinter ihm wissen. Achten Sie
aber darauf, was dann, wenn Sie den Blick dort festhalten, mit Ihrem Zei¤efin¤er
passiert. Das so klare und feste Bild Ihres Zei¤efin¤ers erscheint nicht nur un-
scharf, doppelt und riesi¤, sondern auch schemenhaft, als sei der Zei¤efin¤er
durchsichti¤ – so lan¤e, bis Sie ihn wieder direkt ansehen.

Es ist schon sehr verwunderlich, dass sich unsere Au¤en, wenn sie intakt sind,
immer ¤erade so einstellen, dass wir die Din¤e eindeuti¤ sehen. Dass dabei alles
andere nicht eindeuti¤ – also doppelt und/oder unscharf usw. – erscheint, rührt
uns nicht weiter. In Wirklichkeit ist es immer nur ein sehr kleiner Bereich im
Raum, den wir scharf sehen. Es ist unser Aufmerksamkeits-Punkt. Den führen
wir den Din¤en nach. Wir können ihn aber auch frei im Raum herumführen,
wenn wir wissen, dass es ihn ¤ibt.

Und zu diesem Bewusstsein ¤ehört eben auch, sich klar zu machen, dass wir
völli¤ auf¤eschmissen wären, wenn wir die vereinzelten Wahrnehmun¤en, die
uns dieser kleine Punkt bietet, dieses punkthaft Gesehene nicht durch ständi¤es
suchendes oder ¤ezieltes Bewe¤en der Au¤en vervielfälti¤en bzw. erweitern
und zwischen diesen Eindrücken Beziehun¤en herstellen würden, indem wir das
Vereinzelte auf bekannte oder unbekannte Muster beziehen. Ohne diese per-
manente Beziehun¤sstiftun¤ würden wir, auch wenn wir vieles im Blick hätten,
nichts erkennen. Das Wechselspiel der Beziehun¤sstiftun¤ und des Wahrneh-
mens vollzieht sich in jedem unserer Blicke. Es ist nur so unbewusst habituell
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¤eworden, dass wir es als Prozess nicht mehr im Bewusstsein haben müssen.
Sonst wären wir zum Beispiel für den Straßenverkehr nur bedin¤t tau¤lich. Und
die Kunst kann in diesem Zusammenhan¤ als einer der Bereiche verstanden
werden, in dem mit dem Wahrnehmen so um¤e¤an¤en wird, dass die Fähi¤keit
des Wahrnehmens im Zusammenspiel mit dem Denken selbst ins Bewusstsein
tritt. Deswe¤en erfordert Kunst von uns heute nicht nur Hin¤abe und Genuss,
sondern auch einen aktiven bewussten Um¤an¤ mit ihren Wirkun¤en. Wir wer-
den nicht ¤efra¤t, ob uns das passt oder nicht. Es ist ein Lebensprozess, den man
berücksichti¤en muss, wenn man das Denken und Wahrnehmen ¤ezielt sozial-
fähi¤ ¤estalten will. Und deshalb steht noch aus zu probieren, mit welchen be-
sonderen Problemen das bewusste Wahrnehmen im Sozialen verbunden ist.

Zum bewussten sozialen Wahrnehmen

Auch hier nur ein einzelnes Element: Sehen Sie einmal in ein Gesicht. Was sieht
man dabei? Au¤en, Nase, Mund, Kinn, Haare – und das in oft ziemlich spezieller
Ausformun¤. Das Einzelne ist leicht benennbar. Aber schon das Wie der Ausfor-
mun¤ ist extrem schwer zu beschreiben.Und erst recht der ¤esamte Zusammen-
han¤, der dann das Gesicht ausmacht – das überstei¤t alles,was man sa¤en kann.

Aber das ist nur, was man sieht. Gerade wenn Sie sich darauf konzentrieren, 
– lassen wir mal beiseite, dass man ja auch noch anderes vom Nachbarn anse-
hen könnte –, dann sieht man nicht seinen Nachbarn. Sondern eben nur sein Ge-
sicht. Sie kennen alle die Situation, dass man es ¤ar nicht schätzt, wenn man je-
mandem etwas Wichti¤es erzählen will und das Ge¤enüber sieht einem dabei
links neben das Au¤e und sa¤t: Du hast so süße Grübchen, wenn Du lachst. Das
wird leicht als unhöflich auf¤efasst. Es heißt im Sozialen zwar immer, man solle
auf die Menschen sehen – aber wie denn, wenn man nicht hinsehen darf? So-
ziales Wahrnehmen bezieht eben noch sehr viel mehr Schichten des Wahrneh-
mens mit ein als das, was beim Hinsehen erfasst wird. Und dieses Wahrnehmen
ist ¤ewöhnlich unserem Bewusstsein noch viel weiter entzo¤en als das Sehen.

Diese Tatsache kann zur verbreiteten Idee bei¤etra¤en haben, dass das, was da
vor uns ist, nichts anderes ist als eben ein Zellhaufen – eine zufälli¤e, biolo¤ische
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Konstellation, vielleicht ein Erfol¤smodell mit ¤roßem Gehirn oder auch eine
evolutionäre Ent¤leisun¤ oder ein biophysisches Reiz-Reaktions-System, das
sich so¤ar im Spie¤el wieder erkennen kann – was auch immer. Interessant
daran ist in diesem Zusammenhan¤ nur: Wenn wir in dieser Weise auf einen
Menschen blicken, sehen wir sehr vieles – aber wir sehen eben nur das, was der
Mensch, den wir ansehen, nicht ist. Was wir sehen – das ist nicht der Andere, es
ist nur eine der Erscheinun¤sformen, durch die wir ihn wahrnehmen können. Er
kann damit aber nicht identisch sein. Er wäre uns als individuelle Identität nicht
völli¤ fassbar.

Das ma¤ plausibel machen, dass ¤e¤enüber der Realität des Sozialen nicht nur
die diskursiven Gedanken und Vorstellun¤en, sondern auch das von ihnen ¤elei-
tete Sehen zunächst als ohnmächti¤ anerkannt werden muss. Und daher ist das
Kunststück ¤efordert, im sinnlich Sichtbaren das Individuelle wahrzunehmen
und zu¤leich das Individuelle des Menschen in seinen Beziehun¤en zur All¤e -
meinheit zu fassen, ohne ihm damit seine Freiheit zu nehmen.

Grundelemente des künstlerisch-methodischen Gestaltens 
von wirtschaftlichen und sozialen Zusammenhän¤en

Ich möchte eini¤e Konsequenzen aussprechen, die sich aus dem An¤edeuteten
er¤eben. Um mehr als nur um Andeutun¤en kann es sich hier nicht handeln.

Wahrnehmun¤s¤eleitetes Mana¤ement

Wenn man also im an¤edeuteten Sinne Kunst als den Bereich versteht, in dem
das Sinnliche so ¤estaltet wird, dass es selbst schon so erscheint als sei es Idee,
dann ist das ein erster Ansatz, die Ohnmacht zu überwinden – ein erster Ansatz
zu einer nachhalti¤en Veränderun¤, bei der wir bei uns selbst be¤innen. Das
Sinnliche so zu gestalten, dass es als Idee erscheint – das ist eine der Kernformu-
lierun¤en, mit denen Rudolf Steiner sein neues Denken über die Kunst in seinen
frühen ästhetischen Reflexionen be¤ründet. Wenn also die Beziehun¤en zwi-
schen den Menschen so ¤estaltet werden, dass sie in ihrer Konfi¤uration selbst
schon so erscheinen, dass sie in sich sinnvoll sind, dann nähert sich diese So-
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zial¤estaltun¤ einem Kunstwerk, dem also, was Beuys die Soziale Plastik nannte.
Denn auch Beuys’ Ideen ¤ründen bekanntlich sowohl in Steiners Gedanken von
der Dreigliederung des Sozialen Organismus wie in dessen Ästhetik. Denn die
künstlerisch-methodische Weise, in der Steiner und später Beuys die Gestal-
tun¤sfra¤en des Sozialen sahen, ist eine der Grundla¤en, um in diesem Bereich
zu einer sach¤emäßen Erkenntnis zu kommen – auch wenn das in dieser Form
¤esa¤t zunächst abstrakt klin¤en ma¤.

Das methodische Vor¤ehen, das ich hier hervorheben will, würde also darin be-
stehen, beim Gestalten das Wahrnehmen nicht allein von richti¤en Vor stel lun -
¤en leiten zu lassen, sondern ebenso auch – und vor allem bewusst – das Den-
ken vom Wahrnehmen. Das heißt in unserem Fall: künstlerisches Gestalten – oder
Mana¤ement, wenn man es auf Wirtschaft bezieht. Das übliche ideen- oder vor-
stellun¤s¤eleitete Mana¤ement müsste also er¤änzt werden durch ein
Mana¤ement, das sich ebenso vom konkreten Wahrnehmen der Zusammen-
hän¤e und Prozesse leiten lässt – durch ein in diesem Sinne wahrnehmungsge-
leitetes Management.

Sto≠, Form, Spiel – zum kulturellen Grund¤esetz

Zum anderen könnte es in Betracht kommen, die für diesen Bereich ¤ülti¤en Ge-
setzmäßi¤keiten zu berücksichti¤en. Eines dieser Gesetze haben wir bereits
¤enannt. Ich möchte hier noch auf das Grund¤esetz verweisen, das Friedrich
Schiller erstmals in stren¤ ¤edanklich-künstlerische Form ¤ebracht hat: Form –
Sto≠ – Spiel. Das ist eine Formel, die wie in der Physik einen ¤esetzmäßi¤en Zu-
sammenhan¤ bestimmt. Sie bezeichnet den ästhetischen Grundansatz Schil-
lers: Form und Sto≠ bilden eine Polarität. Eine pure Form oder Gestalt hat kein
Leben. Und schieres Leben hat keine Gestalt.Werden aber die Pole so zueinander
¤eführt, dass sie sich ¤e¤enseiti¤ stei¤ern, entsteht eine Qualität, die zu¤leich
mehr ist als die Summe von beidem: das Spiel. Das – und nichts weni¤er –
¤elin¤t in der Kunst. Das ¤ibt der Kunst ihren höchsten Sinn.

Der Trieb des Menschen zur Ordnun¤ und Strukturierun¤, der Formtrieb, wie
auch der Trieb, allem nachzu¤ehen, was die Wechselfälle des Lebens so bieten,
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der Sto≠trieb –, in beiden Zwän¤en kann der Mensch nicht wirklich frei sein. Aber
wenn es ihm ¤elin¤t, in seinem wahrnehmenden Gestalten dem Leben Form
bzw. der Gestalt Leben zu ¤eben, dann entsteht die lebende Gestalt, die Schiller
als – im wahren Sinne – schön bezeichnet.

Es wäre also darauf hinzuarbeiten, die sozialen Verhältnisse ¤emäß dem kultu-
rellen Grund¤esetz von Schiller anzu¤ehen. Das würde bedeuten, sie im Sinne
einer lebenden Gestalt wahrnehmen und ¤estalten zu lernen.

Zur ästhetisch-sozialen Struktur von Steiners Sozialem Haupt¤esetz

„Das Heil einer Gesamtheit von zusammen arbeitenden Menschen ist um so
¤rößer, je weni¤er der Einzelne die Erträ¤nisse seiner Leistun¤ für sich bean-
sprucht, das heißt, je mehr er von diesen Erträ¤nissen an seine Mitarbeiter
ab¤ibt und je mehr seine Bedürfnisse nicht aus seinen Leistun¤en, sondern aus
den Leistun¤en der anderen befriedi¤t werden.“

Auch hier handelt es sich um die Formulierun¤ eines ¤esetzmäßi¤en Grundzu-
sammenhan¤s, den Steiner auf diese Formel brin¤t. Es ist nicht die Fra¤e, ob
man das ¤ut findet oder nicht, ebenso weni¤ wie es eine Fra¤e sein kann, ob es
einem ¤efällt, dass Äpfel vom Baum auf den Boden fallen. Es ist auch keine Fra¤e,
ob man dieses Gesetz beschließen soll. Denn es drückt – wie es Schiller in seinem
ästhetischen Gesetz tut – nichts anderes als einen Lebenszusammenhan¤ aus,
der so ist wie er ist. Es ist im Übri¤en wichti¤, dass Steiner, wenn er von einer Ge-
samtheit von zusammenarbeitenden Menschen spricht, einen konkreten Zu-
sammenhan¤ meint, nicht ein abstraktes Staatswesen, das das Individuum
nicht berücksichti¤t. Es besa¤t diese Gesetzmäßi¤keit auch nicht, dass jeder mal
lieb sein und auf sein Einkommen verzichten soll. Das wäre vielleicht sehr mora-
lisch, aber zu kurz ¤edacht. Denn es käme beim Gestalten von Verhältnissen da-
rauf an, konkrete Einrichtun¤en oder Arbeitsformen zu scha≠en, untern denen
ein solcher Verzicht mö¤lich und volkwirtschaftlich wirksam werden kann.

Man muss wie in eine Formel der Physik die richti¤en Faktoren auch in die For-
mel Schillers und so auch in die Formel Steiners einsetzen. Und dabei kann sich
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zei¤en, dass die Gesetze der Kunst, die Kultur¤esetze und die Gesetzmäßi¤kei-
ten des Sozialen etwas ¤emeinsam haben, das sie von den Gesetzen unter-
scheiden, die in der Natur funktionieren, und die wir diskursiv erfassen. Die
Natur ¤esetze beschreiben die vorhandenen Naturvor¤än¤e, machen sie be-
wusst. Die Gesetzmäßi¤keiten der Kunst und des Sozialen beschreiben nicht nur
Vorhandenes, sondern stiften sie zu¤leich. Sie ¤eben dem Lebenden Gestalt, wie
sie dem Gestalteten Leben ¤eben können.

Gesetzmäßi¤keiten zu erfassen, die die Wirklichkeit erst scha≠en, das hört sich
nach Sel≠ulfilling Prophecy an. Aber man muss sich nur verdeutlichen, dass es
sich um Lebensprozesse handelt, die nur dann vorhanden sind, wenn sie aktuell
wirksam sind. Sie müssen schon die richti¤en Faktoren in die Formel einsetzen.
Und das bedeutet hier, mit der Formalisierun¤ des Gedankens – Form – und der
feldarti¤en Fluktuation der Wahrnehmun¤ – Sto≠ – so umzu¤ehen, dass sich
zwischen beiden eine neue Qualität – das Spiel – bilden kann. Praktisch ¤esa¤t:
Es käme darauf an, die Verhältnisse im Sozialen so anzu¤ehen, dass der Verzicht
auf das ei¤ene Einkommen zu¤leich die Basis bildet für einen ökonomischen
Gewinn, der das Leben in einer Gesamtheit von zusammenarbeitenden Men-
schen sinnvoll macht. Und vielleicht ist das Grundeinkommen ja eine der Maß-
nahmen, die in dieser Richtun¤ wirksam sein können.

Man kann natürlich der Ansicht sein, dass so etwas nicht mö¤lich ist. Das aber
wäre ver¤leichbar mit der Feststellun¤, dass Wind bei Windstille nicht mö¤lich
ist. Was ist mit dem Wind, wenn er nicht weht? Übertra¤en Sie das auf den Geist:
Was ist mit ihm, wenn er nicht wirkt? Es ¤ibt ihn nicht – ebenso weni¤ wie es
Wind bei Windstille ¤ibt. Geist ist nicht etwas Vorhandenes, sondern er entsteht,
wenn wir ihn im Willen er¤reifen, und im künstlerisch-sozialen Gestalten so
vor¤ehen, dass in den Beziehun¤en Sinn entstehen kann. Das kann ¤elin¤en,
wenn wir in der ¤ekennzeichneten Weise ästhetisch-methodisch an die Gestal-
tun¤sfra¤en heran¤ehen.
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Enno Schmidt

Form und Farbe – Ein Beitra¤ zum Grundeinkommen

Wie sieht das Grundeinkommen aus der Perspektive eines Künstlers aus?

Sollte es für jeden da sein oder doch nur für die, bei denen es brennt? Innen
brennt. Für die, die etwas umsetzen wollen, was sie aber nicht können, weil kei-
ner es bezahlt. Und es bezahlt keiner, weil es zu neu, zu ei¤en, zu schenkend und
funktional zu unsicher ist, um ¤enü¤end Nachfra¤e in Geld zu locken? Kultu-
relle, künstlerische Arbeit braucht ¤eschenktes Geld. Er¤ebnisse, Produkte, kann
man verkaufen. Selbstbestimmte Arbeit aber nicht. Ich kenne viele, die viel mehr
leisten könnten, wenn sie nicht immer wieder ¤ezwun¤en wären, ihre Fähi¤kei-
ten, Intentionen, Zunei¤un¤en lie¤en zu lassen und etwas zu arbeiten, nur weil
es Geld brin¤t. Das ist tra¤isch, weil nur ihre freie Arbeit weiter brächte; die Welt,
meine ich. Und sie selbst auch. Was kein Unterschied ist. Jeden Monat nur mit
Not und noch etwas mehr Schulden überstehen, die Miete als Ei¤er Nordwand
am Horizont, das zermürbt auf Dauer. Zu weni¤ Geld zerfrisst wie eine Krank-
heit. Ir¤endwann will man doch Sicherheiten, Familie, Kinder.

In der Kunst zei¤t sich aber auch: Der/die Beste setzt sich durch. Wer als Künst-
ler in dienstleistende Jobs rutscht, bei dem hatte sich die ei¤enständi¤e Kreati-
vität vielleicht auch schon mit der Ju¤end aus¤etobt.

Grundeinkommen? Ein weni¤ stört das die Cowboy-Mentalität, das Selber-
Scha≠en. Das soziale Netz, ekli¤ ¤enu¤ heute, allen über die Brust ziehen?

Not ¤ibt auch so manchen Anstoß, kann Au¤en ö≠nen, auf das Sein verweisen
und zu mancher Erfahrun¤ zwin¤en, die einem sonst verschlossen bliebe. Sie
kann Kräfte freisetzen. Not ist die billi¤ste Art, Existenz zu spüren. Geld kommt
aus der Zuwendun¤ anderer Menschen. Findet man die nicht, ist das vielleicht
auch eine heilsame Korrektur für einen selbst.
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Als Künstler erlebe ich mich bei Projekten in einem permanenten Balanceakt mit
dieser Korrektur von außen. Will ich etwas wirklich, ist es eine wirkliche Idee,
dann passiert es, dass ich im ¤enau richti¤en Umfeld beauftra¤t werde; frei zu
arbeiten, versteht sich, mir zu fol¤en, dem ei¤enen Vorhaben, keinem anderen.
Und kränkelt etwas, ist es nicht reif oder nur verbohrt, findet sich auch kaum
Geld dafür. Mit einem Grundeinkommen von der Wie¤e bis zur Bahre kann man
Menschen auch lebenslän¤lich im Irrtum über sich selbst lassen. Die Vorstel-
lun¤, dass viele dann ein bisschen herumstümpern und sich kreativ fühlen, ist
¤ruseli¤. Aber das ¤ibt es heute auch schon, und oft so¤ar ¤ut bezahlt.

Als Künstler interessiere ich mich nicht für mein Einkommen. Das muss kom-
men. Ich interessiere mich für das, was ich mache. Ich ¤ehe dem nach, was ich
für sinnvoll, stimmi¤ und potent halte. Das ist nicht willkürlich, das hat einen
roten Faden. Aber es wechselt die Erscheinun¤. Ich habe fest¤estellt und das
auch bei anderen untersucht, dass ein wirklich selbstbestimmtes Handeln aus
ei¤enem Willen erst da ¤eschieht, wo in der ei¤enen Idee auch der Bedarf ande-
rer auftritt. Wenn das Ei¤ene den Bedarf anderer tri≠t, erst da ist es überhaupt
eine Idee oder ein Be¤ri≠, und erst daraus entsteht der Wille zum Handeln. Der
Bedarf anderer? Das müssen nicht unbedin¤t Menschen sein. Es kann auch das
Kunstwerk sein, das noch nicht dar¤estellt ist, oder Tiere oder der Fortbestand
der Erde. Aber meistens sind es Menschen. Der Mensch ist das Umfassende. Und
auf der Produzentenseite bin das ich.

Mich stört als Künstler sehr, dass dieser Produzentenbe¤ri≠ in der ar beits -
teili¤en Wirtschaft so ¤ut wie nicht zu¤elassen wird. Obwohl da doch erheblich
mehr Leute arbeiten und mehr Din¤e her¤estellt werden als im Kunstbetrieb.
Wer explizit nur für ein Einkommen arbeitet, ist unfrei. Die Din¤e, die dann
her¤estellt werden, sind ¤enau so. Das ist schlecht für alle. In Wirklichkeit arbei-
tet keiner für ein Einkommen. Aber die meisten denken es so. Und das ist ent-
scheidend. Die Arbeit wird ¤eleistet, um sich was kaufen zu können. Die Unter-
nehmen sind Ei¤entum wie eine Ware, die man kaufen und verkaufen kann, und
die Arbeitskraft ist das ebenfalls. Freiheit, die ¤ibt es nur im Konsum. Und alles
wird wie Konsum verstanden. Klar, weil alle Freiheit wollen. Die Freiheit in der
Produktion ist aber viel maß¤eblicher. Diese und damit auch die Vorstellun¤ des
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freien Unternehmens sind uns abhanden ¤ekommen. Oder sie kommt erst
noch.

Woher kommt die Vision?

Helmy Abuleish, Vorsitzender der ä¤yptischen Wirtschaftsjunioren, sa¤te neu-
lich auf einem Podium zum Thema Visionen auf der Jahresversammlun¤ der GLS
Bank in Bochum, man müsse auch schauen, woher die Vision komme. Sonst rede
man über Visionen im kraftlosen Sinne unrealistischer Vorstellun¤en.

Wenn das Grundeinkommen eine Vision ist, woher kommt sie?

Für mich kommt sie insofern aus der künstlerischen Arbeitsweise, als in ihr der
Inbe¤ri≠ menschlicher Produktion lebt. Künstlerische Arbeitsweise, damit
meine ich kein spezielles Medium, sondern ich meine es in Übereinstimmun¤
mit dem, was Joseph Beuys den Erweiterten Kunstbe¤ri≠ nannte. Der ist keine
Erfindun¤ von Joseph Beuys, sondern eine Tatsachenbeschreibun¤, wie auch der
Satz: Jeder Mensch ist ein Künstler. Jeder ist für das, was er tut, selbst verant-
wortlich, und so steht jeder unter dem Anspruch seiner selbst. Es ist zu sehen,
dass jedem Einzelnen immer weni¤er die Verantwortun¤ für sein Tun ab¤enom-
men wird. Auch das Einkommen nimmt einem die Verantwortun¤ nicht ab. Das
Geschrei um die Arbeitslosen hat für mich vor allem damit zu tun, dass alte
Abhän¤i¤keitsverhältnisse aufrecht erhalten bleiben sollen. „Jeder Mensch ist
ein Künstler.“ Damit muss jeder leben, mit oder ohne diesen Satz. Und e¤al, was
er unter einem Künstler versteht. Es betri≠t ihn. Jeder Mensch ist ein Unterneh-
mer. Wir bewe¤en uns für mein Empfinden aus der Zeit heraus, in der solche
Sätze noch als schillernde Sprüche ¤enommen werden konnten. Jetzt sind sie
wahr. Auf der anderen Seite, der o≤ziell ¤esellschaftlichen Seite, wird viel un-
ternommen, damit keiner das wahrhaben will. So entsteht Leiden.

Ein Grundeinkommen als Sozial¤eld ist mir unan¤enehm. Es riecht nach Unehr-
lichkeit. Wenn in der Forderun¤ nach einem Grundeinkommen E¤oismus ent-
halten ist, ist sie unwirksam. Aber wenn ich selbst nicht enthalten bin, ist sie
ebenfalls unwirksam. Ein Grundeinkommen zu fordern, weil ich selbst ¤erne
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eines hätte, das ist privat verständlich, aber uninteressant. Ein Grundeinkom-
men zu fordern, damit soziale Unruhen vermieden werden, das wird ein Pokern.
Es nur für andere zu fordern, weil man selbst selbstverständlich keines braucht,
ist trauri¤. Die Stellvertreterrollen bedienen sich der Lust, die Lebensverhältnisse
anderer zu bestimmen.

Als Künstler interessiert mich nicht der Kuhhandel eines sozialen Aus¤leichs,
¤eschmäcklerische Moral für die Armen, zu denen ich selbst ¤ehöre; ich interes-
siere mich für die Form. Ein Grundeinkommen, weil wir so viele Arbeitslose
haben – ohne den Be¤ri≠ Arbeit neu zu fassen, ohne die Probleme zu lüften, aus
denen ein solches Grundeinkommen sich ableitet und von denen es weiter ab-
lenkt? Mich interessiert eine Form, die ich im Sinne eines Kunstwerkes als
stimmi¤ erleben kann.

Die Idee ist, den Produktionsbereich deutlich vom Konsumbereich zu unter-
scheiden. Freiheit im Konsum? Haben wir. Freiheit in der Produktion? Haben wir
ver¤essen. Das ist aber der schöpferische Mensch. Und eben nicht nur im Kunst-
betrieb. Die Idee ist, den Bereich der Arbeit aufleuchten zu lassen als initiativ und
frei. Und als ¤emeinnützi¤. Arbeit ist Arbeit für andere. Jedes Unternehmen ist,
wenn es denn etwas Vernünfti¤es mit Bewusstsein herstellt, ¤emeinnützi¤. Der
Profit ist der ¤rößtmö¤liche Nutzen für andere. Der Profit ist der Sinn. Die Leis-
tun¤ von Menschen für andere.

Die Idee ist, alle steuerlichen Ab¤aben aus dem Leistun¤sbereich abzuziehen
und sie an den Über¤an¤ von der Herstellun¤ in den Verbrauch zu stellen. Me-
thodisch ist das die Mehrwertsteuer, eine Konsumsteuer. Inhaltlich ist das die
Frei¤abe des Blickes auf das, was Arbeit ist, was Unternehmen sind, was schöp-
ferische Produktion ist. Die Ab¤abe an das Gemeinwohl durch Steuern
¤eschieht da, wo ich Leistun¤en anderer für mich in Anspruch nehme. Nur da.
Kein „Nimm was du krie¤en kannst“ des Staates in allen Gassen, sondern eine
klare Form am Ende der Wertschöpfun¤. Wer mehr kauft, zahlt mehr Steuern.
Nicht, weil er ein so leistun¤sfähi¤er Mensch ist, sondern weil er mehr Leistun¤
anderer für sich in Anspruch nimmt.
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Die Idee hat aktuell Benediktus Hardorp ins Spiel ¤ebracht. Mich interessiert als
Künstler dieses Bild. Ich finde es stimmi¤. Und es hat noch nichts mit einem
Grundeinkommen zu tun! Es ist nicht vernutzt für eine fremde Forderun¤. Es ist
nicht zwan¤haft und nicht ¤utmenschlich. Es ist frei. Es ist maß¤eblich, dass
nichts nur da ist für das Andere, sondern alles seinen Wert in sich hat, und da-
raus das Nächste und der Wert für das Andere fol¤t.

Das Nächste ist die Fra¤e, wo denn da ein Steuerfreibetra¤ bleibt. Das war die
Fra¤e von Götz Werner. Die Einkommen würden ja nicht mehr besteuert. Zuvor
¤alt noch, dass ein Einkommen steuerlich frei bleibt bis zu einer Höhe, die für die
Existenzsicherun¤ und etwas Spielraum darüber hinaus benöti¤t wird. Jetzt ¤ibt
es keine Steuer mehr auf Einkommen. Alle Steuern werden für alle ¤leich beim
Konsum erhoben. Der Steuerfreibetra¤ des monatlichen Einkommens wird frei,
wird aktiv, wird aus¤ezahlt. Jeder erhält ihn. Man kann ihn nennen, wie man will.
Zum Beispiel: Bedin¤un¤sloses Grundeinkommen. Allerdin¤s hat dieses nichts
mit einer Wohltat zu tun, nichts mit nach¤ewiesener Bedürfti¤keit. Der Steuer-
freibetra¤ des Einkommens ist nicht auf die Arbeit bezo¤en.

Keine Hinter¤edanken, keine Willkür. Aber viele Fol¤en. Zum Beispiel Transpa-
renz im demokratischen Steuern durch Steuern. Enorme Vereinfachun¤en. Viel
unnöti¤e Verwaltun¤sarbeit wird ¤espart. Sozialleistun¤en und Pflichtversiche-
run¤en werden zu einem ¤roßen Teil überflüssi¤ und das panische Sparen fürs
Alter auch. Das heißt, die Rentenfonds, die Renditeanla¤en suchen und ver-
brannte Erde hinterlassen, die Geldblase kann ab¤ebaut werden und das Geld
dahin fließen, wo es in sozialer und initiativer Anbindun¤ ¤ebraucht wird. Es
kann Bewusstsein entstehen für vieles und damit auch Veränderun¤.

Das Bild durchläuft einen Prozess. Als Grundeinkommen scha≠t es Be din¤ un -
¤en, die viel Bewe¤un¤ in den Bio¤rafien und ¤esellschaftliche Neu be wer tun -
¤en ermö¤lichen. Und zwar vom Menschen aus – aus sachlicher Stim mi¤keit.
Für mich künstlerisch überzeu¤end. Viele halten Kunst für das, was in den Mu-
seen hän¤t. Aber die Kunst ist auch schon weiter.
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Festzustellen, dass die sozialen Sicherun¤ssysteme nicht mehr funktionieren,
weil sie an Erwerbsarbeit ¤ebunden sind, die aber abnimmt, dass immer mehr
auf eine staatliche Transferleistun¤ zurück¤reifen müssen, die aber bevormun-
det und abschrecken soll, zu sehen, dass viel ¤esellschaftlich wertvolle Arbeit ¤ar
nicht als Arbeit ¤esehen und auch nicht bezahlt wird, dass viel Arbeit lie¤en
bleibt und Ener¤ie und Fähi¤keiten un¤enutzt bleiben, weil das Diktat der Er-
werbsarbeit herrscht, dass Not und Armut und unbefriedi¤ter Bedarf in dieser
Gesellschaft massiv zunehmen, wo Arbeit aus persönlicher Hinwendun¤
¤eschehen muss, dass An¤st vor dem Jobverlust zum Rin¤ durch die Nase aller
Arbeitnehmer ¤eworden ist, das ist das Eine. Bleibt man bei der emotionalen
Auf¤ere¤theit, sucht man eine Linderun¤. Die könnte ein Grundeinkommen
brin¤en. Entspannun¤. Grundeinkommen wie hoch und für wen, das wird dann
relativ. Anreize, etwas Richti¤es zu machen, erster Arbeitsmarkt, das soll ja blei-
ben. Aber wie finanzieren. Man sucht Lösun¤en. Ein bisschen wie eine ne¤ative
Einkommenssteuer oder auch wie Kombilöhne? Wer so Lösun¤en sucht, findet
Probleme. Wenn das Nächste immer nur die Lösun¤ für das Vorher¤ehende sein
soll, bleibt alles im abhän¤i¤en Hadern. Freier Geist wird da nicht frei. Es kommt
zur Rechenauf¤abe. Es kommt keine Qualität hinzu. Zu einer Idee kommt es
nicht. Dafür zu Schwieri¤keiten. Die ¤ehören nicht zu einer Idee. Die sind auch
nicht durch Planun¤en zu bewälti¤en. Schwieri¤keiten ¤ehören in die Wirklich-
keit, in die Umsetzun¤, wo sie sich erstens anders zei¤en und zweitens
Lösun¤en mitbrin¤en. In Unternehmen und in der Politik wird ständi¤ auf
Lösun¤en ¤edrän¤t. Darum kommt es nicht zu einer Idee. Ohne eine Idee
kommt es aber auch nicht zu Lösun¤en. Ich will sa¤en, in der Methode muss die
Freiheit lie¤en, die Ei¤enwerti¤keit, sonst breitet sich nur das Geflecht der Ver-
drän¤un¤en aus, sonst bleibt es systemisch und kommt nicht zum Menschen.
Um ihn ¤eht es aber. Guter Wille allein, soziale Gerechti¤keit, das bleibt in der
Selbst¤erechti¤keit und kommt ¤enauso weni¤ zum Menschen. Wie ¤esa¤t, um
ihn ¤eht es aber.

Darum noch mal die Fra¤e: Woher kommt die Vision? Sie kommt aus der Ge-
wissheit vom freien Menschen. Die ist in dem hier beschriebenen Modell nicht
blauäu¤i¤ ¤esetzt, sondern das Modell ist in der Art des freien Menschen ent-
wickelt und darum für ihn. Was das Grundeinkommen bewirken kann, ist bereits
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methodisch in dem Vor¤an¤ enthalten, der zu der Idee führt – hat schon
statt¤efunden. Muss aber noch ¤emacht werden. Und wird dann viele Überra-
schun¤en brin¤en. Das Leben ist spannend.

Mir ist in Gesprächen immer wieder auf¤efallen, dass all das Verquere, Verkrüp-
pelnde der jetzi¤en Verhältnisse ¤lorifiziert wird, sobald es um eine Perspektive
¤eht, die etwas verändert. Als wenn der Schmerz an dem Bestehenden sich
plötzlich an dem festmacht, was ihn aufheben könnte. Sie kennen das vom
Zahnarzt.

Weil das bedin¤un¤slose Grundeinkommen in Fol¤e einer Steuerbereini¤un¤
zur Klärun¤ der Arbeit als Bereich der Freiheit des Menschen eben den Men-
schen meint und jeden Einzelnen betri≠t, kann ich mir nicht vorstellen, wie das
an die Politiker dele¤iert werden soll. Nicht unbedin¤t, aber doch tri≠t sich die
Idee des Grundeinkommens für mich mit der Volksinitiative, mit der Direkten
Demokratie. Direkte Demokratie heißt, dass alle ihr Erleben und ihre Idee in die
Gestaltun¤ unserer Gesellschaft einbrin¤en können. Dass sie sich erleben kön-
nen als beteili¤t an der Bestimmun¤ der Verhältnisse, in denen wir leben. Wenn
eine ¤enü¤end ¤roße Anzahl von Menschen überzeu¤t ist, eine Neuerun¤ sei
vernünfti¤, ¤eht der Vorschla¤ an die Bevölkerun¤. Es kommt zu einer ö≠entli-
chen Diskussion des Für und Wider im ¤roßen Stile. Da kann man lernen, sich
selbst zu verstehen wie den Anderen, man kann Hören lernen, und die Qualität
des Denkens stei¤ert sich, weil, was ich denke, nicht fol¤enlos bleibt. Weil ernst
¤emacht wird mit dem, was sich als die bessere Idee herausstellt. In der Schweiz
finden die Leute das ¤anz selbstverständlich. In Deutschland wird eine sach-
bezo¤ene Mitsprache der Bevölkerun¤ ab¤elehnt mit den ¤leichen Ar¤umen-
ten, die ¤e¤en ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen stehen. Die Leute seien
zu blöd und zu unselbständi¤. Aber wer soll denn eine Idee, die den Menschen
seiner Selbstbestimmun¤ näher brin¤t, zu einem Gesellschaftsvertra¤ machen,
wenn nicht diese selbstbestimmten Menschen selbst?

Dann zei¤t sich, ob die Zeit reif ist. Darum muss die erste Volksabstimmun¤ in
Deutschland eine Volksabstimmun¤ über die Volksabstimmun¤ sein. Und
darum bin ich lieber in die Schweiz ¤e¤an¤en mit der Idee des bedin¤un¤slosen
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Grundeinkommens. Mir ist dabei im Ohr, was Gabriele Fischer von brand eins
sa¤te: „Die Gefahr ist, das Grundeinkommen mit allem Mö¤lichen zu befrach-
ten, was die ¤anze Welt verändern will.“ Die einen wollen erst mal das Zinspro-
blem abscha≠en, die anderen Ei¤entum an Grund und Boden, manche wollen
erst mal die Soziale Drei¤liederun¤ von Rudolf Steiner verstehen und andere lie-
ber auf die Not der Armen in Afrika hinweisen. Klimakatastrophe, Bildun¤skat-
astrophe, Mi¤rantenströme, alles lieber vorher in den Gri≠ krie¤en. Ich finde, ein
bedin¤un¤sloses Grundeinkommen, das Geist zulässt, muss aus einer Volksab-
stimmun¤ hervor¤ehen. Sonst wird es von der Politik als Rechenexempel zum
Totschwei¤en ein¤eführt. Vielleicht können die Menschen in der Schweiz mal
eine Volksinitiative zum Grundeinkommen vorführen.

Das ist für mich einer von vielen Gründen ¤ewesen, warum Daniel Häni aus
Basel und ich die Initiative Grundeinkommen in der Schweiz ¤e¤ründet haben.
Sie ist für uns in erster Linie eine kulturelle Initiative, die durch alle Lebensberei-
che führt.

Das bedin¤un¤slose Grundeinkommen steht für mich nicht sin¤ulär da. Es bie-
tet eine bessere Basis für Vieles. Das Viele ist damit noch nicht ¤etan.

Nach Schnäppchen ja¤en, eine maximale Rendite für das ei¤ene Geld wollen
und sich dann wundern, wenn der ei¤ene Arbeitsplatz immer unmenschlicher
wird und schließlich futsch ist? An der Kasse ¤ebe ich meinen kaufkräfti¤en
Stimmzettel ab und somit den Auftra¤ zu all dem, was zu diesem Produkt, zu
dem Preis ¤eführt hat. Immer das Billi¤ste? Und bei der ab¤eschöpften Rendite
das Meiste? Nicht nur die Menschen, sondern vor allem das Menschliche wird
aus der Wirtschaft heraus¤edrückt. Das Grundeinkommen brin¤t es wieder hi-
nein. Vielleicht. Es könnte allerdin¤s auch um¤ekehrt aus¤ehen. Ob ein Grund-
einkommen den Be¤ri≠ der Wirtschaft erweitert oder seiner weiteren Reduk-
tion Zunder ¤ibt, das ist eine der Herausforderun¤en. Die lie¤t aber nicht in wei-
ter Ferne, sondern besteht schon jetzt in der Art und Weise, wie wir Grundein-
kommen wahrnehmen und denken. Darum ist für Daniel Häni und mich der kul-
turelle Epochenschritt des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens in das 21. Jahr-
hundert maß¤eblich.
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Inhalt, Form und das Bewusstsein davon

Die Idee ist die Zusammenfassun¤ des Staatsanteils in einer Konsumsteuer. Das
Grundeinkommen ist eine Fol¤e daraus. Es ist die Umwandlun¤ des Steuerfrei-
betra¤s im Einkommen in ein steuerfinanziertes freies Einkommen. Das ist die
Vorzeichnun¤.

Das bunte Bild wird von der anderen Richtun¤ aus ¤esehen. Das bunte Bild be-
steht aus all den Ho≠nun¤en und Vorstellun¤en oder auch Än¤sten, Persönlich-
keitskrisen, die überfälli¤ sind, den mö¤lichen Gedanken und dem klassenüber -
¤rei fenden Austausch, der mit dem Schlüssel Grundeinkommen aus den Ver-
hältnissen aufsteht. Von dieser Seite aus ist es nicht eine Idee, sondern eine Er-
scheinun¤, die Kraft frei setzt bei jedem Ge¤enüber aus dessen ei¤ener Wirklich-
keit. Seine ideelle Realität erhält das Grundeinkommen damit aus der Zeit, aus
seinem zeitlichen Erscheinen jetzt. Es ist wahr in der Zeit. Es ist ein Fahrzeu¤, es
bewe¤t, es scha≠t neue Zu¤än¤e zu vielen nicht mehr ¤estellten Fra¤en, es ist
Ener¤ie. Weil es Ener¤ie ist, wird es kommen, wie alle wichti¤en Neuerun¤en in
der Geschichte ¤ekommen sind. Darum ist für mich die Fra¤e vor allem, mit wel-
chem Bewusstsein es kommt, auf was die Seele sich einlässt, wie der Inhalt die
Form wird.

Die Arbeitsteilun¤ ist eine wichti¤e ¤esellschaftliche Neuerun¤ ¤ewesen. Mehr
Menschen können dadurch versor¤t werden bei relativ ¤erin¤erem Arbeitsein-
satz und weni¤er Ressourcenverbrauch. Jeder kann mehr seinen speziellen
Fähi¤keiten nach¤ehen in der Arbeit für andere. Das alle verbindende Element
der Zusammenarbeit ist eine soziale Kathedrale. Wirtschaft ist das Feld täti¤er
Nächstenliebe. Wir verlassen uns aufeinander, setzen uns füreinander ein, set-
zen uns ¤e¤enseiti¤ frei. Grund für tä¤liche Freude. Und wie sieht dieser tolle
Fortschritt in der Wirklichkeit aus? Es fehlt das Bewusstsein von dem Fortschritt,
der stattfindet. Marktwirtschaft, freier Wettbewerb, eine Errun¤enschaft. Leider
aber ¤epresst in Machtstrukturen. Mit einem all¤emeinen Grundeinkommen
würde der Wettbewerb freier. Warum sträuben wir uns mit Händen und Füßen,
den Menschen an die erste Stelle zu stellen? Weil die An¤st vor Freiheit die
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¤rößte ist – auch die vor wirklichem Wettbewerb. Auch die vor dem ¤leich-
werti¤en Ge¤enüber. Dabei ist das die Voraussetzun¤ für Zusammenarbeit.

Wenn ich meinen Freund, den Bauern Vo¤el vom fränkischen Hochland fra¤e,
sa¤t er: „Grundeinkommen ist schon deshalb notwendi¤, weil wir sonst einen
Bür¤erkrie¤ bekommen. Wo heute alles so schlimm verdreht und im Ar¤en ist,
ist Grundeinkommen schon ein Se¤en. Aber das ist nicht das end¤ülti¤e Ziel, das
ist ein Über¤an¤. Letztlich muss alle Leistun¤ auch als Leistun¤ richti¤ bezahlt
werden.“

Viele auch in höheren Positionen in Staat und Wirtschaft und Bildun¤ wissen im
persönlichen Gespräch ¤ut, woran es fehlt, haben umstürzlerische Einsichten
und echte Fra¤en. In ihrem Auf¤aben¤ebiet, ihrem Tun, fol¤en sie dennoch
falsch ¤ewordenen Re¤eln. Auch ihnen würde ein Grundeinkommen ent¤e¤en
kommen.

Das Grundeinkommen ist für mein Empfinden ein Menschen¤eld. Es er¤ibt sich
zum einen aus der Leistun¤ der Generationen vor uns. Alle haben mit dafür ¤ear-
beitet, dass es uns besser ¤eht. Und jetzt wollen wir das nicht wahr haben?
Eini¤e kommen in die Zwan¤sjacke, anderen wird der Boden we¤¤ezo¤en, ein
paar quellen die Taschen über, das Gemeinwohl ist verschuldet und niemand
weiß, wohin mit dem überschüssi¤en Reichtum? Das Grundeinkommen ist eine
¤esellschaftliche Mehrwertver¤ütun¤. Es er¤ibt sich zum anderen aus der Zu-
kunft, aus dem, was werden kann. Das ist die Würde des Menschen.

Dass die Besten sich ohnehin durchsetzen, wie ich ein¤an¤s sa¤te, ist natürlich
eine Fra¤e der Definition, wer oder was das Beste ist. Zeit¤emäß finde ich nicht
mehr die Heldenverehrun¤. Sie feiert Innovation ohnehin nur im bekannten
Rahmen. Alles Glitzern, was unter den Horizont kommt. Also letztlich darin
immer nur das Altbekannte. Meiner Wahrnehmun¤ nach ¤ibt es heute keine
verkannten Künstler in den bekannten Disziplinen, aber Scheuklappen ¤e¤en-
über der Tatsache, dass jeder ein Künstler ist – oder anders ¤esa¤t, jeder ein
Mensch ist. Das Neue ¤eht vom Menschen aus. Auch Stiftun¤en sind davon oft
noch entfernt. Sie fördern vorbestimmt nach Kriterien Sachen, Projekte, Institu-
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tionen, nicht Menschen. Sie setzen lieber selbst Projekte auf, anstatt un¤ebun-
den wahrzunehmen, wo Menschen aus ei¤ener Intention wirksam sind. Wer,
wenn nicht der Mensch aus seinem nicht berechenbaren Willen, kann ¤emein-
nützi¤ handeln? Das Korrektiv des ei¤enen Lebenswe¤es durch Geld oder nicht
Geld sollte vielleicht doch nicht fremden Vorlieben, persönlicher Krisenbe-
wälti¤un¤ und himmlischen Kräften überlassen bleiben, sondern in ein Be-
wusstsein vom Menschen über¤ehen, in dem Einkommen eine Ermö¤lichun¤
ist. Für jeden. Die Zukunft der Arbeit für Menschen kann ich mir nicht anders als
in einer Trennun¤ von Arbeit und Einkommen vorstellen. Das ist nicht bequemer,
sondern herausfordernder als heute. Fortschritt eben.

Initiative Grundeinkommen

Die Initiative hat ihren Sitz in Basel im unternehmen mitte, dem ¤roßen Ka≠ee-
haus in der Mitte der Stadt, dem ehemali¤en Sitz der Schweizer Volksbank. Die-
ser Ort bietet das beste Ambiente für Tre≠en und Veranstaltun¤en zum Grund-
einkommen.

Unsere Website www.initiative-¤rundeinkommen.ch ¤ibt einen ¤eschicht lichen
und thematischen Überblick über das Thema, stellt die Fra¤e: Was würden Sie
arbeiten, wenn für Ihr Einkommen ¤esor¤t wäre? und verö≠entlicht Antworten.
Übri¤ens brin¤en wir auch Kritik am Grundeinkommen. Denn manche Kritiker
sind ¤ewissenhafte Leute. Und manche Kritik widerle¤t sich selbst besser – und
ö≠net damit eine neue Tür zum Grundeinkommen – als ein Versuch von außen
es könnte. Unser News Blo¤ informiert über das aktuelle Geschehen und kom-
mentiert es. Auf www.¤rundeinkommen.tv zei¤en wir Filme zum Grundein-
kommen. Interviews, Straßenbefra¤un¤en, Podiumsdiskussionen. Filme sind
sinnlicher als Texte. Und man sieht die Leute mal, von denen man sonst nur liest
und hört, auch Leute, von denen es nichts zu lesen ¤ibt. Wir wollen damit die Dis-
kussion im deutschsprachi¤en Raum bereichern und eine ¤e meinsame Platt-
form darstellen.

Auf unserer ersten Veranstaltun¤ Kulturprozent in Romainmotier im L’arc des
Mi¤ros hatten wir Vertreter aus Kultur, Kunst, Landwirtschaft,Wirtschaft, Sozial-
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wissenschaft, Bank¤ewerbe, Arbeitsloseninitiative, Unternehmens- und Perso-
nalberatun¤ ¤eladen.Keineswe¤s nur Befürworter eines Grundeinkommens.Für
manche war es ein neues Wort. Drei Ta¤e ließen wir uns Zeit. Ohne Abstriche am
kritischen Vermö¤en und der professionellen Erfahrun¤ konnten jeder und jede
der TeilnehmerInnen eine sinnvolle und wünschenswerte Perspektive aus ihrer
persönlichen Kompetenz im bedin¤un¤slosen Grundeinkommen ausmachen.

Und wie wäre es, schon mal hundert Menschen über drei Jahre mit einem
Grundeinkommen freizustellen? Eine konkrete Modellsituation, die be¤leitet
und dokumentiert etwas von dem zei¤en kann, was mit einem Grundeinkom-
men mö¤lich wird, was passiert?

Abschließend: Auf die Fra¤e an mich, wie das Grundeinkommen aus der Per-
spektive eines Künstlers aussieht, wollte ich hier darstellen, dass es nur ¤ut aus-
sieht, wenn es nicht aus E¤oismen kommt, nicht notdürfti¤ ist und nicht
Armen¤eld, – denn das alles ist korrumpierbar –, sondern wenn es eine in sich
stimmi¤e, freie Form hat. Die erhält es für mich aus der Zusammenfassun¤ aller
Steuern in einer Konsumsteuer. Daraus er¤eben sich seine Höhe und
Bedin¤un¤slosi¤keit. Nur aus diesem Zusammenhan¤ kann das Grundeinkom-
men den Menschen meinen, nicht Einkommensklassen. Nur wenn es den Men-
schen meint, setzt es Kreativität frei.
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Hans Lenk

Ei¤eninitiative und Ei¤enleistun¤ 
– durch ¤arantiertes Grundeinkommen

Eigenengagierte Leistung, selbstmotiviert und eigeninteressiert erbracht, nenne
ich kurz „Eigenleistung“. In meinem Buch „Ei¤enleistun¤: Plädoyer für eine posi-
tive Leistun¤skultur“ (1983) wird der Unterschied zwischen ei¤enmotivierter
und fremdbestimmter Leistun¤ deutlich heraus¤earbeitet. Die erstere ist Ei¤en-
aktivität, Ei¤enhandeln, das immer besser ¤estaltet werden soll, also einem Gü-
te standard unterstellt ist, und dies mit Ei¤eninitiative verbindet.

Wenn Ei¤enleistun¤, Ei¤enhandeln und Ei¤eninitiative wesentliche kreative
Momente des Lebens sind, so müssen diese ¤erade in der Erziehun¤ als uner-
lässlich ¤efördert und ¤efordert werden. Im Blick auf die vielfälti¤en Leistun¤s -
arten sollte das kreative Leistun¤sprinzip dabei nicht bloß ökonomistisch miss-
deutet werden. Ei¤enmotivation sollte dabei dem teilweise noch notwendi¤en
Leistun¤szwan¤ voran¤ehen. Jeder unnöti¤e Leistun¤szwan¤ sollte allmählich
reduziert werden, sollte ideell der kreativen Ei¤enleistun¤ weichen. Die Persön-
lichkeit entwickelt sich in ihren kreativen Ei¤enleistun¤en. Das Prinzip Ei¤en-
leistun¤ ist kulturell, erzieherisch und ¤esellschaftlich unverzichtbar.

Es hat sich in der nunmehr vierzi¤ Jahre währenden Debatte um die Gesell-
schaftskritik am Leistun¤sprinzip und an der Leistun¤s¤esellschaft ¤ezei¤t, dass
auf Leistun¤sorientierun¤ und -förderun¤ nicht verzichtet werden kann und
dass das Leistun¤sprinzip auch keineswe¤s einer humanen Gesellschaft ent -
¤e¤en stehen muss, wie ich schon 1976 herausarbeitete. Aber wichti¤ ist es, zwi-
schen ei¤enmotivierter und fremdverordneter Leistun¤ zu unterscheiden (was
die Sozialkritik der 68er übersehen hatte). Mit Ei¤enleistun¤ meine ich in erster
Linie die erstere, die ei¤enmotivierte, ei¤enen¤a¤ierte, freiwilli¤ erbrachte per-
sönliche Leistun¤. Sie bezieht sich auch auf symbolische Leistun¤en und solche,
die sich erst durch Deutun¤ verwirklichen oder ausdrücken, auf Deutun¤en be-
ruhen, wie in der Kunst, der Wissenschaft und auch im Sport. Sie muss sich mit
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den ¤enannten, anderen Charakteristika (und weiteren) kombinieren. Ein
menschliches Leben ist vielleicht so¤ar im tiefsten Sinn zunächst Ei¤enleisten,
bewertbares, kreatives, jedenfalls personales Ei¤enhandeln; dieses ist das Ele-
ment und Vehikel en¤a¤ierten und „wirklichen“ Lebens im ursprün¤lichen
Handlun¤ssinn. Im Handeln und im Leisten lie¤t Sinn, im ei¤enbestimmten,
ei¤en¤estalteten, zielorientierten Täti¤sein. Die Persönlichkeit, weni¤stens die
der abendländischen Gesellschaft, spie¤elt und bildet sich vorran¤i¤ in Ausdrü-
cken, Werken und Handlun¤en des Einzelnen – also in Leistun¤en im weitesten
Sinne des Wortes. Darstellun¤sleistun¤en ¤ehören hierzu ebenso wie insbeson-
dere neuarti¤e, einzi¤arti¤e Handlun¤en, durch welche das Individuum sich
auszeichnet – vor anderen, aber auch vor seinem ei¤enen Anspruch, über seine
bisheri¤en Leistun¤en hinaus, durch die der Einzelne sich selbst „beweisen“, vor
sich selbst und anderen bestäti¤en kann als jemand, der etwas Ei¤enes oder ¤ar
Besonderes vollbrin¤t oder zu vollbrin¤en fähi¤ ist. Selbstverständlich spie¤elt
sich die Persönlichkeit nicht nur in Leistun¤shandlun¤en (alle Personen nur
nach deren Leistun¤ oder Leistun¤sfähi¤keit zu bewerten, wäre inhuman), aber
Leistun¤en bieten besondere Auszeichnun¤smö¤lichkeiten, We¤e der Selbstbil-
dun¤, -entwicklun¤ und -bestäti¤un¤. In einer zur Nivellierun¤ tendierenden,
keine tä¤liche Bedrohun¤ setzenden und keine Notfallreserven erfordernden,
daher zivilisatorisch manchmal allzu ¤e¤lätteten Lebensweise ¤ewinnen Hand-
lun¤smö¤lichkeiten und Anforderun¤en eine besondere Bedeutun¤, sofern sie
über die Allta¤sroutine hinausreichen, den Menschen, besonders den ju¤endli-
chen Erwachsenen, zu besonderen Aktivitäten motivieren. – In einer Gesell-
schaft jedenfalls, die „zu weni¤ Spannun¤“, zu weni¤e Selbstbewährun¤s auf ¤a -
ben bietet, sucht und scha≠t der Mensch „sich Spannun¤“, indem er von sich
selbst etwas verlan¤t: Er fordert von sich eine ei¤ene persönliche Leistun¤. So
sahen, sähen und sehen es wir Älteren und Erzieher ¤ern bei der jün¤eren Ge-
neration. Doch die Fakten, die waren lan¤e Zeit nicht so … „Erlebnis-“, „Fun-“,
„Spaß-“, „Freizeit¤esellschaft“ und andere Vokabeln wie „Disco“, „Parties“, usw.
bestimm(t)en und charakterisieren ¤roßenteils noch heute die Wunsch- und
zum Teil auch die Realwelt vieler Ju¤endlicher.

Nun stellte sich kürzlich in der Shell-Ju¤endstudie heraus, dass unter den fast
5000 (n=4544) befra¤ten Ju¤endlichen im Wesentlichen die „Traditionellen“ und
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die „Vielseitigen“ am meisten leistungsorientiert sind, je nach ihrem ei¤enen Ver-
ständnis natürlich; die „Vielseitigen“ zu 63 Prozent und die „Traditionellen“ sogar
zu 68 Prozent. Hier haben wir neuerdin¤s doch eine ¤anz andere Sicht als bis
dato in den vorherrschenden eher pessimistischen Analysen der Erhebun¤en
vom Institut für Demoskopie in Allensbach.1 In der Totalen, also bei der Gesamt-
erhebun¤, waren 52 Prozent leistun¤sorientiert, die sich selber so ¤enannt
haben.2 Die „Vielseiti¤en“ und die „Traditionellen“ unter den jün¤eren Men-
schen lie¤en also weit darüber. Mit anderen Worten: Wir haben hier äußerst in-
teressante neueste Wertestudien, die in dieser 13. Shell-Ju¤endstudie erstmals
verö≠entlicht wurden und ¤e¤enüber den herkömmlichen ver¤leichbaren Ant-
worten ¤eradezu als eine Trendwende ¤edeutet werden können. Vorran¤i¤ ¤in¤
es bei der Erhebun¤ natürlich um die „Modernität“, die „Lustorientierun¤“, „Frei-
zeitorientierun¤“ und die ¤enannte Typendi≠erenzierun¤. Aber immerhin
haben wir doch so etwas wie ein deutliches Er¤ebnis oder einen Trend, dass Leis-
tun¤ o≠enbar doch wieder eine ¤ewisse Rolle spielt – weni¤stens in bestimm-
ten typischen Unter¤ruppen (der „Vielseiti¤en“ und der „Traditionsbewussten“).
Interessanterweise er¤ab sich in Ostdeutschland zum Teil bei weiblichen Be -
fra¤ ten eine höhere Leistun¤sorientierun¤ als bei den Männern. Generell zei¤t
sich, dass entsprechend der Allensbach-Fra¤estellun¤ („Leben als Auf¤abe“,
„Leben als Genießen“) hier eine ¤ewisse Ver¤leichbarkeit mö¤lich ist. (Die
Fra¤en sind nahezu identisch.) Insofern kann man sa¤en, und das schließen die
Autoren der 13. Shell-Ju¤endstudie auch, dass wir einen „soliden Anstie¤ in der
Leistun¤sorientierun¤ seit 1992“ feststellen können: „Die älteren Ju¤endlichen
bekunden öfter Leistun¤sorientierun¤ als die jün¤eren, die weiblichen öfter als
die männlichen (! H.L.), die deutschen öfter als die ausländischen“ (2000, 183).3

Soweit also diese interessanten neuesten Er¤ebnisse, die erfreulicherweise die
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nur 33 % der Unter-30jähri¤en (1982!) das Leben als zu leistende „Auf¤abe“ betrachtet (1960

waren es noch 60 % ¤ewesen!).

2 Übri¤ens waren interessanterweise auch eini¤e ausländische Ju¤endliche zwischen 22 und 24

Jahren mit 63 Prozent höher leistun¤sbestrebt als ihre Alterskolle¤en bei den Deutschen, die

¤enerell nur zu 56 Prozent Leistun¤sorientierun¤ an¤aben.

3 Allerdin¤s ¤ibt es hier die in der vori¤en Anmerkun¤ erwähnte Ausnahme der 22- bis 24-jähri¤en

nicht- deutschen männlichen Ju¤endlichen, die nach dieser Erhebun¤ erklären, „dass sie eher leis-

tun¤s- denn ¤enussorientiert“ sind.

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:15 Uhr  Seite 45



bisheri¤en recht leistun¤sdefätistischen Trends weni¤stens in bestimmten „ty-
pischen“ Unter¤ruppen (zumal den „Vielseiti¤en“ und „Traditionellen“) konter-
karieren.

Immerhin kann man sa¤en, dass auch aus anderen Untersuchun¤en klar wird,
dass bei ¤enauerer, di≠erenzierter Beobachtun¤ die wirkliche Sachla¤e nicht
mehr so ne¤ativ ist, wie es das Institut für Demoskopie aus Allensbach seit Ende
der 70er Jahre anhand seiner Umfra¤edaten dar¤estellt hatte.4 Auch ist bei den
Mitarbeitern in der metallverarbeitenden Industrie im Laufe der achtzi¤er Jahre
von Schmidtchen zweimal eine umfassende Untersuchun¤ durch¤eführt wor-
den, in der die Arbeitszufriedenheit ermittelt werden sollte (und sicherlich
¤elten die Aussa¤en auch in anderen Branchen): Die Mitarbeiter, die sich vor-
wie¤end richti¤ ein¤esetzt fühlen, halten die Arbeit überwie¤end für interes-
sant, und es ¤efällt ihnen durchaus an ihrem Arbeitsplatz. Wichti¤ dabei ist, dass
Schmidtchen eine so¤enannte Ressourcenthese oder Aus¤leichsthese entwi-
ckelt hat. Diese besa¤t: Je mehr Aus¤leichs- oder Kompensationsmö¤lichkeiten
jemand hat (das können psychische, physische, ¤estalterische, ¤ehaltliche oder
durch sonsti¤e Sondervorteile bedin¤te Aus¤leichsmö¤lichkeiten sein), je mehr
Entscheidun¤sfreiheit er hat, desto ¤rößer ist die Zufriedenheit mit dem Ar-
beitsplatz, und zwar unabhän¤i¤ davon, ob sein ei¤enes Urteil über den techni-
schen Fortschritt und die technolo¤ischen Neuerun¤en – deren es ja auch viele
¤erade während der letzten Jahre in der Industrie ¤ab – positiv, ambivalent oder

4 Elisabeth Noelle-Neumann hat von einem Verfall der Arbeitsfreude, von einer ne¤ativen Einstel-

lun¤ zur Arbeit insbesondere in der Bundesrepublik ¤esprochen und ¤emeint, wir würden „alle

Proletarier“ werden, jedenfalls der Einstellun¤ nach. Das „ver¤iftete Arbeitsleben“, – die „Helden“

seien „müde ¤eworden“ –, solche Phänomene führt sie im wesentlichen auf den Einfluss der

 Medien, der kritischen Schulerziehun¤ und eines autoritären Top-down-Mana¤e ments zurück.

Burkhart Strümpel, ihr Koautor des Buches „Macht Arbeit krank – macht Arbeit ¤lücklich?“ (1984),

meinte jedoch, ¤erade dies sei eine positive Anpassun¤ der Arbeitnehmer an ¤ewandelte Arbeits -

situationen, es handelte sich um eine „ökonomische“ Reaktion: Es sei weni¤er Arbeit nöti¤, und

deswe¤en habe sich der Arbeitnehmer in seiner Einstellun¤ darauf ein¤estellt. Man kann eine

 Altersschere, eine internationale Schere, eine Beruf¤ruppenschere, die Führun¤sschere erwäh-

nen. Die Fra¤e ist: Gibt es eine fünfte Schere zwischen Aktivismus und Passivismus? Gibt es einen

Unterschied in der Gesellschaft, die ¤rundsätzlich in „Genießer“ und „Leister“ zerfällt, eine neue

Zweiklassenbildun¤?
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ne¤ativ ausfällt. Wenn jemand viele Ressourcen hat, dann ist es nicht so wichti¤,
wie er zum technischen Fortschritt, zu neuen Technolo¤ien und deren Einsatz in
der metallverarbeitenden Industrie steht.

Die „Mitarbeiter“, schreibt Schmidtchen, „werden mit Belastun¤en um so eher
ferti¤, je ¤rößer ihre Ressourcen sind. Die Mitarbeiter, die ihre Belastun¤en kom-
pensieren können, sind überwie¤end zufrieden, die das nicht können, über-
wie¤end unzufrieden.“ In besonderer Weise zei¤te sich, dass bei hoher Belas-
tun¤ die persönlichen Ressourcen wie Kompetenz, Wertorientierun¤, Bildun¤
usw. einen bedeutsameren Einfluss auf die Arbeitszufriedenheit haben als
or¤anisatorische Ressourcen (ob man Vor¤esetzter oder Unter¤ebener ist) und
selbst auch als finanzielle Entlohnun¤. Dies ¤ilt sowohl in positiver als auch in
ne¤ativer Hinsicht. Vier Fünftel (79 %) der Mitarbeiter unter hoher Belastun¤
fanden ihre Auf¤abe „sehr ¤ut oder ¤ut“, wenn sie über viele persönliche Res-
sourcen zum Aus¤leich verfü¤ten (¤e¤enüber nur 59 bzw. 66 % bei vorwie¤end
finanziellen und or¤anisatorischen Ressourcen); die persönlichen Ressourcen
sind also ¤anz entscheidend. Wertorientierun¤, En¤a¤ement, Ei¤enmotivation,
aber auch Bildun¤ sowie besonders der Umfang von Eigenverantwortungs- und
Dispositionsspielräumen spielen neben anderen persönlichen Ressourcen wie
Gesundheit eine erhebliche Rolle bei der Ausprä¤un¤ der Arbeitszufriedenheit.
Ähnliches ¤ilt auch für die Verarbeitun¤ neuer Herausforderun¤en an¤esichts
der technolo¤ischen Neuerun¤en. Es zei¤t sich also zusammen¤efasst – und
dies ist wieder wichti¤ für die Führun¤skräfte (und die Leistun¤smotivation) –,
dass Wertorientierun¤en für die Einstellun¤ zu Täti¤keiten und Arbeiten ent-
scheidende Bedeutun¤ besitzen, besonders die persönlichen Ressourcen, wie
Ei¤enen¤a¤ement, Ei¤enmotivation, Leistun¤sorientierun¤ sowie Auf¤aben-
bzw. Sachbe¤eisterun¤ und Verantwortun¤sübernahme. Auch Bildun¤sressour-
cen haben einen erheblichen Einfluss auf die Arbeitszufriedenheit – ¤erade
auch an¤esichts technischer und technolo¤ischer Neuerun¤en.

Eine zentrale Fra¤e der Erziehun¤ und ebenfalls des betrieblichen Lebens ist es
freilich nach wie vor, wie sich Leistun¤sprinzipien mit Grundsätzen der Humani-
tät verbinden lassen. Eine Leistun¤s¤esellschaft kann keine totale, sondern
muss eine humane Leistun¤s¤esellschaft sein. Es ¤ibt ein humanisiertes Leis-
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tungsprinzip (v¤l. Lenk 1976), das die Extreme der Leistun¤sfeindlichkeit und der
totalen Leistun¤sorientierun¤ vermeidet. Dies muss für die Erziehun¤ und für
Betriebe im Vorder¤rund stehen. Die ei¤enen¤a¤ierte Leistun¤, die Ei¤enleis-
tun¤, besonders die ei¤enen¤a¤ierte, kreative Ei¤entäti¤keit sollte im Zentrum
stehen. Ei¤enverantwortun¤, Größe des Dispositionsspielraums, persönliches
En¤a¤ement – für Bildun¤ und Betriebe sind sie wünschenswert und nützlich.
Diese Humanisierun¤ des Leistun¤sprinzips ist umso förderlicher, je qualifizier-
ter, verantwortun¤sreicher, kreativer die Täti¤keiten sich ¤estalten. Hierzu wäre
eine Freistellun¤ des ei¤eninitiativen Erwachsenen durch ein bedin¤un¤sloses
Grundeinkommen äußerst förderlich. (1970 bereits forderte ich im ZDF in der
„Sportspie¤el“-Sendun¤ vom 11.8.1970 eine ¤arantierte Grundversor¤un¤ ober-
halb des sozialen Existenzminimums bzw. eine Grundrente, die die Wohlstands -
¤esellschaft sich für alle leisten könnte und die Motivationen des ei¤eninitiati-
ven Wesens freizusetzen ermö¤lichte.)

Das ei¤eninitiative Wesen

Die Charakterisierun¤ des Menschen durch das Handeln ist heute besonders be-
liebt. Doch das Handeln allein als Kennzeichen des Menschen scheint zu unspe-
zifisch zu sein: Das Besondere am menschlichen Handeln ist, dass es sich der
Mö¤lichkeit nach um ein planmäßi¤ verbesserndes, zielstrebi¤es Täti¤sein han-
delt – also um Leistun¤shandeln im weiteren Sinn des Wortes. Der Mensch ist
nicht nur das eigenverantwortliche, sondern auch das eigenleistende Wesen. (In
meinem Buche „Ei¤enleistun¤“ (1983) habe ich dies ausführlich be¤ründet und
aus¤earbeitet.) Der Mensch – und nur er – kann als ein Selbst und bewusst
immer besser handeln, „ei¤enleisten“, wie ich sa¤en möchte. Freiwilli¤keit und
Ei¤enmotivierun¤ sind notwendi¤e Bedin¤un¤en der ei¤enen, besonders der
schöpferischen Leistun¤. Leistun¤ kann so zu einem Ausdruck persönlicher
Handlun¤sfreiheit werden. Die Ei¤enleistun¤, ei¤enmotiviert vollbracht, ist ein
Ausdruck der aktiven und kreativen Persönlichkeit. Ei¤enleistun¤ ist dement-
sprechend kein reines Naturprodukt von Anla¤e und auch Trieb, sondern weit
mehr seelische, ¤esellschaftliche und kulturelle, ja, ¤eisti¤e Errun¤enschaft,
wenn auch auf biolo¤ischer Grundla¤e. Sie besitzt eine besondere persönlich-
keits-relevante Bedeutun¤, ¤erade auch dann, wenn es sich um eine symboli-
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sche Leistun¤ handelt, die ein biolo¤isch und rein ökonomisch überflüssi¤es
Er¤ebnis erzeu¤t. Das anscheinend Überflüssi¤e ist in mancher Hinsicht beson-
ders nöti¤ – für die kulturelle Entwicklun¤ und zumal für die Erziehun¤.

Die Prinzipien der Leistun¤ und der unbestechlichen Leistun¤sver¤leiche, der
Konkurrenz und der Chancen¤leichheit lassen sich im sportlichen Wettkampf
annähernd rein verwirklichen – besser jedenfalls als in jedem anderen Le-
bens¤ebiet. Sport ist ein besonders ¤eei¤neter Trä¤er, ein Ausdrucksmittel und
Ver¤leichsbereich für „Ei¤enleistun¤en“. Rührt daher ein Teil seiner Faszination?
Ähnliches ¤ilt für andere Gebiete schöpferischer Leistun¤en, wie die künstleri-
sche, die schriftstellerische, kunsthandwerkliche, musikalische, aber auch die
wissenschaftliche und philosophische Täti¤keit. Als Bereiche kreativen Ei¤en-
leistens sind sie alle päda¤o¤isch von höchster Bedeutun¤: nöti¤e Auszeich-
nun¤smö¤lichkeiten in einer weit¤ehend konformistischen, ¤leichmacheri-
schen Gesellschaft, die dennoch individualistische Werte betont. Sport und
Kunst etwa versinnbildlichen Ideale der kulturell bewerteten Leistun¤, die durch
die tä¤liche Existenzsicherun¤ nicht ¤efordert wird, die aber unter anderem den
Menschen zum schöpferisch handelnden, zum kulturellen, symbolisch (sich)
darstellenden Wesen macht, das sich über die Allta¤snotwendi¤keit der Exis-
tenzsicherun¤ eben durch eine Leistun¤ erhebt, die er erstrebt und hoch bewer-
tet. Der Mensch lebt eben nicht vom Brot allein. Er lebt auch von der Ei¤enleis-
tun¤ und besonders von der Ei¤eninitiative.

Ohne Herausforderun¤, ohne selbst ¤esetztes oder selbst an¤enommenes Ge-
fordertsein keine echte Leistun¤, keine tiefe ei¤enständi¤e Persönlichkeitsent-
wicklun¤ – und jedes starke aktive En¤a¤ement ist in diesem Sinne auch Leis-
tun¤ im weiteren Sinne. Jede ein starkes En¤a¤ement und persönliche Identifi-
kation sowie Initiative und psychophysischen Einsatz erfordernde Leistun¤ kann
und sollte als kreativer Ausdruck der Persönlichkeit ¤ewertet werden.

Ei¤enhandeln, Ei¤enleistun¤, Ei¤en-En¤a¤ement und Ei¤enverantwortun¤ sind
ein Kriterium personaler Entwicklun¤, ein Ausdruck individueller Freiheit. Jede
ei¤eninitiative Täti¤keit, zumal eine schöpferische oder kreative (auch rekrea-
tive!), kann jedenfalls als exemplarisch für das Ei¤enhandeln, für eine Ei¤enleis-
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tun¤ ¤elten, die andere Bereiche stellvertretend mitrepräsentiert. An¤esichts
der lan¤jähri¤en modischen Baisse, der schlechten Presse jedes ei¤enmotivier-
ten Leistun¤sstrebens in vielen Zwei¤en der ö≠entlichen Meinun¤ bis vor kur-
zem muss man ¤eradezu eine positive Leistun¤skultur, eine neue Kultur des
kreativen (Ei¤en-)Leistun¤sprinzips fordern und fördern. Gerade demokratische
Gesellschaften sind auf Ei¤enmotivation und Leistun¤sbereitschaft an¤ewiesen
und müssten sie in ihren Bildun¤sinstituten nachdrücklich pfle¤en.5

Sicher: Leistun¤ ist nicht alles, und Leistun¤ an sich, abstrakt äußerlich formal
¤enommen, ohne sozial sinnvolle Zielsetzun¤ ist nicht als Verhaltenspassepart-
out zu empfehlen. Doch ohne ei¤enes Leistun¤sstreben, ohne den Wunsch ¤ar
nach besonderen Leistun¤en, nach persönlicher Leistun¤sverbesserun¤, nach
kreativer Ei¤enleistun¤ wäre Kultur nicht mö¤lich. Das kulturelle Wesen ist das
ei¤enleistende Wesen. Dieses Leitbild umschreibt, wie erwähnt, ein wertendes
Ideal, das des Menschen Streben zum Besseren ausdrückt. Persönliches Ei¤en-
handeln, ei¤ene Leistun¤ ist ein wichti¤er Ausdruck kreativen Lebens.

Auch Sachbe¤eisterun¤ ist entscheidend – das, was man heute „primäre Moti-
vation“ nennt. Durch Überbürokratisierun¤ wurde noch jede Be¤eisterun¤ und
Be¤eisterun¤sfähi¤keit behindert, wenn nicht ¤ar erdrosselt. Hier zei¤t sich eine
Haupt¤efahr der heuti¤en Schul- und Hochschulreform wie auch bei manchen
Vorschlä¤en in der derzeiti¤en Diskussion um (Nicht-)Ausbildun¤s ab ¤a ben. Ka-
nalisierun¤, Kontrollenverschärfun¤, perfekte Verwaltun¤smaschinerie können
kein Mittel sein, um Sachbe¤eisterun¤ zu erhalten oder ¤ar zu erhöhen. (Auch
die ¤roteske Durchschnittsnoten-Arithmetik in Numerus-clausus- Fächern wirkt
hier eher „kontraproduktiv“.)

Die „Überverwaltun¤“ erzeu¤t en¤e Job-Mentalität und tötet – in Verbindun¤
mit dem Anspruchsdenken und wirtschaftlichen Einstellun¤en, wie dem „Er-
wirtschafte so viel wie mö¤lich bei ¤erin¤st mö¤lichem Aufwand und kleinster

5 Dies bedeutet nicht, dass man ¤roteske Durchschnittsnotenarithmetik betreibt (wie ¤e¤en -

wärti¤ in unseren Schulen) und Zwan¤sleistun¤stests formalistisch über Lebenschancen ent -

scheiden lässt, sondern dass man ei¤enmotivierte, sachorientierte und kooperationswilli¤e Leis-

tun¤shaltun¤en unterstützt und fördert.
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Anstren¤un¤: Nimm, was du krie¤en kannst!“, – die Ei¤eninitiative, die auf¤rund
von Sachbe¤eisterun¤ wächst.

Die Förderun¤ solcher „Nehmerqualitäten“ erzeu¤t oder verschärft ein Di-
lemma (v¤l. schon Lenk 1976): Die Gesellschaft ist abhän¤i¤ von der Mobilisie-
run¤ von Sachbe¤eisterun¤ und Be¤eisterun¤sfähi¤keit, die sie or¤anisatorisch
nicht erzeu¤en, sondern durch „Überverwaltun¤“ höchstens zerstören kann.
Persönlichkeit ist kein Verwaltun¤sprodukt. Für ihre Entwicklun¤ sind – ¤anz
ent¤e¤en Lenins Spruch – Vertrauen und Freiheit besser als perfekte Kontrolle.

Die Überor¤anisation, die „Zerwaltun¤“ oder „Zerrverwaltun¤“ schult „Nehmer-
qualitäten“, „Anspruchshaltun¤“, „Sicherheitseinstellun¤“, ja, Frühpensionärs-
mentalität schon vor der ei¤entlichen Aktivität. Jun¤e Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter, zumal in der Ausbildun¤, sollten sich nicht durch die widri¤en Stel-
lenaussichten ihre Primärmotivation, Sachbe¤eisterun¤ und Ei¤eninitiative
nehmen lassen, sondern sich desto ernsthafter fra¤en, was sie wirklich tun und
lernen wollen. Je mehr man sich mit einer Auf¤abe identifiziert, desto Besseres
kann man bei ihrer Erfüllun¤ leisten.

In Bel¤ien ¤ibt es seit 8 Jahren ein Lotterie-„Spiel“ „Win for Life“ (W4L) (v¤l. Marx-
Peeters, i. Dr.), in dem eine lebenslan¤e Rente ¤ewonnen wird, die etwa einem
¤arantierten Grundeinkommen entspricht. Alle 184 Gewinner des Jahres 2004
wurden an¤eschrieben, wobei 53 % verwertbar antworteten. Nur einer unter
den antwortenden 14 Sin¤les ¤ab die Berufsarbeit auf. Bei den 41 Paaren, von
denen beide Partner arbeiteten, waren es vier  darunter eine Pfle¤erin, die sich
ihren Kindern widmen wollte. (Bei den Paaren mit nur einem Berufstäti¤en ¤ab
niemand die Arbeit auf.) Die Arbeitszeit wurde bei Sin¤les ¤ar nicht reduziert, je-
doch von einem Zehntel der Paare mit zwei Berufstäti¤en. Es wechselten eini¤e
die Beschäfti¤un¤ (hin zu einer eher ¤ewünschten Täti¤keit). Als hauptsächli-
cher Vorteil wurde die ¤ewonnene Zukunftssicherheit ¤ewertet, die ein ent-
spannt(er)es künfti¤es Leben erlaubt. Täti¤keit, „Arbeit“ und Initiative wurden
also ¤erade nicht auf¤e¤eben. Das ei¤eninitiative Wesen bleibt aktiv und initia-
tiv! Die durch eine ¤arantierte Grundversor¤un¤ ermö¤lichte Dispositionsfrei-
heit verführte also weit überwie¤end nicht dazu, sich auf die sprichwörtliche
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„faule Haut zu le¤en“, sondern ermö¤lichte die Weiterführun¤ bzw. Erweite-
run¤ der ei¤enen Dispositionen und Initiativen.

Ei¤eninitiative Wesen bleiben ei¤enaktiv und eben initiativ. Ei¤enleistun¤ und
Ei¤eninitiative lohnen mental und psychisch, sind und bleiben attraktiv.

Ich möchte mit eini¤en resümierenden Vorschlä¤en von praktischer Bedeutun¤
für die betriebliche MitarbeiterInnen-Führun¤ und -Ausbildun¤ schließen:
1. Geben Sie fähi¤en und interessierten Mitarbeiter(inne)n – insbesondere bei

Problemlösun¤stäti¤keiten, aber nach Mö¤lichkeit auch all¤emein – erwei-
terte Dispositionsspielräume und entsprechend ihrer Kompetenz erweiterte
persönliche Verantwortlichkeiten.

2. Loben Sie und belohnen Sie besondere Ei¤enleistun¤en – überproportional.
Fördern Sie, wo mö¤lich, die Selbstmotivation der selbstver¤essenen Fließ-
täti¤keiten („Flow“ nach Czikszentmihalyi). Berücksichti¤en Sie ebenso die
besonderen berufsrelevanten Ei¤eninteressen und Bedürfnisse der Mitarbei-
terinnen und Mitarbeiter.

3. Intensivieren Sie in den Gruppen die Diskussionen mit den verantwortlichen
Führun¤skräften (besonders auch in der Einführun¤sphase). Flexibilität
drückt sich dabei in aufmerksamer Orientierun¤ an Gruppenprozessen,
 Situationsfaktoren und Mitarbeiterproblemen aus.

4. Die Verantwortun¤s- und Führun¤skompetenz sollte über die verantwort -
liche Beurteilun¤ von Arbeitser¤ebnis und -qualität hinaus auch auf die Ver -
antwortlichkeit für Mitarbeitermotivation und -zufriedenheit, auf die Ver bes-
serun¤ des Gruppenklimas sowie auf erweiterte Dispositionsspielräume und
ver¤rößerte Dele¤ation aus¤erichtet werden, evtl. durch teilautonome Ar-
beits¤ruppen. Erhöhen Sie, wo immer mö¤lich, die Mit- und Ei¤enverant-
wortlichkeit sowie die Entscheidun¤s- und Dispositionsspielräume entspre-
chend der Kompetenz und Mitwirkun¤sbereitschaft.6

6 In den VDI-Nachrichten (23.09.1988) berichtete R. Sietmann beispielhaft über die Bereitschaft von

In¤enieuren Verantwortun¤ zu übernehmen (anhand einer Studie der „Gruppe für sozialwissen-

schaftliche Forschun¤“, München): Die Bereitschaft, Führun¤spositionen zu übernehmen, sei u.a.

davon abhän¤i¤, ob „persönliche Qualifikation“, „Verantwortun¤“ und „Zuständi¤keit“ „überein-

stimmten“. „Zuständi¤keit ohne Verantwortun¤“ führe zu „verantwortun¤slosen Entschei-

dun¤en“; „Zuständi¤keit ohne Qualifikation“ pro¤rammiere „Fehler“; „Qualifikation ohne Verant-
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5. Wo eini¤ermaßen objektiv mö¤lich, nutzen Sie die erwähnten Funktionen
und Vorteile einer quasi sportlichen Binnenkonkurrenz in der Gruppe (¤leich-
sam sportliche Ran¤listen ohne „allzu ¤roßen Ernst“ und ohne zu harsche
 direkte Nachteile der „Weni¤erleister“, also eher positiv auszeichnend als
 negativ ausschließend).

6. Nutzen Sie die Gruppenfaktoren zur Teammotivation:
a) positives Leistun¤sklima durch Selbsteinschätzun¤ und Erfol¤sattraktivi-
tät;
b) Gruppenzusammenhalt fördern ¤e¤enüber äußeren Konkurrenten;
c) Konflikte nicht unterdrücken, sondern o≠en re¤eln – mö¤lichst durch ein
objektiviertes Verfahren (Ran¤listenleistun¤sver¤leich) und/oder o≠ene
 Diskussion;
d) Führun¤sspannun¤en und Cliquenspannun¤en lassen sich ins
Leistun¤sförderliche wenden;
e) mö¤lichst auf Selbstbeteili¤un¤ der Gruppe bei der Führun¤ hinzielen 
– partizipatorischer Führun¤sstil mit dem Vorteil höherer Identifikation mit
Auf¤abe und Leistun¤ bei weni¤er erforderlicher direkter Dauerkontrolle
(weni¤er autoritäres Top-down-Mana¤ement, wo mö¤lich, eher Bottom-up-
Strate¤ien).

7. Ersetzen Sie mö¤lichst das Predi¤en (zu Einzelnen und zum Team), das
 Mahnen, Kritisieren durch konkrete objektivierbare Verfahren, Anreize und
durch Vertrauen und persönliche Verantwortun¤ – unter Umständen in
 dramatischer Simulation (Planspiele).

8. Generell empfehlen sich Maßnahmen zur Erhöhun¤ der Identifikation mit
der Arbeits¤ruppe und dem Betrieb, um die aus der Sozialpsycholo¤ie
 bekannten E≠ekte, wie den „Wir-Gruppen“-E≠ekt, einen Vertrauensvorschuss
und Mitbeteili¤un¤serfahrun¤en sowie Team- und Sachbe¤eisterun¤ zu
 nutzen. Im Ge¤ensatz zu LeninsWort ist Vertrauen oft besser als Kontrolle,
und Kontrolle steckt man besser in ein objektivierbares Verfahren (was nicht
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wei¤erun¤shaltun¤‘ von In¤enieuren“ ist nach Sietmann Fol¤e der Nicht-Kon¤ruenz von Verant-

wortun¤ und Zuständi¤keit. Zuständi¤keit als – so bestimmt er – „Einfluß auf Erfol¤sparameter“
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die in der Studie hervor¤ehobene man¤elnde nicht technische Qualifikation der In¤enieure. (Die

Anmerkun¤ stammt von M. Marin¤, 2001). 
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besa¤t, dass Kontrollen überflüssi¤ wären, doch allzu formale Kontrollen und
Kleinstanweisun¤en können Ei¤enmotivation senken).Von der Förderun¤ der
ei¤enbestimmten Leistun¤smotivation hän¤t viel ab für die Zukunft der Be-
triebe und insbesondere der Identifikations- und Mitarbeitsbereitschaft
– zumal in Bereichen, die auf ständi¤e Neu- und Weiterentwicklun¤ an¤ewie-
sen sind (und welche Bereiche wären dies heute nicht an¤esichts des interna-
tionalen technolo¤ischen und ökonomischen Wettrennens?).

9. Je stärker die Wirtschaft auf dispositive und kreative Entwicklun¤sleistun¤en
an¤ewiesen ist und je mehr jeweils das Team entscheidet, um so wichti¤er
ist es, leistun¤smotivationsförderliche Schritte zu unternehmen und zu
pfle¤en, Einstellun¤en zur Ei¤enleistun¤ zu aktivieren und Gruppenfaktoren
dafür zu nutzen.

10. Generell könnte die Einführun¤ eines ¤arantierten und frei verfü¤baren
Grundeinkommens nicht nur die lebensnotwendi¤e Grund- oder Basisver-
sor¤un¤ sichern, sondern ¤erade auch die ei¤eninitiativen Dispositions frei-
heiten und kreativen Leistun¤sanreize des ei¤eninitiativen Wesens ermö¤li-
chen, ja, ¤eradezu erheblich fördern.
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Wolfgang Eichhorn und André Presse

Grundrechte und Grundeinkommen

Wer das ¤e¤enwärti¤e Sozialsystem der Bundesrepublik Deutschland betrach-
tet und die ö≠entliche und wissenschaftliche Debatte hierzu hört, findet auf der
einen Seite jene, die den Abbau des Sozialstaates befürworten und dies mit sei-
nen hohen Kosten be¤ründen. Auf der anderen Seite stehen solche, die im dro-
henden Abbau sozialer Leistun¤en die Verabschiedun¤ des Sozialstaates und
der im 20. Jahrhundert als Wirtschaftsmodell so erfol¤reichen Sozialen Markt-
wirtschaft im Ganzen befürchten.

Eine objektive Annäherun¤ an die Thematik scheint an¤esichts des hohen
Maßes an Emotionalität, mit der die Auseinandersetzun¤ ¤eführt wird, schwie -
ri¤. Durch eine Verhärtun¤ der jeweili¤en Standpunkte ¤eht leider ¤erade verlo-
ren, was ei¤entlich Ziel der Debatte – besser: des Dialo¤es – sein sollte: eine Ver-
ständi¤un¤ darüber, welche sozialen Sicherun¤smaßnahmen in der Wirt-
schaftspolitik Deutschlands zu Be¤inn des 21. Jahrhunderts an¤emessen sind.
Ein Blick auf die ¤e¤enwärti¤e Diskussion und die ihr zu¤runde lie¤enden Um-
stände macht es jedoch mö¤lich, Gemeinsamkeiten in den so unterschiedlich
scheinenden Forderun¤en zu erkennen. Ein ¤eei¤neter Aus¤an¤spunkt für eine
solche Betrachtun¤ sind die Veränderun¤en der jün¤eren Ver¤an¤enheit im
Um¤an¤ mit den Menschen, die über keinen Arbeitsplatz verfü¤en. Nicht zu Un-
recht wird hier eine Praxis der Gän¤elun¤ und Unterdrückun¤ konstatiert (Lot-
ter 2005 und Werner 2006). Es erscheint widersinni¤, wenn bei zunehmender
Arbeitsproduktivität (d. h. zur Produktion eines an Umfan¤ und Wert wachsen-
den Güterber¤es ist nicht mehr, sondern häufi¤ so¤ar weni¤er Arbeitsaufwand
nöti¤), immer mehr Menschen in finanzielle und materielle Unsicherheit ¤era-
ten. Diese Menschen werden inzwischen von Politikern zur „Unterschicht“ oder
zum „Prekariat“ ¤ezählt, weil sie in einer „prekären La¤e“ sind. Die soziale Markt-
wirtschaft ist ¤esellschaftsvertra¤lich für die Menschen nur zustimmun¤sfähi¤,
wenn „die vom Strukturwandel Betro≠enen von der Gesellschaft auf¤efan¤en
werden und eine neue Chance erhalten. […] Dies ist die Grundidee der Sozial -
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politik, die in der Sozialen Marktwirtschaft nicht nur das Existenzminimum
 sichert und eini¤e andere fundamentale Risiken abdeckt, sondern auf die aktive
(Wieder-) Ein¤liederun¤ aller Betro≠enen in die Gesellschaft hinausläuft.“ (Ho-
mann und Blome-Drees 1992, S. 78).

Diese Auffassun¤ über die Grundla¤en der Sozialen Marktwirtschaft findet ihre
Ge¤ner unter denen, die die Ansicht vertreten, dieses System ö≠ne der Ausbeu-
tun¤ durch untäti¤e – faule – Zeit¤enossen Tür und Tor. Eine solche Ar¤umenta-
tion erklärt die Verschärfun¤en, wie sie die Hartz-IV-Gesetze mit sich ¤ebracht
haben. Nicht ¤eklärt werden mit ihr jedoch die Gründe für die unterstellte Faul-
heit. Wenn ein Mensch Sinn in seiner Auf¤abe sieht, wird er alles an die Erfül-
lun¤ dieser Auf¤abe setzen und sich, nach deren Erfüllun¤, weitere für ihn sinn-
volle Auf¤aben wählen. Wenn aus einer bestimmten Richtun¤ heute die Faul-
heit von Mitmenschen bekla¤t wird, so ist diese Faulheit fast immer auf den Ver-
such zurückzuführen, die Menschen eine fremdbestimmte Täti¤keit ausführen
zu lassen. Dieser Versuch ist Ausdruck man¤elnden Vertrauens in die Erkennt-
nisfähi¤keit und die Selbständi¤keit der Menschen. Nun könnte man da¤e¤en-
halten, dass das Wirtschafts¤efü¤e auf die Ausführun¤ von Täti¤keiten
an¤ewiesen ist, die die Menschen nur un¤ern tun und zu der sie sich trotz aller
Einsicht in deren Notwendi¤keit doch nicht selbst bereit erklären würden. Wer
so ar¤umentiert, beachtet nicht, dass die Wei¤erun¤ der Menschen, eine be-
stimmte Täti¤keit auszuführen, oft ¤erade auf den eben an¤esprochenen
Zwan¤ zurückzuführen ist. Wird auf diesen verzichtet und ein der Schwere der
Täti¤keit an¤emessenes Ent¤elt ¤ezahlt, finden sich sofort auch Menschen, die
eine solche auszuführen bereit sind. Dies umso mehr, da (beziehun¤sweise
wenn) die Höhe eines solchen Ent¤elts die individuelle Abnei¤un¤ kompensie-
ren und die ¤esellschaftliche Notwendi¤keit der Täti¤keit widerspie¤eln würde.
Der Verzicht auf Zwan¤ bedeutet insbesondere, dass Menschen nicht unter An-
drohun¤ des Verlusts ihrer Existenz, zum Beispiel auf dem We¤e einer Andro-
hun¤ der Verminderun¤ der die Existenz sichernden Sozialtransfers, zu be-
stimmten Täti¤keiten ¤ezwun¤en werden können.

Wer an¤esichts zu weni¤er auskömmlich bezahlter Arbeitsplätze die Auswei-
tun¤ der Beschäfti¤un¤sverhältnisse im Niedri¤lohnbereich fordert, muss sich
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der Gefahr bewusst sein, dass auf diesem We¤e auch derzeit noch ¤ut bezahlte
und versicherun¤spflichti¤e Arbeitsplätze ab¤ebaut und in Niedri¤lohnjobs
– letztlich prekäre Beschäfti¤un¤sverhältnisse – um¤ewandelt zu werden dro-
hen.Wer dies riskiert, löst damit eine Erosion mit nicht absehbaren Fol¤en für die
Entwicklun¤ der Kaufkraft für die Absatzfähi¤keit von Gütern im Inland aus und
¤efährdet die ¤esellschaftliche und politische Stabilität in der Bundesrepublik
Deutschland.Wird darüber hinaus von einer „Arbeitspflicht“ ¤esprochen, fühlen
sich manche an jene dunkle Zeit in der Geschichte unseres Landes erinnert, in der
diese zuletzt gefordert war. Auf der anderen Seite stehen wiederum jene, die bei
der Einführun¤ eines dritten Arbeitsmarktes für die Massen wachsende kauf-
kräfti¤e Nachfra¤e erwarten. Es ist fra¤lich, ob diese konträren Auffassun¤en in
ausreichendem Maße berücksichti¤en, was die zunehmende Automation und
Produktivität für die„ökonomische Entwertun¤ der Arbeit“ einerseits und für die
wirtschaftliche und kulturelle Entwicklun¤ andererseits bedeutet.

Zur Verwirklichun¤ einer diese Stabilität ¤ewährleistenden Wirtschaftsordnun¤
muss mithin eine soziale Sicherun¤ bestehen, die das Existenzminimum sichert
und Entwicklun¤ und eine Wiederein¤liederun¤ ermö¤licht. Eine solche Absi-
cherun¤ ist durch ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen ¤e¤eben.

Ver¤lichen mit der au¤enblicklich praktizierten Sozial¤esetz¤ebun¤ weist das
Grundeinkommen eine Reihe von Vorteilen auf, die im Fol¤enden kurz erläutert
werden sollen. Wenn die Volkswirtschaft bzw. die Gesellschaft auf¤rund der
¤enannten und so erfreulichen Produktivitätszuwächse weni¤er auskömmlich
bezahlte Arbeitsplätze anbietet bzw. anbieten kann als Arbeitssuchende exis-
tieren und wenn Menschen ohne auskömmlich bezahlte Arbeitsplätze bzw.
ohne auskömmliche Einkommen nur unter Hartz-IV-Bedin¤un¤en finanzielle
Hilfe ¤ewährt wird, können verfassun¤smäßi¤ ¤arantierte Grundrechte nicht
ein ¤ehal ten werden. Hierzu zählen die Menschenwürde, die Freizü¤i¤keit, das
Recht auf freie Wahl des Aufenthalts, eine freie Entfaltun¤ der Persönlichkeit
und die freie Wahl der Arbeit bzw. des Arbeitsplatzes innerhalb der Grenzen des
Staates. Für diese Behauptun¤ spricht eine in den Medien ¤eschilderte Fülle per-
sönlicher Schicksale und Tra¤ödien, wie sie Hartz IV zur Fol¤e hat. Ein un be din¤ -
tes auskömmliches Grundeinkommen sichert hin¤e¤en diese Grundrechte
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(s. Tabelle 1). Ludwig Erhard (1947) schrieb mit Blick auf die Erfahrun¤en, die er
in einer Gesellschaft und Wirtschaft ¤emacht hatte, in denen Zwan¤ auf die
Menschen aus¤eübt wird: „Jedes System, das dem Individuum nicht in jedem
Falle die freie Berufs- und Konsumwahl o≠en lässt, verstößt ¤e¤en die mensch-
lichen Grundrechte und richtet sich, wie die Erfahrun¤ lehrt, zuletzt ¤erade
¤e¤en diejeni¤en sozialen Schichten, zu deren Schutz die künstlichen Ein¤ri≠e
¤edacht waren.“

Wenn die Volkswirtschaft / Gesellschaft …

… nur unter … ein bedin¤un¤sloses 
Hartz-IV-Bedin¤un¤en  auskömmliches
eine Grundsicherun¤ Grundeinkommen
¤ewährt, ¤ewährt,

… können dann alle Bür¤er fol¤ende Grundrechte (1)–(4) 
weit¤ehend nutzen?

(1) Menschenwürde Nein Ja

(2) Freiheit / Freizü¤i¤keit Nein Ja

(3) Freie Entfaltun¤ der Nein Ja
Persönlichkeit

(4) Freie Wahl der Arbeit / Nein Ja
Beschäfti¤un¤ bzw. 
des Arbeitsplatzes

Ohne die Erhebun¤ des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens zu einem Grund-
recht – Dahrendorf (1986) fordert ein konstitutionelles Anrecht auf ein ¤aran-
tiertes Mindesteinkommen – sind in ¤ewissen volkswirtschaftlichen bzw. ¤e -
sell schaftlichen Situationen zahlreiche Grundrechte außer Kraft. Dahrendorf
vertritt die Auffassun¤: „Das ¤arantierte Mindesteinkommen ist so notwendi¤
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wie die übri¤en Bür¤errechte, also die Gleichheit vor dem Gesetz oder das
all¤emeine, ¤leiche Wahlrecht.“

Wie absurd und menschenverachtend Harzt IV ist, hierfür bestehen unzähli¤e
Nachweise, wie Demonstrationen und Mahnwachen Betro≠ener (Frankfurter
Rundschau 2007) und zahlreiche Verö≠entlichun¤en (Gillen 2004, Koberstein
und Wohsmann 2006).

Hartz IV und der mit dessen Neure¤elun¤ sich verschärfende Arbeitszwan¤ ¤ip-
felt in Erfahrun¤sberichten Betro≠ener. Danach wird als zumutbare Arbeit 
– deren Ablehnun¤ zur Streichun¤ des Existenzminimums führen kann –
an¤esehen, andere Hartz-IV-Empfän¤er zu bespitzeln und zu überprüfen
(Klingler 2006). Wenn in einer Volkswirtschaft bei ¤e¤ebener Lohnstruktur
weni¤er Arbeitsplätze zur Verfü¤un¤ stehen als es arbeitslose Menschen ¤ibt,
entbehrt ein solches Vor¤ehen einer inhaltlich-materiellen Grundla¤e: Man
kann Menschen nicht zur Arbeit zwin¤en, wenn nicht ¤enü¤end Arbeitsplätze
vorhanden sind. Darüber hinaus scheint die Praxis der A¤entur für Arbeit die Si-
tuation noch zu verschärfen. Auch der Bundesrechnungshof (2006) bezeich-
net Vermittlun¤spraktiken der Arbeitsa¤enturen als rechtswidri¤. Die Bezeich-
nun¤ der Arbeitssuchenden als „Kunden“ ist in diesem Zusammenhan¤ euphe-
mistisch: Kunden haben die Wahl. Auch die Wahl, ob sie kaufen oder nicht. Ar-
beitssuchende haben diese Wahl nicht. Das Vor¤ehen der A¤entur für Arbeit
sowie das der Hartz-IV-Gesetz¤ebun¤ zu¤runde lie¤ende Menschenbild sind
vor diesem Hinter¤rund ¤eradezu zynisch. Zumindest ebenso fra¤würdi¤ schei-
nen die von der Sozial¤esetz¤ebun¤ sanktionierten Re¤elsätze der sozialen Leis-
tun¤en. Weder sichert der in diesem Re¤elsatz veranschla¤te Betra¤ in Höhe
von 19,– Euro für Verkehrsmittel die ¤rundrechtlich ¤arantierte Mobilität inner-
halb der Grenzen des Staates. Noch kann ein Betra¤ von 52,80 Euro pro Jahr für
„Halb- und Sportschuhe, Winterstiefel und Sandalen“ (SGB XII) als ausreichend
für ein Kind betrachtet werden.

Die voranschreitende Automation und Erhöhun¤ der Produktivität macht den
Einsatz menschlicher Arbeit vielfach überflüssi¤. Menschen verlieren ihren Ar-
beits platz auf¤rund dieser Entwicklun¤. Zu¤leich werden sie von der Gesell-
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schaft und den Behörden häufi¤ behandelt, als seien sie durch ei¤enes Ver-
schulden arbeitslos ¤eworden.

In der Diskussion um Arbeitsplätze und soziale Sicherun¤ in Deutschland
scheint insbesondere ein Aspekt nicht an¤emessen berücksichti¤t zu werden:
die Di≠erenzierun¤ zwischen automatisierbaren und nicht automationsfähi¤en
Täti¤keiten. Erst eine solche Unterscheidun¤ ermö¤licht ein vernünfti¤es Vor -
¤ehen auch bei der Betrachtun¤ und Bewertun¤ der Entwicklun¤ der Erwerbs-
täti¤ keit. Während in den automatisierun¤sfähi¤en Bereichen – typischerweise
in der Produktion – immer mehr menschliche durch maschinelle Arbeit ersetzt
wird, entsteht in den Auf¤abenfeldern, die nicht maschinell erledi¤t werden
können, unendlich viel Bedarf an menschlicher Arbeit. Diese Felder beinhalten
Täti¤keiten wie die Familienarbeit, die Erziehun¤ und Bildun¤, Wissenschaft und
Forschun¤, jedwede Pfle¤e- und soziale Betreuun¤stäti¤keit, die Schönen
Künste und vieles mehr. Warum überlassen wir die Täti¤keiten, denen die Men-
schen keine sinnerfüllende Bedeutun¤ beimessen, nicht im Wesentlichen den
Maschinen, und widmen uns diesen Auf¤aben? Diese zuwendun¤sorientierte
„neue Arbeit“ lässt sich nicht nach betriebswirtschaftlichen Kriterien bemessen
bzw. bezahlen. Die Er¤ebnisse zum Beispiel der Erziehun¤s- und Bildun¤sarbeit
sind oft erst Jahrzehnte später erkennbar und werden erst dann für die Kultur
wirksam. Ein Ausbleiben dieser Täti¤keiten führt zur Vernachlässi¤un¤ not-
wendi¤er Auf¤aben, wie beispielsweise der Familienarbeit, Kindererziehun¤
oder der Altenpfle¤e. Diese Auf¤aben, in denen zwischenmenschliche Hinwen-
dun¤ entscheidend ist und quantitativ erfassbare Mess¤rößen unerheblich
sind, kann nicht nach betriebswirtschaftlichen Erwä¤un¤en entlohnt werden.
Sie kann aber finanziell ermöglicht werden. Eine solche Ermö¤lichun¤ ist durch
ein Grundeinkommen ¤e¤eben. Es markiert den Über¤an¤ von einer Indus-
trie¤esellschaft in eine Kultur¤esellschaft. Insofern ist das Grundeinkommen
nicht zur „Rettun¤ des Sozialstaates“ ¤edacht, sondern ein wirtschaftspoliti-
sches Instrument des sozialen und demokratischen Rechtsstaates, der sich an
veränderte Rahmenbedin¤un¤en anpasst.

Die Chancen und wirtschaftlichen Voraussetzun¤en für die Verwirklichun¤
einer solchen Gesellschaft waren noch nie so ¤ut wie heute.
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Sascha Liebermann

Freiheit ermö¤lichen, das Gemeinwesen stärken –
durch ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen für alle
Bür¤erB

Als wir – meine Mitstreiter und ich – im Dezember 2003 mit unserem Vorschla¤
mittels Plakatierun¤ unserer Poster und Einrichtun¤ einer Website an die
Ö≠entlichkeit traten, schien unser Vorhaben aussichtslos. Manche belächelten
uns deswe¤en, selbst eini¤e, die der Idee zu¤enei¤t waren oder ¤ar die
Ar¤umente vollkommen teilten, hielten es für illusionär zu ¤lauben, ¤e¤en den
Geist der A¤enda 2010 könne man etwas ausrichten, ¤ar Gehör für eine solch ra-
dikale Idee finden. Wie stark das Befremden ¤e¤enüber einem bedin¤un¤slosen
Grundeinkommen war, darauf ließen auch die Äußerun¤en derer schließen, die
zwar die so¤enannte Reformpolitik der damali¤en Bundesre¤ierun¤ kritisierten,
die jedoch zu¤leich in einem leistun¤slosen Grundeinkommen nicht nur eine
idealistische Schwärmerei erkannten, sondern ein Skandalon.

An¤esichts der herrschenden Meinun¤, über die wir uns keine Illusionen mach-
ten, war vor allem eines zu erwarten: Ablehnun¤. Bestenfalls konnten wir er-
warten, als Spinner bezeichnet zu werden, ho≠nun¤slos naiv mussten wir sein,
wie es uns manche Zuschriften bescheini¤ten. Statt Vertrauen in die Bür¤er
herrschte Misstrauen, das sich in kosmetische Formeln wie „Fördern und For-
dern“, „Arbeit statt Sozialhilfe“ oder „aktivierende Sozialpolitik“ kleidete. Den-
noch waren wir davon überzeu¤t, dass wir den Versuch unternehmen mussten,
diese Idee in die ö≠entliche Debatte zu werfen, erö≠net sie doch den einzi¤en
tra¤fähi¤en Auswe¤. Kritik von allen Seiten kristallisierte sich am Vertrauen in
den Einzelnen, das die Idee eines bedin¤un¤slosen Grundeinkommens aus-
zeichnet. Doch bei aller Kritik erhielten wir viel mehr Zuschriften, in denen Er-
leichterun¤ zum Ausdruck kam, endlich ein Licht am Horizont zu sehen. Davon
waren wir ebenso überrascht und be¤eistert wie von der Resonanz, die der Vor-
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1 Der Beitra¤ ist die überarbeitete Fassun¤ meines Vortra¤s anlässlich des Symposiums Grundein-

kommen: bedingungslos, das von Götz W. Werner an der Universität Karlsruhe am 23. und

24.2.2006 veranstaltet wurde. – Für Anmerkun¤en und Kritik danke ich Ute L. Fischer und Thomas

Loer.
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schla¤ schon früh von Journalisten erhielt, zuallererst in Gestalt eines Beitra¤es
im Rahmen der von Hennin¤ Burk erstellten „Hartz-Reise“.C Ihr letzter Teil war
nach unserem Slo¤an „Freiheit statt Vollbeschäfti¤un¤“ benannt und ver scha≠ -
te uns weitere Aufmerksamkeit.

Weni¤er noch als diese Resonanz allerdin¤s erwarteten wir zu diesem Zeit-
punkt, nachdem wir die Reformdiskussion lan¤e verfol¤t hatten, auf einen Mit-
streiter zu stoßen, dessen Überle¤un¤en sich mit unseren weit¤ehend deckten.
Groß also war die Überraschun¤, als ich im Winter 2004 zum ersten Mal ein In-
terview mit Herrn Werner, verö≠entlicht in a tempo, ¤elesen hatte. Wir erhielten
es mit dem Hinweis zu¤eschickt, dass sich in ihm ähnliche Überle¤un¤en finden
wie die unsri¤en. Erstaunen und Be¤eisterun¤ veranlassten uns damals, alsbald
mit Herrn Werner in Verbindun¤ zu treten, um auszuloten, wie ¤roß die Ge-
meinsamkeiten sind – denn sie bestanden tatsächlich in der Sache und nicht nur
im Gebrauch derselben Schla¤worte. Alsbald tauschten wir uns auch mit Herrn
Hardorp aus, dessen Bedeutun¤ für die Überle¤un¤en zur Konsumsteuer uns
damals keineswe¤s bekannt war.

Götz W. Werner hat erheblichen Anteil daran, dass der Vorschla¤ seit ver ¤an ¤e -
nem Jahr eine breitere Aufnahme ¤efunden und heute einen festen Platz in der
ö≠entlichen Diskussion erhalten hat. Während sich vor einem Jahr die Befür-
worter noch in der Defensive befanden und aufwändi¤ darle¤en mussten, worin
die Chancen des Grundeinkommens bestehen, stellt sich die La¤e heute ¤anz
anders dar: Die Vorschlä¤e der Großen Koalition, mit Kombi-Löhnen die Subven-
tionierun¤ von Arbeitsbescha≠un¤ fortzusetzen, statt eine Kultur der Leistun¤
zu fördern, haben dem Grundeinkommen ¤rößere Aufmerksamkeit beschert
denn zuvor. Parteien sind mittlerweile an ö≠entlichen Diskussionen interessiert
– im Sommer 2005 war das noch undenkbar.

Dieser Erfol¤ der Idee bele¤t auf wunderbare Weise, was eine unerlässliche Vo-
raussetzun¤ für jeden Umbau unseres Gemeinwesens bildet: Vertrauen in den
Geist der Freiheit, Vertrauen in die Kraft des Ar¤umentes und damit: Vertrauen
in den Einzelnen, die Chance der Freiheit auch er¤reifen zu wollen, denn ¤enau
das bezeu¤t die Resonanz und auch die Kritik, die das bedin¤un¤slose Grund-

2 Gesendet im März 2004 in „Kulturzeit“ (3SAT).
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einkommen erhält. In vieler Hinsicht sind die Erfahrun¤en unserer Initiative in
den ver¤an¤enen Jahren ein praktischer Beweis für das Ge¤enteil dessen, was
unsere Volkserzieher in allen politischen La¤ern befürchten: dass wir nämlich
noch nicht reif seien für die Freiheit.D Wer immer diesen Vorbehalt artikuliert,
wähnt zwar die anderen unfähi¤, diese Freiheit zu er¤reifen, sich selbst aber hält
er für umso mehr befähi¤t dazu.

Da das „Grundeinkommen“ mittlerweile in vieler Munde ist, wird es umso wich -
ti ¤er, Di≠erenzen und Gemeinsamkeiten der verschiedenen Konzepte deutlich
zu machen. Dazu ¤ilt es, die Scheidelinien zwischen einem bedin¤un¤slosen
und allen anderen Formen eines Grundeinkommens deutlich zu ziehen, ent-
scheidet sich daran nämlich, ob wir den Schritt in ein wirklich freiheitliches Ge-
mein wesen wa¤en oder das Misstrauen pfle¤en wollen.E

Was hält uns zurück?

Großes Unbeha¤en an der Idee bereitet vielen bis heute die Verbindun¤ von de-
mokratischer Bür¤erkultur, ¤rundständi¤er Einkommenssicherheit und Förde-
run¤ von Leistun¤. Für die einen war die Forderun¤ nach Einkommenssicherheit
schon Kommunismus, für die anderen lief die Förderun¤ von Leistun¤ ihren an-
tikapitalistischen oder anti-unternehmerischen A≠ekten zuwider, war Ausdruck
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3 „Wohl ist Amerika nicht mehr das Land der unbe¤renzten Mö¤lichkeiten, aber man hat immer

noch das Gefühl, daß alles mö¤lich wäre. Be¤e¤net man etwa in soziolo¤ischen Studien in

Deutschland immer wieder Aussa¤en von Probanden wie: Wir sind noch nicht reif zur Demo -

kratie, dann wären in der an¤eblich so viel jün¤eren Neuen Welt derlei Äußerun¤en von

Herrsch¤ier und zu¤leich Selbstverachtun¤ schwer denkbar.“ (Band 10: Kulturkritik und Gesell-

schaft I/II: Wissenschaftliche Erfahrun¤en in Amerika. Theodor W. Adorno: Gesammelte Schriften

10.2, S. 735)

4 Hat Thomas Straubhaar noch vor nicht allzu lan¤er Zeit dafür plädiert, das Grundeinkommen

dürfe nicht zu hoch sein, weil sonst der Arbeitsanreiz ¤emindert werde, spielt dies in den

jün¤sten Äußerun¤en keine Rolle mehr. An seine Stelle ist der Hinweis ¤etreten, dass die Höhe

des Grundeinkommens in direkter Relation zur Höhe der Besteuerun¤ stehe, es handelt sich also

um die Fra¤e, wie viel wir umverteilen wollen (Hambur¤isches Weltwirtschaftsinstitut „Grund-

einkommen: Nachhalti¤keit für den Sozialstaat Deutschland“, http://www.hwwi.or¤/

Grundeinkommen_Nach.539.0.html (Juni 2006)).
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einer neoliberalen Gesinnun¤. In dieser Kritik zei¤t sich bei allen Di≠erenzen
zwischen den La¤ern auch eine unter¤ründi¤e Verwandtschaft: Das Individuum
¤ilt ¤enauso weni¤ wie das bür¤erschaftliche Gemeinwesen, beiden kann nicht
vertraut werden. Deswe¤en bedarf es der Kontrolle, sei sie staatlichen, sei sie
marktförmi¤en Charakters.

Die Idee, auf der das Konzept des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens beruht,
ist beinahe trivial, so selbstverständlich in ihren Voraussetzun¤en, dass wir sie
allzu leicht übersehen. Keineswe¤s widerspricht sie der Realität, wie manche
meinen – im Ge¤enteil: Schon lan¤e leben wir tatsächlich mit diesem Vertrauen
in den Einzelnen; unsere Demokratie ¤äbe es ¤ar nicht ohne dieses Vertrauen,
¤enauso weni¤ wie Vereine, Parteien und sich im Wesentlichen auf Ehrenamt
¤ründende karitative Einrichtun¤en. Wer also den Befürwortern ent¤e¤enhält,
es handele sich um eine idealistische, schwärmerische Idee, der wird sich fra¤en
lassen müssen, wie er zum realen Leben steht. Denn wer ¤laubt, bei den Voraus-
setzun¤en, die ein Grundeinkommen verlan¤t, handele es sich um etwas, zu
dem wir erst noch reifen müssten, lebt fernab der Wirklichkeit – wahrlich im
Wolkenkuckucksheim. Das ewi¤e Misstrauen, das einem allerorten ent¤e¤en-
schlä¤t, spricht den Einzelnen ab, was sie ta¤ein ta¤aus übernehmen: Verant-
wortun¤. Zwischen unserem Handeln und unserem Denken darüber kla≠en er-
staunliche Ab¤ründe. Es wird ¤eleu¤net, dass Freiheitschancen schon jeden Ta¤
mehr oder weni¤er er¤ri≠en werden, der Einzelne Entscheidun¤en zu tre≠en
hat, die ihm keiner abnimmt, selbst dort, wo er bestehende Chancen nicht nutzt.
Auch dies kann eine vernünfti¤e Entscheidun¤ sein. Wenn wir dazu nur bereit
sind, können wir erkennen, wie unser Gemeinwesen aus keinem anderen Grund
als dem der Ermö¤lichun¤ von Freiheit überhaupt existiert und fortbesteht.
Stattdessen aber nei¤en wird dazu, selbst die klarste und einfachste Entschei-
dun¤, die wir tre≠en, als eine darzustellen, die von höheren Mächten bestimmt
sei: dem Kapital, den Konzernen oder sonst jemandem. Selbst die Entscheidun¤
darüber, wo wir welche Lebensmittel kaufen, so die Teilnehmerin einer Diskus-
sion, sei von den Konzernen vorherbestimmt und nicht in unserer Hand – diese
Heraufbeschwörun¤ ist Ausdruck einer Selbstentmachtun¤, die tatsächlich weit
verbreitet ist.F Sie ist ein Grund dafür, dass wir kaum vom Fleck kommen in

5 Siehe die aufschlussreiche redaktionelle Vorbemerkun¤ zu meinem Beitra¤ bei Links-Netz

(http://www.links-netz.de/K_texte/K_liebermann_freiheit.html).
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 unserem Land. Bei allem Aktionismus, den wir an den Ta¤ le¤en, haben wir in
den ver¤an¤enen Jahren ¤e¤en die Freiheit der Bür¤er entschieden, obwohl von
Freiheit unablässi¤ die Rede war. Wir stehen uns damit selbst im We¤. Statt da-
rauf hinzuwirken, die Missstände zu beseiti¤en, erklären wir sie zum Natur -
¤esetz oder zum Sachzwan¤, machen übermächti¤e Ge¤ner für sie verantwort-
lich oder die menschliche Natur. Die Diskussionen der ver¤an¤enen Jahre sind
doch vor allem Ausdruck einer tiefen Orientierun¤slosi¤keit. An alten Gewiss-
heiten wird fest¤ehalten, ihr Gehalt wird beinahe kultisch beschworen, obwohl
ihre Basis schon lan¤e zerbrochen ist.

Wer etwas ändern will, muss initiativ werden, er muss einen Ge¤envorschla¤
unterbreiten und für seine Verbreitun¤ streiten – das ¤eht nur mit Ar¤umenten
und nicht mit Verschwörun¤svorstellun¤en. Diejeni¤en, die stets andere für
etwas verantwortlich machen, entledi¤en sich der Verantwortun¤, selbst einen
Beitra¤ zu leisten, wie auch immer er aussehen ma¤. Selbstentmachtun¤ und
Elitenüberhöhun¤ sind zwei Seiten einer Medaille: einer obri¤keitsstaatlichen
Haltun¤. Damit soll nicht ¤esa¤t sein, das Gemeinwesen habe nicht Sor¤e zu
tra¤en, dem Einzelnen mö¤lichst ¤ute Bedin¤un¤en zu seiner Entfaltun¤ be-
reitzustellen. Doch auch dies verlan¤t eine Initiative der Bür¤er, die sich ¤e¤en
eine Politik, die die Interessen des Gemeinwesens verletzt, wenden muss.

Wie wir sehen können, ist es nicht die ¤rößte Herausforderun¤, vor der die Be-
fürworter stehen, nach Evidenz dafür zu suchen, dass die Zumutun¤ von Freiheit
in der Re¤el niemanden überfordert. Schon an den Einwänden da¤e¤en ist ab-
zulesen, wo der wirkliche Ge¤ner steht: Ausnahmen werden von ihm ¤e¤en das
O≠ensichtliche zur Re¤el erhoben. Weil es doch Menschen ¤äbe, die mit der Frei-
heit überfordert seien, könne man keinem diese Freiheit ¤ewähren. Statt dem
Volksmund zu fol¤en, der weise sa¤t: Ausnahmen bestäti¤en die Re¤el, soll sich
die Re¤el nach der Ausnahme richten.

Nicht der Man¤el an Evidenz ist es also, mit dem wir rin¤en. Zu erklären und
damit zu be¤reifen ist, weshalb die evidenten Zusammenhän¤e, die salopp
¤esprochen: auf der flachen Hand lie¤en, nicht ernst ¤enommen und Konse-
quenzen aus ihnen ¤ezo¤en werden. Erst wenn wir das verstehen, wissen wir,
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weshalb noch immer das Postulat der Vollbeschäfti¤un¤ die ö≠entliche Debatte
beherrscht, weshalb wir es nicht fahren lassen.G

Unsere politische Ordnun¤ fußt auf den Bür¤ern, hat in ihnen ihren Geltun¤s -
¤rund. Sie sind die Quelle ihrer Le¤itimation, sie entscheiden darüber, an wen
Verantwortun¤ für unser Gemeinwesen dele¤iert wird. Sie sind es auch, die
diese Verantwortun¤ wieder in die ei¤enen Hände nehmen müssen, wenn die
Dele¤ierten sie nicht mehr wahrnehmen, wenn sie eben keine Entscheidun¤en
tre≠en, die dem Wohler¤ehen unseres Gemeinwesens dienen. Bislan¤ müssen
wir noch keine Bürgertauglichkeitsprüfung absolvieren, keinen Bürger-TÜV
durchlaufen, um diese Verantwortun¤ zu tra¤en. Auch haben wir noch keine
Wahlpflicht ein¤eführt – und das aus ¤utem Grund: Nur wenn der Einzelne von
sich aus bereit ist, unsere politische Ordnun¤ zu tra¤en und Verantwortun¤ zu
übernehmen, nur dann kann ein demokratisches Gemeinwesen überhaupt be-
stehen. Wie wir also selbstverständlich auf diese Bereitschaft setzten, ¤enauso
selbstverständlich ist er Bür¤er, ohne ir¤endeine Pflicht zur Leistun¤ erfüllen zu
müssen. Er ist es leistun¤slos und zweckfrei, einfach Bür¤er um des Bür¤erseins
willen. An diesem Selbstverständnis unserer politischen Ordnun¤ wird deutlich,
worauf wir schon lan¤e setzen, ohne ernsthaft daran zweifeln zu können: Ohne
die Loyalität der Bür¤er, ihre Bereitschaft, sich an das Gemeinwesen zu binden,
funktionierte in unserem Land ¤ar nichts.

6 Auch Albrecht Müller, der sich mit seinen Einwürfen auf den „Nachdenkseiten“ (www.nachdenk-

seiten.de) ¤e¤en die Schlechtrederei der wirtschaftlichen La¤e Deutschlands verdienstvoll zu

Wort meldet, ist das Misstrauen ¤e¤en den Einzelnen nicht fremd. V¤l. seine Replik auf eine Serie

von Beiträ¤en, die sich für ein Grundeinkommen aussprachen: „Entscheidend ist, was wächst.

Produktionsstei¤erun¤ brin¤t Arbeitsplätze, ¤arantiert Wohlstand und sichert den Platz im inter-

nationalen Wettbewerb“, in: Frankfurter Rundschau, 26.7.2005, S. 7; ¤anz ähnlich auch Heinz J.

Bontrup, „Geteilte Zeit ist ¤eteilte Arbeit. Durch Arbeitszeitverkürzun¤ und klu¤e Steuerpolitik

könnten mehr Menschen in Lohn und Brot kommen“, in: Frankfurter Rundschau, 14.8.2005. Aus

der Warte eines bedin¤un¤slosen Grundeinkommens habe ich darauf ¤eantwortet: „Bür¤er -

ver¤essen – Weshalb eine Politik des Wachstums und der Produktionsstei¤erun¤ nicht dasselbe

ist wie eine Politik der Freiheit“ (www.archiv-¤rundeinkommen.de).
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Arbeit ist der höchste Zweck

Wenn es also nicht um politische Freiheit ¤in¤ und noch nicht ¤eht, was steht
dann im Zentrum der so¤enannten Reformen der ver¤an¤enen Jahre? Es ist die
Erwerbstäti¤keit, ein Gemeinwesen der Erwerbstäti¤en, der Werktäti¤en, dies
war und ist ihr Ziel. Der ¤rößte Verlust für denjeni¤en, der heute arbeitslos wird,
ist nicht einmal das Einkommen, wenn es auch schwer wie¤t. Er wird – und das
ist das zerstörerische Moment – hinaus¤edrän¤t, steht mit dem Rücken zur
Wand, weil er nach unserem Verständnis keinen Beitra¤ zum Gemeinwohl leis-
tet. Seit lan¤em schon wissen wir um diese Wirkun¤, sie lässt sich einfach erklä-
ren: Nach unserem Dafürhalten leistet nur derjeni¤e etwas, der einer Erwerbsar-
beit nach¤eht. In unserem Ordnun¤s¤efü¤e und den Gewährun¤s be din ¤un ¤en
für Transferleistun¤en kommt dies klar zum Ausdruck. Dabei ¤eht es nicht ein-
mal zuallererst darum,was der Einzelne leistet,entscheidend ist vielmehr,dass er
überhaupt arbeitet, dass er also Lohn für Leistun¤ erhält,das ist zum Selbstzweck
¤eworden: Arbeit statt Leistung ist die Maxime, die unser Land re ¤iert.

Leicht lässt sich ausmalen, wer unter dieser ri¤iden Politik am meisten leidet,
wer am weni¤sten mit diesem Druck um¤ehen, ihm durch innere Anstren¤un¤
widerstehen kann: Es sind ¤erade diejeni¤en, deren Chancen am Arbeitsmarkt
besonders schlecht sind und deren Lebens¤eschichte in vieler Hinsicht mehr
eine Leidens- denn eine Gelin¤ens¤eschichte ist. Gerade weil ihre Autonomie
fra¤il, ihr Selbstvertrauen schwach ist, tri≠t sie die Arbeitshauspolitik am stärks-
ten. Letztlich aber, das wird allzuoft unterschätzt, tri≠t sie alle. Denn für jeden
¤ilt im Prinzip, was nur eini¤e bislan¤ ¤etro≠en hat, aber jeden tre≠en kann. Das
Gemeinwesen als ¤anzes wird zum Arbeitshaus, dessen Maximen uns Bür¤er
leiten sollen. Was darin keinen Platz hat, was nicht Arbeit ist, ¤ilt nichts. Für
bür¤erschaftliches En¤a¤ement und Familienfürsor¤e ist darin kein Platz, auch
wenn das Ge¤enteil behauptet wird. Aus der Gemeinschaft der Bür¤er haben
wir eine der Werktäti¤en ¤emacht, heute mehr denn je.

Wer kommt mit diesem Misstrauen noch am ehesten zurecht? Es sind die -
jeni¤en, die ihm selbstbewusst be¤e¤nen können. Ein Selbstbewusstsein, das
sie dazu befähi¤t, erwächst aus einer bedin¤un¤slosen Anerkennun¤ des Indivi-
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duums, auch in seiner Schutzbedürfti¤keit, wie Kinder sie durch ihre Eltern er-
fahren. Diese Erfahrun¤ als Bindun¤ an Personen ist es, an der sich der Einzelne
bildet, sie ist es, die ihn dazu ermuntert, die Welt zu erkunden und Neues zu
scha≠en. Dasselbe ¤ilt für ein politisches Gemeinwesen, denn erst eines, das das
Individuum um seiner selbst willen anerkennt, macht mit einer Kultur der Frei-
heit, die die Kehrseite bedin¤un¤sloser Anerkennun¤ ist, ernst.

Doch all dies, so könnte man meinen, hat die ö≠entliche Diskussion beinahe voll-
kommen aus den Au¤en verloren. Statt Freimut, wie mein Mitstreiter Thomas
Loer dies nennt, zu fördern, dem Einzelnen Mö¤lichkeiten zur Entfaltun¤ zu ¤e -
ben, wird er von der Arbeitshauspolitik erdrückt. Was sie mit der Knute erz-
win¤en will, zerstört sie. Das Versa¤en der Arbeitsmarktpolitik der ver ¤an¤enen
Jahre darin be¤ründet zu sehen, dass sie Leistun¤sbereitschaft ¤erade unter -
¤räbt, weil sie meint, den Einzelnen kontrollieren und antreiben zu müssen, da-
rauf sind die Verfechter der aktivierenden Sozialpolitik und die Anreiztheoretiker
noch nicht ¤ekommen.

Gründet der Wohlstandszuwachs der ver¤an¤enen Jahrzehnte doch ¤erade
darin, den Geist der Neuerun¤ und des En¤a¤ements ¤estärkt zu haben,
herrschte in den ver¤an¤enen Jahren eine Mentalität vor, die im Untertanen-
staat am ehesten ihren rechten Platz hätte. Von der Verantwortun¤ für diese
Ent wicklun¤ ist kaum jemand freizusprechen – die da oben, wie es heißt, sind wir
ja selbst. Bekla¤en wir deren Borniertheit, müssen wir zu¤leich unsere Duld-
samkeit kritisieren. Erfahrun¤en, die ich in zahlreichen Diskussionen der ver¤an -
¤e nen zwei Jahre ¤emacht habe, sprechen eine deutliche Sprache: Überall
schlä¤t einem das Misstrauen ¤e¤en den Einzelnen ent¤e¤en, bei Befürwortern
wie Kritikern der Reformpolitik ¤leichermaßen. Es scheint ein Misstrauen zu
sein, das dem Misstrauen ¤e¤en sich selbst entsprin¤t.

In einer bildun¤sbür¤erlich-elitären, durchaus im Akademischen anzutre≠en -
den Variante besteht dieses Misstrauen vor allem ¤e¤en die so¤enannten
Un¤ebildeten. Diese eher vormoderne Haltun¤ paart sich mit einer technokra-
tisch-expertenhaften, wie wir sie zum Beispiel auch im Fernsehen beobachten
können. Sachverständi¤e bescheiden sich dort nicht darauf, zu bestimmten
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Fra¤en eine Expertise abzu¤eben; sie ¤ehen meist soweit, über das, was ¤ewollt
sein müsse, zu befinden. Doch darüber, was ¤ewollt ist, entscheiden wir – die
Bür¤er; den Experten bleibt die Einschätzun¤, welche Fol¤en das Gewollte
haben könnte. Sowohl die bildun¤sbür¤erliche als auch die technokratisch-ex-
pertenhafte elitäre Haltun¤ unterlaufen beide den ö≠entlichen pluralistischen
Streit. Er ist aber unerlässlich, damit die Bür¤er sich eine Meinun¤ über Ent-
scheidun¤en und Lösun¤svorschlä¤e bilden können. Was pro¤ressiv daher-
kommt, bedeutet Entmündi¤un¤. Diese elitäre Vermessenheit, die die Welt in
Sachverständi¤e und Amateure einteilt, hält jedes Zertifikat für bedeutender als
Ar¤umente, anhand derer sich jeder selbst überzeu¤en könnte. Der Glaube an
zertifiziertes Wissen spricht den Bür¤ern letztlich ihre Urteilsfähi¤keit ab. In
welch en¤en Bahnen sich die politische Debatte bewe¤t, lässt sich an den
maß¤eblichen Vorschlä¤en ablesen, die seit Jahren hin- und her¤eschoben wer-
den. Wir können sie – bei allen Modifikationen – in zwei La¤er einteilen.

Die einen plädieren für die Verbilli¤un¤ von Arbeitskraft durch Absenkun¤ von
Löhnen und Transferleistun¤en. Einfache Dienstleistun¤en sollen wieder attrak-
tiv und bezahlbar werden. Nicht selten verbindet sich dieser Vorschla¤ mit der
moralisierenden Kritik, die „Deutschen“ seien sich zu fein ¤eworden, um solche
Täti¤keiten noch zu er¤reifen. Druck helfe am besten ¤e¤en ein undiszipliniertes
Leben. Diese Vorschlä¤e verbinden sich seit kurzem auch mit dem Plädoyer, die
Nutzun¤ von Automaten durch eine Absenkun¤ der Löhne weni¤er attraktiv zu
machen. Charakteristisch ist die Vorstellun¤, dem Individuum müsse eine Ka-
rotte vor die Nase ¤ehalten werden, damit es sich aufra≠e. Wo kein Anreiz, so ein
verbreitetes Vorurteil, entwickle sich keine Aktivität.

Die anderen hin¤e¤en halten diese Lösun¤ für un¤erecht an¤esichts der wirt-
schaftlichen Erfol¤e der ver¤an¤enen Jahrzehnte, die nicht nur in einer steti¤en
Zunahme von Wertschöpfun¤, sondern in der zu¤leich erreichten Verrin¤erun¤
des Arbeitsvolumens (in Jahresarbeitsstunden) resultierte.H Aus diesem Grund
plädieren sie für eine Umverteilun¤ des Arbeitsaufkommens, um jedem eine
¤erechte Teilhabe an Arbeit zu sichern. Es ¤eht hierbei nicht in erster Linie um
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Einkommenssicherun¤, die auch anders zu erreichen wäre. Die Verfechter dieses
Vorschla¤s erkennen in bezahlter Arbeit ein knappes Gut, weil sie der Über-
zeu¤un¤ sind, der Mensch werde nur durch Arbeit zum Menschen. Darüber hi-
naus sichere nur eine Arbeitsverpflichtun¤, dass auch jeder seinen Beitra¤ leiste.
Statt Freiheit zu ermö¤lichen, soll Freizeit vermehrt werden.I

Beide Vorschlä¤e sehen vollkommen davon ab, worin die Grundla¤e eines jeden
produktiven En¤a¤ements besteht – im freiwilli¤en Entschluss. Ge¤enüber den-
jeni¤en, die ¤lauben, nur Druck und Zwan¤ führe zu Leistun¤, erscheint die Ar-
beits umverteilun¤ vermeintlich pro¤ressiv. Beide aber misstrauen ¤leicherma-
ßen der Bereitschaft der Bür¤er, ihren Beitra¤ von sich aus leisten zu wollen. Für
beide also ist Arbeit Mittel zur Disziplinierun¤, sie wird nicht mehr an ihrem
Erzeu¤nis ¤emessen.

Erst jün¤st erwiderte mir ein Gewerkschaftsvertreter auf meine These, Arbeits-
plätze seien zum Selbstzweck ¤eworden, Leistun¤ zähle nicht mehr, dies ¤elte
nicht für die Gewerkschaften. Vielmehr komme es darauf an, sinnvolle Arbeits-
plätze zu scha≠en. Für ihn war ¤anz klar, wer definiert, ob Arbeitsplätze sinnvoll
sind: natürlich die Gewerkschaften. Jeder müsse, so der Diskutant, seine Pflicht
erfüllen, und sie bestehe im Arbeiten für Lohn. Keinesfalls könne es dem Einzel-
nen überlassen werden, worin er seine Pflicht erkenne. Aus dieser Haltun¤
spricht ein Ge¤ner der Freiheit.

Wundern kann uns dieses Maß an Überzeu¤un¤ nicht, denn die so¤enannten
Hartz-Gesetze hatten die Stimmen aller politischen Kräfte auf sich vereini¤t;
erst seit der letzten Bundesta¤swahl werden sie von „Die Linke“ (WASG und
PDS) deutlich kritisiert. Aber auch sie sind keine Befürworter eines be din¤ un¤s -
losen Grundeinkommens, sieht man vom En¤a¤ement einzelner Personen in-
ner halb der Partei ab. Wollen wir uns klar machen, wie weit die Bür ¤er -
verleu¤nun¤ ¤eht, müssen wir uns nur die Sprachpolitik seit eini¤en Jahren in
Erinnerun¤ rufen. Wer heute Transferleistun¤en bezieht, wird zum Kunden der
Arbeitsa¤enturen erhoben. Wohl¤emerkt ein Kunde, der keine Wahl hat, auf
diese Dienstleistun¤ zu verzichten, will er nicht seinen Unterhalt verlieren. Sie

8 V¤l. www.ArbeitFairteilen.de, Aufruf vom 25. Au¤ust 2005, auch verö≠entlicht in Blätter für deut-

sche und internationale Politik.
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wissen vielleicht nicht, dass die Arbeitsa¤enturen diese Kunden einladen, bei
ihnen vorzusprechen. Schöne Einladun¤en sind das, auf deren Rückseite sie über
die Sanktionen belehrt werden, die fol¤en, wenn sie die Einladun¤ nicht anneh-
men – sie sind wahrlich Vorladun¤en und Hartz IV, wie Herr Werner einmal
sa¤te, hat ¤roße Ähnlichkeiten mit o≠enem Strafvollzu¤.

Weshalb sollten wir denn Erwerbsarbeit überhaupt subventionieren, die wir
o≠enbar nicht benöti¤en? Warum Automatisierun¤spotentiale nicht nutzen,
wenn wir die Mö¤lichkeiten haben, noch mehr Arbeitsplätze abzubauen? Ein
Verzicht auf Automatisierun¤ würde ja dem Verzicht auf einen Zu¤ewinn an
Freiheit ¤leichkommen. Dies kann nur wollen, wer in der Scha≠un¤ bzw. Erhal-
tun¤ von Arbeitsplätzen ein höheres Gut erkennt als in der Förderun¤ von Leis-
tun¤ und Befreiun¤ von Arbeit.

Das Vollbeschäfti¤un¤spostulat hat schon zahlreiche Resultate ¤ezeiti¤t, mit
denen wir uns heute konfrontiert sehen. Halten wir an ihm fest, müssen wir von
Unternehmen verlan¤en, Automatisierun¤schancen nicht zu nutzen. Inwiefern
sie schon heute ¤ar nicht aus¤eschöpft werden, ist schwer zu sa¤en, ihre
Mö¤lichkeiten sieht, wer mit o≠enen Au¤en durch die Welt ¤eht. Jeder Verzicht
auf Automatisierun¤ entwertet Leistun¤ – denn Automatisierun¤schancen sind
selbst Resultat von Leistun¤.

Meinen wir es mit der Freiheit ernst, dann müssen wir dem Einzelnen so viele
Entscheidun¤en wie mö¤lich und vernünfti¤ überlassen. Wirklich und lebendi¤
ist Freiheit nur dort, wo Mö¤lichkeiten erö≠net werden, die der Einzelne er¤rei-
fen kann. Ob er sie aber er¤reifen wird, das wissen wir nie, was uns wieder dahin
zurückkehren lässt, worauf unser Gemeinwesen sich schon heute viel mehr
¤ründet, als wir wahrhaben wollen: auf das Vertrauen in den Einzelnen. Mehr
können wir durch politische Entscheidun¤en nicht erreichen, als Entscheidun¤s -
mö¤lichkeiten, d.h. Freiraum, zu scha≠en; vom Einzelnen hän¤t ab, was er damit
unternimmt.

Um nun abschließend deutlich zu machen, wie wir uns mittels eines bedin ¤ -
un¤s losen Grundeinkommens manches unserer Probleme entledi¤en könnten,
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wie Freiheit statt Vollbeschäfti¤un¤ uns in die Zukunft führte, möchte ich mö¤ -
liche Veränderun¤en skizzieren, die ein Grundeinkommen erö≠net.

Ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen – Bestimmun¤ und Konsequenzen

Freiheit statt Bevormundung

Ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen wird jedem Bür¤er von der Wie¤e bis
zur Bahre zu jeder Zeit ¤ewährt, Erwachsenen wie Kindern ¤leichermaßen. Es
tritt an die Stelle aller bisheri¤en Transferleistun¤en, wird nicht mehr kontrol-
liert. Weder müssen Anträ¤e ¤estellt noch Bedürfti¤keiten ¤eprüft werden. Eine
Ge¤enleistun¤ wird nicht verlan¤t. Alle durch unser heuti¤es Sozialsystem er -
zeu¤ten Sti¤matisierun¤se≠ekte werden dadurch auf¤ehoben.

Ein solches Grundeinkommen erö≠net eine ¤rundsätzliche Wahl: Was auch
immer der Einzelne für sinnvoll erachtet, er hat die Freiheit dazu, ihm nach -
zu¤ehen. Ein permanentes Bemühen um die Wiederaufnahme einer Erwerbs-
täti¤keit ist auf dieser Basis weder finanziell notwendi¤ noch verpflichtend.

Vertrauen in die Bereitschaft des Einzelnen, seinen Beitra¤ zu leisten, wird zum
Maßstab allen Handelns. Indem wir uns so als Bür¤er stärken, stärkt das Grund-
einkommen unser Gemeinwesen. Je höher das bedin¤un¤slose Grundeinkom-
men ist, desto mehr fördert es die Freiheit, Verantwortun¤ im Gemeinwesen zu
übernehmen.

Stärkung der Familie

Alle heute noch praktizierte Familienpolitik lassen wir damit hinter uns. Fami-
lien zu unterstützen, ¤eschieht um ihrer selbst willen. Ein pro Kopf ¤ewährtes
Grundeinkommen sichert eine Familie ab, verfü¤t sie doch über so viele Ein-
kommen, wie sie An¤ehöri¤e zählt. Eltern können sich frei entscheiden, ob sie
für ihre Kinder zuhause bleiben oder, dem heuti¤en Diktum fol¤end, den beruf -
lichen Erfol¤ an erste Stelle setzen und ihre Kinder verhältnismäßi¤ früh Betreu -
un¤s einrichtun¤en überlassen wollen. Auch dazu haben sie die Freiheit.
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Chance für die Jugend

Ju¤endliche sehen sich heute erheblich unter Druck ¤esetzt. Die Eltern, die
Schule und die ö≠entliche Diskussion wirken auf sie ein: Eine Lehrstelle sollen
sie jedenfalls suchen, zimperlich dürfe man nicht sein, besser ir¤endeine Lehr-
stelle als keine. Schon der Kinder¤arten solle, nach der Vorstellun¤ mancher, auf
das Berufsleben vorbereiten, Zertifikate werden zum Selbstzweck. Wir fördern
nicht die ernsthafte Auseinandersetzun¤ mit einer Sache, mit einer Auf¤abe,
mit einer Herausforderun¤, sondern verlan¤en eine kurzfristi¤e Orientierun¤
am Arbeitsmarkt – obwohl wir ¤enau wissen, dass sie nicht eines unserer Pro-
bleme löst.

Dieser Druck ist der Feind des Wa¤nisses und der Bereitschaft, das Bekannte, die
Routine hinter sich zu lassen und unsichere We¤e zu beschreiten. In der Zukunft
wird es noch bedeutsamer sein als zuvor, dass der Einzelne für das, wofür er sich
entscheidet, eine Leidenschaft empfindet. Nur diese Leidenschaft erlaubt es
ihm, ein wirklich freiheitliches Leben zu führen und den stei¤enden Anforde-
run¤en auch im Beruf ¤ewachsen zu sein.

Das Grundeinkommen adelt zur Muße, was heute als Herumtrödelei bekla¤t
wird. Herauszufinden, worin die ei¤enen Stärken lie¤en, dazu werden Ju¤endli-
che ermuntert. Wofür auch immer sie sich dann interessieren, entscheidend ist,
dass sie es wirklich wollen – dazu ¤eben wir ihnen die Mö¤lichkeit. Finanziell
sind sie versor¤t, können sor¤los von zuhause ausziehen und ihren We¤ ¤ehen.
Wer diese Chance nicht er¤reift, hat selbst zu verantworten, was heute ¤erne
auf die anderen ¤eschoben wird. Unsere Zukunft ist die Zukunft durch unsere
Kinder – das Grundeinkommen macht damit ernst.

Neugierde und Erfahrung

Wir befreien den Einzelnen davon, sich unbedin¤t für den Arbeitsmarkt zu qua-
lifizieren und Interessen nur dann zum Lebensmittelpunkt zu erheben, wenn sie
in einen Beruf münden. Der Neu¤ierde nachzu¤eben und nachzu¤ehen, kann
Maxime des Lebens werden. Sie ist die Voraussetzun¤ für ein Denken und Han-
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deln, das ins Unbekannte vorstößt. Das Unbekannte zu erkunden sollte die Ma-
xime sein, auf der unser Bildun¤swesen ruht. Dazu ¤ehört auch eine Ab schaf -
fun¤ der all¤emeinen Schulpflicht, die den Eltern ein Misstrauen ent¤e¤en-
brin¤t und die die Lehrer zu Kontrolla¤enten des Staates de¤radiert. Befreit von
dieser Kontrollauf¤abe ist es einfacher, ¤eburtshelferisch zu lehren und dadurch
Schülern Erfahrun¤en zu erö≠nen.

Voraussetzun¤ für einen solchen Umbau ist Vertrauen: Vertrauen in die Eltern,
dass sie schon das Richti¤e für ihre Kinder unternehmen werden, wo wir ihnen
Mö¤lichkeiten ¤eben. Statt einer Politik zu fol¤en, die die „Lufthoheit über den
Kinderbetten“J erobern will, sollten wir diesen Umbau ermö¤lichen.

Unternehmen und Mitarbeiter

Or¤anisationen, ö≠entliche wie private, sind dann veranlasst, um Mitarbeiter zu
werben. Gute Arbeitsbedin¤un¤en zu bieten, wird dann zu einer Selbstver-
ständlichkeit, um für diejeni¤en interessant zu sein, die einen Beruf er¤reifen.
Mitarbeiter sind kostbar, denn wer arbeitet, unternimmt dies aus freien Stücken,
muss besonders motiviert sein. Mitarbeiter würden durch das bedin¤un¤slose
Grundeinkommen ab¤esichert, es verscha≠t ihnen Verhandlun¤smacht. Ar-
beitsbedin¤un¤en, Arbeitszeiten und Abfindun¤sre¤elun¤en frei auszuhan-
deln, dazu ist der Einzelne auf¤efordert; ein Renteneintrittsalter benöti¤en wir
nicht mehr. Radikal und vorausschauend zu automatisieren ist erwünscht, Un-
ternehmen werden daran ¤emessen, ob sie diese Chance er¤reifen. Menschliche
Arbeitskraft zu schonen und Lebenszeit zu ¤ewinnen, ist keine Bedrohun¤ mehr,
sie wird zum Ziel.

Manni¤falti¤e Auswirkun¤en wird das Grundeinkommen haben, von denen nur
eini¤e der wichti¤sten schon benannt wurden. Löhne könnten im Gefol¤e
ebenso stei¤en wie sinken, dies hin¤e ¤anz von den Verhandlun¤en zwischen
Unternehmen und Mitarbeitern ab. Da das Grundeinkommen bedin¤un¤slos zu
jeder Zeit ¤ewährt würde, wäre es mö¤lich, dass Löhne im All¤emeinen sinken,
denn sie sind von der Funktion der Existenzsicherun¤ befreit, die sie heute er-
füllen. Ebenso könnten sie stei¤en, wo sie heute unverhältnismäßi¤ niedri¤ sind.
Ins¤esamt wird durch das Grundeinkommen erst ein wirklicher Arbeitsmarkt

9 Wie es der ehemali¤e Generalsekretär der SPD, Olaf Scholz, im Jahr 2002 aus¤edrückt hat.
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entstehen, die Stimmun¤ in den Unternehmen wird sich wandeln, da Mitarbei-
ter ebensoweni¤ finanziell unter Druck ¤esetzt werden können oder sich selbst
unter Druck setzen wie Unternehmen aus sozialfürsor¤erischen Überle¤un¤en
Entlassun¤en aufzuschieben oder ¤ar zu unterlassen brauchen.

Unproduktive Industrien und Wirtschaftszwei¤e müssen nicht weiter aus poli-
tischen Überle¤un¤en der Sozialverträ¤lichkeit aufrechterhalten werden. Sub-
ventionen, die heute in Branchen fließen, um sie künstlich marktfähi¤ zu halten,
und deren Gewährun¤ an eine Ge¤enleistun¤ ¤ebunden ist, stehen für andere
Bereiche zur Verfü¤un¤. Überhaupt nehmen Subventionen einen anderen Cha-
rakter an. Während ein landwirtschaftlicher Betrieb heute zweck¤ebundene
Subventionen erhalten kann, wird das Grundeinkommen, obwohl es keine land-
wirtschaftliche Subvention darstellt, sich mittelbar wie eine solche auswirken.
Landwirte können womö¤lich auf die zweck¤ebundenen Subventionen verzich-
ten, weil sie das Grundeinkommen davon befreit.

Engagement und Anerkennung

Nur das Grundeinkommen erö≠net eine radikale Entscheidun¤smö¤lichkeit.
Dieser Freiheit entspricht eine Verantwortun¤szumutun¤: Ganz ¤leich, wofür
man sich entscheidet, es muss eine vernünfti¤e Antwort auf die Chance der Frei-
heit darstellen. Denn mit der Entscheidun¤ der Gemeinschaft, die Freiheit der
Bür¤er zu stärken, ¤eht auch eine Verpflichtun¤ einher: Die Freiheitschancen
müssen vernünfti¤ ¤enutzt werden. Worin aber eine vernünfti¤e Nutzun¤ be-
steht, ist nicht vorherbestimmt. Ob im Beruf, dem bür¤erschaftlichen En ¤a¤e -
ment oder in der Familie, jeder muss darüber selbst befinden.

Vertrauen

Ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen hat eine entscheidende Voraussetzun¤:
Wir müssen in die Gemeinwohlbindun¤ unserer Bür¤er vertrauen. Wir müssen
darauf vertrauen, dass der Einzelne seinen Beitra¤ leisten will. Dies ist schon
heute die Grundla¤e unserer Ordnun¤, von daher also ist ein Grundeinkommen
eine konsequente Fortentwicklun¤ dessen, was wir ¤e¤enwärti¤ schon haben
und zu¤leich ein Schritt in die Zukunft, ein Schritt in eine andere Freiheit.
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Ludwig Paul Häussner und  André Presse

Grundeinkommen und Konsumsteuer

Die Welt schuldet keinem von uns einen Lebensunterhalt, aber wir alle
schulden einander den Lebensunterhalt.

Henry Ford in „Philosophie der Arbeit“

Die wirtschaftliche Entwicklun¤ in Deutschland und den anderen Industrie -
nationen ist von stei¤ender Produktivität ¤eprä¤t. Mö¤lich ist diese durch die
voranschreitenden Erkenntnisse und Anwendun¤en in Wissenschaft und Tech-
nik, durch verbesserte Produktions- und Mana¤ementmethoden im Rahmen
der zunehmenden weltweiten Arbeitsteilun¤ und Spezialisierun¤. Eine damit
verbundene Standardisierun¤ von Arbeitsabläufen führt ¤leichzeiti¤ dazu, dass
immer mehr Arbeitsschritte automatisiert verrichtet werden können. Geschieht
dies, stei¤t einerseits die Arbeitsproduktivität weiter an, weil immer mehr Arbeit
von immer weni¤er Menschen ¤eleistet werden kann, andererseits führt es, falls
der Absatz nicht in entsprechender Weise stei¤t, zu so ¤enannter Überproduk-
tion und in der Fol¤e zu Arbeitslosi¤keit.

Die Produktionsarbeit – die unmittelbare Arbeit an der Natur sowie die mittel-
bare, durch Herstellun¤ von Investitions¤ütern, um damit letztlich konsumier-
bare Güter und Dienstleistun¤en herstellen zu können – ist jedoch nicht der
einzi¤e Bereich menschlicher Arbeit. Welche anderen Arbeitsfelder existieren?
Benöti¤en diese mö¤licherweise in dem Maße menschliche Arbeitskraft, in dem
diese in der Produktionsarbeit frei¤esetzt wird? Ist Arbeitslosi¤keit die einzi¤
mö¤liche Konsequenz aus der stei¤enden Produktivität? Welche Freiheitsräume
könnten stattdessen entstehen?

Die Produktivität in den Industrienationen stei¤t nicht linear. Der Fahrzeu¤bau
erreicht Produktivitätsstei¤erun¤en von beispielsweise 3–4 % pro Jahr.B Pro Jahr

1 V¤l. Fischer, H. (2005), S. 3.
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aber bedeutet: jedes Jahr wieder und jedes Jahr auf einer höheren Aus¤an¤sba-
sis. Das Potenzial für eine freiere und selbstbestimmte Lebens¤estaltun¤ des
Menschen nimmt damit systematisch zu. Woran lie¤t es, dass Wirtschaft statt-
dessen jedoch von denjeni¤en, die Arbeit haben, als immer belastender und
einen¤ender empfunden wird, ¤leichzeiti¤ hin¤e¤en immer mehr Menschen
keine Beschäfti¤un¤ innerhalb unseres ¤esamt¤esellschaftlichen Leistun¤sver-
bundes finden, also arbeitslos werden? Woran lie¤t es, dass in Deutschland zehn
Millionen MenschenC – insbesondere ein Drittel aller KinderD – in Armut leben,
obwohl das Sozialprodukt steti¤ zunimmt?

Entwicklun¤ mit wirtschaftshistorisch epochalen Auswirkun¤en

In weni¤er entwickelten Volkswirtschaften – auch in Europa bis weit in das 20.
Jahrhundert hinein – konfi¤uriert sich das Wirtschaftsleben, ¤üterwirtschaftlich
betrachtet, zum überwie¤enden Teil als ein Für-sich-Leisten. In a¤rarisch
¤eprä¤ten Volkswirtschaften erwirtschaftet ein Großteil der Bevölkerun¤ das,
was er zum Leben benöti¤t, und verkauft die weni¤en Überschüsse auf dem
Markt. Je weiter sich Volkswirtschaften und die wirtschaftlichen Leistun¤spro-
zesse durch die fortschreitende Arbeitsteilun¤ di≠erenzieren und die Arbeits-
kräfte spezialisieren, desto mehr leisten einzelne Wirtschaftssubjekte faktisch
für andere. „Unser ¤esellschaftliches Bewusstsein ist hinter den Mö¤lichkeiten
weit zurück¤eblieben, die sich durch die Arbeitsteilun¤ und die sich daraus
er¤ebende Produktivitätsentwicklun¤ anbieten.“E

Diese epochale Veränderun¤ hat zur Fol¤e, dass die menschliche Gesellschaft
immer leistun¤sfähi¤er wird. Der Einzelne unterlie¤t nicht mehr dem unmittel-
baren ökonomischen Zwan¤ zur Selbstversor¤un¤, sondern ist in der La¤e, sich
in seiner Täti¤keit auf das zu konzentrieren, was er besonders ¤ut kann und was
auch als Ware oder Dienstleistun¤ nach¤efra¤t wird. Auf¤aben, die mit maschi-
neller Hilfe billi¤er aus¤eführt werden können, und Auf¤aben, die der Mensch
un¤ern verrichtet, werden zunehmend automatisiert.
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2 Statistisches Bundesamt (2006).

3 Müller, E. (2006), S. 13.

4 Werner, G. W. (2004).
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Güterwirtschaftlich betrachtet haben wir den Man¤el überwunden und sind im
Überfluss an¤ekommen. Aus produktionstechnolo¤ischer Sicht befinden sich
die modernen Volkswirtschaften in paradiesischen Zuständen.F Nie zuvor in der
Geschichte konnten die Menschen mit so weni¤ Aufwand so viel leisten. Unser
Bewusstsein jedoch ist noch ¤eprä¤t von den Erfahrun¤en des Man¤els. Der ka-
tho lische Sozialethiker Oswald von Nell-Breunin¤ sa¤te hierbei we¤weisend be-
reits 1983: „Alles, was sich ¤üterwirtschaftlich erstellen lässt […], das lässt sich
auch finanzieren unter der einzi¤en Bedin¤un¤, dass man es ehrlich und ernst-
lich will.“G

Ist an¤esichts des ¤üterwirtschaftlichen Überflusses die künstliche Aufrechter-
haltun¤ des Man¤els durch den Einsatz „bremsender“ Finanzierun¤sverfahren
zeit¤emäß? Aus unserer Kindheit kennen wir die Erfahrun¤, dass wir durch dro-
henden Verzicht diszipliniert werden sollten. Die Fremderziehun¤, die wir als
Kinder erfahren, wandelt sich beim erwachsenen Menschen zur Selbsterzie-
hun¤.HWäre ein aus der Fremderziehun¤ stammendes Prinzip bei der Or¤anisa-
tion erkenntnis¤eleiteter, erwachsener Menschen an¤emessen? Welches Men-
schenbild würde hinter einem solchen Prinzip stehen? Ein zukunftsorientiertes?
Wäre dieses Menschenbild ¤eei¤net für eine zukunftsorientierte Wirtschafts -
politik?

Der Arbeitsbe¤ri≠

Wie die Arbeit selbst, so unterlie¤t auch der Arbeitsbe¤ri≠ einem ständi¤en
Wandel. Beim Über¤an¤ von der A¤rar- zur Industrie¤esellschaft ebenso wie
beim Über¤an¤ von der Industrie- zur Dienstleistun¤s¤esellschaft haben die
Menschen einen solchen Wandel bereits vollzo¤en. In den ver¤an¤enen zwanzi¤
Jahren erlebten die entwickelten Volkswirtschaften zudem eine Entwicklun¤
von der Dienstleistun¤s- zur Informationswirtschaft. Dabei steht – nach Erik
Händeler – der Software-Branche die industrielle Revolution noch bevor.I Die
Auswirkun¤en der Informationstechnolo¤ie – so fort¤eschritten wir bereits sein

5 V¤l. Werner, G. W. (2005a), S. 72 ≠.

6 Nell-Breuning, O. v. (1983), S. 62.

7 Vgl. Werner, G. W. (2007).

8 V¤l. HÄNDELER , E. (2005), S. 221 ≠.
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mö¤en – werden in den nächsten Jahren noch wesentlich weitere Bereiche un-
seres Lebens beeinflussen und verändern; in vielen Wirtschaftsbereichen ist das
Rationalisierun¤spotenzial an strukturierbarer und damit automatisierbarer In-
formation nicht einmal annähernd aus¤e schöpft. Alles, was von Maschinen und
durch verbesserte Methoden aus¤eführt werden kann, wird in Zukunft auch auf
automatisierte Weise erledi¤t werden. Das Er¤ebnis lässt eine ähnliche Ent-
wicklun¤ für den Industrie- und Dienstleistun¤ssektor – und auch für die Infor-
mationswirtschaft selbst – erwarten, wie sie die entwickelten Volkswirtschaften
in den ver¤an¤enen einhundert Jahren im A¤rarsektor ¤esehen haben: eine Re-
duktion der in diesen Bereichen täti¤en Menschen auf weni¤er als zwei Prozent
der Erwerbstäti¤en – und das bei ständi¤ stei¤enden Produktionsmö¤lichkei-
ten.

Wie aber lauten zeit¤emäße Antworten auf diese Herausforderun¤? „Sozial ist,
was Arbeit scha≠t!“? Bieten die Herausforderun¤en, unter einem anderen Blick-
winkel betrachtet, nicht eine historisch bislan¤ einzi¤arti¤e Gele¤enheit? „Der-
zeit kann man sa¤en, dass Massenarbeitslosi¤keit herrscht.“J Massenarbeits-
losi¤keit ist jedoch „[…] nicht verursacht durch Fehlverhalten oder Män¤el in der
Qualifikation Einzelner.“BA Wodurch aber dann? Kann es an unserem Ar-
beitsbe¤ri≠ lie¤en, der mit der rasanten Wirtschafts- und Produktivitätsent-
wicklun¤ der letzten Jahrzehnte nicht Schritt ¤ehalten hat? Was meinen wir
ei¤entlich, wenn wir Arbeit sa¤en?

Was ist Arbeit?

Mit Arbeit wird „eine ziel¤erichtete, soziale, planmäßi¤e, körperliche oder
¤eisti¤e, typisch menschliche Täti¤keit“ bezeichnet.BB Wir können sehen, dass

Ó Arbeit physisch-materiell wirksam ist,
Ó Arbeit subjektiv immer als Ei¤entäti¤keit erlebt wird,
Ó arbeitsteili¤ ¤eleistete Arbeit intersubjektiv-kollektiv für andere ¤eleistet

wird und
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Ó durch die Arbeit Geisti¤es und Materielles – Form- und Sto≠trieb im Sinne
Schillers – zu einer Synthese ¤elan¤en. So werden zum Beispiel im Kunst-
werk, in der sichtbaren Welt, die unsichtbaren Gesetze symbolhaft sinnlich
wahrnehmbar dar¤estellt.

Arbeit ist in diesem Zusammenhan¤ körperlich-materielles wie auch ¤edank-
lich-¤eisti¤es Täti¤sein für andere:

Die körperlich-materielle Arbeit ist in erster Linie Arbeit an der Natur.
Die ¤edanklich-¤eisti¤e Arbeit ist in erster Linie Or¤anisation der Arbeit.

Durch die Arbeit an der Natur werden Nahrun¤, Kleidun¤ und Wohnun¤ etc. und
damit volkswirtschaftliche Werte ¤escha≠en (Wert 1)BC. Durch die Or¤anisation
der Arbeit wird in erster Linie Arbeit ein¤espart und so ebenfalls ein volkswirt-
schaftlicher Wert (Wert 2) in Form von Maschinen (Sachkapital) sowie Ferti -
¤un¤s- und Mana¤ementmethoden (Know-how) ¤escha≠en.

Wir halten fest:

Geist (an¤ewendet auf:) Y Arbeit (führt zu:) Y ersparte Arbeit.

Systematisch lassen sich noch zwei weitere Grundlinien bei der Di≠erenzierun¤
der Arbeit aufzei¤en. Der Arbeitsbe¤ri≠ bezieht sich heute überwie¤end auf die
Arbeit in Verbindun¤ mit der ¤üterwirtschaftlichen Produktion, also der Arbeit
für den Menschen, nicht unmittelbar am Menschen. Hierzu zählen auch die Be-
reiche der Finanzierun¤ und weite Teile der Dienstleistun¤stäti¤keiten, sofern
diese sich auf die Güterversor¤un¤ beziehen. Diese Form von Arbeit lässt sich
nach betriebswirtschaftlichen Kriterien weisungsgebunden or¤anisieren und
er¤ebnisorientiert bezahlen (Output, Rendite etc.). In diesem Bereich der Arbeit
herrscht das Prinzip der Sparsamkeit. Die Akteure müssen sparsam mit natür -
lichen Ressourcen, mit Finanzvermö¤en und mit menschlicher Arbeitszeit,
 Lebens zeit, um¤ehen. Die Arbeit in diesem Bereich wird nie aus¤ehen, bei zu-
nehmender Nachfra¤e nach den produzierten Gütern und Dienstleistun¤en

12 Die Bezeichnun¤en Wert 1 und Wert 2 ¤ehen, in Anlehnun¤ an Werner (2007) auf volkswirt-

schaftlich ¤rundle¤ende Betrachtun¤en Steiners (1996, S. 30) zurück.
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so¤ar noch stei¤en. Aber sie wird in immer ¤erin¤erem Maße von Menschen er-
ledi¤t, weil wir diese durch immer bessere Maschinen, Produktions- wie auch
Mana¤ementmethoden immer weni¤er brauchen. Das tri≠t sich ¤ut, denn die -
se Bereiche sind es, in denen die Menschen ihrer Arbeit typischerweise un¤ern
und vorwie¤end aus Erwerbs¤ründen nach¤ehen.BD Die menschliche Arbeit in
diesem Bereich der alten Arbeit wird also immer weiter abnehmen. Niemand in
der Wirtschaft denkt darüber nach, wie er Arbeitsplätze scha≠en könnte.
Auf¤abe der Wirtschaft ist es immer, Güter und Dienstleistun¤en mit mö¤lichst
¤erin¤em Ressourceneinsatz (Natur, Erwerbsarbeitszeit) zur Verfü¤un¤ zu stel-
len. Wenn hierzu Menschen benöti¤t werden, scha≠t dies erst Arbeitsplätze.
Aber scha≠t es wirklich Arbeitsplätze? Oder werden durch die Scha≠un¤ dieser
Arbeitsplätze nicht an anderer Stelle Arbeitsplätze ab¤ebaut?

Gleichzeiti¤ entstehen neue Auf¤abenbereiche und es wird menschliche Arbeit
dort benöti¤t, wo sie nicht oder nur in sehr ¤erin¤em Umfan¤ von Maschinen
verrichtet werden kann. Es sind dies die Bereiche der neuen Arbeit, in denen der
Bedarf an menschlicher Arbeit weiter stei¤en wird und die heute chronisch un-
terfinanziert sind, obwohl sie so entscheidend sind für die Zukunft unserer Ge-
sellschaft: die Kulturarbeit im weitesten Sinne. Hierzu zählen alle Bereiche der
Arbeit unmittelbar am Menschen, also von der Familien- und Erziehun¤sarbeit,
der Pfle¤e-, Betreuun¤s- und Sozialarbeit bis hin zur Arbeit in der Bildun¤, Wis-
senschaft und Forschun¤. Diese Arbeit und ihre Qualität können nicht nach be-
triebswirtschaftlichen Kriterien bemessen und bezahlt werden. Die Qualität von
Betreuun¤sarbeit misst sich nur in der Wohlfahrt der Betreuten, die Qualität von
Familien-, Erziehun¤s- und Bildun¤sarbeit erst in der nächsten Generation. Aber
¤erade diese Auf¤aben sind es, von denen die Nachhalti¤keit unserer Gesell-
schaft und Kultur maß¤eblich abhän¤t. Die Arbeit in Wissenschaft, Forschun¤,
Kunst und Reli¤ion nach ökonomischen Maßstäben or¤anisieren zu wollen,
führt zudem zu einer neuen Armut: „Die ökonomistische Reduktion der Bildun¤
unterwirft aus¤erechnet die propa¤ierte Elite selber dem Kriterium […], niemals
über das hinauszu¤ehen, was die ökonomische Funktion erfordert. Das Resultat
ist eine Bildun¤sarmut anderer Art: Wenn man aus¤erechnet die helleren Köpfe
darauf trimmt, bloß noch optimal zu funktionieren, werden sie untau¤lich
¤emacht für innovatives Denken. […] Eine Elite, die nichts anderem ¤ehorcht als
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den Re¤eln des ¤lobalisierten Marktes, wird unfähi¤ zur kritischen Selbstrefle-
xion. Und eine Elite mit reduziertem Weltwissen droht ein Bildun¤sproletariat
ei¤ener Art zu werden.“BE

An diesen Beispielen wird das Prinzip deutlich: Wir können diese Arbeiten nicht
bezahlen im herkömmlichen, leistun¤sorientierten Sinne des Wortes. Wir kön-
nen sie finanziell nur ermöglichen. Auch ¤ilt in diesem Bereich der Arbeit nicht
das Prinzip der Sparsamkeit, sondern das Prinzip der Freigiebigkeit: Die Arbeit an
einem zu pfle¤enden Menschen, einem zu erziehenden Kind, einem auszubil-
denden Ju¤endlichen und Studierenden oder Forscher ist umso besser, je hin -
¤ebun¤svoller wir uns diesem Menschen zuwenden. Der Anweisun¤ in der wei-
sun¤s¤ebundenen alten Arbeit steht hier die Initiative des Einzelnen ¤e¤enüber.
Um das Potenzial dieser neuen Arbeit nutzbar zu machen, müssen wir den Ar-
beitsbe¤ri≠ noch einmal ausweiten und an die veränderten Realitäten anpas-
sen.BF Dies ist uns beim Über¤an¤ von der A¤rar- zur Industrie¤esellschaft ¤e -
lun¤en, es ist uns beim Über¤an¤ von der Industrie- zur Dienstleistun¤s ¤esell-
schaft ¤elun¤en und ¤elin¤t uns ¤e¤enwärti¤ beim Über¤an¤ zur Informati-
ons¤esellschaft. Warum sollte uns das beim Über¤an¤ zur Kulturgesellschaft
nicht ¤elin¤en?

Nach Werner/HäussnerBG besteht die Gesellschaft eben nicht nur aus dem
Wirtschaftsbereich, sondern auch aus dem sie befruchtenden Kulturbereich
(Forschun¤ und Wissenschaft, Bildun¤ und Sport, Kunst und Reli¤ion). Durch die
enorm ¤ewachsene Bedeutun¤ des Wirtschaftslebens droht dieses, die anderen
Gesellschaftsbereiche zu dominieren. Doch ist es nicht das reiche Kulturleben,
aus dem das produktive Wirtschaftsleben seine immaterielle Fundierung immer
wieder aufs Neue erhält, aus dessen Quelle Wirtschaft und Politik ¤espeist wer-
den?

14 Kurz, R. (2005), S. 9 f.

15 Opaschowski unterscheidet in diesem Zusammenhan¤ zwischen Erwerbsarbeit und der Fami-

lien-, Gesellschafts und Lern-Lehr-Arbeit. V¤l. Opaschowski, H. W. (1998), S. 62 ≠. 

16 Werner, G. W./Häussner, L.P. (2006) Von der Industrie- zur Kuturgesellschaft in BoellThema

Aus¤abe 2/2006.
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Dem Wirtschaftsleben als Produktionspol steht aus unserer sozialor¤anischen
Sicht das Kulturleben als Konsumpol ¤e¤enüber. Die Polarität von Wirtschaft
und Kultur möchten wir wie fol¤t ausdrücken:

Kultur – Fähigkeiten ausbilden und ökonomische Werte verbrauchen
Wirtschaft – Fähigkeiten nutzen und ökonomische Werte bilden

Die produktive Entfaltun¤ menschlicher Potenziale und Initiativen, also der
Mensch als Fähigkeitswesen, und die Bedürfti¤keit des Menschen hinsichtlich
Nahrun¤, Kleidun¤, Wohnun¤, Bildun¤ usw., das heißt der Mensch als Bedürfnis-
wesen, sind als zwei Seiten einer Medaille zu sehen. Die Produktion ist der eine Pol
und der Konsum der Ge¤enpol. Erst durch die vom Menschen or¤anisierte Arbeit
kommt Wirtschaft zustande. Durch die Abrechnun¤ der Wertschöpfun¤ aller
erzeu¤ten Waren und Dienstleistun¤en ¤eneriert diese Wertschöpfun¤ letztlich
Einkommen, entweder als Erwerbseinkommen für die am Produktionsprozess
beteili¤ten oder als Transfereinkommen für„reine Konsumenten“. Beispiele hier-
für sind Kinder, Pfle¤ebedürfti¤e, Kranke und Rentner, ebenso alle Menschen, die
in Form personenbezo¤ener sozialer Dienstleistun¤en als Kinder-, Kranken- und
Altenpfle¤er täti¤ sind. Ferner ¤ehören zu den „reinen Konsumenten“ Wissen-
schaftler, Päda¤o¤en, Beamte, Politiker, Kleriker und Künstler.

Die Menschen in diesen Täti¤keitsbereichen bedürfen einer Einkommensbasis.
Auf Basis dieser Sozialerkenntnis wird es Auf¤abe des ordnenden Rechtsstaates,
die normativen Rahmenbedin¤un¤en für ein Recht auf Einkommen zu scha≠en,
damit der ¤e¤enläufi¤ zirkuläre Prozess von Wirtschaft und Kultur in Zukunft
mö¤lichst kontinuierlich und ¤leichermaßen kräfti¤ verläuft. Das bedin¤un¤s -
lose Grundeinkommen fundiert diese Gesellschaftsbereiche finanziell.

Ein konsumbasiertes Steuerwesen schöpft einen Teil der volkswirtschaftlichen
Gesamtleistun¤ zu Gunsten der Empfän¤er – also aller Bür¤erinnen und Bür ¤er –
des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens ab, und fundiert mittelbar den Sozial-
und Kulturbereich finanziell. Das bedin¤un¤slose Grundeinkommen „ver flüs -
si¤t“ (Göhler 2006) die erstarrte Industrie¤esellschaft und trä¤t dazu bei, den
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Wandel zur Dienstleistun¤s-, Informations- und letztlich zur Kultur¤esellschaft
herbeizuführen.

Das Grundeinkommen ist in Zeiten fortschreitender Automation ein wesent -
licher Teil einer zukünfti¤en Wirtschafts- und Gesellschaftsordnun¤, die diesen
Tendenzen ¤erecht wird und alle in der Gesellschaft betri≠t. Aus Sicht der „Ex-
perten“ lassen sich allerlei Gründe für und wider ein Grundeinkommen anfüh-
ren. Worum es uns bei der und für die Einführun¤ eines Grundeinkommens
¤eht, das drückt ein Zitat von Ludwi¤ Erhard sehr tre≠end aus: „Wir sollten uns
nicht so ¤ebärden, als ob das Erkennen volkswirtschaftlicher Zusammenhän¤e
nur den Gralshütern vorbehalten bliebe, die auf der einen Seite wissenschaft-
lich, auf der anderen Seite dema¤o¤isch ihre verhärteten Standpunkte vor tra -
¤en. Nein, jeder Bür¤er unseres Staates muss um die wirtschaftlichen Zusam-
menhän¤e wissen und zu einem Urteil befähi¤t sein, denn es handelt sich hier
um Fra¤en unserer politischen Ordnun¤, deren Stabilität zu sichern uns auf ¤e -
¤e ben ist.“

Durch die Einkommens- und andere Steuerarten belasten wir die in Deutsch-
land ¤eleistete Arbeit und die Exportwirtschaft. Gleichzeiti¤ erheben wir auf
Güter, die importiert werden, nur den jeweils ¤ülti¤en Mehrwertsteuersatz von
7 oder 19 %, obwohl in Anspruch ¤enommene Güter und Dienstleistun¤en – bei
einer Staatsquote von näherun¤sweise 50 % – mit der Hälfte des Preises zur Fi-
nanzierun¤ ¤emeinschaftlicher Auf¤aben verwendet werden sollten. Welche
Auswirkun¤en hätte es für in Deutschland ansässi¤e Unternehmen im interna-
tionalen Wettbewerb, wenn die Lohnnebenkosten steuerfinanziert würden und
wenn die Lohnkosten in Deutschland mit Hilfe des Grundeinkommens immer
weiter sinken könnten, ohne die Binnennachfra¤e zu schwächen? Was würde
eine Konsumsteuer für die Preise der ausländischen Konkurrenz auf dem Bin-
nenmarkt bedeuten? Welche Auswirkun¤ hätte es auf die Arbeitsweise und
E≤zienz der Finanzverwaltun¤en, wenn sich die Bekämpfun¤ von Steuerkrimi-
nalität auf diesen einen Punkt konzentrieren könnte?BH

17 Weitere Fra¤estellun¤en zur Wirkun¤ des konsumsteuerfinanzierten Grundeinkommens v¤l.

Werner, G. W. (2005b), S. 47 ≠.
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Die Zahlen

Das Hambur¤ische Weltwirtschaftsinstitut (HWWI) hat ermittelt, dass
Deutschland finanziell in der La¤e ist, ein Grundeinkommen einzuführen.BI Die
heuti ¤en Transferleistun¤en pro Kopf würden hierzu ¤enü¤en. Auf dieser An-
nahme baut auch der weiter¤ehende Vorschla¤ auf, das Grundeinkommen –
¤emäß der volkswirtschaftlichen Produktivität – zu erhöhen und dies durch eine
Konsumsteuer zu finanzieren. Befürchtun¤en, die Konsumsteuererhöhun¤
würde stark inflationstreibend wirken, sind hierbei unbe¤ründet, zei¤en doch
die Erfahrun¤en bei der letzten Konsumsteuererhöhun¤ im Jahre 1998, dass die
Preise um weni¤er als die Hälfte der Steuererhöhun¤ anstei¤en. Gleich lautend
sind auch die Erwartun¤en für die Anfan¤ des Jahres in Kraft ¤etretene Mehr-
wertsteuererhöhun¤: Drei Prozent Steuererhöhun¤ werden voraussichtlich zu
nur 1,4 % zusätzlicher Inflation führen.BJ Dies hat verschiedene Gründe. Einer
davon ist, dass nicht alle Güter des Warenkorbs, der Basis für die Inflationsbe-
rechnun¤, der ¤estie¤enen Konsumsteuer unterlie¤en. Ein anderer ist, dass Un-
ternehmen auf¤rund des Wettbewerbsdrucks und in einer tendenziell deflatio-
när praktizierten Geldpolitik der EZB im Ver¤leich zu der US-amerikanischen FED
die Preise nicht erhöhen können.CA Die Konsequenz: Die ¤estie¤enen Kosten
müssen an anderer Stelle ein¤espart werden, zum Beispiel durch erhöhte Pro-
duktivität und Entlassun¤en.

Die Zahlen zei¤en, dass auch ohne die Einführun¤ eines Grundeinkommens die
Inflationswirkun¤ der Konsumsteuererhöhun¤ ver¤leichsweise ¤erin¤ ausfällt.
Um wie viel ¤erin¤er wäre die Inflationsauswirkun¤, wenn Unternehmen dazu
noch niedri¤ere Lohnkosten durch die Einführun¤ eines Grund einkom mens hät-
ten?

Den We¤ hin zu einer Konsumbesteuerun¤ und der Reduktion anderer Steuern
legt auch ein Ver¤leich der Konsumsteuersätze europäischer Länder mit dem
Wirtschaftswachstum des jeweili¤en Landes nahe. Abbildun¤ 1 verdeutlicht das
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Verhältnis zwischen den Mehrwertsteuersätzen des Landes und dem durch-
schnittlichen Wirtschaftswachstum in den Jahren 2003, 2004 und 2005.

Der Verlauf der Re¤ressions¤eraden macht den Zusammenhan¤ deutlich. Der
Trend: je höher die Konsumbesteuerun¤, desto höher das Wirtschaftswachstum.
Ein Haupt¤rund hierfür ist nach unserer Einschätzun¤ die Tendenz, dass ein
Steuersystem die individuelle Initiativentfaltun¤ fördert, in dem ein ¤rößerer
Anteil der Staatsaus¤aben durch die Konsumsteuer und dadurch ein ¤erin¤erer
Teil durch die leistun¤sfeindliche Besteuerun¤ des Produktionsprozesses ¤e tra -
¤en wird. Je höher die Mehrwertsteuer eines Landes, desto höher ist – in der Ten-
denz – der von diesen Steuern ¤etra¤ene Teil der Kosten ö≠entlicher Auf¤aben.
Je ¤erin¤er also die in den Wertschöpfun¤sprozess verzerrend ein¤reifenden
und Leistun¤ hemmenden übri¤en Steuern (wie zum Beispiel Einkommens- und
Unternehmenssteuern), desto initiativer und leistun¤sfähi¤er kann eine Wirt-
schaft sein und desto höher die wirtschaftliche Dynamik, das Wachstum.

Die vor¤ezo¤enen Käufe bescherten im Jahr 2006 Wachstumszuwächse und es
bleibt abzuwarten, ob sich diese Entwicklun¤ für das Jahr 2007 fortsetzt. Setzt

* Die Mehrwertsteuersätze ¤eben den jeweili¤en Normalsatz an. Die Ländernamen sind durch ihre

jeweili¤en internationalen Automobilkennzeichen an¤e¤eben. Quellen: Statistisches Bundes-

amt, EUROSTAT, Institut der deutschen Wirtschaft Köln.
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sie sich fort, kann dies als Zeichen für die positive wirtschaftspolitische Wirkun¤
der Konsumsteuer betrachtet werden. Setzt sie sich nicht fort, lie¤t dies insbe-
sondere daran, dass die Konsumenten ihre für 2007 ¤eplanten Anscha≠un¤en
mö¤lichst auf das Jahr 2006 vor¤ezo¤en haben und dieser Konsumimpuls im
Jahre 2007 ausblieb. Anders würde sich dies verhalten, wenn die Mehrwert-
steuer jährlich um ein Prozent anstie¤e und nicht nur sporadisch, wie dies seit
ihrer Einführun¤ im Jahre 1968 der Fall ist.

Diese Betrachtun¤en erlauben zwar keine direkten Rückschlüsse darauf, ob eine
höhere Konsumsteuer definitiv zu einem höheren Wirtschaftswachstum führt,
zumal es sich mit Un¤arn und Polen bei zwei der fünf Länder in der Spit -
zen¤ruppe (bezo¤en auf das Wirtschaftswachstum) um Transformationsländer
handelt. Der Umstand, dass Länder in der unteren Hälfte ¤erin¤ere Kon sum -
steuersätze aufweisen, kann jedoch als ein Indiz für einen mö¤lichen Zusam -
menhan¤ ¤ewertet werden. Die Vermutun¤ eines positiven konjunkturellen
E≠ekts der erhöhten Konsumsteuer wird durch das Modell von Uhlig (2006)
¤estützt.

Ist Inflation die Fol¤e des konsumsteuerfinanzierten Grundeinkommens?

Diese häufi¤ ¤estellte Fra¤e ist nahe lie¤end: Wenn die Konsumsteuereinnah-
men – so überle¤en sich viele – sowohl für ein auskömmliches Grundeinkommen
für alle als auch für alle sonsti¤en staatlichen Auf¤aben ausreichen sollen, dann
wird we¤en dementsprechend hoher Mehrwersteuersätze das Preisniveau stei -
¤en. Diese Überle¤un¤ ist falsch im Falle fol¤ender volkswirtschaftlicher Situa-
tion: Das Preisniveau sinkt beiWettbewerb we¤en desWe¤falls aller Steuern und
der Stückkostende¤ression bei stei¤ender Auslastun¤ der Produktionsanla��en
als Fol¤e der Grundeinkommenseinführun¤ so stark ab, dass die erforderlichen
Mehrwertsteuersätze nicht das ursprün¤liche Preis niveau über stei¤en.

Es sind – jedenfalls in den Bereichen der automatisierbaren Arbeit – die Maschi-
nen, die Sklaven der Neuzeit, die das bewirken können. Ihnen haben moderne
Volkswirtschaften zu verdanken, dass es heute vorstellbar ist, dass fast „… sämt-
liche Waren ausschließlich von Maschinen her¤estellt werden.“CB Der Einwand,
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dass auch die Maschinen nur von Menschen entworfen, finanziert, ¤ebaut,
auf¤estellt, betrieben und ¤ewartet werden, entkräftet unsere Ar¤umentation
keineswe¤s. Die Menschen, die die Maschinen entwerfen etc., haben auch in
einer Volkswirtschaft mit einem bedin¤un¤slosen Grundeinkommen finanzielle
Anreize. Wenn die Kaufkraft der Abnehmer entsprechend ist, haben sie so¤ar
¤rößere Anreize als heute.

Mit Hilfe dieser Betrachtun¤ wird ein weiterer wichti¤er Aspekt für das Ver-
ständnis der Wirkun¤ des konsumsteuerfinanzierten Grundeinkommens deut-
lich: Die Konsumsteuer ¤reift die Erträ¤e der ei¤enen Leistun¤ erst dann ab,
wenn diese hierfür die Leistun¤ anderer in Anspruch nehmen und wird damit
dem Wesen der modernen Arbeitsteilun¤ – dem Füreinander-Leisten – ¤erecht.
Die nominellen Erträge selbst – die Leistungsentgelte – sind steuerfrei. Erst die rea-
len Einkünfte – der Konsum – werden besteuert.

Auf diese Weise wird verständlich, dass die Konsumsteuer in der arbeitsteili¤en
Fremdversor¤un¤swirtschaft das Äquivalent zur (Real-)Einkommensbesteue-
run¤ der Selbstversor¤un¤swirtschaft ist (im Mittelalter musste zum Beispiel
der „Zehnte“ Teil der realen Ernteerträ¤e als Steuer ab¤eführt werden).

Die volkswirtschaftliche Wertbildun¤ setzt sicht aus Wert 1 (Arbeit an der Natur)
und Wert 2 (Arbeit an der Or¤anisation der Arbeit = ersparte Arbeit) zusammen
und findet in der freien Preisbildun¤ ihren Ausdruck. Alle erzeu¤ten und in Form
von Preisen in den Konsum über¤ehenden Waren und Dienstleistun¤en führen
im Wirtschaftskreislauf zu Einkommen. Der volkswirtschaftlich ¤escha≠ene
Mehrwert wird im Moment des Über¤an¤s in den Konsum mit einer Steuer
bele¤t – der so ¤enannten Mehrwertsteuer. Damit wird dem Preis ein der
All¤emeinheit zukommender Einkommensanteil bei¤efü¤t, der entweder für
Konsumzwecke der ö≠entlichen Hand oder für den privaten Konsum der im
volkswirtschaftlichen Sinne reinen Verbraucher im Rahmen eines bedin¤un¤slo-
sen Grundeinkommens verwendet werden kann. Das bedin¤un¤slose Grund-
einkommen ist somit die Transferzahlun¤ in einer Kultur¤esellschaft. Das
Grundeinkommen fundiert den Kulturbereich einer Gesellschaft finanziell, aber
auf freilassende und indirekte Weise. Die bisheri¤en Erwerbseinkommen kön-
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nen mit dem Grundeinkommen substituiert werden – je nach Knappheit und
Wettbewerbssituation. Im Ge¤ensatz zum pro¤ressiven Einkommenssteuerta-
rif wird nicht der Leistun¤sbeitra¤ des Einzelnen „sozialisiert“, sondern der im
volkswirtschaftlichen Füreinander-Leisten ¤esellschaftlich ¤escha≠ene Mehr-
wert. Das Grundeinkommen wird also nicht „vom Staat finanziert“, sondern ist
durch die volkswirtschaftliche Leistun¤ ¤edeckt. Der Rechtsstaat scha≠t für die-
sen „¤esellschaftlichen Einkommensvorschuss“ ledi¤lich die normativ-le¤islati-
ven Voraussetzun¤en.

Die bislan¤ mit hohem administrativem Aufwand ¤ewährten Transfer zahlun -
¤en des aus Einkommens- und Ertra¤ssteuern finanzierten Sozialstaats indus-
trieller Prä¤un¤ werden damit hinfälli¤. Der Einzelne ist nicht mehr län¤er „der
dressierte Bür¤er“ (Sprenger 2005), sondern erlebt sein Menschenrecht auf Ein-
kommen als eine realisierte Idee. Die Fol¤en sind Selbstbestimmun¤ und soziale
Gerechti¤keit.

Fazit

Die Einkommens- und Ertra¤ssteuer ist die Steuer der partikularisierten Bin-
nenwirtschaften, die Steuer der vorindustriellen Selbstversor¤un¤ und der
Volkswirtschaften frühkapitalistischen Zuschnitts. Die Konsumsteuer hin¤e¤en
ist die Steuer entwickelter Volkswirtschaften, der Arbeitsteilun¤ und der Globa-
lisierun¤ (der weltweiten Arbeitsteilung im Sinne einer Menschheitswirtschaft),
der Fremdversor¤un¤ und des Überflusses an Waren und Dienstleistun¤en. Sie
ist die Steuer für eine menschenwürdi¤e Globalisierun¤ und zur Finanzierun¤
eines Grundeinkommens. Von der Umsetzun¤ dieser Idee wird viel für uns und
unsere soziale, wirtschaftliche und kulturelle Zukunft abhän¤en.

Man muss die ganze Erde wie ein Gut betrachten und von ihr
Ökonomie lernen.

Novalis, Fragmente
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Benediktus Hardorp

Ein Initiative weckendes Steuerrecht

I Von der Ertra¤s- zur Konsumbesteuerun¤

1. Die Bür¤er dieses Landes, die ihrem Staat die Erfüllun¤ ö≠entlicher Aufga -
ben übertra¤en, müssen ihm dafür einen entsprechenden Anteil an der gesell-
schaftlichen Wertschöpfung als Haushaltsmittel zur Verfü¤un¤ stellen. Diese
Mittel werden als Steuern erhoben. Letztlich bestimmen aber die Bür¤er durch
ihren Konsens über Art und Umfang der ö≠entlichen Aufgaben, die sie wollen, und
damit letztlich zu¤leich über die Höhe der Steuern.
2. Die wirtschaftliche Wertschöpfun¤ unserer Gesellschaft wird aus der Initi -
ative und Leistun¤sfähi¤keit ihrer Bür¤er ¤escha≠en. Die Steuern müssen des -
we¤en Leistung weckend und nicht Leistung hemmend erhoben werden. Sie dür-
fen sich nicht wie Frost über die Knospen jun¤er Initiativen – die Wachstums -
potentiale des Gemeinwesens – le¤en.
3. Unser tradiertes Einkommens- und Ertra¤ssteuerrecht macht heute jedoch
¤enau dieses. Jun¤e Unternehmen fallen in ihrer Aufbauphase, in der sie zu meist
über eine hohe Rentabilität verfü¤en (weil sie initiativ sind und Ei¤enkapital bil-
denmüssen), so¤leich unter dasMesser einer hohen Ertragsbesteuerung. Unwirt-
schaftlich oder mit Verlust arbeitende (alte) Unternehmen da¤e¤en werden von
der Besteuerun¤ durch die Technik des Verlustvortra¤es unter Umständen auf
Jahre weit¤ehend vom Mittra¤en der ö≠entlichen Auf¤aben frei ¤estellt. Sollen
sie ¤ewohnte Verhältnisse sichern?
4. Sobald Unternehmen sich trotz Initiative hemmender Ertragsbesteuerung
wirtschaftlich haben durchsetzen können, so rechnen sie alle in ihrem unter-
nehmerischen Wertschöpfun¤sbereich anfallenden Steuern in die Preise  ihrer
Produkte ein. Sie müssen dies tun, denn ihr Wachstum er¤ibt sich erst nach der
Entrichtun¤ der für sie fest¤esetzten Steuern, die sie der ö≠ent lichen Hand nicht
schuldi¤ bleiben dürfen. Letztlich stellen diese Steuern aber einen, die Ab¤abe-
preise der Unternehmen aufblähenden, „durchlaufenden Posten“ dar. Erstere
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wälzen ihn fol¤lich, solan¤e sie existieren, ab. Wenn sie das nicht mehr können,
werden sie „¤eschluckt“ oder ¤ehen in der  Insolvenz unter.
5. Alle Steuern, die im Unternehmensbereich anfallen, werden so mit den
übri¤en Kosten der ¤esellschaftlichen Wertschöpfun¤ zum Verbrauch hin ab ¤e -
rech net und letztlich über die Produktpreise vom Endabnehmer ¤etra¤en. Öko-
nomisch ¤esehen haben wir also län¤st eine Konsumbesteuerun¤. Sie ist nur
unbe¤ri≠en. Im Zeitalter der Globalisierun¤ belastet aber ein exportorientiertes
Land mit seiner verdeckt ab¤erechneten Steuerlast die ausländischen Abnehmer
seiner Leistun¤en, d. h. mit den Kosten seiner ei¤enen inländischen Infrastruk-
tur. Um¤ekehrt tra¤en wir als inländische  Abnehmer ausländischer Leistun¤en
deren Infrastrukturkosten mit, die – wie unsere – als Steuer bestandteile in den
Wertschöpfun¤spreisen dieser Leistun¤en an uns weiterbelastet werden. Unter
Globalisierun¤s bedin¤un¤en tra¤en damit die jeweili¤en Abnehmer der Leis-
tun¤en zu nehmend die Kosten fremder Sozialsysteme, die sie bür¤erschaftlich
nicht mittra¤en und nicht mitbeeinflussen können.
6. Steuern werden heute wie in der Wertschöpfun¤skette auch im privaten
Lebens bereich der Bür¤er erhoben. Auf die Bezeichnung der Steuern (Ein kom -
mens-, Vermö¤ens- oder Erbschaftssteuer zum Beispiel) oder auf ihren formalen
Gegenstand (die „Bemessun¤s¤rundla¤e“) kommt es, wie bei den Steuern im
Un ternehmensbereich, für die wirtschaftliche Wirkun¤ nicht an. Jede Steuer -
erhebun¤ bläht entweder die Unternehmenspreise auf oder schöpft private
Kaufkraft vor dem Konsum ab. Die Steuererhebun¤ im privaten Lebensbereich
¤eht dabei entweder zu Lasten

a) der persönlichen Konsumkaufkraft der Bür¤er oder zu Lasten
b) ihrer Mö¤lichkeit, Investitionsfinanzierungsmittel durch Sparvor¤än¤e 
zur Verfü¤un¤ zu stellen oder sie schmälert schließlich
c) ihre Widmungsmittel für kulturelle oder soziale Ziele und Prozesse, die 
aus dem freien Willen der Bür¤er hervor¤ehen, der ori¤inären Richtun¤s -
¤ebun¤sinstanz ¤esellschaftlichen Geschehens.

7. Beide Grundformen der Steuererhebun¤ wirken trotz unterschiedlicher Ein -
¤ri≠s art im Er¤ebnis auf den Konsum: entweder als Preisbestandteil oder als
Kaufkraftabminderung vor diesem. Der Konsum trä¤t letztlich  immer alle Lasten
des ö≠entlichen Sektors.
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8. Der modernen Gesellschaft wäre es aber an¤emessen, wenn das, was
 so wieso ¤eschieht, den Bürgern auch bewusst ¤emacht wird; es wird damit näm-
lich ihrer bürgerschaftlichen Entscheidung und Mitwirkung zugänglich. Im ¤e¤en-
wärti¤en Steuersystem erfüllt nur die Mehrwertsteuer annähernd diese Be-
din¤un¤: Jedermann weiß, wie hoch die Mehrwertsteuerlast auf den Endpreisen
der jeweili¤en Verbrauchswe¤e lie¤t, wenn sie in unterschiedlich hohen Sätzen
(zum Beispiel zur Zeit noch: 0, 7, 19 %) erhoben wird.
9. Der wesentliche Grund für Einführun¤ und Sie¤eszu¤ der Mehrwertsteuer
in den europäischen Ländern (und anderen Teilen der Welt) war: Die Steuer -
erhebung sollte wettbewerbsneutral sein, d. h. die nicht erkennbare unterschied-
liche Kumulierun¤ der Umsatzsteuerlast in den Produktpreisen (Leistun¤en)
sollte vermieden und die Steuer nur in der Höhe erhoben werden, die für den
Über¤an¤ von Gütern und Leistun¤en aus der Wert schöpfun¤s kette in den End -
konsum (den privaten Verbrauch) parlamentarisch-¤esetzlich fest¤ele¤t wird.
Die Steuerform der Mehrwert- oder Konsumsteuer ist, so ¤ut das einer Steuer
mö¤lich ist, leistungsfördernd, weil sie erst am Ende des ¤esellschaftlichen Wert -
schöpfun¤sprozesses erhoben wird und die Unternehmens prozesse nicht be -
rührt. Sie ist zu¤leich investitionsfördernd, weil sie die Real kapital bildun¤ der in-
vestivenWertschöpfun¤sinstrumente (Produktionsmittel) in ihren Leistun¤s ort-
en von der Steuererhebun¤ freistellt und wartet, bis eine Wertschöpfun¤ kon-
sumreif ¤eworden ist,auch nach lan¤en Investitions umwe¤en.Sie fördert die un-
ternehmerische Leistun¤s entfaltun¤, weil sie diese nicht vom Ent stehun¤s -
moment an so¤leich bremst, wie die alten Ertra¤steuern es tun.
10. Was wir mit der Einführun¤ der Mehrwertsteuer ¤elernt haben und noch
heute lernen können, das ¤ilt schlicht und einfach mit den ¤leichen Gründen für
die Reform des Steuersystems im Ganzen. Die Steuererhebun¤ muss den Wert-
schöpfun¤sprozess unberührt und „unge- und -besteuert“ lassen. Sie darf erst
am Ende der ¤esellschaftlichen Wertschöpfun¤ ihren Anteil für die ö≠entlichen
Auf¤aben des Staates fordern; dort soll sie ihn aber auch  erhalten. Wir leben vom
Brot und nicht vom Tei¤!
11. Eine solche Steuerreform bedeutet in der ¤lobalisierten Weltwirtschaft,
dass Inlandsleistun¤en nicht durch steuerliche Kosten für den ausländischen
 Abnehmer verteuert werden, so dass sich die Wettbewerbsla¤e der Export leis -
tun¤en unserer Wirtschaft ¤e¤enüber heute verbessert. Gleichzeiti¤  bedeutet
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es, dass Leistun¤en aus dem Ausland für das Inland (Importe) die ¤leiche Steu-
erlast tra¤en müssen, die Inlandsleistun¤en für den Inland abnehmer auf¤rund
der ¤eltenden Steuer¤esetze tra¤en (müssen). Die  ¤lobalisierte Weltwirtschaft
wird auf diese Weise fairer.
12. Ein Land, das diesen We¤ ¤eht, vertreibt seine Unternehmen (Be schäf ti -
¤un¤s orte) nicht mehr aus steuerlichen Gründen ins Ausland. Es wird vielmehr
um¤ekehrt für Kapitalzuflüsse attraktiv und hält das im  Inland arbeitende Kapi-
tal und seine Leistun¤sorte (Unternehmen) in diesem. Die Unternehmen blei-
ben bei den Menschen.
13. Wo produziert wird, leben die dort täti¤en Menschen. Wo Menschen leben,
wird konsumiert. Wo konsumiert wird, entsteht ein Konsumsteueraufkommen,
das letztlich ein Teilungsverhältnis für die gesellschaftliche Wertschöpfung zwi-
schen den Bür¤ern und ihrem Staat bewirkt. In sozialer Hinsicht  erlaubt es, dem-
jeni¤en, der viele und hochwerti¤e Güter konsumiert, eine pro¤ressiv ansteigen -
de Besteuerun¤ zuzumessen, und demjeni¤en, der  vornehmlich seine Grund le-
bensbedürfnisse befriedi¤t, eine niedrigere Steuer last abzufordern. Die alte
 Einkommenssteuer hat das nur scheinbar ¤etan; sie beinhaltet leider nur eine
rein theoretische „Tarif¤erechti¤keit“, weil sie am Ende keineswe¤s stets von de-
nen getragen wird, die sie zahlen müssen. Unternehmen sind ihrem Wesen nach
steuerfrei, weil sie die von  ihnen verlan¤ten Steuern zwar zahlen, sie aber nur
dann auch tragen, wenn es mit ihnen zu Ende ¤eht, d. h. wenn sie Verluste ma-
chen und als selbständi¤e Unternehmen unter¤ehen.
14. Eine Konsumbesteuerung ist daher das ¤eei¤nete Finanzierungsmittel für
ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen für jedermann. Der schrittweise We¤fall
der Einkommensbesteuerun¤ beseiti¤t zudem deren vormundschaftliche Frage -
bogenmentalität – wie dies auch die Zusammenle¤un¤ der sozialen Transfer -
systeme zum bedin¤un¤slosen Grundeinkommen, die Menschen würde ach-
tend, bewirkt. Es ist die Steuerform, die sich am besten mit dem Ziel einer ¤uten
Bür¤erversor¤un¤ mit ö≠entlichen Leistun¤en und dem Sozial klima mit-
menschlicher Zuwendung verträ¤t. Sie ermö¤licht ¤leichzeiti¤ den Abbau einer
unnöti¤en Verwaltun¤sbürokratie, die die Versor¤un¤ belastet. Das ¤esell-
schaftliche Leben wird ¤än¤elun¤s- und bürokratiefrei. Wie das Grund einkom-
men trä¤t die Konsumbesteuerun¤ zur Weckun¤ der ¤esellschaftlichen Initiati-
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ven bei und ermö¤licht so zu¤leich ¤esellschaft liche Wohlstands¤ewinne. Es
entspricht zudem weltwirtschaftlicher Fairness der Völker untereinander.

II Leitsätze zum steuerfinanzierten Grundeinkommen

1. Grundle¤end für das Ziel des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens ist ein
ausreichend konsensfähi¤es ö≠entliches Aus¤an¤sverständnis für die sach li-
chen Widersprüche der ¤e¤ebenen ökonomischen La¤e und für die Auf¤aben,
die sich in ihr stellen: Wir produzieren immer mehr mit immer  weniger Arbeit,
zei¤en den freiwerdenden Kräften aber weder neue Auf gaben, noch ermö¤li-
chen wir ihnen ei¤ene unternehmerische Initiativen, weil wir uns als Lösun¤ der
Misere bisher nur Vollbeschäftigung im System der traditionellen bezahlten Er-
werbsarbeit vorstellen können. Investitionen in herkömmliche Arbeitsplätze be-
schleuni¤en aber in Wirklichkeit deren  Vernichtun¤ an anderer Stelle: Es kann
¤ar nicht anders sein, wenn es sich nicht um Fehlinvestitionen handelt. Das
Grundeinkommen löst diesen Zirkel auf und ö≠net We¤e initiativer menschli-
cher Selbstbestimmung.
2. Verfahrensmäßi¤ will das Grundeinkommen alle bereits vorhandenen so-
zialen Transferelemente und Transfersysteme (Sozialab¤aben, steuerliche Sozi-
al leistun¤en etc.) in eine einzi¤e Transferform zusammenle¤en, die jedem Bür -
¤er als Grundsicherun¤ zusteht. Wer im Inland dauerhaft lebt, erhält es be -
din¤un¤slos, unter Umständen alters¤erecht ¤esta≠elt. Das ist einfach admi-
nistrierbar und spart erhebliche Verwaltun¤skosten.
3. Die erforderlichen Mittel, die unter Umständen um die Finanzierun¤ einer
Gerechti¤keitslücke auf¤estockt werden, werden unter Verwendun¤ der schon
vorhandenen Transfermittel aus dem Bereich der verpflichtenden Sozial -
ab¤aben in eine Steuerfinanzierung überführt. Was aus rechtlichen Gründen
we¤en „erworbener Rechte“ nicht überführbar erscheint, wird (in zulässi¤er
Form) an¤erechnet.
4. Das bisheri¤e Steuersystem wird schrittweise von der ¤eltenden Einkom-
mens- und Ertragsbesteuerung (und aller anderen Unternehmenssteuern) auf
mö¤lichst eine Konsum- oder Mehrwertsteuer um¤estellt; diese erfasst das Real-
einkommen der Bür¤er, ihren privaten Verbrauch. Das Steueraufkommen bleibt
ins¤esamt ¤leich; es ¤eht bei der Systemumstellun¤ nicht um Steuersenkun¤en
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oder -erhöhun¤en. Die Lebenshaltun¤ der Bür¤er wird nur durch die Kosten der
ö≠entlichen Auf¤aben einschließlich der Finanzierun¤s mittel für das Grundein-
kommen belastet.
5. Administrative Gän¤elun¤en fallen we¤, da keine Einkommens- oder Er-
tra¤s steuererklärun¤ mehr nöti¤ ist; nur die Umsatzsteuererklärun¤en des
Letztunternehmers der Wertschöpfun¤skette (auf die Verbrauchsaus¤aben der
Bür¤er) bleiben übri¤. Dies entbindet heute gebremste Initiativkraft zu ei¤en-
wie ¤emeinwirtschaftlicher Täti¤keit, weil die Grundlebenshaltung  gesichert ist
und darüber hinaus jedes zusätzliche Individualeinkommen von jedermann er-
zielt werden kann. Das Problem der „schwarzen Arbeit“ entfällt; nur der letzte
Unternehmer in der Kette wird noch Steuern abführen müssen.
6. Weil Steuern als Finanzierun¤smittel des ö≠entlichen Sektors Ausdruck
 nationaler Identität sind, bleiben nationale Grenzen auch künfti¤ als Steuergren-
zen erhalten. Steuern dürfen aber die internationalen Leistungs- oder Wertschöp-
fungsströme nicht behindern, indem die Kosten der inländischen Infrastruktur
als Steuerkosten der Unternehmen in die Leistun¤spreise der ¤renzüberschrei-
tenden Wertschöpfun¤ ein¤ehen und infol¤edessen „mit exportiert“ werden
(sollen). Um¤ekehrt müssen Importe steuerlich wie  inländische Produkte für
Endverbraucher belastet werden und die Kosten unserer Infrastruktur mit -
tra¤en. Dies wird mit der Steuerform der Mehrwertsteuer einfach erreicht.
7. Ebenso wirkt das Grundeinkommen auf die ¤renzüberschreitenden Leis-
tun¤s- oder Wertschöpfun¤sströme entlastend. Es befreit die Arbeitskosten der
Unternehmer in zweierlei Hinsicht: Die bisheri¤en Sozialabgaben ent fallen, die
Mitarbeitereinkommen ermäßigen sich tendenziell durch die  vorhandene
Grundsicherun¤ als Fol¤e des Grundeinkommens. Be schäf ti ¤un¤s sichernde In-
vestitionen der Unternehmen werden wie bei der Mehrwertsteuer nicht durch
zu früh erhobene Steuern und durch Sozialab¤aben belastet. Das Inland
zieht damit , anders als heute, Kapital und Beschäfti¤un¤ an.
8. Grundeinkommen und Konsumsteuer beseiti¤en die vormundschaftlichen
Wirkun¤en der ¤e¤enwärti¤en Steuer- und Sozialab¤abenerhebun¤. Sie wecken
und entbinden Initiativkräfte in den entstehenden ¤esellschaftlichen Freiräu-
men und fördern die mitmenschliche Zuwendun¤ in den ¤emeinwirtschaftli-
chen Täti¤keitsfeldern, die sie erö≠nen helfen. Schon der Be¤inn des We¤es wird
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uns beflü¤eln; er selbst wird lan¤ ¤enu¤ werden – aber er ist mö¤lich, sobald wir
uns zu ihm entschließen.

III Das bedin¤un¤slose Grundeinkommen – eine Forderun¤ der Ge¤enwart

1 Die menschheitliche Bewusstseinsherausforderung

Die soziale Welt der europäischen Länder ist ¤e¤enwärti¤ in einem deutlichen
Entwicklun¤sumbruch be¤ri≠en, den wir erst lan¤sam zu verstehen be¤innen.
Er fordert uns auf:
Ó in den Fakten der sozialen Welt unbefan¤en neu lesen zu lernen,
Ó diese Fakten als prozesshafte Fließgrößen zu verstehen,
Ó auch die ¤esellschaftliche Wertschöpfung als eine in ständi¤em Fluss

 befindliche strömende Leistun¤skette von der Urproduktion hin zum
 Konsum zu be¤reifen,

Ó die Leistungskette rückwärts verfol¤t zu¤leich als Einkommenskette 
der an der jeweili¤en Leistun¤ mitwirkenden Menschen zu erkennen,

Ó die Einkommens- und Wertschöpfungsgeschehen zu¤leich als sinnhaftes
 Füreinander-Tätigsein der beteili¤ten Menschen sehen zu lernen,

Ó das Füreinander-Leisten als wirtschaftlich-solidarische „Brüderlichkeit“ 
im Zusammenklan¤ mit den Idealen von Freiheit und Gleichheit zu
 verstehen,

Ó im ¤e¤enwärti¤ sozial unzureichend ¤estaltetem Füreinander eine
 assoziative Gestaltungsaufgabe zu er¤reifen, die den ¤anzen sozialen
Or¤anismus hin zur Menschlichkeit entwickelt.

Das Ausmaß, in dem wir diesen Anforderun¤en zu entsprechen lernen, wird
über die Zukunftsfähi¤keit der europäischen Kultur und ihrer sozialen Prä¤un¤
entscheiden.

2 Der technische Fortschritt verlangt das Grundeinkommen

Aus¤an¤spunkt unserer Überle¤un¤en ist die scheinbar selbstverständliche Tat-
sache, dass der „normale“ Weg zur Erzielung eines Einkommens die bezahlte Er-
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werbsarbeit (in nichtselbständi¤er Form) ist. Durch sie sollen wir unseren Anteil
an der erarbeiteten ¤esellschaftlichen Wertschöpfun¤ erhalten. Durch den Ein-
fluss des technischen Fortschritts hat aber ¤erade dieser We¤ in die Unlösbar-
keiten der ¤e¤enwärti¤en ¤esellschaftlichen La¤e ¤eführt, weil er Voll beschäf ti -
¤un¤ voraussetzt. Der an¤esprochene technische Fortschritt macht diese aber
unmö¤lich, weil er dort täti¤e Menschen „freisetzt“. Maschinen übernehmen
ihre Arbeit. Durch das System der bezahlten Erwerbsarbeit werden diese Men-
schen dann aber arbeitslos, d. h. aus dem ¤esellschaftlichen Wert schöpfun¤s -
prozess entlassen, obwohl dieser sie weiterhin unterhalten muss. Die Entlasse-
nen werden in der Fol¤e sozial aus¤e¤renzt. Ein menschheitlicher Erfolg – die Be-
frei un¤ von drückender Arbeit – wird in ein Unglück verwandelt. Die „Krise der
(Erwerbs-)Arbeits¤esellschaft“ ist da.

Als Erstes wird in dieser La¤e nun versucht, die alte Welt und ihre Re¤eln unter
den neuen Umständen, die sie ¤rundsätzlich in Fra¤e stellen, wie wenn nichts
¤eschehen wäre, dennoch aufrecht zu erhalten. Die Beibehaltun¤ des Systems
der bezahlten Erwerbsarbeit soll durch allerlei Schein- oder Zwangslösungen
(„Kombi lohn“, „Mindestlöhne“ etc.) erreicht werden. Fiktionen werden Wirklich-
keit. Nur nicht Umdenken müssen ist die Parole. Wir bleiben beim „bewährten“
Alten! Eine bewusste Trennun¤ oder eine schrittweise Entkopplun¤ von Arbeit
und Einkommen können wir uns nicht vorstellen. Wer wird denn noch arbeiten,
wenn er dies nicht muss? – So und ähnlich lassen sich die Stimmen vernehmen,
die den von den Tatsachen ¤eforderten Bewusstseinsschritt zum Verständnis der
faktisch schon eintretenden Trennung von Arbeit und Einkommen vorerst noch
hinauszögern und diese womö¤lich ¤anz verhindern sollen. Je wirksamer aber
der technische Fortschritt in den Produktionsverfahren unserer Wirtschaft weiter
voranschreitet, desto schneller werden Arbeitsplätze alter Art ab¤ebaut. Ö≠ent-
lich ¤eförderte Investitionen werden als Maßnahmen an¤esetzt. Sie sollen Er-
satz für andernorts verloren ¤e¤an¤ene Arbeitsplätze scha≠en oder solche
womö¤lich erhalten. Faktisch bewirken diese Investitionen aber das ¤enaue
Ge¤enteil. Sie führen die an¤esprochene Unlösbarkeit, unter der wir leiden, noch
rascher herbei. Mit allen, den technischen Fortschritt fördernden Maßnahmen,
an denen wir nicht vorbeikommen, verstärken wir paradoxer Weise un¤ewollt
die Ursachen der Krise, die wir mit ihnen ei¤entlich lösen wollten. Ein Paradig-

Ein Initiative weckendes Steuerrecht 103

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:15 Uhr  Seite 103



menwechsel, eine Überprüfun¤ unseres bisheri¤en Grundverständnisses für das
Verhältnis von Arbeit und Einkommen und ein We¤ ihrer weit¤ehenden Entkop-
pelun¤B scheint unabdin¤bar ¤eworden zu sein.

Auf den ¤e¤enwärti¤ von der Politik nach wie vor propa¤ierten alten We¤en der
so¤enannten „Vollbeschäfti¤un¤“ wird der erforderliche Richtun¤swechsel je-
doch eher vernebelt als ¤efördert, werden weiterhin Menschen ins ¤esellschaft-
liche Abseits (als „Hartz-IV“-Almosenempfän¤er, als Sozialhilfebezieher, Über-
wachte, Kriminalisierte etc.) ¤edrän¤t. Es ¤ibt o≠enbar nichts Sinnvolles mehr in
unserer Fortschrittswelt für sie zu tun! Neue dauerhafte „Jobs“ sind auf dem
Felde der alten Erwerbsarbeit jedenfalls durch¤reifend nicht in Sicht. Ein „Zwi-
schenhoch“ am Arbeitsmarkt, das zuweilen eintritt, ändert daran nicht viel; es
schiebt nur das Umdenken hinaus. Auf die „Wende am Arbeitsmarkt“ werden
wir ver¤eblich ho≠en. Gleichzeiti¤ treten aber, schon durch die Verlän¤erun¤
der Alterslebenszeit in unseren Breiten, auf kulturell-sozialem Felde unendlich
viele neue Arbeitsaufgaben auf, die nicht er¤ri≠en werden, weil sie unfinanzier-
bar erscheinen.

Diese „neue Arbeit“ vor allem auf kulturell-sozialem Felde kann weder sachlich,
weil sie menschliche Zuwendung und das Aufgreifen nicht (oder nur begrenzt)
planbarer Anforderungen erfordert, noch ihrer Organisationsform nach in den
Formen der üblichen alten Lohn-Erwerbsarbeit ¤eleistet werden. Die „alte Ar-
beit“ bedin¤t eben stets hierarchische Weisun¤sverhältnisse und initiative-
feindliche Abhän¤i¤keiten. Aber ¤erade auf dem Felde der neuen Arbeit nehmen
die Aufgaben zu, werden zunehmend initiative Menschen ¤ebraucht, die sie tun
wollen und können. Muss man, wenn man die Sprache dieser Tatsachen verste-
hen will, nicht so¤ar beides – Beendi¤un¤ alter, Heraufkommen neuer Arbeits -
felder – als zueinander ¤ehöri¤ be¤reifen? Die neue Arbeit kann jedenfalls sinn-
voll nur aus menschlicher Zuwendung, d. h. initiativ oder unternehmerisch-selb-
ständi¤ (auch in Kollektiven) ¤eleistet werden. „Von oben“ ist sie letztlich nicht
or¤anisierbar. Initiative kann man, wo sie sich zei¤t, zwar ermöglichen und för-
dern, aber nicht anweisen und über „Anreize“ auf Dauer motivieren.C Initiative

1 V¤l. Rudolf Steiner: „Geisteswissenschaft und soziale Fra¤e“, GA 34.

2 V¤l. R. Spren¤er: „Mythos Motivation“, Campus-Verla¤, Frankfurt, Herbst 2004.
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ist ihrem Wesen nach hierarchiefeindlich! Wie entdecken wir, wie befreien wir
die derzeit verschüttet erscheinenden, für die auf¤ezei¤ten Auf¤aben aber er-
forderlichen ¤esellschaftlichen „Initiativ-Reserven“? Wie entbinden wir sie und
machen sie wirksam? Lie¤en sie in den Menschen „unerlöst“, „verdeckt“, ver-
bor¤en? Wie lernen wir sie „auf-“ oder „entdecken“? Wie erö≠nen wir Menschen
den We¤ zu ihren in ihnen schlummernden, verbor¤enen Fähi¤keiten und Qua-
litäten? Wie ermuti¤en wir sie, wie führen wir sie zu sich selbst? Das sind letzt-
lich die Fra¤en und Anforderun¤en, die die aktuell vernehmbare Herausforde-
run¤ zur Scha≠un¤ und Einführun¤ eines bedingungslosen Grundeinkommens
für alle uns heute stellt. Und diese entscheidende Auf¤abe sollte nicht lösbar,
nicht finanzierbar sein, wenn wir unsere Kraft in Verstehen und Handeln zu-
sammennehmen?

3 Das unverstandene Grundeinkommen rational gestalten!

Wenn wir die Tatsachen der Ge¤enwart richti¤ verstehen, bemerken wir, dass es
viele Grundeinkommenselemente län¤st ¤ibt. Jedes von ihnen wurde einmal für
eine spezielle und berechti¤te soziale Herausforderun¤ von uns ¤estaltet. So
entstanden zu ihrer Zeit die ¤esetzliche Rentenversicherun¤, die Arbeitslosen-
versicherun¤, die Pflicht zur Krankenversicherun¤, die Ausbildun¤sförderun¤,
das Kinder¤eld, die Sozialhilfe – und wie diese Anlässe alle heißen mö¤en – als
soziale Transfersysteme mit Grundeinkommenscharakter (be¤renzter Art). Selbst
den Grundfreibetra¤ der heuti¤en deutschen Einkommenssteuer muss man so
verstehen. Fachleute zählen um die fünfzi¤ verschiedene, nebeneinander beste-
hende soziale Transfersysteme oder Transferleistun¤en in Deutschland auf.

Der Grundgedanke zur Finanzierun¤ des bedingungslosen Grundeinkommens ist
zunächst einmal: die vielen unterschiedlichen, sich aber zum Teil überschnei-
denden, nicht aufeinander ab¤estimmten Transferleistun¤en in einen Grund-
transferweg – eben das bedin¤un¤slose Grundeinkommen – zusammenzufüh-
ren und es so radikal zu vereinfachen. Auf das, was als Finanzmassen schon jetzt
in den diversen sozialen Transferwe¤en bewe¤t wird, kann dabei auf¤ebaut
werden. Die alten We¤e verlan¤en – verlan¤ten? – dabei eine umständliche und
vielfälti¤e Prüfun¤ des Vorlie¤ens der zum Bezu¤ der jeweili¤en finanziellen
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Leistun¤en ¤eforderten Voraussetzun¤en (Man¤ella¤en). Die Folge dieses Denk-
ansatzes war und ist eine ständi¤ hierfür wachsende Bürokratie mit ihren zu-
meist exponential stei¤enden Kosten und die Entwürdi¤un¤ der Betro≠enen.
Die dadurch wachsenden Bürokratiekosten drohen schon heute den Umfan¤
der an ¤e sa¤ ten Transferleistun¤en in Einzelfällen zu überstei¤en – und sie füh-
ren den befürchteten Überwachungsstaat, der derzeit weltweit im Kommen ist,
„klammheimlich“ mit herbei.

An¤esichts dieser La¤e ist eine Vereinfachung der vielen Sozialtransfersysteme
und der Abbau der mit ihnen verbundenen Überwachungsbürokratie, verbun-
den mit der Einsparun¤ unnöti¤er Kosten, drin¤end nöti¤. Die diesbezü¤lichen
Überle¤un¤en ¤ehen von den für diese Zwecke schon heute bereit¤estellten
Mitteln aus. Diese könnten weiter an¤ehoben werden, wenn wir durch die Ein-
führun¤ des Grundeinkommens Wohlstandsgewinne, die aus den Initiativent-
bindungen zu erwarten sind, erzielen. Damit die Einspar- und Vereinfachun¤s -
e≠ekte tatsächlich eintreten, muss das Grundeinkommen als ver fassun¤s -
mäßi¤es Recht bedingungslos ¤estaltet werden. Einzi¤e Voraussetzun¤ darf nur
sein, dass man als Bür¤er im Inland lebt und in diesem dauerhaft ansässi¤ ist.
Beides ist verwaltun¤smäßi¤ leicht festzustellen; die Auszahlun¤ des Grundein-
kommens ist ebenfalls einfach ( ver¤lichen mit heute!) ¤estaltbar.

4 Eine finanztechnische Voraussetzung: die Konsumsteuer

Wie sehen nun die erforderlichen Voraussetzungen aus und welche – vor allem
¤e danklichen – Hindernisse auf dem Gebiet des Steuerwesens sind zu überwin-
den?

Ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen kann als allgemeines Bürgerrecht nur
steuerfinanziert sein. Darin sind sich die meisten Verfechter dieser Idee heute
eini¤. Auf das an Vorleistun¤en und Bedin¤un¤en nicht ¤ebundene Grundein-
kommen muss es einen realistischen Anspruch ¤eben, der rechtlich, als ¤esell-
schaftliches Teilhaberecht, nur von der staatlich or¤anisierten Gemeinschaft
und ökonomisch nur als Zuweisun¤ („An-teil“) aus der verfü¤baren ¤esell-
schaftlichen Wertschöpfun¤ erfüllt werden kann. Der Anspruch darf für inländi-
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sche Bür¤er daher an keinerlei weitere Voraussetzun¤en ¤ebunden werden und
soll von Geburt an ¤elten.D Dies soll zu¤leich deutlich machen, dass mit ihm ein
sinnergri≠enes und damit sinnerfülltes menschliches Leben mö¤lich ¤e macht
werden soll und mit ihm ¤emeint ist. Es ¤eht beim Grundeinkommen um ein
 erst  ran¤i¤es Verfassun¤sziel, nämlich um die wirtschaftliche Grundla¤e
menschlicher Freiheit.

Viele von denen, die ein solches Grundeinkommen heute wollen, denken aber
noch wie selbstverständlich, dass die dafür notwendi¤en finanziellen Mittel
zum einen auf dem We¤e der alten, ¤eldlich-nominalen Einkommenssteuer und
zum anderen durch die bekannten alten, sozial-¤esetzlichen Beitra¤spflichten
auf¤ebracht werden sollen.E Sie sehen den an dieser Stelle erforderlichen Sys-
temwechsel der Besteuerung, der ¤e¤enwärti¤ faktisch bereits be¤an¤en wird,
noch nicht deutlich ¤enu¤. Er ¤ehört aber zur ¤esellschaftlichen Geste des
Grundeinkommens. Die Verfechter der bestehenden Einkommenssteuer ¤era-
ten damit auf eine verfahrensmäßi¤e Stolperstrecke, die sie ständi¤ in alte auf-
sichtliche Fra¤estellun¤en und Verhaltensweisen zurückführt, um deren Über-
windun¤ es aber ¤erade ¤eht.F Die alten Fra¤ebo¤enverfahren sowohl der
 Sozial- wie der Finanzverwaltun¤ stehen der menschlichen Freiheit wie Würde
¤rundsätzlich ent¤e¤en und die Kosten dieser Verfahren sind, wenn das hier ¤el-
tend Gemachte ¤elin¤t, weit¤ehend einsparbar.

Die Vertreter der alten Einkommens- und Ertra¤sbesteuerun¤ übersehen näm-
lich, dass ihr Hauptanknüpfungspunkt bei der Besteuerun¤ – das für eine Leis-
tun¤ zum Beispiel ¤ewährte Geld („Ent¤elt“) bzw. die „Gutschrift“ noch nicht
aus ¤eschütteter Gewinnansprüche – nur eine ¤esellschaftliche „Zwischen -
¤röße“ ist: Eine vorläufi¤e „papierene“ Gutschrift für eine dem Leistenden erst
noch zustehende, aber von ihm noch nicht in Anspruch ¤enommene Ge¤enleis-
tun¤, ist das Geld. Durch diese Zwischen¤röße wird sicher¤estellt (dokumen-
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4 Die „Bür¤er¤eld“-Vorschlä¤e des thürin¤ischen Ministerpräsidenten Althaus weisen hinsichtlich

der Steuerreform diesen Man¤el auf.
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tiert), dass die Ge¤enleistun¤ nicht ver¤essen wird und noch erfol¤en soll; sie
hat bis dahin den Charakter eines Wechsels. Wir leben deswe¤en aber realiter
nicht vom Geld (denn: „Geld kann man nicht essen“!), sondern von den erst in
der Fol¤e dafür bezo¤enen realen Gegenleistungen. Diese werden für uns erst zu
unseren „Lebens-Mitteln“ in dem Au¤enblick, wo wir sie für unseren Konsum
konkret (real) erhalten. Unserem konsumptiven Ge- oder Verbrauch ¤esell-
schaftlicher Wertschöpfun¤ser¤ebnisse ¤eht daher die „Honorierun¤“ (Aner-
kennun¤) der erstrebten, aber letztlich von Anderen erbrachten Ge¤enleistun¤en
durch eine (Geld-)Zahlun¤ voraus. Erst die auf diese nominale Gutschrift (in
Geldform) fol¤ende reale Ge¤enleistun¤ führt zu unserer tatsächlichen Be-
friedi¤un¤, zum individuellen konsumierbaren „Real-Einkommen“. Der Erwerb
der realen Ge¤enleistun¤ bestimmt dabei – das wird zumeist nicht weiter be-
dacht – zu¤leich auch die Richtung des künfti¤en ¤esellschaftlich-wirtschaftli-
chen Geschehens, das mit dem Kauf dieser Leistun¤en be¤innt. Deren Erwerb
wird zu¤leich als faktischer Auftrag für die nun einsetzenden unternehmeri-
schen Initiativen der ¤esellschaftlichen Produktivverfassun¤ (Leistun¤sverfas-
sun¤) verstanden, ohne auf diese unternehmerischen Initiativen selbst einen
Zwan¤ auszuüben. Letztere können jedoch auf¤rund des Kaufes in der Zukunft
mit neuem Absatz rechnen.

Beim realen Leistungsbezug, bei der individuellen Leistungsentnahme aus der
¤esellschaftlichen Wertschöpfun¤, setzt die Idee der Konsumbesteuerung an. Sie
will nicht, wie die alte Einkommenssteuer, den nominalen Zwischenwert, die –
wirtschaftlich ¤esehen – Leistungsgutschrift besteuern, sondern wartet ab, was

der Empfän¤er ¤eldlicher Zwischenwerte mit seiner „Richtun¤s ent schei dun¤s  -
macht“ (als Geldbesitzer) nun macht. Kauft er Leistun¤en (¤escha≠ene Werte)
für seinen persönlichen Konsum (und/oder den seiner An¤ehöri¤en) 
– erste Mö¤lichkeit –, so zahlt er die auf diesen Leistun¤sbezu¤ entfallende Kon-
sumsteuer. Diese hat ¤e¤enwärti¤ die Gestalt der Mehrwertsteuer mit dem
durch sie für den jeweili¤en Verbrauchswe¤ (für die Realeinkommensleistun¤)
fest¤esetzten Satz.G Enthält der Konsument sich des ihm jetzt mö¤lichen Kon-
sums und „spart“ er vorerst das erzielte Geldeinkommen – zweite Mö¤lichkeit –,

6 Diese ¤rundsätzliche Wendun¤ des Steuerwesens war o≠ensichtlich von Rudolf Steiner 1919 (Vor-

tra¤ 25. Oktober in Zürich) ¤emeint, als er im Rahmen einer Fra¤enbeantwortun¤ darauf an ¤e -

sprochen wurde (v¤l. GA 332a, S. 61 f).
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so finanziert er damit direkt oder über Zwischenstufen (zum Beispiel über „Fi-
nanz dienstleister“) reale Investitionen an anderer Stelle im Produktivitäts -
bereich der Gesellschaft. Er scha≠t oder ermö¤licht durch sein Sparen die Inves-
tition des Gesparten in Wertschöpfun¤sinstrumente der verschiedensten Art 
– ¤leich¤ülti¤, ob ihm dies bewusst ist oder nicht. Dieser Vor¤an¤ des Sparens 
(= Investierens) bleibt, im Ge¤ensatz zu heute, solan¤e unbesteuert, bis dem
Sparer aus dieser Investition selbst wieder Erträge zufließen, die er zum indivi-
duellen, steuerpflichti¤en Konsum nutzt. Diese Wirkun¤ ist auch system¤erecht
und ¤ilt für alle Arten des Sparens (Noch-nicht-Konsumierens), die ¤esamtwirt-
schaftlich immer reale Investitionen, wenn auch über Zwischenstationen
(„Geld  anla¤en“), mö¤lich machen. Wäre dies nicht so, so könnten Geldanla¤en
keinen Ertra¤ (Zinsen etc.) brin¤en; sie hätten Umverteilun¤scharakter („Null-
summenspiel“).

Verschenkt der Geldbesitzer (Geldempfän¤er) – dritte Mö¤lichkeit – das ihm zu -
¤eflos sene Geld und/oder die Gelderträ¤nisse (zum Beispiel für Aus bildun¤s -
finanzierun¤en, für Wissenschaft oder soziale Zwecke), so werden solche Zu-
wendun¤en in dem Au¤enblick der Besteuerun¤ unterworfen, wo sie vom Emp-
fän¤er der Zuwendun¤ konsumptiv (durch reale Leistun¤sbezü¤e) verwendet
werden. Nichts von der ¤esellschaftlichen Wertschöpfun¤ (der „breitesten“
finanziellen Bemessun¤s¤rundla¤e für Sozialleistun¤en!) ¤eht bei korrekter
Handhabun¤ an der Besteuerun¤ vorbei und die Erwerbs einkommens bereiche
– der Faktor „Arbeit“ – tra¤en die Last der sozialen Sicherun¤ nicht mehr allein.
Im Übri¤en: mit erworbenem wie ererbtem Geld kann man, wie man hier sieht,
eben nur Dreierlei tun: man kann kaufen, leihen (Investitionen finanzieren) oder
schenken.H Einen vierten We¤ ¤ibt es nicht.

Jede Besteuerun¤, ¤leich¤ülti¤ wie die betre≠ende Steuer ¤enannt wird, stellt,
¤esamtwirtschaftlich ¤esehen, immer ein Teilungsverhältnis zwischen Bür¤ern
und Staat (als Verwalter und Erfüller ö≠entlicher Auf¤aben und als Hersteller
¤esellschaftlicher Infrastrukturen) für die gesellschaftliche Wertschöpfung her.
Die Bür¤er beauftra¤en durch ihr Steuersystem und durch die konkrete Zahlun¤
ihrer Steuern letztlich die (ihre) ö≠entliche Hand im Gesamtinteresse mit der Er-
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7 Die Vernichtun¤ von Geld(-dokumenten) – dies wird zuweilen an¤eführt – wäre nur ein un ¤e -

zielter Fall von Schenken!
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brin¤un¤ und Sicherstellun¤ der erwarteten Leistun¤en, die sie auf diesem
We¤e „hoheitlich“ erbracht haben wollen. Darum teilen sie die ¤esellschaftliche
Gesamtwertschöpfun¤ mit ihrem Staat und finanzieren ihn so. Neben allen, for-
mal als Steuern bezeichneten, Bür¤erleistun¤en ¤ehören auch alle Pflichtleis-
tungen (Sozialbeiträ¤e der Arbeitnehmer und Unternehmen zum Beispiel, für
die eine ¤esetzliche Zahlun¤spflicht besteht) zu diesem staatlichen Anteil. Dazu
rechnen insbesondere alle Leistun¤en an und in die sozialen Transfersysteme.
Letztere werden ja schon heute zu einem beträchtlichen Teil aus Steuermitteln
finanziert – eine Entwicklun¤, die sich o≠enbar verstärkt, und die politisch auch
zunehmend akzeptiert wird. Die Grenzen zwischen Haushalts- und Beitra¤sauf-
kommensfinanzierun¤ sind im Übri¤en schon seit lan¤em fließend! Was heute
über unsere vielfälti¤en Transferwe¤e ( für die Altersversor¤un¤, die Studienfi-
nanzierun¤, die Arbeitslosi¤keit etc.) auf¤ebracht wird, soll künfti¤ in eine
Haupttransferleistung, das Grundeinkommen, zusammen¤efasst und verwal-
tun¤smäßi¤ radikal vereinfacht werden. Die Umsetzun¤ der Maßnahmen die-
ses We¤es be¤innt, zumindest zunächst, jeweils im nationalen Rahmen; sie ist
aber menschheitlich an¤ele¤t. Der Impuls zum Grundeinkommen ist ¤e¤en-
wärti¤ in vielen Ländern, wie zum Beispiel in Alaska, Bel¤ien, Brasilien, Nor -
we¤en, Österreich, der Schweiz und Spanien, zu bemerken und be¤innt, poli-
tisch relevant zu werden. Ein einzelnes Land kann natürlich nicht allein den Rest
der Welt mitversor¤en. Insofern muss das Bezu¤srecht für das Grundeinkom-
men zunächst auf die jeweils inländischen Bür¤er aus¤erichtet werden.

5 Gewichte des Außenhandels (grenzüberschreitende Wertschöpfung)

Für das Verständnis jeder Konsumbesteuerun¤ ist es wichti¤, sich klar zu ma-
chen, dass wir sie faktisch, wenn auch leider unerkannt, schon immer haben.
Denn alle in der unternehmerischen Leistun¤skette zu zahlenden Steuern wer-
den von den Unternehmen in ihren Ab¤abepreisen stets zum Endkonsum hin
kostenmäßi¤ ab¤erechnet (weiter¤ewälzt) und tre≠en daher letztlich immer
diesen. Der Tatbestand wird nur dadurch verdeckt, dass das Ausmaß dieser Ab-
wälzun¤ in den (Netto-)Preisen der Unternehmen nicht mehr erkennbar in Er-
scheinun¤ tritt. Die Konsumbesteuerun¤ deckt insoweit das Verdeckte auf und
¤estaltet rational, was auch sonst nicht anders ist, nicht anders sein kann. Die
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bisheri¤e Besteuerun¤ bläht nämlich entweder die Preise durch Unterneh-
menssteuern vor dem Konsum auf oder sie schöpft die Kaufkraft im privaten Be-
reich vor dem Konsum ab; beides wirkt so auf den Konsum und bestimmt damit
dessen mö¤liches Ausmaß. Die lan¤same Umstellun¤ unserer Steuersysteme
auf die Form der Mehrwertsteuer muss deswe¤en aber nicht das Preisniveau im
Ganzen verändern! Der We¤fall der Unternehmens- (und anderer) Steuern wird
im Er¤ebnis bei ¤leicher Staatsquote durch die Anhebun¤ der Konsumsteuer
nur aus¤e¤lichen. Im Zahlenbeispiel: Der heuti¤e Endpreis (5) vermindere sich
um die Unternehmenssteuern (zum Beispiel 5 minus 2 = 3); die entsprechend
an¤ehobene Mehrwertsteuer (im Beispiel 2) hebt das ¤esunkene Nettopreis -
niveau (hier von 3) wieder (um 2) an; das Endpreisniveau ist wieder 5, wie in der
Aus¤an¤sla¤e.

Worauf es unter den ¤e¤enwärti¤en Globalisierun¤sverhältnissen, d.h. unter
den zunehmend ¤renzüberschreitenden Wertschöpfun¤sprozessen der Ge¤en-
wart, für die Fairness der weltwirtschaftlichen Menschen- und Völkerbezie-
hun¤en ankommt, ist, dass im Zu¤e der mit und in den internationalen Wert-
schöpfun¤sprozessen über die nationalen Grenzen ab¤erechneten Steuerlasten
nicht dem jeweils ausländischen Leistungsbezieher (Endabnehmer) die Kosten
der jeweils inländischen Infrastruktur zu¤emutet (belastet) werden. Dies Pro-
blem tritt durch den im Zu¤e des weltweiten Zollabbaus zunehmenden Außen-
handel erst in der Ge¤enwart deutlich und fol¤enreich auf. Die inländische Steu-
erlast sollte nicht, auch nicht verdeckt, auf den ausländischen Abnehmer
ab¤ewälzt werden. Geschieht dies dennoch, so verschlechtert es ¤leichzeiti¤ die
Wettbewerbsfähi¤keit der jeweils inländischen Leistun¤en auf dem Weltmarkt
beim Export und wirkt so auf deren Absatz und auf die inländischen Export-
chancen. Zu¤leich subventioniert dieses System, zumeist unabsichtlich, den Im-
port ausländischer Leistun¤en oder Produkte im jeweili¤en Inland, weil diese
Leistun¤sbezü¤e zum Beispiel eine sie be¤ünsti¤ende, zu niedri¤e Einfuhrbe-
lastun¤ erfahren (Ostasienimporte). Beides – die Überbelastun¤ des Exports
durch verdeckt weiter ¤ewälzte Unternehmenssteuern wie die Be¤ünsti¤un¤
der Importe durch man¤elnde Einfuhrbelastun¤ – ist aber für das jeweili¤e In-
land nachteili¤ und international zu¤leich unfair. Aus der Problemecke solcher
steuerlichen Wirkun¤en bei der ¤renzüberschreitenden Wertschöpfun¤ stam-
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men aber auch die wirtschaftlichen Gewichte, die letztlich alle Nationen – im
„Wettbewerb der Steuersysteme“ – zur Umstellung ihrer Steuererhebung auf
den inländischen Verbrauch mittels einer, wie immer im Einzelnen ¤estalteten,
Konsumbesteuerun¤ veranlassen (werden). Das ist schon heute deutlich be-
merkbar (v¤l. die Mehrwertsteuererhöhun¤ bei ¤leichzeiti¤er Senkun¤ der Un-
ternehmenssteuern in der BRD) und deshalb wird dieser We¤ politisch auch be-
reits ein¤eschla¤en. Wir beschreiben insofern nur diesen Tatbestand, keine „im
Himmel schwebende“ Idee.

6 Fazit

Fassen wir zusammen:
1. Die alte Erwerbsarbeit schwindet; die Arbeitsauf¤aben neuer Art erfordern
– wie selbstverständlich – individuelle und unternehmerische Initiative.
2. Initiative ist ein nur geistig zu verstehender Täti¤keitsquell im Menschen, 
sie wirkt förderlich in die soziale Welt hinein, stammt aber nicht aus ihr.
3. Initiative ist ihrem Wesen nach nicht „außenlenkbar“, sondern muss – in
 individuellen Einsichtsprozessen – jeweils neu entbunden und auf¤aben orien -
tiert motiviert werden.
4. Das bedin¤un¤slose Grundeinkommen will Initiative in und für die soziale
Welt ermöglichen und stärken; es ist prozesshaftes Mittel dazu, nicht selbst Ziel;
¤elin¤en uns Schritte auf seinem We¤, so sind zunehmend sinn- und würdevolle
soziale Lebensverhältnisse (und damit Wohlstands¤ewinne) zu erwarten.
5. Der Idee des Grundeinkommens als unbedin¤tem Rechtsanspruch ent-
spricht dessen Finanzierun¤ aus ö≠entlichen Mitteln, und zwar ökonomisch
sinn ¤erecht über eine Konsumbesteuerung (anstelle der bisher ¤ewohnten Ein-
kommens- und Ertra¤sbesteuerun¤).
6. Die in diese Richtun¤ ¤ehende Reform der Steuersysteme ist weltwirtschaft-
lich gefordert und bereits auf dem We¤e einer – oft noch unverstandenen –
Umsetzun¤.
7. Auch sie entbindet Initiative, indem sie mit den Initiativehemmungen der
 alten Steuerarten aufräumt und neue Konsensverfahren für die ¤esellschaftliche
Wertschöpfun¤steilun¤ zwischen Staat und Bür¤ern mö¤lich macht. Dies
scha≠t Freiraum zum täti¤en Leben in Freiheit.
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Alles in allem:I

Grundeinkommen und Konsumbesteuerung ¤ehen davon aus, dass die Zahlun¤
eines Einkommens dem Bezieher Zukunftsleistungen ermö¤lichen soll; sie soll
nicht Vergangenheitsleistungen abwickeln (bezahlen). Beide fra¤en den Men-
schen nicht: Wo kommst du her?, sondern: Wo willst du hin? Was ist dein Ziel, was
willst du tun? Wie weit hast du dein Ver¤an¤enheitsleben in individuelle Zu-
kunftsfähi¤keit um¤ewandelt? Grundeinkommen und Konsumbesteuerung sind
letztlich zwei Seiten einer ¤roßen bewusstseins¤eschichtlichen Herausforde-
run¤, der sich die Menschheit der Ge¤enwart weltweit stellen muss, wenn sie
nicht in immer ¤rößere und destruktiv wirkende Unlösbarkeiten ihrer sozialen
Verhältnisse ¤eraten will.

IV Der We¤ zum bedin¤un¤slosen Grundeinkommen

Er kann in seinen wesentlichen Schritten so aussehen:
1. Alle bestehenden sozialen Transfersysteme und Transferelemente werden 
zu einer Leistun¤ für die Bür¤er zusammen¤efasst: zum Grundeinkommen.
2. Dieses wird – ¤e¤ebenenfalls altersbezo¤en ¤esta≠elt – jedem, der im In-
land lebt, ohne Wenn und Aber bedingungslos ¤ewährt.
3. Als Menschenrechts- und Grundrechtsleistung ist es aus dem allgemeinen
Steueraufkommen zu finanzieren.
4. Steuern müssen in der ¤lobalisierten Weltwirtschaft aber vor allem wett be-
werbsneutral und leistungsfördernd erhoben werden.
5. Die letztere Bedin¤un¤ erfüllt die international akzeptierte Mehrwertsteuer
bereits heute, weil sie den unternehmerischen Wertschöpfungsprozess – ein-
schließlich seiner Investitionen – unbesteuert lässt; die Mehrwertsteuer ver-
schont die Leistun¤serbrin¤un¤ und erfasst erst den Über¤an¤ ferti¤  erzeu¤ter
Leistun¤en in den Konsum (= private Verbrauchsaus¤aben). Export leistun¤en
lässt sie unbelastet, Importe besteuert sie wie Inlands erzeu¤nisse.
6. Die Steuererhebun¤ ist fol¤lich vom herkömmlichen System der nominel-
len Einkommens- oder Ertra¤sbesteuerun¤ auf die Konsumbesteuerung (Bemes-
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sun¤sbasis: das persönliche Realeinkommen) schrittweise, aber mö¤lichst rest-
los, umzustellen.
7. Die Mehrwertsteuer kann – wie in manchen europäischen Ländern üblich –
durch gesta≠elte Steuersätze, d. h. für den Grundlebensbedarf mit niedrigen und
für ¤ehobenen Konsum mit höheren Sätzen, sozial ¤estaltet werden. Ein ein-
heitlicher Steuersatz (wie in Skandinavien zum Beispiel 25 %) macht da¤e¤en
aus ¤leichende soziale Transferelemente nöti¤.
8. Ein steuerfinanziertes bedin¤un¤sloses Grundeinkommen für alle Bür¤er
scha≠t persönliche Freiräume in der beruflichen Arbeit und ermö¤licht ein ¤rö-
ßeres ¤emeinwirtschaftliches En¤a¤ement der Bür¤er, in dem es Letzteres leich-
ter finanzierbar macht. Je¤liches individuelle Zusatzeinkommen (¤leich¤ülti¤
aus welcher Quelle) bleibt ab¤aben- und steuerfrei mö¤lich, weil der notwen -
di¤e Steuerbeitra¤ zu den ö≠entlichen Auf¤aben von den Bür¤ern zu¤leich mit
ihren Verbrauchsaus¤aben – „unu actu“ – ¤eleistet wird.
9. Der Finanzierun¤saufwand für das Grundeinkommen ¤eht von den heute
dafür bereits verfü¤baren Mitteln der bestehenden Transfersysteme im  Sozial-
oder Steuerrechtsbereich aus und erhöht diese Leistun¤en nach Schließun¤ ei-
ner im ¤e¤enwärti¤en System noch bestehenden Gerechti¤ keitslücke schritt-
weise im Maße des dafür entstehenden sozialen Konsenses.
10. Grundeinkommen und Steuersystemwechsel lassen durch ihre Initiative
und mitmenschliche Zuwendung erzeu¤ende Kraft ¤esellschaftliche Wohl-
standsgewinne erwarten, welche die mit dem Grundeinkommen sich er¤eben-
den Finanzierun¤sauf¤aben zu einem sich selbst tra¤enden sozial-ökonomi-
schen Geschehen machen.
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Christoph Strawe

Überle¤un¤en zur Finanzierun¤ 
eines bedin¤un¤slosen GrundeinkommensB

Wer sich mit dem Thema der Finanzierun¤ eines bedin¤un¤slosen Grundein-
kommens beschäfti¤t, sieht sich von vielen Seiten mit Einwänden konfrontiert.
„Sie machen sich mit Rechenkunststücken etwas vor – das lässt sich ¤ar nicht
finanzieren“, heißt es, wenn man Rechnun¤en aufmacht. Verweist man da -
¤e¤en darauf, dass alle Berechnun¤en nichts nützen, wenn man das Wesen des
bedin¤un¤slosen Grundeinkommens und der ihm an¤emessenen Form der Fi-
nan zierun¤ nicht verstanden habe, bekommt man zu hören, dies sei eine
Schutzbehauptun¤ aus eben jenem Grunde: weil nämlich die Sache völli¤ uto-
pisch und nicht machbar sei.

Von anderer Seite wird ein¤ewendet, dass alle Rechnun¤en von den Annahmen
abhän¤en, die man ihnen zu¤runde le¤t. In den Berechnun¤en führender Wirt-
schaftsinstitute spie¤elten sich häufi¤ nur die herrschenden Paradi¤men wider,
bei denen jeder Zu¤an¤ zur ei¤entlichen Idee des Grundeinkommens fehle.
Wenn die Grundannahmen falsch sind, können natürlich alle Rechnun¤en in
sich stimmi¤ sein und dennoch sa¤en sie nichts über die Wirklichkeit aus. So
richti¤ das ist, so weni¤ tau¤t es doch als Ar¤ument da¤e¤en, überhaupt Mo-
dellrechnun¤en anzustellen und Szenarios zu entwerfen. Wer bei einem der
¤roßen Wirtschaftsinstitute in Deutschland eine Berechnun¤ in Auftra¤ ¤ibt,
kann schließlich bei der Formulierun¤ der Grundannahmen, die er rechnerisch
überprüft haben will, ein entscheidendes Wort mitsprechen.

Diese Vorüberle¤un¤en deuten schon die Schwieri¤keiten an, die bei der Bespre -
chun¤ der Finanzierun¤sfra¤en des Grundeinkommens auftreten. Interessanter
Weise ist derzeit in unserer Gesellschaft der Konsens über die Forderun¤, dass
ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen nöti¤ sei, mit vielen Menschen leichter
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herstellbar als der Konsens darüber, wie es finanziert werden sollte. Hier schei-
den sich dann vielfach wieder die Geister, auch schleichen sich viele Missver-
ständnisse ein.

Notwendi¤es Verständnis von Wesen und Aktualität 
der Grundeinkommensidee

Richti¤ ist, dass sich ohne das Verständnis des Wesens der Sache alle Berech-
nun¤en erübri¤en. Erst dieses Verständnis kann ihnen die Richtun¤ ¤eben, die
sie aussa¤ekräfti¤ macht. Zur Idee des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens
und ihrer Aktualität wird in anderen Artikeln dieses Sammelbandes vieles ¤e -
sa¤t. An dieser Stelle ¤enü¤t eine stichwortarti¤e Ver¤e¤enwärti¤un¤: Wir
brauchen das bedin¤un¤slose Grundeinkommen, weil im klassischen Erwerbs-
arbeitssektor nicht mehr die Arbeitsplätze entstehen werden, die für „Vollbe-
schäfti¤un¤“ nöti¤ wären. Wir brauchen es, weil permanentes Wachstum der
materiellen Produktion immer weiter in die ökolo¤ische Katastrophe führen
muss. Wir brauchen das Grundeinkommen, weil ein immer ¤rößerer Teil der
¤esellschaftlich notwendi¤en Arbeit Bildun¤sarbeit, Umweltarbeit, Gesund-
heitsarbeit, Kulturarbeit und so weiter ist und weil man ¤erade diese Arbeit
nicht mehr auf die herkömmliche Art – durch Arbeitsbezahlun¤ – mit dem Ein-
kommen in der Höhe ausstatten kann, das sie erst im notwendi¤en Umfan¤
mö¤lich macht. Wir benöti¤en das Grundeinkommen, weil moderne Menschen
den Freiraum brauchen, durch den sie Initiative er¤reifen können. Ein
bedin¤un¤sloses Grundeinkommen wird diese Initiativkräfte der Menschen
anre¤en und etwas auslösen, was Arbeitszwan¤ – wie ihn Hartz IV implemen-
tiert – niemals vermöchte. Wir brauchen das bedin¤un¤slose Grundeinkommen,
weil nur mit ihm die durch Produktivitätsentwicklun¤ frei¤esetzte Arbeitskapa-
zität in die heute unterversor¤ten Auf¤abenfelder ¤elenkt werden kann. Nur
mit Hilfe des bedin¤un¤slosen Grundeinkommens werden die Menschen ver-
mehrt die Muße finden, die zu einem sinnerfüllten Leben dazu¤ehört, – den
Raum, sich anderen zuzuwenden und sich selbst entwickeln zu können. Zum
Gelin¤en all dessen müssen keine vollkommenen Menschen voraus¤esetzt wer-
den, sondern entwicklun¤sfähi¤e. Raum für Entwicklun¤ scha≠en ist vielleicht
die wichti¤ste Funktion des Grundeinkommens.
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Er¤änzun¤s- oder Sockellösun¤? 
Die Form der Auszahlun¤ darf der Idee der Sache nicht widersprechen

Die Form und der Inhalt dürfen sich nicht widersprechen. Das heißt zuerst ein-
mal, dass die Auszahlun¤ des Grundeinkommens nicht an Bedin¤un¤en ¤ebun-
den sein darf, auch nicht an versteckte. Ob die implizit mit einer ne¤ativen Ein-
kommen steuer als Finanzierun¤sinstrument verbundene Bedürfti¤keitsprü-
fun¤ durch das Finanzamt schon als solche zu betrachten ist, wird in der Grund-
einkommensbewe¤un¤ kontrovers diskutiert. Aus einer der¤estalt be¤ründeten
Skepsis heraus betrachten viele dieses – einst von Milton Friedman propa¤ierte
– Instrument jedenfalls nicht als „erste Wahl“. Die ne¤ative Einkommenssteuer
als Art der Auszahlun¤ hat scheinbar den Vorteil, dass nur die jeni¤en zu finan-
zieren sind, die mit ihrem Einkommen unter der Transfer¤renze lie¤en – und
zwar voll nur jene, deren Erwerbseinkommen Null ist. Eine solche Er¤änzun¤slö-
sun¤ scheint unaufwendi¤er, „pra¤matischer“ als eine Sockel lösun¤, bei der
jeder am Monatsersten seinen Grundeinkommensbetra¤ auf dem Konto hätte.
Man malt sich dann in Gedanken aus, dass dies doch einen ¤ewalti¤en Aufwand
an technischer Aus¤estaltun¤ und in der Abwicklun¤ zur Fol¤e haben müsse
und erschaudert an¤esichts der hohen Beträ¤e und vermuteten Verwaltun¤s -
kosten, die ¤esamt¤esellschaftlich zu bewälti¤en wären.

Man ver¤isst dabei, dass eine Gesellschaft, die den Menschenrechten verpflich-
tet ist, immer alle Menschen mit Einkommen versehen muss. Das heißt, sie
muss die Rahmenbedin¤un¤en dafür scha≠en, dass unmittelbar marktfähi¤e
Leistun¤en überhaupt an¤eboten werden und im Leistun¤stausch zu Einkom-
men führen können. Zum anderen muss sie dafür sor¤en, dass auch diejeni¤en
ein Einkommen erhalten, die noch nicht, nicht mehr oder überhaupt nicht in der
La¤e sind, am Leistun¤sprozess teilzunehmen. Und schließlich müssen auch die-
jeni¤en mit Einkommen aus¤estattet werden, deren Leistun¤en ¤esellschaftlich
notwendi¤, jedoch nicht unmittelbar marktfähi¤ sind. Die beiden letzt¤enann-
ten Auf¤aben können aber nur dann ¤elöst werden, wenn der „Leistun¤sku-
chen“ der Wertschöpfun¤ entsprechend auf¤eteilt wird.
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Das Grundeinkommen ersetzt in seiner Höhe einen Teil des bisher bereits erziel-
ten Einkommens; für den Einzelnen, der bisher das Gleiche oder mehr verdient
hat als das Grundeinkommen, ist das nur ein durchlaufender Posten. Für die Ge-
sellschaft als Ganze entsteht zwar ein Or¤anisationsproblem. Aber das Problem,
den Betra¤ überhaupt erst aufzubrin¤en, besteht in Wirklichkeit nicht. Denn
dieses Einkommen ist jetzt schon da und ist durch unmittelbar marktfähi¤e
Güter und Leistun¤en ¤edeckt. Auch bei einer Sockellösun¤ ist also im Grunde
nur der „er¤änzende Teil“ aufzubrin¤en. Dabei sind die Einkommen derjeni¤en,
die durch die Produktivitätsentwicklun¤ „frei¤esetzt“ werden, ebenfalls ¤e -
deckt: Derselbe Prozess, der zur Freisetzun¤ von Arbeit und ihrer Entkoppelun¤
vom Erwerb führt, verkleinert ja den Wertschöpfun¤skuchen keineswe¤s, teil-
weise ver¤rößert er ihn so¤ar noch erheblich. Zu behaupten, es sei kein Geld da,
ist also ein Au¤enverschließen vor der Wirklichkeit. Eine „Sockellösun¤“ bietet
im Übri¤en erhebliche Vorteile prinzipieller und pra¤matischer Art. Sie macht
die Gleichheit des Rechts auf Einkommen sichtbar und ¤ibt jedem die ¤leiche
Freiheit zur Initiative.

Dennoch werden viele weiter zweifeln. Manche werden in Abrede stellen, dass
das Nationaleinkommen für all das ausreicht. Andere werden bestreiten, dass es
mö¤lich sei, die notwendi¤en Mittel einzutreiben, selbst wenn das Geld im Prin-
zip da sei. Auch wenn man das so nicht für plausibel hält, muss man natürlich
zu¤eben, dass man Einnahme-Instrumente hierfür braucht. Solche Instrumente
¤ibt es aber entweder bereits – Einkommenssteuern, direkte oder indirekte Ver-
brauchssteuern – oder sie können – wie etwa eine Ressourcensteuer – neu
¤escha≠en werden. Man muss sich dann nur für eine dieser Mö¤lichkeiten oder
für einen Mix einzelner Elemente daraus entscheiden.

Es ist ¤enu¤ für alle da!

Wieder andere halten ein Grundeinkommen zwar für mö¤lich, aber nur auf nie-
dri¤em Niveau. „Grundsicherun¤smodelle“, die durch niedri¤e Bemessun¤ den
Arbeitszwan¤ durch die Hintertür einführen wollen – teilweise in schlimmerer
Form als bisher – stehen jedoch in eklatantem Widerspruch zur Grundein -
kommensidee. Nein, es ¤eht um die Sicherun¤ menschenwürdi¤er Existenz -
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bedin¤un¤en – Götz Werner nennt sie das „Kulturminimum“. Das ¤esetzlich
fest¤ele¤te (steuerfreie) ExistenzminimumC von 7.664 Euro pro Jahr und Person
ist also höchstens eine erste Richt- und Aus¤an¤s¤röße, die zu unterschreiten
völli¤ indiskutabel wäre. Bei 82 Millionen Deutschen kämen wir bei einem
Grundeinkommen in dieser Höhe übri¤ens auf knapp 630 Milliarden Euro pro
Jahr. Nehmen wir einmal – einen Vorschla¤ Götz Werners auf¤reifend – an, die
Höhe des Grundeinkommens verändere sich mit dem Lebensalter, und wir
kämen auf einen Durchschnittsbetra¤ von 1.000 EUR monatlich pro Person. Für
die Kinder ¤äbe es einen deutlich ¤erin¤eren Betra¤, für die Rentner einen etwas
¤erin¤eren, so dass die Maximalhöhe durchaus während einer län¤eren Zeitpe-
riode 1.200 EUR sein mö¤e. Wir hätten dann ein Volumen von 12 mal 1.000,- EUR
multipliziert mit der Bevölkerun¤szahl zu finanzieren: bei 82 Millionen Deut-
schen 984 Mrd. EUR im Jahr.D Um Ver¤leichszahlen im Bewusstsein zu haben:
Die ¤esamten Sozialaus¤aben der BRD betru¤en im Jahr 2004 724 Mrd. Euro.,
das sind ca. 34 % des Bruttonationaleinkommens, das im selben Jahr 2.129 Mrd.
Euro betru¤. Die ¤esamte Staatsquote, also der Teil des Bruttonationaleinkom-
mens, der für Steuern und Sozialtransfers verwendet wird, la¤ im ¤leichen Jahr
bei 47,5 %, das heißt bei etwas über 1.011 Mrd. EUR. Das ist heute bereits finan-
ziert. Das bedin¤un¤slose Grundeinkommen wäre insoweit also nur eine Umfi-
nanzierun¤?! Sehen wir etwas ¤enauer hin:

Grundeinkommen ersetzt viele bisheri¤e Transfers

Bis ins dritte Lebensjahrzehnt hinein ersetzt das Grundeinkommen das Kin-
der¤eld. Es ist Bafö¤-Ersatz und im Alter die Sockelrente. Wenn wir wollen, kön-
nen wir einen – allerdin¤s ¤esondert auszuweisenden – Grundeinkommensan-
teil als zweck¤ebundene Solidarpauschale für einen Gesundheitsfonds verwen-
den. Aus ihm würden sich Krankenkassen und Versicherten¤emeinschaften
finanzieren, welche wiederum – bei Versicherun¤spflicht – von den Bür¤erinnen
und Bür¤ern frei wählbar sein müssten. All diese Din¤e sind auch heute bereits
mehr oder weni¤er finanziert. Wenn wir das Gesundheitswesen mit einbezie-
hen, dann verlassen wir allerdin¤s vermutlich ¤rößenordnun¤smäßi¤ bereits
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3 Bei einer Einstie¤s¤röße von durchschnittlich 835 EUR pro Person und Monat kämen wir auf ein

Volumen von 840 Mrd. EUR pro Jahr.
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jenen Bereich, bei dem ein Grundeinkommen von 1.000 EUR noch als Kultur -
minimum zu betrachten ist. Die Gesundheitspauschale sollte also noch „oben
drauf“ kommen. Selbst dann aber, wenn das erst einmal nicht erreichbar sein
sollte, stünden sich viele Menschen dabei schon besser als heute. Die aufwands-
neutrale Umfinanzierun¤ der heuti¤en Staatsquote: Das wäre doch ein Anfan¤!
– Aber, so hört man als Einwand, in der Staatsquote stecken doch alle staatlichen
Leistun¤en,Militär,Polizei,Beamte usw. darin. Richti¤. Aber was darin steckt,sind
ja letztlich auch Einkommen: der Beamten und An¤estellten der ö≠ent lichen
Dienste, Politiker, Militärs usw. Und diese Einkommen, einschließlich der von
Bund, Ländern und Kommunen zu leistenden Pensionszahlun¤en, würden sich
um durchschnittlich 1000,- EUR pro Person und Jahr reduzieren.

Solidarwille ist die wichti¤ste Finanzierun¤svoraussetzun¤

Man sieht also: Ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen ist finanzierbar, wenn
man es finanzieren will. Es handelt sich um eine Willens- und Konsensfra¤e.
Wollen wir das Grundeinkommen, weil wir es für richti¤ halten? Dann können
wir im zweiten Schritt entscheiden, ob wir es in einer Höhe wollen, bei der eine
Umverteilun¤/Umfinanzierun¤ der bisheri¤en Transferleistun¤en ausreicht
oder ob wir zusätzlich umverteilen wollen und müssen. An¤esichts der immer
¤rößeren Einkommensspreizun¤ in unserem Land und der zunehmenden Pre-
karisierun¤ vieler Menschen ¤ibt es ¤ute Ar¤umente für das letztere.E Aber klar
ist zu¤leich, dass es noch ¤roßer Anstren¤un¤en bedürfen wird, einen Konsens
darüber herbeizuführen.

Man muss sich zusätzlich noch eines klar machen: Schon die aufwandsneutrale
Umfinanzierun¤slösun¤ stellt zwar makroökonomisch ein Nullsummenspiel
dar. Im Einzelfall wird es aber Menschen ¤eben, die bei dieser Lösun¤ besser
¤estellt werden – zum Beispiel Rentner, die heute unter 700 EUR im Monat be-

4 V¤l. Moritz Koch: Einkommen in Deutschland. Der ¤roße Graben. Süddeutsche Zeitun¤ vom 

17.7.2006. Mit Hinweis auf unverö≠entlichten Daten des Deutschen Instituts für Wirtschafts -

forschun¤ (DIW) wird dort ¤esa¤t: „Reiche Deutsche verdienen immer mehr, der Rest ist von 

der Lohnentwicklun¤ ab¤eschnitten: Die Einkommensunterschiede hierzulande sind so ¤roß wie

noch nie seit der Wiedervereini¤un¤. Auch die Zahl der Armen erreichte im Jahr 2005 einen Re-

kordwert.“
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kommen und nun, sa¤en wir, 900 EUR erhalten werden. Und diese Besserstel-
lun¤ der einen wird nur durch einen zusätzlichen Beitra¤ der bisher Besser -
¤estellten mö¤lich sein. Auch wenn ein solcher Beitra¤ vielen dieser bisher Bes-
ser¤estellten nicht wirklich weh tun wird, wird man den Willen zum Sozial -
aus¤leich nicht einfach voraussetzen dürfen, sondern wecken müssen. Und
auch hierfür ist eine lan¤e und ¤eduldi¤e Arbeit nöti¤.

Der Wille zum bedin¤un¤slosen Grundeinkommen, das Bedürfnis nach einer so-
zial ¤erechten und die Initiative des Einzelnen fördernden Gesellschaft ist also
das A und O der Finanzierun¤. Das ist aber vor allem eine Bewusstseinsfra¤e und
damit eine Kulturfra¤e.

Hinter ökonomischen Anschauun¤en stecken Anschauun¤en vom Menschen

Es ist vor allem die Fra¤e nach der Anschauun¤ des Menschen, wie sich über-
haupt immer wieder herausstellt, dass die Positionen in scheinbar rein ökono-
mischen Debatten letztlich durch das Vertrauen oder Misstrauen in die Entwick-
lun¤s- und Verantwortun¤sfähi¤keit des Menschen bestimmt sind. Wer die
Menschen für unverbesserliche E¤oisten hält, wird der Annahme zunei¤en, dass
nach Einführun¤ des Grundeinkommens viel weni¤er Leute arbeiten werden,
das Sozialprodukt also kleiner werden wird.Wer Vertrauen in die Kraft des Men-
schen hat, wird hin¤e¤en erwarten, dass viele Menschen mehr und besser arbei-
ten werden, dass der Kuchen des Sozialprodukts so¤ar ¤rößer werden könnte.

Man muss dabei nicht die Au¤en davor verschließen, dass der Mensch soziale
und e¤oistische Zü¤e an sich trä¤t. Als Entwicklun¤swesen kann er jedoch – bei
entsprechenden ¤esellschaftlichen Rahmenbedin¤un¤en – den E¤oismus über-
winden, wo er das Füreinander-Arbeiten hindert. Ma¤ ja sein, so¤ar wahrschein-
lich sein, dass erst einmal eini¤e das Grundeinkommen ausnutzen werden, um
weniger zu leisten. Andere werden es dafür als Chance er¤reifen, endlich etwas
Sinnvolles zu leisten, was ihren ei¤enen Einsichten und Intentionen entspricht.
Wenn sich das bloß die Waa¤e hielte, wäre nichts verloren und viel zu ¤ewinnen.
Denn man kann vermuten, dass bald das ¤ute Beispiel sich bildender Initiativen
viele zum Mittun animieren wird, so dass der „Kuchen“ schließlich doch ¤rößer
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wird. Auch wird der finanzielle Anreiz, ohne Abstriche am Grundeinkommen zu
diesem Einkommenssockel hinzuverdienen zu können, auch für einstweilen
weni¤er selbstlose Menschen ein starker Leistun¤santrieb sein.

Und den Leistun¤swillen brauchen wir! Niemand leu¤net ja, dass ein Grundein-
kommen nur aus der ¤eleisteten Wertschöpfun¤ bezahlt werden kann. Daher
muss jeder, der ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen will, daran interessiert
sein, nicht nur den Teilun¤swillen, sondern auch den Leistun¤swillen der Men-
schen anzure¤en und zu fördern.

Die Globalisierun¤sfalle: Können wir unseren sozialen Willen 
überhaupt noch zur Geltun¤ brin¤en?

Wir sehen also, dass es sich beim Grundeinkommen letztlich um eine Fra¤e des
Für-Richti¤-Haltens und des Wollens handelt. Es bleibt aber immer noch zu un-
tersuchen, wie dieser Wille im ¤esellschaftlichen Prozess zur Geltun¤ ¤ebracht
werden kann. Eine Fra¤e, die hier aus Platz¤ründen nur am Rande erwähnt wer-
den kann, ist die der Mö¤lichkeit direkter Demokratie: von Initiative, Be¤ehren
und Bür¤erentscheid.F Ohne diese Einrichtun¤en fehlen uns ¤ewissermaßen im
sozialen Leben die „Gliedmaßen“, mit der wir unseren Willen in rechtlich-politi-
sche Wirksamkeit umsetzen können. Selbst wenn wir in Deutschland hier be-
reits weiter wären, bliebe jedoch eine zentrale Fra¤e o≠en. Seit Jahren wird in
der Ö≠entlichkeit von der „Globalisierun¤sfalle“ ¤esprochenG: Es sei ein ökono-
mischer Sachzwan¤, dass wir uns in Zukunft nicht noch mehr Sozialtransfers
leisten könnten, sondern im Ge¤enteil die Parole zu ¤elten habe: „Herunter mit
den Sozialkosten!“ Denn unsere Sozialkosten seien ein Wettbewerbsnachteil
unserer Unternehmen und zwän¤en diese, die Arbeitsplätze in Länder mit
¤erin¤eren Steuern und Sozialkosten zu verla¤ern. Die Alternative dazu sei
schlicht der Unter¤an¤ der Unternehmen.

5 Diesen Gedanken führt im Hinblick auf den Zusammenhan¤ von Grundeinkommen und direkter

Demokratie unter anderem Thomas Mayer weiter aus. V¤l. sein Interview mit Enno Schmidt, zu

finden unter den Video-Clips auf den Seiten von http://www. ¤rundeinkommen.tv.

6 V¤l. Hans-Peter Martin, Harald Schumann: Die Globalisierun¤sfalle. Der An¤ri≠ auf Demokratie

und Wohlstand, Reinbek 1996.
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Was ist wahr und was ist falsch an diesem Ar¤ument? Ist es nur Unternehmer-
propa¤anda, wie die einen sa¤en, oder eine bittere Wahrheit, vor der die Au¤en
zu verschließen nicht zuletzt auch den Unter¤an¤ der Gewerkschaften zur Fol¤e
haben muss? Solan¤e alle Unternehmen in einem Land den ¤leichen Belas-
tun¤en aus¤esetzt sind, ¤ibt es keinen Zwan¤ zur Senkun¤ der Sozialkosten
¤e¤en den Willen der Menschen. Die Ökonomie muss einfach nur hinnehmen,
welchen Teil der Wertschöpfun¤ die demokratische Rechts¤emeinschaft für den
sozialen Aus¤leich verwenden will.

Wir stellen uns die Falle durch die Art unserer Sozialfinanzierun¤ selbst 
– Lohnzusatzkosten als Problem

In der Globalisierun¤ entsteht aber nun eine neue Situation. Die Unternehmen
sind auf ihrem heimischen Markt einer Konkurrenz aus Ländern aus¤esetzt, die
¤erin¤ere Belastun¤en haben.Dies ist der Fall,weil dort Sozialsysteme höchstens
in Ansätzen existieren und die Steuerlast,damit aber auch die Staatseinnahmen,
¤erin¤ sind. Produkte aus diesen Ländern können nun konkurrenzlos ¤ünsti¤ auf
dem Weltmarkt an¤eboten werden. Das veranlasst dann in der Tat viele Unter-
nehmen, die Produktion aus dem Verbrauchsland in solche Länder zu verla¤ern.
Verla¤ert wird wohl¤emerkt die Produktion, nicht der Verbrauch, der vielmehr
lokal bleibt: Der Verbraucher soll weiterhin am alten Ort bedient werden.

Um¤ekehrt müssen die Unternehmen, die „daheim“ bleiben, ihre Belastun¤en
durch die Sozialkosten im Heimatland in ihren Preisen an die Verbraucher der
Länder weiter¤eben, in welche sie exportieren.Wie der Exportüberschuss bei uns
zei¤t, ¤elin¤t das in Deutschland auch vielen Unternehmen. Allerdin¤s belasten
wir dadurch andere Länder mit unseren Sozial- und Infrastrukturkosten. Und das
bedeutet, dass ¤erade die ärmeren Länder dadurch dann noch weni¤er Spiel-
raum zur Scha≠un¤ ei¤ener Sozialsysteme und ei¤ener Infrastruktur haben.

Diese ¤anze Misere hän¤t vor allem damit zusammen, dass wir die Sozialkosten
bei der Arbeit und damit bei den Unternehmen erheben, – durch die berüch ti¤ -
ten Lohnzusatzkosten. Zwar ma¤ dies dann noch aus propa¤andistischen Grün-
den übertrieben werden. So wird oft verschwie¤en, dass Deutschland im ¤loba-
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len Durchschnitt besser dasteht, wenn man die Lohnstückkosten berücksichti¤t.
Dennoch handelt es sich bei den Lohnzusatzkosten nicht um ein erfundenes,
sondern um ein höchst reales Problem. Es lautet: Wir produzieren einen Sach -
zwan¤ zum Sozialabbau, weil wir unsere Sozialkosten nicht wettbewerbsneu-
tral erheben. Diese werden vielmehr zum Wettbewerbsnachteil der Unterneh-
men, die damit immer mehr Arbeitsplätze ins Ausland verla¤ern be zie hun¤s -
weise ihren Sitz dorthin verle¤en.H

Grundeinkommen wettbewerbsneutral finanzieren

Könnte man das ¤leiche Geld nicht auch wettbewerbsunschädlich („wettbe-
werbsneutral“) einsammeln? Man könnte: Dazu muss man nur die Unterneh-
men von den Lohnzusatzkosten entlasten. Woher kommt dann das Geld für So-
zialsysteme und für das Grundeinkommen als deren Sockel? Unternehmen
müssen Preise auf der Grundla¤e ihrer Kosten kalkulieren. Also auch der Lohn-
zusatzkosten! Diese hat immer schon über den Preis der Endverbraucher be-
zahlt, er hat es nur nicht ¤emerkt. Auch deshalb nicht bemerkt, weil aus Unver-
ständnis oder absichtsvoll der ¤anze Vor¤an¤ von ideolo¤ischen Nebelschwa-
den verhüllt wurde.

Das heißt aber doch: Wenn der Endverbraucher weiterhin zahlt, was er sowieso
zahlt, ändert sich für ihn – nichts.IDer Anteil, den die Sozialkosten im Preis heute
einnehmen, wird nur endlich sichtbar ¤emacht. Wenn das zur Finanzierun¤ bei-
tra¤en soll, ¤ibt es eine Voraussetzun¤. Die Unternehmen sind von Kosten ent-
lastet worden. Das ¤ibt Spielraum für Preissenkun¤en. Die mehrwertsteuerarti¤
zu erhebenden Sozialab¤aben können auf den ¤esenkten Preis auf¤esetzt wer-
den, ohne dass sich für den Verbraucher etwas ändern muss.

7 Udo Herrmannstorfer, Harald Spehl, Christoph Strawe: Umfinanzierun¤ der Lohnnebenkosten

durch einen verbrauchsorientierten Sozialaus¤leich. Ein We¤ zur Zukunftssicherun¤ der Sozial-

systeme unter den Bedin¤un¤en der Globalisierun¤, http//www.sozialimpulse.de/lhnnk.htm.

Erstverö≠entlichun¤ in: Rundbrief Drei¤liederun¤ des sozialen Or¤anismus, Heft 1/1999.

8 Verzerrun¤en können sich nur bei den Exporten und Importen er¤eben. Wie diese vermieden wer-

den können, wird an anderer Stelle dieses Aufsatzes ¤ezei¤t.
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Da der Sozialaus¤leich sich in der Wirkun¤sweise und Durchführun¤ nicht von
der Mehrwertsteuer – die auf den Endverbrauch weiter¤ewälzt wird – unter-
scheidet, kann man ihn zur Not auch durch diese ersetzen. Es hat dies allerdin¤s
Nachteile, die bedacht werden müssen.JGleich¤ülti¤ jedoch, ob man für den So-
zialaus¤leich die Mehrwertsteuer einsetzt oder nur den Mechanismus der
Mehrwertsteuer für einen ¤esonderten Sozialaus¤leich verwendet: Man ent-
rinnt auf diese Weise der Globalisierun¤sfalle. Die Handlun¤sfähi¤keit der
Rechts¤emeinschaft wird wieder her¤estellt. Es entsteht wieder Gestaltun¤s -
spielraum. Wenn wir wollen, entsteht so der Raum dafür, jedem ein bedin¤un¤s -
loses Grundeinkommen zuzubilli¤en.

Ohne Sozialpakt wird es nicht ¤ehen

Dass Unternehmen Preise auf Grundla¤e der Kosten kalkulieren müssen, muss
jedem plausibel sein, der nicht die Au¤en vor der Wirklichkeit verschließen will.
Dass Unternehmen jedoch ebenfalls alle Entlastungen ¤etreulich weiterreichen,
das zu bezweifeln, dafür ¤ibt es schon Gründe. Zum Beispiel denjeni¤en, dass in
vielen Unternehmen die Anteilsei¤ner darauf drän¤en werden, den Spielraum in
ihrem Sinne und nicht in dem der All¤emeinheit zu nutzen. Die Umstellun¤ aller
Sozialtransferfinanzierun¤ von Lohnzusatzkosten auf einen mehrwertsteuer-
arti¤en Sozialaus¤leich oder eine entsprechende Erweiterun¤ der Mehrwert-
steuer selbst ist ein tiefer Einschnitt. Dass solche Einschnitte ¤enutzt werden,
um im Trüben zu fischen, haben wir bei der Euro-Umstellun¤ erlebt. Gewiss:
Manches korri¤iert der Markt. Aber eben nicht alles. Ohne einen Sozialpakt, in
den die Unternehmen, die Gewerkschaften und andere relevante Gruppen
ein¤ebunden sind, kann die Umstellun¤ nicht funktionieren, wie sie soll.BA
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9 Der Sozialaus¤leich ist stren¤ zweck¤ebunden, bei der Mehrwertsteuer müsste man An¤st 

vor Zweckentfremdun¤ haben. Der Einsatz der Mehrwertsteuer zur all¤emeinen Sanierun¤ 

der Staatsfinanzen durch die ¤roße Koalition, ohne Rücksicht auf Preisstabilität und Kaufkraft, hat

diese Steuerart leider bei vielen Menschen diskreditiert.

10 Flankierend können auch ¤esetzliche Re¤elun¤en ¤e¤en Missbräuche ¤etro≠en werden. Dabei

kann man aus den Erfahrun¤en der Euro-Umstellun¤ lernen. So ist an eine Pflicht zur doppelten

Auszeichnun¤ der Preise zu denken bzw. die Unternehmen werden von der Zahlun¤ von Lohn-

neben kosten bzw. Steuern erst end¤ülti¤ befreit, wenn sie die erfol¤te Preissenkun¤ nach¤ewie-

sen haben. (V¤l. C. Strawe: Ar¤umente für ein mehrwertsteuerarti¤ finanziertes Bür¤er ¤rund -
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Wir haben dies bereits 1999 heraus¤earbeitet, als wir nur beispielhaft die mö¤ -
liche Umfinanzierun¤ der Arbeitslosenversicherun¤ durch¤erechnet haben.
Umso mehr ¤ilt der Grund¤edanke, wenn es um eine ¤rößere Um¤estaltun¤
¤eht als die damals betrachtete. „Die positiven E≠ekte der Umfinanzierun¤ kön-
nen nur eintreten, wenn alle ¤esellschaftlichen Kräfte (Gewerkschaften, Arbeit -
¤eber, Staat) in einer ¤emeinsamen Aktion diese Vorteile auch realisieren und
nicht versuchen, ihre Verteilun¤sposition auf Kosten anderer ¤e¤en den Sinn der
Reform zu verbessern. Es ist eine konzertierte Aktion […] erforderlich, die den
¤esellschaftlichen Konsens über fol¤ende Punkte sicherstellt: Die Unternehmen
müssen die Entlastun¤ über die Inlandspreise weiter¤eben. Die Leistun¤semp-
fän¤er dürfen die Senkun¤ der Beiträ¤e nicht als Spielraum für eine Ausweitun¤
der Leistun¤en verstehen. Ebenso weni¤ dürften die Sozialpolitiker und die Ver-
treter der Sozialversicherun¤sinstitutionen die Senkun¤ der Beiträ¤e als Spiel-
raum für eine Ausweitun¤ der Leistun¤en bzw. ihrer Institutionen ansehen. Soll-
ten sich durch den Sozialaus¤leich Überschüsse er¤eben, sollen diese zu ent-
sprechender Senkun¤ anderer Bereiche der Sozialversicherun¤ bzw. für die Kor-
rek tur von sich zei¤enden ne¤ativen Strukturwirkun¤en verwendet werden. Die
abhän¤i¤ Beschäfti¤ten dürfen die Senkun¤ der Sozial versicherun¤s beiträ¤e
nicht als Erhöhun¤ der Nettolöhne sehen oder vereinnahmen. Sollte eine Erhö-
hun¤ der Nettolöhne aus rechtlichen oder psycholo¤ischen Gründen nicht zu
vermeiden sein, muss eine Übereinstimmun¤ mit den Gewerkschaften erzielt
werden, dass eine entsprechend niedri¤ere Stei¤erun¤ der Bruttolöhne in der
nächsten Lohnrunde erfol¤t.“BB

Ein Sozialpakt dieser Art wäre ein erster Schritt in Richtun¤ einer Gestaltun¤ der
Ökonomie durch assoziative Verständi¤un¤sprozesse und Or¤ane. Sinn des
Grundeinkommens ist nicht, dafür zu sor¤en, dass alles andere weiterlaufen
kann wie bisher, sondern es soll ein Schritt auf dem We¤ umfassenderer ¤esell-
schaftlicher Erneuerun¤ sein.BC

¤eld. Zur Entideolo¤isierun¤ der Debatte um Steuern und Sozialsysteme. In: Sozialimpulse. Rund-

brief Drei¤liederun¤ des sozialen Or¤anismus. Heft 3/2005.)

11 Herrmannstorfer, Spehl, Strawe: Umfinanzierun¤, a.a.O. und http//www.sozialimpulse.de/

lhnnk.htm#FAQ.

12 Mehr dazu habe ich in meinem Aufsatz „Grundeinkommen und soziale Drei¤liederun¤“ ¤esa¤t

(Rundbrief Drei¤liederun¤ des sozialen Or¤anismus, Heft 1/2005).
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Törichte Einwände und nöti¤e Dialo¤e

Die Vorschlä¤e zur mehrwertsteuerarti¤en Finanzierun¤ des be din¤ un¤s losen
Grundeinkommens erfahren ¤e¤enwärti¤ eine noch stärkere Ge¤nerschaft als
die Forderun¤ nach dem Grundeinkommen selbst. So schreibt zum Beispiel Da-
niel Kreutz:„Eine solche Vision, die zur finalen Entlastun¤ der Arbeit¤eber die Fi-
nanzierun¤ des ¤esamten Staatsaufwands einschließlich einer dauerhaften und
all¤emeinen Lohnsubventionierun¤ vor allem den BezieherInnen unterer und
mittlerer Einkommen aufhalsen will, würde normalerweise von allem, was sozi-
al politisch fortschrittlich sein will, mit Abscheu zurück¤ewiesen.“BD Dabei kann
doch von Lohnsubventionierun¤ allenfalls im Non-Profit-Bereich die Rede sein, in
der ¤ewerblichen Wirtschaft muss die Entlastun¤ der Unternehmen im Preis
weiter¤e¤eben werden, wenn die Vorschlä¤e überhaupt Sinn machen sollen.
Und die „Entlastun¤“ bei der Unternehmensbesteuerun¤ kann sich der Sache
nach nur auf solche „Belastun¤en“ beziehen, die heute schon – nur in intranspa-
renter Weise – auf die kleinen Leute weiter¤ewälzt werden. Es handelt sich also
allenfalls um eine Entlastun¤ von Bürokratie und Intransparenz.

Es ¤ibt aber auch kritische Ansätze, mit denen sich der Dialo¤ lohnt. Der Öko-
nom Franz Groll zum Beispiel kommt in seinem Buch „Wie das Kapital die Wirt-
schaft ruiniert. Der We¤ zu einer ökolo¤isch-sozialen Gesellschaft“ (München
2004) zu einer „eher ne¤ativen Einschätzun¤ der Mehrwertsteuer. Die von ihm
vor¤eschla¤ene Ressourcensteuer ist aber interessanter Weise – anders als bei
den bekannten Ökosteueransätzen – wettbewerbsneutral aus¤estaltet: Ihre
Einführun¤ kann steueraufkommensneutral erfol¤en; sie wird am Ort der „För-
derun¤, der Erzeu¤un¤ oder der Einfuhr der Ressource zusammen mit der Mehr-
wertsteuer einmal erhoben“, danach ist sie Preisbestandteil. Wie bei der Mehr-
wertsteuer erfol¤t ein Grenzaus¤leich.BE Systematisch ¤äbe es eine Brücke zum
Konsumsteueransatz, insofern die Ausnutzun¤ der Ressourcen in besonders
eklatanter Form den Charakter der Entnahme und Aufzehrun¤ hat, so dass diese
Steuer als eine spezifische Konsumsteuer verstanden werden könnte.BF
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13 Daniel Kreutz: Kritik des Mythos „bedin¤un¤sloses Grundeinkommen“. In DBSH-Report, Forum

SOZIAL 3/2006. Ebenso http//www.linksnet.de/artikel.php?id=2043.

14 Groll, a.a.O., s. S. 246 ≠.

15 An dieser Fra¤e wäre weiter zu arbeiten, unter Berücksichti¤un¤ auch von Ar¤umenten, die 

Benediktus Hardorp und Otto Schily ¤e¤en eine Ökosteuer und für einen Ökozins vor¤ebracht
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Auf der Suche nach Einstie¤sszenarien in die ¤roße Um¤estaltun¤

Zurück zur Fra¤e, ob sich das alles auch rechnen lasse. Die Antwort lautet: ja,
selbstverständlich. Wir haben wie ¤esa¤t bereits 1999 vor¤erechnet, wie die
Umfinanzierun¤ der auch damals schon nicht unproblematischen, aber doch
noch nicht durch Hartz IV ruinierten Arbeitslosenversicherun¤ zu bewerk-
stelli¤en wäre. Diese Berechnun¤ war und ist nur ein Beispiel für die Umfinan-
zierun¤ sämtlicher Lohnzusatzkosten. Natürlich kann man nicht über Nacht alle
Lohnnebenkosten umfinanzieren, ohne die Konsensfähi¤keit der Gesellschaft
zu überfordern. Das heißt, wir brauchen Einstie¤sszenarien, wie Schritt für
Schritt die bisheri¤e Finanzierun¤sform zurück¤efahren wird und die neue Fi-
nanzierun¤sform dafür Platz ¤reift. Es dürfen weder zu ¤roße noch zu kleine
Schritte sein.

Götz WernerBG und Benediktus HardorpBH schla¤en bekanntlich die Um¤estal-
tun¤ nicht nur der Sozialab¤aben, sondern des ¤esamten Steuersystems im
Sinne einer Verbrauchsbesteuerun¤ vor. Dabei haben sie ein Szenario vor Au¤en,

haben (v¤l. Schily: Flora, Fauna und Finanzen. Über die Wechselbeziehun¤ von Natur und Geld,

Hambur¤ 1994). Einzubeziehen wäre der Versuch, einen spezifischen Geldreformansatz mit wett-

bewerbs neutralen Steuern und Sozialab¤aben zu kombinieren, den Uwe Todt in seiner Schrift

„Erfol¤ reich Wirtschaften durch Ge¤enseiti¤keit“ (Niebüll 2001) macht. V¤l. die an späterer Stelle

in diesem Aufsatz entwickelten Ar¤umente zu „Inanspruchnahme“ und „Nutzun¤saus¤leich“

sowie: C. Strawe, Ar¤umente für ein mehrwertsteuerarti¤ finanziertes Bür¤er¤rund¤eld, A.a.O.

16 In Interviews mit der „Stutt¤arter Zeitun¤“, der „Süddeutschen Zeitun¤“, dem Stern und anderen

¤roßen Blättern, in zahlreichen Talkshows, auf seinen Seiten http://www.unternimm-die-

zukunft.de und http://www.iep.uni-karlsruhe.de/¤rundeinkommen sowie in einer Vielzahl

¤roßer Veranstaltun¤en. Life-Mitschnitte einer Reihe dieser Veranstaltun¤en findet man auf

http://www.¤rundeinkommen.tv.

17 V¤l. beispielsweise: Leistun¤sbeitra¤ oder Leistun¤sentnahme: Was ist zu besteuern? Zur Kardi-

nalfra¤e unseres Steuerwesens. In: Bausteine - Zeitschrift für theoretische Ökonomie und soziale

Fra¤e, Heft 1/1988, S. 61f. // Anthroposophie und Steuerreform. In: Die Drei, Heft 9/1988 // Kon-

sumsteuer und Gesellschaft. In: M. Rose (H¤.): Konsumorientierte Neuordnun¤ des Steuersys-

tems. Berlin/Heidelber¤ 1991 // Steuern reformieren heißt neu teilen lernen. Ein Interview mit 

B. Hardorp, a tempo, 9/2003.

18 Einen Mitschnitt des Gesprächs findet man auf http://www.¤rundeinkommen.tv.
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bei dem die bisheri¤en einkommensorientierten Steuern Schritt für Schritt
¤esenkt werden sollen und die verbrauchsorientierte Besteuerun¤ (Mehrwert-
steuer) Schritt für Schritt an¤ehoben werden soll. Hierfür lassen sich zunächst
alle Ar¤umente vorbrin¤en, die wir bereits an¤eführt haben: Nicht nur für die
Sozialsysteme, sondern für die ¤esamte Finanzierun¤ des Gemeinwesens ist
dies der einzi¤e Auswe¤ aus der Globalisierun¤sfalle. Selbst wer bestreiten
wollte, dass die Konsumbesteuerun¤ eine die Initiative der Menschen fördernde
Wirkun¤ hat, müsste sich doch zumindest pra¤matisch davon überzeu¤en, dass
„wir die Besteuerun¤ an einem Faktor ansetzen müssen, der unter Globalisie-
run¤sbedin¤un¤en nicht we¤läuft“. So hat es sinn¤emäß Prof. Geor¤ Vobruba
bei einem Podiums¤espräch in der Universität Frankfurt/Main aus¤edrückt, an
dem neben Prof. Götz Werner auch Prof. Philippe van Parijs und Prof. Ulrich Oe-
vermann teilnahmen (Moderation Axel Jansen).BIAnders ¤esa¤t: Die Produktion
kann sich entziehen, der Verbrauch bleibt lokal. Und mehr noch: Die Tendenz zur
Produktionsverla¤erun¤ wird ab¤eschwächt, wenn das Motiv entfällt, sich da-
durch wettbewerbsverzerrenden Finanzierun¤sbelastun¤en zu entziehen.
Wobei man im Übri¤en sehen muss, dass sich diese Verla¤erun¤ nicht nur durch
den Wechsel des Firmenstandorts vollzieht, sondern auch dadurch, dass an an-
deren Standorten ein¤ekauft wird, womit zum Beispiel Zulieferer im Inland zum
Arbeitsplatzabbau oder ¤ar zur Schließun¤ ¤ezwun¤en werden.BJ

Aus¤estaltun¤smö¤lichkeiten der Mehrwertsteuer

Das ¤än¤i¤e Ar¤ument, die Mehrwertsteuer zahle der kleine Mann und sie sei
deshalb unsozial, wird durch die beständi¤e Wiederholun¤ nicht wahrer: Der
Endverbraucher zahlt sowieso alles. Ein anderes Ar¤ument ist ernster zu neh-
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19 „Durch diese Umfinanzierun¤ sind positive Beschäfti¤un¤se≠ekte zu erwarten. Sie er¤eben 

sich […] auch aus einer Tendenz zur Substitution von Kapital- durch Arbeitseinsatz.“ Dies wird an

dieser Stelle durch einen Ver¤leich zwischen den Wirkun¤en der mehrwertsteuerarti¤en Belas-

tun¤ zwischen arbeits- und kapitalintensiven Produkten im Schaubild verdeutlicht. (Herrmanns-

torfer, Spehl, Strawe, a.a.O.)

Wir reden damit nicht der Erhaltun¤ aller Arbeitsplätze im Inland das Wort. Was anderswo bes-

ser und ¤ünsti¤er ¤emacht werden kann und was dort auch neue Lebenschancen scha≠t, das

darf auch anderswo ¤emacht werden. Das Grundeinkommen ermö¤licht ja ¤erade, dafür jene

Täti¤keiten anzu¤ehen, die uns niemand abnehmen und die ¤e¤enwärti¤ nicht mit Einkommen
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men: Dass Gerin¤verdiener einen größeren Teil ihres Einkommens für den Ver-
brauch aus¤eben (müssen), kein Geld zum Anle¤en haben und deshalb von Kon-
sumsteuern mehr ¤etro≠en werden als Menschen, bei denen das um¤ekehrt ist.
Dass als seriös ¤eltende Wirtschaftsforschun¤sinstitute diesen behaupteten
E≠ekt in Zweifel ziehen, sei nur an¤emerkt. Doch selbst wenn er einträte, ¤ibt es
ja die Mö¤lichkeit einer sozialen Sta≠elun¤ der Mehrwertsteuer- oder Sozia-
laus¤leichssätze. Schon jetzt ¤ibt es verschiedene Mehrwertsteuersätze, bei
denen eine soziale Komponente sichtbar ist (bei Mieten ist die Mehrwertsteuer
im nicht¤ewerblichen Bereich durch¤än¤i¤ Null, Lebensmittel und Bücher, wo
sie 7 % beträ¤t, werden verbilli¤t). Diese Sta≠elun¤ ist zwar nicht wirklich kon-
sequent aus¤estaltet, man könnte das aber tun.CA

Solan¤e wir eine Koexistenz von Einkommens- und Aus¤abensteuern haben,
kann man im übri¤en solche E≠ekte, sollten sie denn wirklich auftreten, durch
höhere Freibeträ¤e bei der Einkommenssteuer kompensieren.CB Für die Mehr-
wertsteuer spricht vor allem auch, dass die Besteuerun¤ am Ende der Wert-
schöpfun¤skette alle Wertschöpfun¤selemente, auch die Wertschöpfun¤sbei-
trä¤e der Maschinen, mit einbezieht und damit die bisher ¤e¤ebene Benach-
teili¤un¤ der Arbeit konterkariert, die ja nicht nur durch die Lohnzusatzkosten,
sondern auch durch die Lohnsteuer entsteht.

Auch weitere von Benediktus Hardorp, Götz Werner und anderen vor¤ebrachte
Ar¤umente sind zutre≠end: Wer reich ist, konsumiert auch viel und wird da-
durch mit der Konsumsteuer auch stärker zur Kasse ¤ebeten, so¤ar im Sinne von
Pro¤ression, wenn wir im Rahmen einer Sta≠elun¤ „Luxus¤üter“ stärker belas-
ten. Da¤e¤en steht die Pro¤ressionswirkun¤ der Einkommenssteuer um so
mehr nur auf dem Papier, je höher das Einkommen ist: Die Reichen rechnen sich

aus¤estattet werden können. Dasjeni¤e, worum es ¤eht, ist die forcierte Arbeitsplatzverla¤erun¤

allein durch Wettbewerbsverzerrun¤en zu beseiti¤en.

20Wenn man es tun will, muss man sich allerdin¤s kritisch mit den Harmonisierun¤s bestrebun ¤en

für die Mehrwertsteuer in der EU auseinandersetzen. Es sind dies Entwicklun¤en, welche die so-

zialen Gestaltun¤sspielräume weiter einschränken, statt sie auszuweiten.

21 Wenn man will kann man ihn so hoch ansetzen, dass jene Einkommens¤ruppen, die nahezu alles

für den Konsum aus¤eben, vollständi¤ von der Einkommenssteuer entlastet werden.
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arm und die Steuerberater verdienen daran, – ein Zustand, an dem die Politik seit
Jahrzehnten lustlos herumdoktert und der nur ¤ele¤entlich durch kabarettisti-
sche Darbietun¤en über Steuererklärun¤en auf Bierdeckeln auf¤elockert wird,
worauf dann die jeweils neueste Steuerreform alles noch komplizierter macht.

Es ist sach¤emäß, Inanspruchnahme zu besteuern und nicht Leistun¤sbei-
trä¤e – aber was ist mit „leistun¤slosen Einkommen“, die nicht
Grundeinkommen sind?

Dennoch ¤ibt es eine Stelle, an der mit Recht von den Menschen in der Orientie-
run¤ auf die Mehrwertsteuer eine Gerechti¤keitslücke erlebt wird. Kann es wirk-
lich richti¤ sein, leistun¤slose Einkommen – zum Beispiel aus Geldvermö¤en,
Immobilien- und Aktienbesitz – Einkommen ¤leichzusetzen, die entstehen, weil
etwas ¤eleistet wurde?

Götz Werner weist zu Recht darauf hin, dass wir nicht vom Geld leben, sondern
von realen Gütern. In einem Interview mit der Stutt¤arter Zeitun¤ vom 2. Juli
2006 benutzte er das Beispiel der DDR, wo es Geldvermö¤en ¤e¤eben habe, für
das man sich nichts habe kaufen können. Das Ar¤ument ¤ilt jedoch nicht so
ohne weiteres für eine Situation der Vollversor¤un¤, wie wir sie heute haben.
Der Geldbesitzer sitzt nicht auf seinem Geld, sondern passt den für ihn
¤ünsti¤sten Zeitpunkt ab, es einzusetzen. Er verfü¤t über den berühmten „Li-
quiditätsvorteil“ des Geldes, der höchst real sein kann, wenn auch das Geld sel-
ber nur eine virtuelle Existenz fristet.

Natürlich ist es richti¤, dass der Geldbesitzer ir¤endwann konsumieren muss
und dass alles Geld, was zirkuliert, letzten Endes in den Konsum ¤eht: Entweder
¤ibt der Geldbesitzer sein Geld ¤leich aus: Konsum. – Oder er le¤t es an, dann
¤ibt der Darlehensnehmer oder die Firma, die sich über eine Aktienemission
finanziert hat, das Geld aus: Konsum. – Oder er verschenkt es. Dann ¤ibt es der
Beschenkte aus: Konsum. Wenn er es nicht anle¤t oder weiterverschenkt, wird er
es ir¤endwann später selbst aus¤eben oder es vererben. Dann ¤ibt es der Erbe
aus. Das alles stimmt zwar, aber es wird dabei abstrahiert von dem Zeitfaktor,
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der den realen Liquiditätsvorteil des Geldes ausmacht. Lan¤fristi¤ ¤ibt es nichts,
was nicht Konsum würde, aber – wie Keynes sa¤t – lan¤fristi¤ sind wir alle tot.

Und vor allem: Sind denn tatsächlich alle Geldanla¤en Realinvestitionen? Dann
könnte man sa¤en: Wer in einer arbeitsteili¤en Wirtschaft etwas real investiert,
der scha≠t einen Nutzen für andere. Denn er muss etwas unternehmen, woran
andere Bedarf haben, sonst würde sich seine Investition niemals rechnen. Wenn
er viel Gewinn macht, investiert er in etwas, was neuen Nutzen stiftet, oder er
wird zum Stifter und schenkt, was der Kultur und sozialen Anlie¤en zu Gute
kommt.

Jedoch: Wir nennen „Investition“ heute auch, wenn wir ein Grundstück kaufen,
mit dem einzi¤en Zweck zuzuwarten, bis sein Wert soweit ¤estie¤en ist, dass es
¤ewinnbrin¤end weiterveräußert werden kann. Dem Gewinn steht hier keine
Leistun¤ ¤e¤enüber, hin¤e¤en ermö¤licht die „Verwarenförmi¤un¤“ des Bodens
den Bodenei¤entümern, einen Teil der Leistun¤ anderer für sich in Anspruch zu
nehmen. Ein Unternehmen finanziert sich bei der Emission der Aktien und in-
vestiert dieses Geld real, sofern es nicht so¤ar einen Teil in neue Aktien umsetzt.
Wer die Aktie dann an der Börse vom Erstbesitzer kauft, investiert nicht real, son-
dern spekuliert. Das Unternehmen muss ihm nicht nur die Dividende erwirt-
schaften, es muss auch Gewinne einfahren, die nicht realwirtschaftlich be¤rün-
det sind, sondern den Aktienkurs hochhalten sollen, damit das Unternehmen
nicht von anderen Spekulanten auf¤ekauft wird.

So kommt es zum schreienden Widerspruch zwischen zweistelli¤en Gewinn-
pro¤nosen und ¤leichzeiti¤er Arbeitsplatzvernichtun¤, um jene Gewinne zum
Wohle der Aktionäre durch Kostensenkun¤ erzielen zu können. Während ein Kre-
dit über den Kreditnehmer in der Zirkulationssphäre wirtschaftlicher Güter ver-
bleibt, finanzieren Aktien Unternehmen nur bei der Emission, ansonsten sind sie
diesem Umlauf und damit auch der normalen Konsumbesteuerun¤ entzo¤en.
Lan¤fristi¤ wird alles Konsum, aber kurzfristi¤ und mittelfristi¤ fehlt der auf
diese Weise investierte Gewinn als Kredit oder als Schenkun¤. Wirtschaft, Kultur
und Staat erleiden realen Man¤el.
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Schreckt das Grundeinkommen Heuschrecken? – Die Geld- und Bodenfra¤e
nicht ausblenden, aber auch nicht ¤e¤en das Grundeinkommen ausspielen

Gewiss hat Götz Werner Recht, wenn er darauf hinweist, dass die „Heuschre-
cken“ mit jenem Geld spekulieren, das kleine Leute durchaus aus An¤st vor Ein-
kommensverlust im Alter zum Beispiel einem Pensions- oder Immobilienfonds
anvertraut haben.CC Das Sicherheits¤efühl, das durch ein bedin¤un¤sloses
Grundeinkommen entstehen würde, so Werner, werde zu einem anderen
Um¤an¤ mit Geld und damit dazu führen, dass solche Anla¤eformen tenden-
ziell austrocknen. Das heißt, dass sich das va¤abundierende Kapital, das heute
selbst Investmentberatern Sor¤en bereitet, vermindern würde.CD Die Sor¤en
sind be¤ründet, denn die Finanzmärkte sind zwar eine Art virtuelles Casino, aber
leider wird der reale Reichtum der Nationen in ihm verwettet. Dass die Blase
nicht platzt, hän¤t daran, dass immer neue Anla¤eformen ¤escha≠en werden,
die Gewinn versprechen. Denn würde all das va¤abundierende Geld sich als
reale Kaufkraft manifestieren, hätten wir nicht einen warmen Re¤en an Kon-
sumsteuereinnahmen, sondern den ¤lobalen Crash.

Das Grundeinkommen selbst ist also durchaus ein Mittel ¤e¤en die ¤enannten
Übel! Und mit der Reduktion des Überan¤ebots an va¤abundierendem Geld
wird sich auch die Mö¤lichkeit ver¤rößern, zu einer „or¤anischen Geldordnun¤“
und einem sozialen und zu¤leich freiheitlichen Bodenrecht zu kommen. Es ist
daher do¤matisch, die Notwendi¤keit einer Reform der Geld- und Bodenord-
nun¤ ¤e¤en die Forderun¤ nach einem bedin¤un¤slosen Grundeinkommen
auszuspielen. Dennoch dürfen bei der Finanzierun¤ des Grundeinkommens die
an¤esprochenen Fra¤en einer Di≠erenzierun¤ zwischen Kauf, Realinvestition
und Schenkun¤ einerseits und spekulativen Finanzkreisläufen andererseits
nicht aus¤eblendet werden.
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22 Zum Beispiel bei der schon erwähnten Podiumsdiskussion an der Universität Frankfurt am Main. 

23 Jakob von Uexküll, der Stifter des Alternativen Nobelpreises, weist in einem Interview mit Enno

Schmidt auf diese Tatsache hin: Viele Investmentberater seien der Auffassun¤, es ¤ebe ein Pro-

blem des Geldüberschusses für die Weltökonomie. (Der Mitschnitt des Interviews ist zu finden

auf http://www.¤rundeinkommen.tv).
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„Gewinn“ und „Gewinn“ ist nicht dasselbe

Das ¤anz wesentliche Ar¤ument für die Konsumbesteuerun¤ ist, dass sie die-
jeni¤e Form der Besteuerun¤ ist, die den Wertschöpfun¤sprozess am weni¤sten
stört und außerdem noch das höchste Maß an Transparenz bietet. Dieses
Ar¤ument ¤ilt aber dann nicht, wenn Gewinne nicht real investiert, sondern ein-
behaltenoderausgeschüttetwerden.Dann ¤ibt es auch keinen Grund,mit der Be-
steuerun¤ zu warten und nicht ¤erade im Moment der Ausschüttun¤ oder Ein-
behaltun¤ anzusetzen. Dass irgendwann auch aus dem aus¤eschütteten oder
einbehaltenen Gewinn Konsum wird, füllt hier und jetzt nicht die Kassen, aus
denen wir unter anderem ein Grundeinkommen finanzieren wollen, sondern es
füllt sie – irgendwann. Darauf zu warten ist an dieser Stelle kontraproduktiv.

Ich plädiere also wie Götz Werner und Benediktus Hardorp ¤e¤en die Besteue-
run¤ von Gewinnen, allerdin¤s mit der Ausnahme einbehaltener oder aus -
¤eschütteter Gewinne. Deren Besteuerun¤ „an der Quelle“ ist weder initiativ-
feindlich noch wertschöpfun¤shemmend, sondern im Ge¤enteil sinnvoll. Ich
plädiere ferner dafür, bei der ¤emeinsam ¤ewollten schrittweisen Senkun¤ von
Einkommens- und Unternehmenssteuern und der schrittweisen Erhöhun¤ der
Verbrauchssteuern ¤enauer hinzuschauen. Wir haben nämlich heute Einkom-
mensformen, die durchaus nicht dem Idealbild der Einkommensentstehun¤ aus
dem Leistun¤stausch in einer Fremdversor¤un¤swirtschaft entsprechen, son-
dern vielmehr aus nicht überwundenen Einrichtun¤en herrühren, welche die ar-
beitsteili¤e Wirtschaft als einen Steinbruch der Selbstversor¤un¤ missbrauchen
und damit ihr Wesen verzerren und entstellen. Ein bedin¤un¤sloses Grundein-
kommen für alle ¤enü¤t: Wir brauchen nicht noch zusätzliche bedin¤un¤slose,
d.h. nicht an Leistun¤stausch ¤ebundene Einkommen, wie sie aus Kapital -
erträ¤en, Bodenei¤entum und so weiter entstehen.

Nutzun¤ (Inanspruchnahme) und Nutzun¤saus¤leich

Das ist auch ¤anz im Sinne eines systematisch verstandenen Aus¤abensteu-
erbe¤ri≠s ¤edacht. Es ist in diesem Zusammenhan¤ interessant zu sehen, wie
Rudolf Steiner, auf den viele Anre¤un¤en zurück¤ehen, die in sozialen Bewe ¤un -
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¤en wie der für ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen von einzelnen Akteuren
auf¤e¤ri≠en werden,zu seiner Zeit einen solchen Aus¤abensteuer be¤ri≠ zu ent-
werfen versucht, der ¤e¤enüber den heute finanzwissenschaftlich diskutierten
Aus¤aben- und Konsumsteuerkonzepten entschieden weiter ¤e dacht ist und an
den Hardorp und Werner anzuschließen versuchen. Steiners Grund¤edanke:
Nicht da ist eine Kompensation an die Gemeinschaft erforderlich, wo jemand
etwas leistet, sondern da, wo er etwas in Anspruch nimmt.Konsumieren heißt ja,
Güter und Leistungen für sich in Anspruch zu nehmen. Ausdrücklich fasst er des-
halb Geldanla¤en als „Aus¤aben“ im Sinne von realen Inanspruchnahmen auf.CE

Es ist der Gedanke des Nutzungsausgleichs: Wenn ich konsumiere, zahle ich Kon-
sumsteuer, wenn ich Boden nutze, zahle ich eine Kompensation dafür, dass ich
damit andere von der Nutzun¤ desselben knappen Bodens ausschließe (Boden-
nutzungsausgleich). Wenn ich Geld anle¤e, müsste ich in aller Re¤el eine De-
murrage-Gebühr zahlen, die der All¤emeinheit zufließt, statt Zinsansprüche zu
haben; Zinseszinse≠ekte sind auszuschließen und so weiter. CFDas würde die So-
zialität von einer immer ¤rößeren, durch Umverteilun¤se≠ekte verursachten
Reichtumskonzentration bei weni¤en bewahren. Die Ökonomie würde vom
Wachstumszwan¤ und damit die Natur von einer aus strukturellen Gründen ihr
¤e¤enüber rücksichtslosen Ökonomie befreit. Und wenn ich die Natur belaste
und sie in Anspruch nehme, könnte ein Ökozins oder eine spezielle Ressourcen-
steuerdie Kompensation sein.CG In all diesen Fällen ¤ilt das, was wir bereits im Zu-
sammenhan¤ mit den einbehaltenen oder aus¤eschütteten Gewinnen ¤esa¤t
haben: Es spricht nichts ¤e¤en den soforti¤en Zu¤ri≠ zum Wohl der All¤emein-
heit. – Zur Eindämmun¤ aller ¤enannten Schäden leistet, wie ¤esa¤t, bereits das
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24 V¤l. Roman Boos (Hrs¤.): R. Steiner, Sozialwissenschaftliche Texte. Studienmaterial zur Sozialwis-

senschaft. Freibur¤ i.Br., o.J.; R. Steiner: Soziale Zukunft. Sechs Vorträ¤e mit Fra¤enbeantwor-

tun¤en ¤ehalten in Zürich vom 24. bis 30. Oktober 1919, 2. Vortra¤. 

25 Dass man Geld nicht essen kann, hat unter anderem die unan¤enehme Fol¤e, dass dieser Ge¤en-

stand wirtschaftlichen Interesses keinen abnehmenden Grenznutzen hat. Oder wie der Schwabe

sa¤t: „Mer ko net ¤nua¤ hoimbren¤a“. Damit Geld kein karzinomhaftes Ei¤enleben entfalten

kann, muss es deshalb ¤ebändi¤t, sein Grenznutzen künstlich be¤renzt werden. So wird es wie-

der zum Stellvertreterwert für die realen Din¤e, wird es zum „reinen“ Kommuni ka tions -

instrument der in der modernen Ökonomie füreinander täti¤en Menschen. 

26V¤l. Anmerkun¤ 14.
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Grundeinkommen als solches seinen Beitra¤. Beispielsweise würde das Ar¤u -
ment entfallen, Umweltschädliches we¤en der Arbeitsplatzsicherun¤ aufrecht-
erhalten zu müssen. Das Grundeinkommen verlan¤t zu¤leich aus seinem
ei¤enen Wesen heraus, diese anderen Fra¤en mit in den Blick zu nehmen.

Eini¤e solcher Elemente, die Leistun¤sentnahmen auch über die Mehrwert-
steuer hinaus belasten, ¤ibt es heute bereits, nur ohne systematischen Zusam-
menhan¤. Zu nennen sind die Versicherun¤ssteuer, die Grunderwerbssteuer, in
eini¤en Ländern eine Börsenspekulationssteuer. Auch die Forderun¤ nach einer
Umsatzsteuer auf Devisenhandel (Tobin Tax) könnte vor diesem Hinter¤rund
diskutiert werden. Schließlich tri≠t das Gesa¤te auch für die Erbschaftssteuer in
¤ewissem Sinne zu. Allerdin¤s sollte hier di≠erenziert werden: Handelt es sich
im Grunde um eine Übertra¤un¤ der Unternehmensleitun¤, die nicht belastet
werden sollte? Oder um eine Schenkun¤ an die Kultursphäre, bei der es sach -
¤emäß ist, erst bei der Verwendun¤ durch die Beschenkten – also im Konsum-
fall – zuzu¤reifen?

Noch einmal die Fra¤e nach der Gefahr der Preisstei¤erun¤en 
– Exporte und Importe

Der Teufel steckt bekanntlich im Detail. Daher muss auf mö¤licherweise bisher
unterschätzte Details in der Finanzierun¤sfra¤e ein¤e¤an¤en werden. Der Ge-
sundheitsökonom Rainer Burkhardt brin¤t das Gespräch auf diese DetailsCH, die
mit dem Verhältnis von Importen und Exporten zusammenhän¤en.

27 V¤l. Rainer Burkhardt: Zur Finanzierun¤sfra¤e im Gesundheitswesen. In Info 3, 7-8, Juli-Au¤ust

2006, S. 60≠. Burkhardt ¤reift den Gedanken des mehrwertsteuerarti¤en Sozialaus¤leichs zwar

als Schutz der Finanzierun¤ vor dem Druck der Globalisierun¤ auf und würdi¤t ihn, zu¤leich ist er

jedoch der Meinun¤, der Sozialaus¤leich werde zu einer erheblichen Erhöhun¤ des Preis niveaus

führen – was dann bei Gerin¤verdienern aus Gründen der sozialen Gerechti¤keit auf anderem

We¤e aus¤e¤lichen werden müsse. Deutlicher noch als in dem Artikel hat er seine Einwände in

einem unverö≠entlichten Manuskript aus¤esprochen, das er dem Autor zu¤esandt hat. Dort ar-

tikulierte er die Meinun¤, Unternehmen seien ¤enerell nicht dazu zu bewe¤en, Entlastun¤en im

Preis weiterzu¤eben, weder durch den Markt, noch durch den Staat, noch durch assoziative Ver-

ständi¤un¤. Während ich diese Position aus schon ¤enannten Gründen auch für falsch und defä-

tistisch halte, so haben Burkhardts Ar¤umente hinsichtlich der Wirkun¤en von Import und Export

für mich dennoch erhebliches Gewicht.
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Bereits 1999 haben wir bei unseren Vorschlä¤en zur Umfinanzierun¤ der Lohn-
nebenkosten darauf hin¤ewiesen, dass die Umfinanzierun¤ von Sozialbeiträ¤en
„ent¤e¤en den Plausibilitätsüberle¤un¤en mit einer leichten Erhöhun¤ des
Preisniveaus verbunden sein“ kann, die jedoch im damals betrachteten Fall einer
Umfinanzierun¤ der Arbeitslosenversicherun¤ „unter 1 % lie¤en dürfte und in-
sofern im Hinblick auf die vielfälti¤en positiven Auswirkun¤en der Umfinanzie-
run¤ in Kauf ¤enommen werden sollte. Der Grund dafür ist der in der Bundesre-
publik vorhandene Exportüberschuss. Bei einer Senkun¤ der Sozialversiche-
run¤sbeiträ¤e würden die Exporte nicht mehr zur Finanzierun¤ der sozialen Si-
cherun¤ beitra¤en. Um das ¤leiche Volumen bei einem Sozialaus¤leich zu be-
kommen, reicht die Belastun¤ der Importe für eine aufkommensneutrale Umfi-
nanzierun¤ nicht aus. Dieser E≠ekt lässt sich mildern, wenn die Entlastun¤ der
Exporte stufenweise realisiert wird. Vorteile und Nachteile einer solchen stufen-
weisen Einführun¤ wären abzuwä¤en.“

Rainer Burkhardt macht nun mit Recht darauf aufmerksam, dass bei den ¤e -
nannten E≠ekten nicht bloß der Saldo von Import und Export in Betracht kommt
(in Deutschland 2004 120 Mrd. EUR Exportüberschuss bei einem Exportvolumen
von 720 Mrd. EUR). Sondern wir hätten auch ein Problem bei aus¤e¤lichener
Handelsbilanz: Denn schließlich haben bisher alle Exporte über die Lohnneben-
kosten an der Finanzierun¤ unserer Sozialsysteme teil¤enommen. Die Exporte
fallen nun als Finanzierun¤squelle, wenn sonst nichts unternommen wird, zur
Gänze aus. Dem steht zwar die Belastun¤ der Importe ¤e¤enüber. Aber erstens
ist es eine o≠ene Fra¤e, wieweit deren Belastbarkeit reicht, weil die konkurrenz-
lose Billi¤keit ja bei vielen Produkten dadurch verschwinden würde und bei
eini¤en damit auch die Produkte selbst mitsamt dem bei ihrem Verbrauch
erho≠ten Sozialaus¤leich! Und da die Importe ja letztlich aus Gründen der Wett-
bewerbsentzerrun¤ teurer werden sollen, tri≠t die Belastun¤ der Importe als
Preiserhöhun¤ den inländischen Konsumenten, wenn auch nicht unbedin¤t in
¤leicher Höhe wie der Ab¤abesatz, da bei der Durchsetzbarkeit von Preiserhö-
hun¤en der Markt sein ¤ewichti¤es Wort spricht.

Die Aufwandsneutralität der Umfinanzierun¤ an der Grenze – beim Export und
Import – herzustellen ist also eine kompliziertere Auf¤abe, als dies bei den im In-
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land her¤estellten und verkauften Produkten der Fall ist. Wenn man Preis -
stei¤erun¤se≠ekte vermeiden will – und ich denke, das muss man –, dann muss
zusätzlich etwas unternommen werden: Die Unternehmen, soweit sie auch auf
dem inländischen Markt täti¤ sind, müssen ihre Entlastun¤ bei den Exportprei-
sen wieder an die Verbraucher im Inland im Preis zurück¤eben, die Entlastun¤
bei den Nur-Exporteuren muss durch eine ¤esetzliche Re¤elun¤ an der Grenze in
einem Maße ab¤eschöpft werden, das erforderlich ist, um den von den Impor-
ten aus¤ehenden Preiserhöhun¤sdruck aufzufan¤en. Auch könnte man die Be-
lastun¤ der Importe, um Verwerfun¤en zu vermeiden, in kleineren Schritten
stei¤ern als die all¤emeine mehrwertsteuerarti¤e Belastun¤, soweit sich dies
als notwendi¤ bzw. sinnvoll erweist.CI

Weltweit ¤erecht – Mehrwertsteuerarti¤e Finanzierun¤ 
als Entwicklun¤sansatz

Das Problem ist also alles andere als unlösbar. Allerdin¤s dämpfen die an¤eführ-
ten Überle¤un¤en Ho≠nun¤en, dass die Einführun¤ des bedin¤un¤slosen
Grundeinkommens ein ¤ewalti¤es Exportförderun¤spro¤ramm darstellen wür -
de. Eine solche eierle¤ende Wollmilchsau ist das Grundeinkommen nicht – und
soll es auch nicht sein. Denn letztlich sind Exportüberschüsse weltwirtschaft -
liche Gleich¤ewichtsstörun¤en. Das erkannte bereits John Maynard Keynes und
versuchte mit seinem Plan für die International Clearin¤ Union von 1944
da¤e¤en praktisch anzu¤ehen. (Die Clearin¤ Union wurde in Bretton Woods
nicht realisiert und an ihre Stelle trat der Internationale Währun¤sfonds, mit
den bekannten Fol¤en.) Es ¤eht der Sache nach ¤ar nicht um Exportförderun¤,
sondern um den Einstie¤ in weltweit sozial ¤erechte und ökonomisch – wie
ökolo¤isch – ausbalancierte Verhältnisse. Bei dem Vorschla¤ des Instituts für so-
ziale Ge¤enwartsfra¤en 1999 haben wir ausdrücklich erklärt, dass die Handels-
partner auf¤efordert werden sollen, den verbrauchsorientierten mehrwersteu-

28 Wer dies alles für zu kompliziert hält, dem sei ¤esa¤t, dass wir in rund drei Jahren Wechsel kurs -

schwankun¤en zwischen Euro und Dollar in der Größenordnun¤ von 30 % zu bewälti¤en hatten,

ohne dass es Verwerfun¤en ¤e¤eben hätte, die nicht zu bewälti¤en ¤ewesen wären. Es ¤ehört zu

den in Deutschland zu überwindenden Denkblockaden, dass man die Veränderun¤en durch ano-

nyme Finanzmärkte für normal hält, während man bei ¤erin¤eren Veränderun¤en durch be-

wusste ¤esellschaftliche Ein¤ri≠e Katastrophenszenarien ausmalt. 

Christoph Strawe138

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:15 Uhr  Seite 138



erarti¤en Sozialaus¤leich zu übernehmen und unsere Exporte – ihre Importe –
mit der in ihrem Land für richti¤ erachteten Sozialquote zu belasten: für Ent-
wicklun¤sländer die Chance, überhaupt Sozialsysteme aufzubauen.

Am Ende sollte also ein neues Gleich¤ewicht stehen, die schrittweise zu errei-
chende Entlastun¤ unserer Exporte käme dann Ländern des Südens, in die wir ex-
portieren, als Entwicklun¤sbeitra¤ zu¤ute: Die Belastun¤ mit der Sozialquote
jener Länder würde als Kaufkraft dort verbleiben, während – bei ¤leichem Pro-
duktpreis – die in den importierten Waren enthaltenen Sozialkostenanteile der
Importländer heute in diese Länder zurückfließen. Wie die Grundeinkommens-
idee als solche letztlich das Recht jedes Erdenbür¤ers auf eine menschenwürdi¤e
Existenz zum Ziel hat, so muss auch die Form der Finanzierun¤ weltweiter Ge-
rechti¤keit dienen. Die Finanzierun¤ des Grundeinkommens über einen mehr-
wertsteuerarti¤en Sozialaus¤leich oder eine sozial aus¤leichend ¤estaltete
Mehrwertsteuer ist zu¤leich ein neuer Ansatz der Entwicklun¤spolitik!

139
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Wolfgang Strengmann-Kuhn

Finanzierun¤ eines Grundeinkommens durch eine
„Basic Income Flat Tax“

„Jeder Mensch hat als Mitglied der Gesellschaft ein Recht auf soziale
Sicherheit, er hat Anspruch darauf, (…) in den Genuss der für seine
Würde und die freie Entfaltung unentbehrlichen wirtschaftlichen,
sozialen und kulturellen Rechte zu gelangen.“

(Art. 22 der UN-Menschenrechtserklärung).

Einleitun¤

Ein Grundeinkommen für alle ist ein Vorschla¤, der in den letzten Jahren wieder
stark debattiert wird. Auf internationaler Ebene ¤ibt es seit Mitte der 80er Jahre
das Basic Income European Network (BIEN), das sich 2004 zu einem Basic In-
come Earth Network erweitert hat. In Deutschland wurde die Diskussion vor
allem durch die Gründun¤ des „Netzwerks Grundkommen“ (www.¤rundein
kommen.de) als Deutsche Sektion von BIEN, der Initiative „Freiheit statt Vollbe-
schäfti¤un¤“ (www.freiheitstattvollbeschaefti¤un¤.de) und nicht zuletzt durch
Götz Werner (www.unternimm-die-zukunft.de) voran¤etrieben.

Im Fol¤enden soll nicht über die Ziele und Bewe¤¤ründe eines Grundeinkom-
mens diskutiert werden. Das findet an anderer Stelle in diesem Ta¤un¤sband
statt. Es wird aber davon aus¤e¤an¤en, dass jeder Mensch ein Bür¤errecht auf
ein ei¤enes Mindesteinkommen hat, von dem sie oder er unabhän¤i¤ von ande-
ren in Würde leben kann. Der beste und einfachste We¤ dieses Ziel zu erreichen
ist ein bedin¤un¤sloses Grundeinkommen, das an alle Mit¤lieder einer Ge-
meinschaft in ¤leicher Höhe ¤ezahlt wird. Andere Einkommen kommen dann
hinzu. Damit ist ¤ewährleistet, dass das Gesamteinkommen umso höher ist, je
höher das ei¤ene Einkommen ist. Das Ziel ist ein existenzsicherndes Grundein-
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kommen, das mindestens so hoch ist wie die Armuts¤renze für einen Alleinste-
henden. Da zu dem Grundeinkommen noch andere Einkommen (zum Beispiel
Erwerbseinkommen, Sozialversicherun¤sleistun¤en, staatliche Transfers) hinzu
kommen, könnte zum Einstie¤ ein Grundeinkommen aber auch darunter lie¤en
(so ¤enanntes partielles Grundeinkommen), wobei das Ausmaß an bedürfti¤ -
keits ¤eprüften staatlichen Transfers und Sozialversicherun¤sleistun¤en ent-
sprechend reduziert werden kann.

In diesem Beitra¤ ¤eht es um die Finanzierun¤ und die Finanzierbarkeit eines
solchen Grundeinkommens. Götz Werner schlä¤t dazu eine Besteuerun¤ des
Konsums durch eine Mehrwertsteuer vor. Es ¤ibt durchaus eini¤e ökonomische
Gründe, die für eine Konsumbesteuerun¤ sprechen, aus mehreren Gründen ist
aber meines Erachtens die Finanzierun¤ über eine Einkommenssteuer vorzu -
ziehen. Erstens ¤eht es beim Grundeinkommen im Grunde um die Forderun¤
nach einer anders ¤earteten Form der Einkommensverteilun¤, weswe¤en eine
Finanzierun¤ über das Einkommen nahe lie¤t. Zweitens sprechen verteilun¤s -
politische Gründe für eine Finanzierun¤ über das Einkommen. In der Ver tei -
lun¤s theorie wird üblicherweise auf das Einkommen ab¤ezielt und nicht auf die
Einkommensverwendun¤, was daran lie¤t, dass es um eine ¤erechte Verteilun¤
der Ressourcen / der Mö¤lichkeiten der einzelnen Personen ¤eht, wobei neben
dem Einkommen ei¤entlich auch das Vermö¤en in den Blick ¤enommen werden
müsste. Nun ist bei hohen Einkommen in der Re¤el auch die Sparquote höher,
das heißt, der Konsum ist deutlich ¤erin¤er als das Einkommen. Das hat zur Kon-
sequenz, dass bei einer Finanzierun¤ über eine Konsumsteuer weni¤er Umver-
teilun¤ stattfindet, weil die Reichsten in der Gesellschaft im Ver¤leich zu einer
Finanzierun¤ über eine Einkommenssteuer weni¤er belastet werden. Hinter
diesem Ar¤ument stecken natürlich Werturteile, die nicht ¤eteilt werden müs-
sen, sowohl über das Ausmaß der Umverteilun¤ als auch darüber, dass das Ein-
kommen der ¤eei¤nete Maßstab für die Verteilun¤ in der Gesellschaft ist. Letz-
teres wird zum Beispiel von Götz Werner bestritten, der den Konsum für sinn-
voller erachtet. Aber unabhän¤i¤ von diesen Werturteilen bleibt ein entschei-
dender Nachteil der Finanzierun¤ über eine Mehrwertsteuer, wie sie Götz Wer-
ner vorschlä¤t: Die Ersetzun¤ der Einkommensbesteuerun¤ durch eine Mehr-
wertsteuer in der für die Finanzierun¤ eines Grundeinkommens notwendi¤en
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Größenordnun¤ würde nämlich eine extrem lan¤e Über¤an¤sfrist bedeuten.
Ein voll über die Mehrwertsteuer finanziertes Grundeinkommen könnte also
nur in kleinen Schritten ein¤eführt werden, bei einer Finanzierun¤ über das Ein-
kommen wäre das nicht nöti¤.

Der Beitra¤ besteht aus drei Teilen. Im ersten möchte ich zunächst das Grund-
prinzip einer Basic Income Flat Tax erläutern, im zweiten werden die Mö¤lich-
keiten, aber auch die Grenzen, der Finanzierun¤ eines Grundeinkommens disku-
tiert. Im dritten Abschnitt wird auf¤ezei¤t, welche Probleme sich für eine
 Umsetzun¤ in Deutschland stellen, und Vorschlä¤e ¤emacht, durch welche kon-
kreten Einzelmaßnahmen ein Grundeinkommen ein¤eführt werden könnte.

Das Grundprinzip

Die Grundidee einer Basic Income Flat Tax (v¤l. Atkinson 1995) ist simpel und
stellt eine radikale Vereinfachun¤ des Steuersystems dar. Jede Person erhält
re¤elmäßi¤, zum Beispiel einmal im Monat, ein Grundeinkommen BI (Basic In-
come) als festen Betra¤, der für alle ¤leich ist. Gleichzeiti¤ wird das ¤esamte
Bruttoeinkommen Yb mit einem einheitlichen Prozentsatz t besteuert (Flat Tax).
Das Nettoeinkommen Yn ist dann BI + (1-t)Yb, wobei das Grundeinkommen BI
nicht besteuert wird. Das Prinzip soll anhand eines Zahlenbeispiels und einer
Grafik erläutert werden (v¤l. Abb. 1). Dazu ¤ehen wir von einem Grundeinkom-
men BI in Höhe von 800 C= im Monat und einem Steuersatz t in Höhe von 50 %
aus.

Wer zum Beispiel 2000 C= verdient, zahlt darauf 1000 C= Steuern und erhält das
Grundeinkommen in Höhe von 800 C=, so dass das Nettoeinkommen 1800 C= und
die Gesamtsteuerbelastun¤ 200 C=, also 10 %, beträ¤t. Bei einem Verdienst von
3200 C= Bruttoeinkommen resultieren daraus 2400 C= netto, so dass der Gesamt-
steuersatz unter Berücksichti¤un¤ des Grundeinkommens 25 % beträ¤t. Mit zu-
nehmendem Einkommen stei¤t also die Gesamtsteuerbelastun¤ trotz einheit -
lichem Steuersatz auf¤rund des Grundeinkommens mit stei¤endem Einkom-
men nach wie vor an. Für Gerin¤verdiener ist das Nettoeinkommen höher als
das Bruttoeinkommen. Bei 800 C= Brutto beträ¤t das Nettoeinkommen in dem
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Zahlenbeispiel 1200 C=. Erst ab einem bestimmten Betra¤, der so ¤enannten
Transfer¤renze, ist der Saldo aus Grundeinkommen und Steuern ne¤ativ. Diese
Transfer¤renze TG ist von der Höhe des Grundeinkommens und vom Steuer-
satz t abhän¤i¤ und berechnet sich als TG = BI/t. In dem Beispiel beträ¤t die
Transfer¤renze also 1600 C=. In dem so ¤enannten Transfer¤renzenmodell (v¤l.
 Fischer und Pelzer in diesem Band) ¤ibt es übri¤ens einen Steuersatz für Ein-
kommen unterhalb dieser Transfer¤renze und einen anderen, der für Einkom-
men oberhalb von TG ¤ilt.

Die Besteuerun¤ über eine flat tax hat eine Reihe von Vorteilen (v¤l. Wissen-
schaftlicher Beirat des Bundesfinanzministeriums 2004). Das Steuersystem
wird radikal vereinfacht und transparenter. So kann die bisheri¤e Unterschei-
dun¤ nach Lohnsteuerkarten komplett we¤fallen, ebenso wie der Pro¤ressions-
vorbehalt. Da alle Einkommen mit dem ¤leichen Steuersatz besteuert werden,
¤ibt es keinen Anreiz mehr Einkommen auf andere Personen oder Perioden zu
verschieben. Das Ehe¤attensplittin¤ hat keine Wirkun¤ mehr, weil die Steuer-
sätze für alle ¤leich sind. Steuerreformen sind wesentlich leichter und transpa-
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Abbildun¤ 1:  Schematische Darstellun¤ der Basic Income / Flat Tax 
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renter mö¤lich, weil es nur noch zwei Parameter ¤ibt, die verändert werden kön-
nen, nämlich das Basiseinkommen BI und der Steuersatz t. Bei einer BIFT kann
die Bemessun¤s¤rundla¤e weitest¤ehend verbreitert werden. Die meisten Frei-
beträ¤e könnten entfallen. Und diejeni¤en, die noch existieren, hätten nicht
mehr den E≠ekt, dass die Entlastun¤ mit höheren Einkommen anstei¤t, sondern
hätten auf¤rund des einheitlichen Steuersatzes die ¤leiche Wirkun¤ für alle, un-
abhän¤i¤ von der Einkommenshöhe. Darüber hinaus hat eine flat tax den Vor-
teil, dass im Prinzip alle Einkommen direkt bei der Entstehun¤ als Quellensteuer
besteuert werden können, so dass im Grundsatz das ¤esamte Volkseinkommen
besteuert werden kann.

Mö¤lichkeiten und Grenzen der Finanzierun¤ eines Grundeinkommens

Die Bruttokosten für die Finanzierun¤ eines Grundeinkommens erscheinen auf
den ersten Blick enorm hoch und nicht finanzierbar (siehe Tabelle 1). Ein Grund-
einkommen in durchschnittlicher Sozialhilfehöhe (ca. 650 C= im Monat), das an
die Gesamtbevölkerun¤ in Deutschland aus¤ezahlt würde, würde ca. 625 Mrd. C=
pro Jahr kosten und selbst wenn Kinder nur die Hälfte bekämen, wären es noch
565 Mrd. Bei einem Grundeinkommen in Höhe von 800 C= wären diese Kosten
770 Mrd. bzw. 700 Mrd. und bei 950 C= pro Monat 910 bzw. 830 Mrd. C= pro Jahr.
Diese Zahlen scheinen insbesondere im Ver¤leich zu den derzeiti¤en Einnah-
men aus der Einkommenssteuer (etwa 180 Mrd. C=) oder zum Bundeshaushalt
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Höhe des Grundeinkommens

für einen Erwachsenen

pro Monat

Un¤efähre Bruttokosten pro Jahr unter der Annahme, 

dass das Grundeinkommen …

… für alle ¤leich ist … für Kinder halb so hoch ist

500 C= 480 Mrd. C= 435 Mrd. C=

650 C= 625 Mrd. C= 565 Mrd. C=

800 C= 770 Mrd. C= 700 Mrd. C=

950 C= 910 Mrd. C= 830 Mrd. C=

Tabelle 1: Grob ¤eschätzte Bruttokosten eines Grundeinkommens 

nach Höhe des Grundeinkommens

Anmerkun¤: ¤robe Überschla¤srechnun¤ für 65 Millionen Erwachsene und 15 Millionen Kinder

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:15 Uhr  Seite 144



(ca. 260 Mrd. C=) jenseits realisierbarer Größenordnun¤en. Selbst ein partielles
Grundeinkommen unterhalb des Existenzminimums, bei dem es also zusätzli-
che staatliche Transfers ¤eben muss, um eine Grundsicherun¤ zu ¤ewährleisten,
würde zum Beispiel bei einer Höhe von 500 C= pro Monat noch zwischen 435 und
480 Mrd. C= im Jahr kosten.

Bei den ¤enannten Kosten handelt es sich allerdin¤s um den Bruttoaufwand.
Dem ist ¤e¤enzurechnen, dass die meisten steuerfinanzierten staatlichen
Transfers und die Grundfreibeträ¤e im Steuerrecht we¤fallen könnten. Außer-
dem ist zu berücksichti¤en, dass die Sozialversicherun¤sleistun¤en, vor allem
die ¤esetzliche Rente und das Arbeitslosen¤eld I, die nicht durch Steuern finan-
ziert werden, entsprechend reduziert werden könnten. Die entscheidende Fra¤e
ist deshalb letztlich, wie hoch der Steuersatz t sein müsste, um ein Grundein-
kommen zu finanzieren.

Oben wurde bereits ar¤umentiert, dass bei Einführun¤ einer BIFT im Prinzip das
¤esamte Einkommen besteuert werden kann. Da jedes Einkommen direkt bei
der Entstehun¤ mit einer Quellensteuer bele¤t wird, kann die Bemessun¤s -
¤rund la¤e also im Optimum die Gesamtheit aller erfassten Einkommen sein.
Würde das ¤esamte Volkseinkommen, das Nettosozialprodukt, das etwa 1600
Mrd. C= beträ¤t, mit einer flat tax besteuert, er¤äben sich Steuersätze, die sich in
einer durchaus realistischen und machbaren Größenordnun¤ bewe¤en. Zu be-
rücksichti¤en ist dabei natürlich, dass neben dem Grundeinkommen auch noch
weitere ö≠entliche Aus¤aben über die Einkommenssteuer finanziert werden
müssen. Wie erwähnt betra¤en die Einnahmen der Einkommenssteuer etwa
180 Mrd. C=. Durch ein Grundeinkommen würden andererseits eine Reihe bisher
steuerfinanzierter Leistun¤en we¤fallen können (das Arbeitslosen¤eld II, das Er-
ziehun¤s¤eld, BAföG usw.), und Aus¤aben für Pensionen sowie der steuerfinan-
zierte Zuschuss zur Rentenversicherun¤ könnten drastisch reduziert werden.
Gehen wir vorsichti¤erweise von Einsparun¤en in Höhe von 80 Mrd. C= aus, dann
wären also zusätzlich zum Grundeinkommen noch etwa 100 Mrd. C= über die
Einkommenssteuer zu finanzieren, was dann zu den in Tabelle 2 dar¤estellten
notwendi¤en Steuersätzen führen würde.
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Für ein Grundeinkommen in Höhe des Arbeitslosen¤elds II wäre unter den ¤e -
nannten Annahmen ein Steuersatz notwendi¤, der dem jetzi¤en Spitzensteuer-
satz entspricht. Das wäre also relativ unproblematisch machbar. Für höhere
Grundeinkommen wären dann entsprechend höhere Steuersätze notwendi¤.
Bei einem Betra¤ von 800 C= im Monat in etwa in der Größenordnun¤ des Spit-
zensteuersatzes, der vor ein paar Jahren noch ¤alt. Für ein Grundeinkommen in
Höhe von 950 C= müsste der Steuersatz hin¤e¤en schon fast 60 % betra¤en. Das
wäre theoretisch durchaus machbar, zei¤t aber auch die Grenzen der Finanzier-
barkeit eines Grundeinkommens und der politischen Durchsetzun¤sfähi¤keit
auf. Forderun¤en nach noch höheren Grundeinkommen sind nicht realistisch.
Ein Grundeinkommen in Höhe von 1500 C= pro Kopf und Monat wäre zum Bei-
spiel kein Grundeinkommen mehr, sondern ein Einheitseinkommen, das durch
eine 100-prozenti¤e Einkommenssteuer finanziert werden müsste.

Tabelle 2: Grob ¤eschätzte notwendi¤e Steuersätze zur Finanzierun¤ eines Grundeinkommens

durch eine Basic Income Flat Tax

Annahmen: Das ¤esamte Volkseinkommen (1600 Mrd. C=) wird besteuert und zusätzliche

Aus¤aben in Höhe von 100 Mrd. C= (beim partiellen Grundeinkommen von 500 C=: 120 Mrd. C=) wer-

den durch die Einkommenssteuer finanziert.

Konkrete Umsetzun¤sprobleme und -vorschlä¤e

Im vorheri¤en Abschnitt ¤in¤ es um die ¤rundsätzliche Finanzierbarkeit eines
Grundeinkommens. Wie ¤ezei¤t wurde, ist ein Grundeinkommen theoretisch
durchaus finanzierbar. Die praktische Umsetzun¤ ist allerdin¤s nicht so einfach,
unter anderem deshalb, weil das bestehende Sozialversicherun¤ssystem nicht
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Höhe des Grundeinkommens 

für einen Erwachsenen 

pro Monat

Notwendi¤er Steuersatz t unter der Annahme, 

dass das Grundeinkommen …

… für alle ¤leich ist … für Kinder halb so hoch ist

500 C= 38 % 35 %

650 C= 45 % 42 %

800 C= 54 % 50 %

950 C= 63 % 58 %
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problemlos ersetzt werden kann. Auch die unterstellte steuerliche Bemessun¤s -
¤rund la¤e in Höhe des ¤esamten Volkseinkommens ist bisher nicht ¤e¤eben.

Ein Haupthindernis für die Einführun¤ einer BIFT in Reinform für Alle ist die
¤esetzliche Rente. Die Rentenansprüche sind verfassun¤srechtlich als Ei¤entum
¤eschützt und können nur in en¤en Grenzen reduziert werden. Zumindest
würde die Ersetzun¤ der ¤esetzlichen Rente durch eine steuerfinanzierte
Grundrente relativ lan¤e Zeiträume in Anspruch nehmen. Mö¤licherweise ¤äbe
es auch kurzfristi¤e Lösun¤en, die das Bundesverfassun¤s¤ericht vielleicht ak-
zeptieren würde, zum Beispiel dadurch, dass die ¤esetzliche Rente einfach um
den Grundeinkommensbetra¤ ¤ekürzt wird. Ob dies aber tatsächlich der Fall
wäre, ist unklar. Außerdem ist mit erheblichen politischen Widerständen bei
einem solchen Umbau der Rente zu rechnen. Deswe¤en ist es vermutlich
¤ünsti¤er für die Alterssicherun¤ andere Lösun¤en zu wählen (v¤l. Stren¤mann-
Kuhn 2004). Hier ¤ibt es positive Beispiele aus anderen Ländern, die vom Grund-
prinzip her übernommen werden könnten, insbesondere wären das Schweizer
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Modell und das (neue) Schwedische Modell der Alterssicherun¤ zu nennen. In
Schweden ¤ibt es seit 1998 eine steuerfinanzierte Garantierente, die niedri¤e
Rentenbeträ¤e auf ein Mindestniveau aufstockt, wobei die ei¤ene Rente nur
zum Teil auf die Garantierente an¤erechnet wird (v¤l. Abb. 2). Ein Vorteil des
(neuen) Schwedischen Modells als Vorbild für eine Rentenreform in Deutsch-
land ist, dass es in den Grundzü¤en sehr der Deutschen Rentenversicherun¤ äh-
nelt.

Im Schweizer Modell ¤ibt es eine Mindest- und eine doppelt so hohe Maximal-
rente (v¤l. Abb. 3). Finanziert wird sie ausschließlich über Beiträ¤e, wobei es
einen konstanten Beitra¤, aber keine Bemessun¤s¤renze ¤ibt. Alle Personen
sind beitra¤spflichti¤ und alle Einkommen werden „verbeitra¤t“. Es handelt sich
also um eine Bür¤erversicherun¤, was auch für die Deutsche Rentenversiche-
run¤ sinnvoll wäre (v¤l. Krupp / Rolf 2005). Allerdin¤s könnte es für die Einfüh-
run¤ eines ähnlichen Modells für Deutschland juristische oder auch politische
Probleme mit der Abschwächun¤ des Äquivalenzprinzips ¤eben, insbesondere
damit, dass mit stei¤enden Einkommen höhere Beiträ¤e bei konstanter Rente
¤ezahlt werden müssen.
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Wäre das Mindesteinkommen von Rentnerinnen und Rentnern auf die eine oder
andere Weise ab¤esichert, wäre der Finanzierun¤sbedarf für ein Grundeinkom-
men für den Rest der Bevölkerun¤ erheblich ¤erin¤er.

Eine Form der Grundsicherun¤ wie im Schweizer Modell oder dem Schwedi-
schen Modell hat darüber hinaus den Vorteil, dass nicht nur das Ziel der Ar-
mutsvermeidun¤ erreicht wird, sondern auch ein ¤ewisser Lebensstandard ¤esi-
chert bleibt. Das Ziel der Lebensstandardsicherun¤ sollte aber nicht nur im Alter,
sondern auch für andere Fälle durch eine Sozialversicherun¤ ¤ewährleistet sein.
Denkbar wäre entweder eine Kombination aus Grundeinkommen plus reduzier-
ten Sozialversicherun¤sleistun¤en oder Leistun¤en, die sowohl eine individuelle
Mindestleistun¤ als ein Grundeinkommen als auch eine Lebensstandardsiche-
run¤ enthalten.

Mein Vorschla¤ dazu ist, die Arbeitslosenversicherun¤ hin zu einer Erwerbslo-
senversicherun¤ nicht nur für Arbeitslose (Arbeitslosen¤eld I), sondern auch für
Eltern, die ihre Erwerbstäti¤keit zur Kindererziehun¤ unterbrechen (Eltern¤eld),
zu erweitern. Diese sollte so konstruiert sein wie die Schweizer Alterssicherun¤,
also mit einer Mindestleistun¤ in Höhe des Existenzminimums und einer dop-
pelt so hohen Maximalleistun¤. Die Erwerbslosenversicherun¤ würde für ein
Jahr ¤ezahlt. Lan¤zeitarbeitslose erhalten für die Zeit danach dann eine Leis-
tun¤ in Höhe des individuellen Existenzminimums ohne Bedürfti¤keitsprüfun¤
(v¤l. Stren¤mann-Kuhn 2003b). Dieser Vorschla¤ ähnelt dem der Grundeinkom-
mensversicherun¤ von Opielka (2005, 2006). Dieser sieht für Arbeitslose aller-
din¤s eine unbe¤renzte Zahlun¤ der Arbeitslosenversicherun¤ und für Erzie-
hende eine Zahlun¤ bis zum dritten Lebensjahr des Kindes vor. Wie Opielka für
seine Grundeinkommensversicherun¤ halte auch ich es für sinnvoll, die Renten-
versicherun¤, die vor¤eschla¤ene Erwerbslosenversicherun¤ wie auch die Kran-
kenversicherun¤ als Bür¤erversicherun¤ auszu¤estalten (v¤l. Stren¤mann-
Kuhn 2005). Alle Personen zahlen also Beiträ¤e an die Sozialversicherun¤ und
Bemessun¤s¤rundla¤e ist das ¤esamte Einkommen. Damit werden die Sozial-
versicherun¤sbeiträ¤e im Prinzip zu einer zweck¤ebundenen Steuer, einer social
security tax.
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Für alle anderen Personen schla¤e ich ein steuerfinanziertes Grundeinkommen
vor, das durch eine BIFT, also durch eine Reform des Steuersystems, finanziert
würde. Vom Bruttoeinkommen würden also sowohl die Sozialversicherun¤sbei-
trä¤e als auch die Einkommenssteuer ab¤ezo¤en, es würden dann also ¤elten:

Yn = BI + Yb – tsYb – t¤Yb,

wobei ts der Beitra¤ssatz für die Sozialversicherun¤en ist und t¤ der all¤emeine
Steuersatz. Das Grundeinkommen BI würden dann alle Erwachsenen erhalten,
die kein Grundeinkommen aus einer der Sozialversicherun¤en beziehen. Der
Steuersatz beim reinen BIFT-System wäre also auf¤eteilt in zwei Teile, wobei der
eine zweck¤ebunden für die Sozialversicherun¤en ist.

Auf dem We¤ zu einem solchen Modell sind mehrere Zwischenlösun¤en
mö¤lich. So würde ich vorschla¤en, über die BIFT zunächst nur ein partielles
Grundeinkommen auszuzahlen, weil davon auszu¤ehen ist, dass die Betro≠e -
nen ein ei¤enes Einkommen haben oder ihnen ein Einkommenserwerb zu ¤e -
mu tet werden kann. Sollte das Einkommen trotz allem nicht ausreichen, was
nur in Einzelfällen der Fall sein dürfte, müsste es noch eine zusätzliche Leistun¤
¤eben, die das Existenzminimum abdeckt. Dies könnte zum Beispiel ein be-
dürfti¤keits¤eprüfter Zuschuss zu den Wohnkosten sein, wie er jetzt auch im
ALG II enthalten ist. Diesen We¤ schla¤en Emmler/ Poreski (2006) für ihr Modell
einer „Grünen Grundsicherun¤“ vor, in dem ein partielles Grundeinkommen in
Höhe von 500 C= pro Monat enthalten ist. Auch Opielka hat in seiner Grundein-
kommensversicherun¤ ein partielles Grundeinkommen vor¤esehen, das durch
eine Grundsicherun¤ er¤änzt wird. Im Ge¤ensatz zu Emmler/Poreski ist diese
aber individuell und wird ohne Bedürfti¤keitsprüfun¤ aus¤ezahlt. Sie wird aber
andererseits nur als Darlehen ¤ewährt.

Die BIFT könnte schließlich auch als ne¤ative Einkommenssteuer implementiert
werden (v¤l. Abb. 4). Nach der obi¤en Gleichun¤ ist das Nettoeinkommen Yn = BI
+ Yb – tsYb – t¤Yb, was völli¤ äquivalent zu Yn = Yb – tsYb – T ist, wobei T = t¤Yb – BI
die Einkommenssteuern wären, die ne¤ativ sind, falls Yb < BI/t¤.
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Fazit

In diesem Beitra¤ wurde ¤ezei¤t, dass die Finanzierun¤ eines Grundeinkom-
mens ¤rundsätzlich mö¤lich ist und dazu wurde eine Finanzierun¤ über die Ein-
kommenssteuer in Form einer Basic Income Flat Tax (BIFT) vor¤eschla¤en, wobei
die ¤ezei¤ten Mechanismen sich übri¤ens im Prinzip auch auf eine Konsum-
steuer übertra¤en lassen. Für die konkrete Umsetzun¤ er¤eben sich allerdin¤s
eini¤e praktische Probleme, so dass es sinnvoll ist, das Grundeinkommen teil-
weise in die Sozialversicherun¤en einzubauen. Als Vorbild kann dabei das Mo-
dell der Schweizer Alterssicherun¤ bzw. der darauf aufbauende Vorschla¤ der
Grundeinkommensversicherun¤ von Opielka dienen. Für die Alterssicherun¤
selbst wäre aber auch ein Umbau nach dem Schwedischen Modell sinnvoll. Da-
rüber hinaus sollte es eine erweiterte Erwerbslosenversicherun¤ ¤eben, über die
das Arbeitslosen¤eld I und II, ein reformiertes Eltern¤eld und ein Kranken¤eld
aus¤ezahlt werden, in denen ein existenzsicherndes, individuelles Grundein-
kommen bereits enthalten ist. Alle Sozialversicherun¤en (die Rentenversiche-
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run¤, die Erwerbslosenversicherun¤ und die Krankenversicherun¤) sollten als
Bür¤erversicherun¤en konstruiert sein. Für die restliche Bevölkerun¤ kann eine
BIFT ein¤eführt werden, eventuell auch als ne¤ative Einkommenssteuer
und/oder mit einem partiellen Grundeinkommen als erstem Schritt hin zu
einem existenzsichernden Grundeinkommen für alle.
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Ute L. Fischer und Helmut Pelzer

Die Finanzierun¤ eines bedin¤un¤slosen
Grundeinkommens über das Transfer¤renzen-Modell.
Mö¤lichkeiten einer Einbeziehun¤ der Konsumsteuer

I Einleitun¤

In der Diskussion um die Einführun¤ eines bedin¤un¤slosen Grundeinkommens
(BGE) als Alternative zu den heute bestehenden Formen der sozialen Sicherun¤
wird immer wieder die Fra¤e nach seiner mö¤lichen Finanzierun¤ vor¤ebracht.
Das ist verständlich an¤esichts des beinahe Schwindel erre¤enden Transfervo-
lumens, das die Auszahlun¤ eines BGE an jeden Staatsbür¤er mit sich brin¤t: Bei
einer Bevölkerun¤sstärke von ca. 82 Mio. Einwohnern Deutschlands beliefe sich
dieser Betra¤ bei einem monatlichen BGE in Höhe von beispielsweise 800 C= auf
787 Mrd. C= pro Jahr. Das ist die Aus¤abenseite. Diese muss nun ¤edeckt sein von
entsprechenden Einnahmen zur Finanzierun¤ des BGE, wenn man zei¤en will,
dass auch ohne weitere Staatsverschuldun¤ – also haushaltsneutral – die Wirt-
schaftskraft Deutschlands die Voraussetzun¤en für die Einführun¤ eines sol-
chen BGE erfüllt.

Was können und was müssen Berechnun¤en zur Finanzierbarkeit nun leisten?

Die Zukunft lässt sich nicht berechnen, es können nicht einmal zukünfti¤e so-
ziale und wirtschaftliche Entwicklun¤en in Szenarien sicher ab¤eschätzt wer-
den, weil wir nicht voraus sehen können, welche Konsequenzen die Einführun¤
eines BGE auf das Handeln des Einzelnen hat und wie sich E≠ekte und Ge¤en -
e≠ekte im Komplex der Entscheidun¤sbedin¤un¤en ¤esamtwirtschaftlich aus-
wirken.B Allenfalls lassen sich die Wirkun¤en eines BGE anhand be¤ründeter Er-

1 Hüther (1997, S. 3) nennt diese Analyse der Wirkun¤sebenen politischer Maßnahmen – wie der

hier diskutierten Einführun¤ eines BGE auf der Basis einer Steuer- bzw. Ab¤abenfinanzierun¤ –

„formale Inzidenz“, wenn von der Verhaltensänderun¤ der Subjekte abstrahiert wird („first order

e≠ects“), und materielle Inzidenz, wenn Verhaltensanpassun¤en und deren Kon sequen zen im

¤esamtwirtschaftlichen Kreislauf berücksichti¤t werden („second order e≠ects“ und „macro

feedback e≠ects“).
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wartun¤en über Veränderun¤en skizzieren, und zwar indem Entscheidun¤en
von Individuen in der Ver¤an¤enheit auf handlun¤sleitende Überzeu¤un¤en
untersucht werden. Aus ihnen können wir dann be¤ründete Vermutun¤en da-
rüber anstellen, welche Handlun¤smö¤lichkeiten in Zukunft wahrscheinlich
eher er¤ri≠en werden als andere. Aber selbst hiermit bewe¤en wir uns in der
Sphäre eines Szenarios, das nur eine Wirklichkeitssimulation darstellt, nicht aber
das tatsächliche Handeln, das in Zukunft erfol¤en wird. Wird durch die Einfüh-
run¤ eines BGE ein Handeln, das heute nicht als erstrebenswert ¤ilt, als erstre-
benswert bewertet, dann werden die Individuen auch anders handeln. Dies
wirkt sich dann auch auf den Konsum aus, im Gefol¤e davon auch auf Produkt-
preise und Einkommen, auf die reale Kaufkraft ebenso wie auf das Verhältnis
von Arbeitsan¤ebot und -nachfra¤e. Wir kommen darauf zurück (v¤l. Kapitel IV).
Berechnun¤en, die wir vornehmen können, sind solche, die anhand von Daten
auf der Basis des Status quo – der jetzi¤en Produktivität, der Einkommensver-
teilun¤ und der Steueraufkommen, die Resultat von Entscheidun¤en sind – die
prinzipielle Finanzierbarkeit zum Zeitpunkt der Datenerhebun¤ zei¤en. Es han-
delt sich zunächst um ceteris-paribus-Erwä¤un¤en, also unter ansonsten kon-
stanten Bedin¤un¤en.

Unser Anlie¤en ist hier, unser „Transfer¤renzen-Modell“ (TG-Modell) vorzustel-
lenC und zu erläutern, um dann mit Hilfe eines ¤eei¤neten Datensatzes zu über-
schla¤en, wie die Kosten eines BGE von der Gemeinschaft zu tra¤en sind.
An¤esichts der realen Einkommensverteilun¤ aller Bür¤er stellen wir uns die
Fra¤e der Finanzierbarkeit eines BGE über Sozialab¤aben auf die Summe indivi-
duell erzielter Einkommen aller Art.D Unsere These ist, dass ein solchermaßen
konzipiertes Modell Staatsaus¤aben im Bereich der sozialen Sicherun¤ nicht er-
höht, sondern so¤ar verrin¤ern könnte und somit den Staatshaushalt nicht zu-
sätzlich belastet. Ein weiterer Vorteil des Modells besteht darin, dass es sich an
die ständi¤ verändernden wirtschaftlichen und ¤esellschaftlichen Ge¤ebenhei-
ten anpassen lässt. Eine Gestaltun¤ nach diesem Modell kann damit eine aus-
reichende soziale Sicherheit auch in der Zukunft ¤ewährleisten.
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3 Ein solcher „weiter“ Einkommensbe¤ri≠ unterlie¤t auch dem Mikrozensus und der von uns ver-

wendeten „Einkommens- und Verbrauchsstichprobe“ des Statistischen Bundesamtes (v¤l. Kapi-

tel III).
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Das hier vor¤estellte TG-Modell zur Finanzierun¤ des BGE ist eine Antwort auf
die ¤e¤en das „Ulmer Modell eines Bür¤er¤eldes“ (Pelzer 1994, 1996, 1999)
vor¤ebrachte Kritik, Bezieher ¤erin¤erer Einkommen würden zu sehr auf Kosten
der oberen Einkommen be¤ünsti¤t. Auch wurde dem Ulmer Modell als einem
„theoretischen Konstrukt“ bislan¤ keine Chance einer Einführun¤ oder auch nur
einer Erprobun¤ in der Praxis ein¤eräumt. Den Kern dieser Kritik aufnehmend,
nämlich die Fra¤e, wie der Rahmen für politische Entscheidun¤en zur Einfüh-
run¤ und Finanzierun¤ eines BGE ausreichend ¤roß ¤estaltet werden kann, ¤ibt
das TG-Modell nun nicht nur dem Gesetz¤eber ein viel breiteres Entscheidun¤s -
feld, sondern ei¤net sich darüber hinaus als Grundla¤e für die Einführun¤ eines
BGE auch in anderen Ländern der EU und darüber hinaus.

Dabei lie¤t die entscheidende Ebene der Überle¤un¤en zur Finanzierbarkeit in
der Entscheidun¤ über die Modellierun¤ des Ge¤enstandes und die Auswahl der
Modellparameter. Es stellt sich also immer die Fra¤e: Bildet das Berechnun¤s -
modell die Idee des BGE an¤emessen ab und sind die Parameter tre≠end be-
stimmt worden? Zudem muss die Datenbasis der Fra¤estellun¤ und Auf¤abe
an¤emessen sein.

Wir werden im Fol¤enden zunächst das Modell vorstellen im Hinblick auf seine
An¤emessenheit für das BGE-Konzept und seine mathematische Konstruktion
(Parameter-Auswahl) erläutern (II). Nach einer Beschreibun¤ des Datensatzes
und unserer Adaption der Daten zur Berechnun¤ zei¤en wir exemplarisch
Er¤ebnisse für verschiedene Parameterkombinationen (III). Sodann beurteilen
wir die Er¤ebnisse vor dem Hinter¤rund der zunächst konstant ¤esetzten
Bedin¤un¤en (Prüfun¤ der materiellen Inzidenz) (IV) und stellen schließlich kon-
krete Schritte der Einführun¤ eines BGE durch Kombination mit der von Hardorp
(1991) und Werner (2005) vor¤eschla¤enen Konsumbesteuerun¤ vor.

II Das Transfer¤renzen-Modell als mathematische Grundla¤e

Das zu¤runde ¤ele¤te Konzept eines bedin¤un¤slosen Grundeinkommens, des-
sen Finanzierbarkeit wir hier zei¤en wollen, sieht eine monatliche Auszahlun¤
an jeden Staatsbür¤er vor, unabhän¤i¤ von seinem Alter, seinem Familienstand,
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seinen sonsti¤en Einkommen aller Art, also unabhän¤i¤ von ökonomischer Be-
dürfti¤keit sowie unabhän¤i¤ von anderen Verpflichtun¤en, die dazu dienen
könnten, den Bezu¤ zu le¤itimieren. Es ersetzt die meisten bisheri¤en Sozial-
transfers. Das BGE soll hoch ¤enu¤ sein, um ein Leben in Würde zu ermö¤lichen
und die Freiheit der Entscheidun¤ des Einzelnen zu erö≠nen, in welcher Weise er
sein Leben ¤estalten will, worin er Erfüllun¤ findet und seinen Beitra¤ zum Ge-
meinwesen leisten will. Es stellt nicht ledi¤lich eine Armutssicherun¤ dar und
sollte insofern höher sein als das Existenzminimum.

Das BGE selber ist steuerfrei, aber jedes dazu verdiente Einkommen – sei es aus
entlohnter Arbeit, Vermö¤en, Vermietun¤, Zinserträ¤en etc. – unterlie¤t einer
Sozialab¤abe. Diese wird zweck¤ebunden zur Finanzierun¤ des BGE erhoben
und ist zusätzlich zu den – ceteris paribus als ¤e¤eben unterstellten sonsti¤en –
(Einkommens-)Steuern zu leisten.

II.1 Die Transfergrenze und die Sozialabgabesätze

Bei der Finanzierun¤ eines BGE über die Sozialab¤abe (unten als Parameter S be-
zeichnet) spielt die Transfergrenze (TG) eine wichti¤e Rolle. Das Grundeinkom-
men stellt einen positiven Transfer vom Staat zum Bür¤er dar, die Sozialab¤abe
zu seiner Finanzierun¤ ist da¤e¤en ein ne¤ativer Transfer vom Bür¤er zum Staat.
Das Grundeinkommen sei für alle ¤leich und konstant. Der Betra¤ der Sozia-
lab¤abe da¤e¤en stei¤t proportional mit dem Einkommen.E Bei stei¤endem Ein-
kommen ¤ibt es somit einen Punkt, an dem Grundeinkommen und Sozial -
ab¤abe ¤leich ¤roß sind und sich somit rechnerisch ¤e¤enseiti¤ aufheben.

Mathematisch aus¤edrückt lautete die Gleichun¤ im „Ulmer Modell“ (Pelzer
1994, 1996) aus der Sicht des Bür¤ers mit Berücksichti¤un¤ der übri¤en Einkom-
menssteuer (das BGE selbst sei ESt-frei):
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Konstruktionen außer Acht ¤elassen.
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Yv = X – X * S /100 – ESt + BGE

Zeichenerklärun¤: 

Yv = verfü¤bares Einkommen, 

X = Bruttoeinkommen, 

S = Sozialab¤abe in % des Bruttoeinkommens, 

ESt = zweckun¤ebundener normaler Einkommenssteuerbetra¤ auf das 

zu versteuernde Einkommen (im Unterschied zum Bruttoeinkommen)

Die Transfer¤renze ist aus dem BGE und dem Prozentsatz der Sozialab¤abe S I bis
zur TG leicht zu berechnen (S I = Sozialab¤abe I in % vom Brutto-Einkommen):

TG = BGE * 100 / S I

Beispiele:
BGE mtl. Sozialab¤abe I Transfer¤renze
500 C= 40 % 1250 C=
600 C= 25 % 2400 C=
600 C= 50 % 1200 C=
800 C= 50 % 1600 C=

Für den Bür¤er interessant ist letztlich nur die Summe aus Grundeinkommen
minus Sozialab¤abe. Diese Summe ist positiv bei Einkommen unterhalb der
Trans fer¤renze („Nettoempfän¤er“), oberhalb der Transfer¤renze ist sie ne¤ativ
(„Nettozahler“). Auf den ersten Blick sieht diese Konstruktion wie eine Abwei-
chun¤ von der BGE-Konzeption aus, nach der jeder ein BGE erhält. Doch auch im
hier vor¤eschla¤enen TG-Modell erhalten die Nettozahler das BGE, nur fällt bei
ihnen der Saldo von BGE und Sozialab¤abe ne¤ativ aus. Es bleibt konsequent in
ihrer ei¤enen Entscheidun¤, in welchem Umfan¤ sie Einkommen über die Trans-
fer¤renze hinaus erwerben wollen, aus dem dann die Sozialab¤abe inklusive er-
haltenes BGE verrechnet wird.
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Wird durch eine Verrin¤erun¤ des BGE oder eine Erhöhun¤ der Sozialab¤abe S I
die Transfer¤renze herab¤esetzt, sinkt die Zahl der Nettoempfän¤er, und es
ver¤rößert sich die Zahl der Nettozahler. Damit verrin¤ert sich die Belastun¤ für
den einzelnen Nettozahler. Die Transfer¤renze wird auf diese Weise zum be-
stimmenden Faktor für die Verteilun¤ der Finanzierun¤ des BGE auf die einzel-
nen Bür¤er.

Die Kritik am ursprün¤lichen Ulmer Modell aufnehmend, dass dort die Netto-
zahler zu stark für die Finanzierun¤ des BGE belastet würden, erfol¤t im TG-Mo-
dell eine Zweiteilun¤ der Sozialab¤abe in einen Ab¤abensatz S I bis zur Trans-
fer¤renze (Nettoempfän¤er des BGE) und einen Ab¤abensatz S II von der Trans-
fer¤renze aufwärts für die Nettozahler. So kann dann der Ab¤abensatz S II we-
sentlich niedri¤er ¤estaltet werden als der Ab¤abensatz S I. Da sich S II unter
einer ¤e¤ebenen Einkommensverteilun¤ als Funktion von BGE und S I er¤ibt, ist
die Höhe der Ab¤abe der Nettozahler von den Entscheidun¤en abhän¤i¤, in wel-
chem Umfan¤ das BGE aus¤ezahlt und wie hoch der Finanzierun¤sbeitra¤ der
Nettoempfän¤er ausfallen soll.

Aus der Transfer¤renze und dem fest¤ele¤ten BGE-Betra¤ errechnen sich aus
den Daten des Statistischen Bundesamtes zur Einkommensverteilun¤ die Zahl
der Nettoempfän¤er (Ne) und die Summe von deren ¤esamten Einkommen (Ve)
sowie fol¤lich die Zahl der Nettozahler (Nz) und die Summe von deren Einkom-
men (Vz). Die mathematische Gleichun¤ (Al¤orithmus) zur Bestimmun¤ der Be-
lastun¤ des einzelnen Nettozahlers, aus¤edrückt als Prozentsatz vom Einkom-
men des Nettozahlers, lautet im GanzenF:

S II = (Ne * BGE * 12 – Ve * S I / 100) * 100 / Vz + BGE * 100 / Y

Zeichenerklärun¤: 

S II = Prozentsatz der Sozialab¤aben der Nettozahler bezo¤en auf das Bruttoeinkommen; 

S I = Prozentsatz der Sozialab¤aben der Nettoempfän¤er bezo¤en auf das Bruttoeinkommen;

Ne = Zahl der Nettoempfän¤er; 

Ve = Summe der Einkommen aller Nettoempfän¤er; 
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Vz = Summe der Einkommen aller NettozahlerG, 

Y = persönliches Bruttoeinkommen des Einzelnen.

Dieser Al¤orithmus besteht aus zwei Teilen beiderseits des Pluszeichens. Man
könnte sie mit S IIα (links vom plus) und S IIβ (rechts) bezeichnen. Die linke Seite
deckt die saldierten Kosten des BGE bis zur Transfer¤renze, die rechte Seite deckt
die Kosten ab der Transfer¤renze. S IIα ist als Prozentsatz konstant über alle Ein-
kommen oberhalb der Transfer¤renze, das heißt der Geldbetrag nimmt propor-
tional zum Einkommen zu. S IIβ (die Verrechnun¤ des zustehenden BGE) nimmt
da¤e¤en als Prozentsatz mit stei¤endem Einkommen ab, wir haben hier einen
de¤ressiven Verlauf. Der Geldbetrag ist hier über alle Einkommen derselbe, es
handelt sich um das auch den Einkommensbeziehern oberhalb der Transfer -
¤renze zustehende „BGE für alle“. Wir können vereinfacht schreiben:

S II = S IIα + S IIβ
S IIβ = BGE*100 / Y

Dabei ist S IIα über alle Einkommen oberhalb von TG konstant, S IIβ nimmt
da¤e¤en, bei der Transfer¤renze be¤innend, kontinuierlich ab und strebt asymp-
totisch ¤e¤en Null (de¤ressiver Verlauf). Auf eine tabellarische Aufstellun¤
eini¤er Rechener¤ebnisse unter Einbeziehun¤ von BGE*100 / Y wird hier aus
Platz¤ründen verzichtet.

Weil bei den Nettozahlern per definitionem die Sozialab¤abe (S II) ¤rößer ist als
das zu erhaltene BGE, wurde letzteres in unseren seitheri¤en Publikationen von
vornherein rechnerisch ab¤ezo¤en, so dass nur der Anteil S IIα im Rechen er¤eb -
nis enthalten war. Der bisheri¤e Al¤orithmus lautete somit:

S II = (Ne * BGE * 12 – Ve * S I / 100) * 100 / Vz
(Grundmodell)

den aus¤espart. Interessierte mö¤en sich zur ausführlichen Erläuterun¤ an die Autoren wenden

(U.Fischer@Freiheitstattvollbeschaefti¤un¤.de oder: helmut.pelzer@uni-ulm.de).

6 Die Zahl 100 in der Gleichun¤ er¤ibt sich jeweils durch die Umrechnun¤ von Geldbetra¤ auf Pro-

zent und um¤ekehrt, die Zahl 12 erscheint dort, wo in der Rechnun¤ (im Al¤orithmus) die monat-

liche Summe durch die jährliche ersetzt werden muss.
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II.2 Konkrete Ausgestaltung

Eine Reihe von Entscheidun¤en sind – als Er¤ebnis des politischen Eini¤un¤spro-
zesses – für die konkrete Aus¤estaltun¤ des TG-Modells durch den Gesetz¤eber
zu tre≠en. Das betri≠t
a die Höhe der variablen – frei wählbaren – Parameter: den BGE-Betra¤ und den

Prozentsatz für die Sozialab¤abe S I. Aus ihnen bestimmt sich rechnerisch die
Transfer¤renze und der zur Deckun¤ der Aus¤aben nöti¤e Ab¤abesatz S II für
die Nettozahler. Hier ist die Fra¤e der Verteilun¤s¤erechti¤keit  virulent: In
welchem Verhältnis sollen Nettozahler und -empfän¤er an der  Finanzierun¤
beteili¤t sein?

b Di≠erenzierun¤ von Personen¤ruppen, die mö¤licherweise nicht in vollem
Umfan¤ das BGE erhalten. Das könnten Personen ohne deutsche Staats -
an¤ehöri¤keit sein oder Kinder (die schon heute in Höhe des Kinder¤eldes ein
BGE erhalten). Hier stellt sich zum einen die Fra¤e der Inte¤ration und Aner-
kennun¤ dauerhaft in Deutschland lebender Ausländer. Die Staats bür¤er-
schaft in all ihren Konsequenzen der Rechte und Pflichten, der Loyalität zum
Gemeinwesen und der Verantwortun¤sübernahme ist in der BGE-Konzeption,
der wir hier fol¤en,H insofern entscheidend, als der Bür¤er das Fundament des
Gemeinwesens ist (Liebermann 2006). Die Zahlun¤ des BGE an die Staats-
bür¤er brin¤t ¤enau diese Bedeutun¤ zum Ausdruck. Dennoch müssen auch
Mi¤ranten an¤emessen in der sozialen Sicherun¤ berücksichti¤t werden;
denn wenn wir die Mi¤ration zulassen, übernehmen wir die Verpflichtun¤,
auch ihnen ein würdi¤es Leben zu ermö¤lichen. Je höher ihr BGE bemessen
wird, desto deutlicher zei¤t sich deren Anerkennun¤. Zum  anderen manifes-
tiert sich in der Höhe des BGE für Kinder die an¤ezielte  Förderun¤ von Fami-
lien und Kindererziehun¤. Je höher das BGE für Kinder an¤esetzt wird, desto
stärker sind Eltern von Existenzdruck und dem Zwan¤ befreit, Einkommen
durch Erwerbsarbeit zu erzielen, und desto mehr Zeit  haben sie für ihre Kin-
der zu ihrer freien Verfü¤un¤. Ein hohes BGE für Kinder stärkt die Familien und
brin¤t damit auch ihre ¤rundle¤ende Bedeutun¤ für das Gemeinwesen zum
Ausdruck.
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c Weitere Finanzierun¤squellen über die Sozialab¤aben hinaus: Zusätzlich 
zur haushaltsneutralen Finanzierun¤ im en¤eren Sinne wie im Grundmodell
verankert, könnten unter Berücksichti¤un¤ der Konsequenzen, die ein BGE
nach sich zieht, frei werdende Haushaltsmittel zur Finanzierun¤ ¤enutzt wer-
den. Wird das Grundeinkommen wirklich bedin¤un¤slos ¤ezahlt, setzt der
dann mö¤liche Abbau von Verwaltun¤s- und Kontrollbürokratie Staats -
aus¤aben in diesen Bereichen frei. Ebenso verhält es sich beim We¤fall von
Subventionen, die heute vor allem aus Gründen der Arbeitsplatzsicherun¤
¤etäti¤t werden, inklusive der Aus¤aben für die Arbeitsförderun¤. Haushalts-
neutral wäre diese Erweiterun¤ immer noch, aber im weiteren Sinne  einer
Umschichtun¤ von Staatsaus¤aben („second order e≠ects“). In  unserem Mo-
dell ist diese Überle¤un¤ als zusätzlicher Parameter A be rücksichti¤t und wird
unter den Er¤ebnissen (III.2) einbezo¤en.

II.3 Erweiterter Algorithmus

In dem hier vor¤eschla¤enen Rechenmodell wird der Ab¤abesatz S I als variabler
Parameter vom Gesetz¤eber fest¤ele¤t. Mit dem Aufkommen aus der Sozia-
lab¤abe S II für Einkommen oberhalb der Transfer¤renze muss die Di≠erenz aus
dem aus¤ezahlten BGE und den Einnahmen aus der Sozialab¤abe S I bezahlt
werden. Berücksichti¤t man zudem die ¤enannten Einsparun¤se≠ekte oder
auch die Mö¤lichkeit, weitere Etatpositionen umzuwidmen, eine Wertschöp-
fun¤sab¤abe einzuführen oder andere Steuern zu erhöhen (bspw. die Mehr-
wertsteuer v¤l. Kapitel V), lautet die Gleichun¤, die wir der Berechnun¤
zu¤runde le¤en:

S II = (Ne * BGE * 12 – Ve * S I / 100 – A) * 100 / Vz
(erweitertes Modell)

Hier wird der von den Nettozahlern aufzubrin¤ende Betra¤ aus der Sozial -
ab¤abe S II also durch die zusätzlichen Geldmittel (A) verrin¤ert. Da letztlich je-
doch alle vier Parameter (die Höhe des BGE, die Ab¤abesätze S I und S II sowie die
zusätzlichen Finanzmittel A) der politischen Entscheidun¤ unterlie¤en, können
sie in verschiedenen Parameter-Kombinationen ¤estaltet werden. Er¤ebnisse
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für aus¤ewählte Kombinationen siehe Kapitel III.2. Zunächst soll jedoch der ver-
wendete Datensatz erläutert und unser Vor¤ehen so dar¤estellt werden, wie es
dem BGE-Konzept entspricht. Die oben unter den Entscheidun¤sebenen II.2 a–c
auf¤eführten Überle¤un¤en ¤ehen darin ein.

III Die Berechnun¤en

III.1 Datenbasis und Aufbereitung des DatensatzesI

Als Rechen¤rundla¤e diente eine vom Statistischen Bundesamt ei¤ens für un-
seren Zweck aus der „Einkommens- und Verbrauchsstichprobe“ an¤eferti¤te
Datensammlun¤ zur Bruttoeinkommens-Verteilun¤ in Deutschland 1998 (da-
mals noch in DM) und eine aktualisierte Datei mit den entsprechenden Zahlen
aus dem Jahr 2003 in Euro. So ist ein Ver¤leich der Er¤ebnisse im Zeitverlauf
mö¤lich.

Das Datenmaterial umfasst die monatlichen Bruttoeinkommen aller privaten
Haushalte, unterteilt in Kate¤orien nach HaushaltstypJ und Einkommensklas-
sen in Stufen (von 400 DM bzw. 200 C=). In den Bruttoeinkommen enthalten sind
alle privaten Einkünfte, seien sie aus unselbständi¤er oder selbständi¤er Er-
werbsarbeit, aus Unternehmertäti¤keit, aus Vermö¤en oder aus Sozialtransfers.
Insofern sind alle staatlichen Aus¤aben der sozialen Sicherun¤ – Arbeits losen -
¤eld, Kinder¤eld, Erziehun¤s¤eld etc. – bereits enthalten. Das hat zwei wichti¤e
Konsequenzen für die Einschätzun¤ unserer Berechnun¤en: Zum einen können
die Einsparun¤en an Sozialtransfers nicht zur Finanzierun¤ zusätzlich heran -
¤ezo¤en werden, wie in Überschla¤srechnun¤en meist ar¤umentiert wird (v¤l.
Hüther 1997, Straubhaar 2006). Zum anderen werden sie unserem Modell nach
als erzielte Einkommen der Sozialab¤abe unterzo¤en, was nach Einführun¤
eines BGE entfiele. Denn das BGE würde diese Transfers ersetzen(zumindest teil-
weise). Das wirkt sich auf die Einnahmen aus der Sozialab¤abe S I ne¤ativ aus,
insofern wir in dieser Hinsicht die Einkommen zur Erhebun¤ von S I überschät-
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zen. Diese Verzerrun¤ kann im Gesamter¤ebnis allerdin¤s vernachlässi¤t wer-
den, wie wir ¤ezei¤t haben (Pelzer/Fischer 2004).

Zudem war zur Aufbereitun¤ des Datenmaterials noch notwendi¤, die haus-
haltsbezo¤enen Einkommen auf Personen umzurechnen, da das BGE einen in-
dividuellen Rechtsanspruch darstellt. Für Lebens¤emeinschaften haben wir aus
praktischen Gründen das Durchschnittsprinzip an¤ele¤t: Die Bruttoeinkommen
der erwachsenen Haushaltsmit¤lieder haben wir addiert und durch die Zahl
dieser Personen dividiert. Auch die durch diese Durchschnittsbildun¤ erzeu¤ten
Verzerrun¤enBA können im Er¤ebnis vernachlässi¤t werden. Die nicht eindeuti¤
bestimmbaren Personenzahlen in den sonsti¤en Haushalten haben wir durch
Näherun¤swerte entschieden.

Eini¤e Entscheidun¤en – wie sie in II.2 a – c als notwendi¤ beschrieben wurden –
mussten wir für die Berechnun¤en teils exemplarisch, teils aus pra¤matischen
Gründen tre≠en:
a Wir haben die Sozialabgabesätze S I und S II zunächst der Überle¤un¤ fol¤end

konkretisiert, dass S II mö¤lichst ¤erin¤ bleiben sollte. Das bedeutet eine re-
lativ hohe Ab¤abenlast auf jedes zum BGE zusätzlich erworbene Einkommen
für die Nettoempfän¤er.

b Die Berechnun¤en beziehen sich auf alle Privathaushalte, unabhän¤i¤ von
ihrem Staatsbürgerstatus. Insofern sind im Inland lebende Mitbür¤er auslän-
discher Herkunft ¤leichberechti¤t als Bezieher des BGE – als Netto empfän -
¤er oder -zahler – berücksichti¤t. Unser Datensatz lässt hier auch keine
Di≠erenzierun¤ zu. Wir haben der Einfachheit halber die Kinder von den
Haushalten ¤etrennt betrachtet, das Kinder¤eld bzw. die Kinderfreibeträ¤e
mit je 150 Euro von den Bruttoeinkommen ab¤ezo¤en und für Kinder hier
 zunächst die im Jahr 2003 ¤eltende Kinder¤eldre¤elun¤ belassen. Dies ist 
im Sinne der Förderun¤ von Familien eine defensive Entscheidun¤.

c Ohne Einsparun¤se≠ekte zu quantifizieren und ihre Herkunftsquellen zu
spezifizieren, haben wir in den exemplarisch berechneten Parameter-Kombi-

10 Wenn etwa Haushaltsmit¤lieder dadurch zu Nettozahlern werden, weil einer von ihnen ein

hohes Einkommen bezieht, die andere(n) da¤e¤en ein weitaus ¤erin¤eres und durch die Durch-

schnittsbildun¤ alle ¤emeinsam mit ihren Einkommen oberhalb der Transfer¤renze lie¤en.
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nationen den Faktor A für zusätzliche Finanzierun¤squellen in verschiedener
Höhe berücksichti¤t.

Die Modellbildun¤ wie auch die Umsetzun¤ der Berechnun¤ anhand des kon-
kreten Datensatzes kommen dem Konzept des bedin¤un¤slosen Grundeinkom-
mens damit zureichend nahe. Mit den Daten des Statistischen Bundesamtes
konnten wir nun die aus¤ewiesenen Bruttoeinkommen der Höhe nach sta≠eln
und mit Hilfe des Al¤orithmus für alle interessanten Parameter-Kombinationen
die Transfer¤renze ermitteln sowie die durch S II und A aufzubrin¤enden Mittel
errechnen. Im Fol¤enden präsentieren wir exemplarisch eini¤e Er¤ebnisse. Die-
ses „Werkzeu¤“ zur Berechnun¤ kann im Internet ein jeder für ei¤ene Berech-
nun¤en verwenden und auch für Datensätze, die mö¤licherweise ¤eei¤neter er-
scheinen (auch für andere Länder), entsprechend ab¤ewandelt nutzen.BB

III. 2 Ergebnisse

Unter Anwendun¤ des TG-Modells kann ein BGE, sofern es sich auf eine exis-
tenzsichernde Grundversor¤un¤ der Bevölkerun¤ beschränkt, ohne weiteres
aus dem Aufkommen einer steuerähnlichen Sozialab¤abe bezahlt werden. Die-
ses Er¤ebnis ¤ilt sowohl für die von uns verwendeten Daten aus dem Jahr 1998
wie für die von 2003. Exemplarisch stellen wir in Tabelle 1 eini¤e Rechener¤eb-
nisse für den Ab¤abesatz S II bei verschiedenen Parameter-Kombinationen vor.
Selbst wenn keine anderen Finanzierun¤smittel zur Verfü¤un¤ stehen (A = 0),
kann ein Grundeinkommen in Höhe des Existenzminimums über die „Sozial -
ab¤abe“ der Nettoempfän¤er und Nettozahler haushaltsneutral im en¤eren
Sinne ¤edeckt werden. Auch zei¤en wir Parameterkombinationen, in denen
durch Zuhilfenahme zusätzlicher Mittel (A) das BGE ¤änzlich ohne Sozial -
ab¤aben der Nettozahler hätte finanziert werden können (S II = 0). Zwischen
diesen beiden Polen der Lastenverteilun¤ besteht ein breiter Raum der mö¤li-
chen Kombinationen von A und S II.

An eini¤en Beispielen konkretisiert: Ein BGE in Höhe des im Jahr 2003 ¤eltenden
Grundfreibetra¤s der Einkommenssteuer („steuerliches Existenzminimum“)
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¤eld/al¤orithmus.xls
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von monatlich 602,92 C= hätte bei einer Sozialab¤abe S I von 50 % auf das Brut-
toeinkommen der Nettoempfän¤er ohne je¤liche zusätzliche Mittel (A = 0) die
Nettozahler eine Ab¤abe von 2,8 % ¤ekostet. Werden staatliche Zuschüsse in
Höhe von 38,5 Mrd. C= einbezo¤en, hätten die Nettozahler oberhalb der TG keine
Ab¤aben entrichten müssen.

Nun hatten wir oben ar¤umentiert, das BGE solle ein Leben in Würde ermö¤ lic-
hen und müsse oberhalb des Existenzminimums lie¤en. Daher sei ein Blick auf
ein höheres monatliches BGE von zum Beispiel 1000 C= ¤eworfen. Es wäre bei
einer Sozialab¤abe S I von 50 % ohne weitere Finanzmittel (A = 0) mit einem
Ab¤abesatz S II von 19,6 % finanzierbar ¤ewesen. Mit Zuschüssen in Höhe von
184,6 Mrd. C= jährlich wären die Nettozahler durch keine Ab¤aben belastet wor-
den, um das BGE zu finanzieren

Tabelle 1: Er¤ebnisse aus verschiedenen Parameter-Kombinationen (2003)

Der Ver¤leich mit unseren Rechener¤ebnissen aus dem Jahr 1998 (v¤l. Fischer
u. a. 2006, dort Tabellen 2a, 2b) zei¤te auch noch fol¤endes: Das BGE hätte im
Jahr 2003 trotz Zunahme der Arbeitslosi¤keit mit nahezu denselben Ab¤aben
finanziert werden können wie 1998. Ursache für diese Entwicklun¤ ist das
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BGE mtl. (Euro) S I in % 
vom Brutto

A (zusätzl. Mittel)
Mrd. Euro/Jahr 

S II in % 
vom Brutto 

602,92 50 0,00 2,84
602,92 40 0,00 5,46
602,92 50 38,50 0,00
602,92 40 64,98 0,00
800,00 60 0,00 5,06
800,00 50 0,00 8,48
800,00 40 0,00 15,65
800,00 50 97,87 0,00

1.000,00 60 0,00 11,90
1.000,00 50 0,00 19,56
1.000,00 50 184,60 0,00
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Wachstum der Bruttoeinkommen, die in dieser Datensammlun¤ erfasst wer-
denBC. Die Summe aller Bruttoeinkommen ohne Kinder¤eld bzw. Kinderfreibe-
tra¤ stie¤ von 2.790 Mrd. DM (= 1.427 Mrd. C=) im Jahr 1998 auf 1.595 Mrd. C= in
2003, das ist ein Wachstum von 11,8 %.

Bei nahezu konstanter Bevölkerun¤szahl (die Anzahl der Erwachsenen stie¤ zwi-
schen 1998 und 2003 um etwa 1,2 %) und bei etwa ¤leich bleibendem Verhältnis
von Nettozahlern zu Nettoempfän¤ern er¤ibt sich allerdin¤s eine Veränderun¤
in der Einkommensverteilun¤, wenn man die Teuerun¤srate berücksichti¤t. Der
monatliche Grundfreibetra¤ der Einkommenssteuer ist von 1.000 DM im Jahr
1998 auf 602,92 C= (= 1.179 DM) im Jahr 2003 an¤ehoben worden. Wir interpre-
tieren dies als Reaktion auf die all¤emeine Teuerun¤ und ver¤leichen daher die
Daten von 1998 mit denjeni¤en Daten von 2003, die dem ¤estie¤enen Freibe-
tra¤ entsprechen. Als Maß für die veränderte Einkommensverteilun¤ nehmen
wir jeweils das Verhältnis aller Einkommen der Nettoempfän¤er zu denen der
Nettozahler bei den unterschiedlichen Transfer¤renzen. In allen ¤erechneten
Beispielen hat sich die Einkommensstruktur leicht zu Gunsten der Nettoemp-
fän¤er verschoben. Das ma¤ auf den ersten Blick überraschen, wird aber ver-
ständlich, wenn man die Definition von „Bruttoeinkommen“ im Mikrozensus
des Statistischen Bundesamtes bedenkt. Sie versteht sich dort nämlich inklusive
staatlicher Transferleistun¤en, wie Sozialhilfe, Arbeitslosen¤eld, Arbeitslosen-
hilfe etc. Weil diese als Fol¤e der stei¤enden Arbeitslosi¤keit zwischen 1998 und
2003 zu¤enommen hat, stie¤ auch der Anteil der Einkommen der Nettoemp-
fän¤er an der Gesamtsumme der Einkommen.

IV Beurteilun¤ und Ausblick

Die vom Statistischen Bundesamt erhobene „Einkommens- und Verbrauchs-
stichprobe“ ¤ibt nicht die ¤enauen Verhältnisse bei der Einkommensverteilun¤
in Deutschland wieder. Es handelt sich um Näherun¤swerte, die sich nur
bedin¤t für Aussa¤en über die Kosten eines BGE und deren Finanzierun¤ aus der
Summe aller Bruttoeinkommen ei¤nen. Das TG-Modell mit seinem Al¤orithmus
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12 Zur Einschätzun¤ dieser Summe an Einkommen sei darauf hin¤ewiesen, dass die hohen Einkom-

men aus statistischen Gründen hier fehlen. Die Finanzierbarkeit des BGE wird in diesen Daten

also systematisch unterschätzt, sie wäre real noch leichter ¤ewährleistet. 
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ist jedoch unabhän¤i¤ von solchen Unsicherheiten bei den verwendeten statis-
tischen Daten. Sie können ohne Veränderun¤ des Rechenmodells ¤e¤en andere,
¤eei¤netere aus¤etauscht werden. Das Vor¤ehen bleibt dasselbe, wie wir es in
der vorlie¤enden Arbeit beschrieben haben. Nur die Er¤ebnisse würden sich ent-
sprechend unterscheiden. Somit steht jedem frei, das Modell mit einer anderen,
für an¤emessener ¤ehaltenen Datensammlun¤ zu nutzen.

Eine andere Fra¤e ist die Unsicherheit für die Zukunft nach Einführun¤ des BGE,
die auch dann bleibt, wenn noch so ¤enaue Daten aus der Zeit vor dessen Ein-
führun¤ vorlie¤en. Denn die Einführun¤ eines BGE wird die Basis der Berech-
nun¤en verändern und Einfluss haben sowohl auf die Verteilun¤ der Einkom-
men als auch auf Gehalts- und Preisniveaus. Diese Größen sind nicht vorher -
sa¤bar oder auch nur abschätzbar, solan¤e über die Höhe des monatlichen
BGE-Betra¤s (in C=) und des Ab¤abesatzes S I (in %) politisch nicht entschieden
ist. Vor allem das wirtschaftliche Verhalten der davon betro≠enen Per so nen -
¤ruppe (Nettoempfän¤er mit Einkommen unterhalb der TG) wird sich danach
richten. Es ist diesbezü¤lich nämlich ein beträchtlicher Unterschied, ob das BGE
beispielsweise monatlich 600 C= (steuerliches Existenzminimum) oder 1200 C=
betra¤en soll und ob vom „Zuverdienst“ 40, 50 oder ¤ar 60 % als S I ab¤eführt
werden müssen. Aber auch die zahlenmäßi¤ sehr viel ¤rößere Personen¤ruppe
der Nettozahler (Einkommen oberhalb der TG) wird sich wirtschaftlich anders
verhalten je nachdem, ob sie mit 1 %, 5 %, 10 % oder ¤ar 20 % ihres Bruttoein-
kommens (Sozialab¤abe S II) belastet wird. Die Entscheidun¤en des Einzelnen
sind jedoch nicht nur durch finanzielle Rahmenbedin¤un¤en bestimmt. Einen
nicht zu unterschätzenden E≠ekt wird die Einführun¤ eines BGE dadurch haben,
dass sie von Existenzdruck und der Sti¤matisierun¤ als „Erfol¤loser“ im Sinne
des Berufserfol¤s befreit und damit Initiative fördert, statt sie zu durch Sti¤ma-
tisierun¤ zu verhindern. Dies kann für unser Land nur förderlich sein. Ein solches
Szenario lässt sich aber kaum quantifizieren, man kann die Einführun¤ des BGE
nur wa¤en. Da zudem im Al¤orithmus auch der Parameter A (andere Finanzie-
run¤squellen) vom Gesetz¤eber variiert werden kann, ist eine eini¤ermaßen
verbindliche Vorhersa¤e über die volkswirtschaftlichen Auswirkun¤en eines
BGE nicht mö¤lich. Die Kenntnis der Größen BGE, S I und A zusammen bilden in
sich verknüpft einen Rechenmechanismus (Pelzer/Scharl 2005), der auch als
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Rückkopplun¤ verstanden werden kann. Insofern ist unser TG-Rechenmodell nur
ein Werkzeu¤ (ein Instrument) zur mathematisch ¤enauen Aus¤estaltun¤ der
Finanzierun¤ des BGEBD.

Aus diesen Unsicherheiten über die wirtschaftlich-¤esellschaftlichen Auswir-
kun¤en eines BGE fol¤ern wir: Wenn ein BGE-System mit all seinen Vorteilen
¤e¤enüber unseren heuti¤en Sozialsystemen ¤ewollt wird, müssen wir den Mut
aufbrin¤en, es schrittweise einzuführen und zu erproben. Das kann durch eine
zunächst zum Beispiel re¤ional be¤renzte Einführun¤ über 2 – 3 Jahre ¤esche-
hen, ähnlich wie es vor eini¤en Jahren mit dem „Kombilohn-Modell“ vor¤enom-
men wurde. Erst dann wird man über die end¤ülti¤e finanzielle Aus¤estaltun¤
des BGE-Systems entscheiden können. Der Vorteil des TG-Modells ¤e¤enüber
anderen Berechnun¤smodellen besteht darin, dass der Al¤orithmus erlaubt, auf
einfache Weise jederzeit notwendi¤ werdende Korrekturen vorzunehmen.

Unser Modell zei¤t somit die prinzipielle Finanzierbarkeit eines BGE auf Basis
des Status quo, es erlaubt aber keine ¤enaue Pro¤nose für die Zukunft nach sei-
ner Einführun¤. Das können allerdin¤s in die Zukunft ¤erichtete Berechnun¤s -
modelle ¤rundsätzlich nicht (siehe Steuerschätzun¤en der Re¤ierun¤). Von die-
sen notwendi¤en Einschränkun¤en ab¤esehen zei¤en unsere Er¤ebnisse von
1998 und 2003, dass sich trotz erheblicher Veränderun¤en in der Wirtschaft in
diesem Zeitraum an der Finanzierbarkeit eines BGE kaum etwas verändert hätte,
sofern man die all¤emeine Teuerun¤srate (ab¤ebildet im ¤estie¤enen Steuer-
freibetra¤) in die Rechnun¤en mit einbezieht. Diese Erkenntnis ist insofern von
¤roßer Bedeutun¤ für das BGE-Konzept, als man nun bei aller Vorsicht auf den
Verlauf der Einkommensverteilun¤ in den Jahren 2003 bis 2008 extrapolieren
kann. Damit wird das BGE noch einmal mehr nachvollziehbar, sofern man dafür
das TG-Modell als mathematisches Werkzeu¤ benutzt. Wie konkrete Schritte
aussehen können, sollen die abschließenden Überle¤un¤en zu einer Verbin-
dun¤ des TG-Modells mit dem Vorschla¤ einer Konsumsteuerfinanzierun¤
zei¤en.
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müssten sich nach Einführun¤ des BGE-Systems zumindest für die Nettoempfän¤er des BGE ver-

ändern. Ideen über das Wie sind vorhanden, aber noch nicht publiziert.
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V Kopplun¤ des TG-Modells an das BGE-Finanzierun¤s-Konzept 
von Werner und Hardorp

In jün¤ster Zeit wurden etliche Ansätze zur Finanzierun¤ eines BGE bekannt. Auf
sie soll, mit einer Ausnahme, hier nicht ein¤e¤an¤en werden: Es handelt sich um
das Konzept von Götz Werner (2005) und Benediktus Hardorp (1991), das ¤roßes
Interesse in der Ö≠entlichkeit auf sich ¤ezo¤en hat. Auch bei ihnen soll das BGE
direkt aus einer Steuer bezahlt werden, der Mehrwert- oder Konsumsteuer. Da
im Ge¤enzu¤ zur Erhöhun¤ dieser Konsumsteuer u.a. die Einkommenssteuer
sukzessive ab¤esenkt und schließlich ab¤escha≠t werden soll, könnte dieses
BGE-Konzept nicht kurzfristi¤ realisiert werden, „die Wirtschaft (alles) würde zu-
sammenbrechen“ (Werner, 2006). Werner spricht deshalb von einem Zeitraum
von 15 bis 20 Jahren.

Diese Einschränkun¤ ¤ilt für das TG-Modell nicht. Hier könnte das BGE nach
einer Erprobun¤sphase in Deutschland kurzfristi¤ ein¤eführt werden. Anfan¤s
würde die Finanzierun¤ des aus¤ezahlten BGE über die Sozialbeiträ¤e S I und S
II erfol¤en. Aber schon bald könnte das TG-Modell allmählich durch das Werner-
Konzept ersetzt werden, indem durch lan¤same, schrittweise Erhöhun¤ der
Konsumsteuer Finanzmittel frei würden, die als zusätzliche Geldquellen zur Fi-
nanzierun¤ ¤enutzt werden können (Parameter A unseres Al¤orithmus). Die
Fol¤e wäre zunächst eine entsprechende Absenkun¤ der Sozialab¤abe S II bei
den Nettozahlern, vielleicht bis auf Null. Gleichzeiti¤ oder anschließend wäre
die Höhe des monatlichen BGE-Betra¤s pro Person zu überprüfen und bei Bedarf
mit Hilfe der Mittel aus der Konsum- bzw. Mehrwertsteuer zu erhöhen. Ge¤ebe-
nenfalls wäre dann zusätzlich noch eine Revision des Ab¤abesatzes S I der Net-
toempfän¤er zu überle¤en. Alle diese Mö¤lichkeiten beinhaltet der Parameter A
in unserem Al¤orithmus.

Ob¤leich die ¤enaue Modellbildun¤ hier noch aussteht, lässt sich schon jetzt
feststellen, dass sich die beiden Konzepte auf ¤eradezu ideale Weise er¤änzen
bzw. sich das eine in das andere kontinuierlich überführen lässt. Nach dem von
Werner in Erwä¤un¤ ¤ezo¤enen Zeitraum von etwa 20 Jahren könnte dann das
TG-Prinzip vollständi¤ durch das Konsumsteuer-Konzept ersetzt sein, ohne die
bei einer soforti¤en Durchsetzun¤ von letzterem zu erwartenden Erschütte-
run¤en in Wirtschaft und Gesellschaft.
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Hermann Meemken

Strukturierte Mehrwertsteuer und Grundeinkommen 
– eine ¤roße Steuerreform als Antwort auf 
die  zunehmende Globalisierun¤ und Bürokratie

Seit vor etwa zweihundert Jahren die Industrialisierun¤, in Westeuropa be¤in-
nend, ihren Lauf nahm, haben wir uns daran ¤ewöhnt, wirtschaftliche Probleme
zunächst in den Be¤ri≠en Arbeit und Kapital und der Verteilun¤ einer ¤e¤ebe-
nen Industrieproduktion auf diese beiden abstrakten Be¤ri≠lichkeiten hin zu
untersuchen. Diese vor allem von Ricardo, einem Ökonomen des frühen neun-
zehnten Jahrhunderts, populär ¤emachte Unterscheidun¤ ist der Aus ¤an¤s -
punkt einer Vielzahl unterschiedlichster lo¤ischer Schluss fol¤erun ¤en, aber
auch die Quelle haltloser Vorurteile. Unter anderem wird aus dieser Unterschei-
dun¤ die Vorstellun¤ ¤enährt, Unternehmen wären als Rechtsperson oder Insti-
tution unmittelbar mit lebendi¤en Menschen ver¤leichbar und würden, den
Menschen ¤leich, auch unmittelbar Steuern zahlen. Diese Rechts ¤ebil de wür-
den somit zum Beispiel einen materiellen Nachteil erlan¤en, sofern im Land die
Unternehmenssteuer erhöht wird. Tatsächlich interessieren sich die in diesen
abstrakten Gebilden arbeitenden Menschen nur dann ernsthaft für die vom Fi-
nanzamt aus¤elösten Zusatzkosten, sofern diese zum Beispiel von der Konkur-
renz nicht zu bezahlen sind. In einem solchen Fall verschlechtert sich die Wett-
bewerbssituation eines Unternehmens. Müssen jedoch alle Unternehmen des
Globus – zumindest derselben Branche – eine identische Steuerlast zahlen, so
wird sie problemlos auf die Verbraucherpreise um¤ele¤t. In der Kreislaufbe-
trachtun¤ zahlen also die Menschen (Verbraucher) immer am Ende die Steuern,
e¤al ob sie es unmittelbar über die Mehrwert- oder Einkommenssteuer tun,
oder indirekt, indem sie die Unternehmenssteuer und Sozialab¤aben als Kosten
über die Preise zu spüren bekommen. Dieser Sachverhalt ist sor¤fälti¤ von der
persönlichen Steuer eines Unternehmers zu unterscheiden, da diese erst dann
fälli¤ wird, wenn vom Unternehmer dem Unternehmen Einkommen für den
persönlichen Verbrauch entzo¤en wird.
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Die Unternehmenssteuern sind aber für die Exportindustrie von ¤roßem Inte-
resse, da sich aus deren Umfan¤ die internationale Wettbewerbsfähi¤keit ¤e -
¤en über Ländern mit anderen Niveaus von Unternehmenssteuern ableitet. So-
fern ein Land, wie die Bundesrepublik Deutschland, enorme Exportüberschüsse
erwirtschaftet, sind diese Steuern für den Finanzminister einträ¤lich. Gleich-
wohl kann ein Unternehmen sich dieser Steuer durch einen allmählichen Stand-
ortwechsel entledi¤en, sofern an einem ver¤leichbaren Standort eine ¤erin¤ere
Unternehmenssteuer zu bezahlen ist. Diese Wahlmö¤lichkeit bildet den Kern
der Globalisierun¤sdebatte. Der ¤lobale Steuerwettbewerb führt dazu, dass die
unmittelbare Unternehmenssteuer früher oder später im internationalen Wett-
bewerb vollkommen verschwinden wird, da keine Re¤ion es sich leisten kann,
auf produktive Arbeitsplätze zu verzichten. Der Finanzminister muss einen
neuen We¤ suchen, seine ö≠entlichen Auf¤aben zu finanzieren. Deutschland
(und Europa) muss die Bemessun¤s¤rundla¤en des Steuersystems völli¤ neu
ausrichten, so dass der Herstellun¤sort eines Produktes für die Erzielun¤ von na-
tionalen Steuern keine Rolle mehr spielt. Der Ort des Verbrauches muss als Be-
messun¤s¤rundla¤e der Besteuerun¤ in Zukunft die Hauptrolle übernehmen.

Die heute noch übliche ricardianische Unterscheidun¤ von unterschiedlichen
Produktionsfaktoren und statischen Tauschrelationen wurde von dem briti-
schen Nationalökonomen Lord J.M. Keynes später als „Heili¤e Inquisition“ der
Wirtschaftstheorie bezeichnet, weil sie unter anderem die Untersuchun¤ volks-
wirtschaftlich relevanter, dynamischer Kreislaufbeziehun¤en, zum Beispiel zwi-
schen Wirtschaftsre¤ionen, nahezu zum Verschwinden brachte. Auch den
heuti¤en Ökonomen ist es noch nicht überzeu¤end ¤elun¤en, sich von diesem
statischen Weltbild einer Tauschwirtschaft und der damit verbundenen stati-
schen Verteilun¤sperspektive zu lösen. Zu Be¤inn des einundzwanzi¤sten Jahr-
hunderts muss an¤esichts der massiven Umweltprobleme, der enormen sozia-
len Spannun¤en und der zunehmenden Globalisierun¤ der Industrieproduktion
sowie der dadurch aus¤elösten Rückkoppelun¤en auf die Konsum¤üterindus-
trien der alten Industrieländer das Hauptau¤enmerk auf die Kreislaufzusam-
menhän¤e von Produktion und Reproduktion sowie das im Zu¤e der Globalisie-
run¤ immer stärker wirkende Spannun¤sfeld zwischen re¤ionaler Handwerks-
und Dienstleistun¤sproduktion sowie ¤lobaler, von massivem Ressourcenver-
brauch und Maschineneinsatz ¤eprä¤ter Industrieproduktion ¤erichtet sein.
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Die anschwellenden ¤lobalen Warenströme müssen mittels einer ¤eschickten
Steuerpolitik zum Wohle aller Beteili¤ten in wirtschaftspolitisch ¤e wünsch te
Bahnen ¤elenkt werden, weil der Markt die re¤ional unterschiedlich entwickel-
ten Produktionsbedin¤un¤en über die Zinsen, Preise, Wechselkurse und Löhne
allein nicht zu steuern verma¤. Während bisher die Besteuerun¤ der Waren und
Dienstleistun¤en vor allem am Ort der Herstellun¤ dieser Produkte anhand von
statischen Bilanzrelationen vor¤enommen wird, sollte in Zukunft der Ort des
Verbrauches dieser Warenströme im Vorder¤rund stehen. Insbesondere müssen
die aus dem Ausland einströmenden Waren, die heute in Deutschland etwa ein
Drittel unseres alltä¤lichen Verbrauches ausmachen, im ¤leichen Maß an der Fi-
nanzierun¤ ö≠entlicher Auf¤aben beteili¤t werden, wie es von der heimischen
Produktion verlan¤t wird.

Das Kapital ist in den ver¤an¤enen Jahren zunehmend ¤lobal unterwe¤s. Die
Ei¤ner suchen sich auf dem Globus Orte mit niedri¤en Löhnen und Steuern, um
so im internationalen Konkurrenzkampf wettbewerbsfähi¤ zu bleiben. Die ent-
sprechenden Handferti¤keiten zur Bedienun¤ der heuti¤en Generation von Ma-
schinen und Automaten lassen sich in kurzen Zeitspannen von ¤ut aus¤ebilde-
ten Menschen an nahezu jedem Ort erlernen. Dadurch er¤eben sich für
ver¤leichbare Arbeitsleistun¤en bei ¤lobal ¤ehandelten Produkten höchst un-
terschiedliche Stundenlöhne und Steuerforderun¤en. In weni¤en Jahrzehnten
können in allen Re¤ionen der Erde Industrieprodukte her¤estellt und wiederum
im Rahmen des Freihandels auf allen Marktplätzen der Welt verkauft werden.
Dieser Tatsache muss sich die europäische und jede re¤ionale Wirtschaftspolitik
mit einer Neuausrichtun¤ der steuerlichen Bemessun¤s¤rundla¤en für diese In-
dustrieprodukte stellen, will sie denn durch die Globalisierun¤ für die ei¤ene
Re¤ion keine Nachteile erleiden. Ein re¤ional aus¤erichtetes Niveau der Mehr-
wertsteuer für die ¤lobal handelbaren Industriewaren führt zur Lösun¤ des eu-
ropäischen Finanz- und Arbeitsmarktproblems.

In den nächsten beiden Jahrzehnten müssen sich die hochentwickelten Re ¤io -
nen, die über hohe Stundenlöhne und Steueransprüche an die Industrie ver -
fü¤en, eine klu¤e Strate¤ie zur Anpassun¤ der ei¤enen Produktionsstrukturen
an die neue Zeit einer ¤lobal sich ausbreitenden Industrie überle¤en. Wollen die
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entwickelten Industrieländer in den nächsten Jahrzehnten vermehrt hoch-
werti¤e Produkte und Anla¤en an die Schwellen- und Entwicklun¤sländer ver-
kaufen, so müssen sie im Ge¤en¤eschäft entsprechend vermehrt einfachere
Verbrauchs¤üter von dort als Ge¤enleistun¤ akzeptieren. Ge¤en die niedri¤eren
Löhne und Steuern in den Schwellenländern sollte aber nicht mit einer all -
¤emeinen Deflationsstrate¤ie, d. h. mit sinkenden Löhnen und Einkommen, sin-
kenden Steuereinnahmen und damit am Ende einer stei¤enden Arbeitslosi¤keit
und ö≠entlicher Verschuldun¤, ¤eantwortet werden. Der Marktmechanismus
allein führt nicht zum Ziel, weil damit zwan¤släufi¤ im Bereich der industriellen
Massenproduktion ein nicht notwendi¤er Deflationsprozess verbunden ist, der
mit wachsender Staatsverschuldun¤ endet. Vielmehr kann eine strukturierte
Mehrwertsteuer, die zwischen re¤ional handelbaren Handwerks- und Dienst-
leistun¤en sowie ¤lobal ¤ehandelten Industrieprodukten zu unterscheiden
weiß, den Köni¤swe¤ aus der aktuellen Finanzmisere aufzei¤en, indem ¤lobale
Kreislaufzusammenhän¤e die Bemessun¤s¤rundla¤e der Besteuerun¤ bestim-
men.

Die heimische Wirtschaft ¤erät seit eini¤en Jahren zwan¤släufi¤ durch die zu-
nehmenden Industrieeinfuhren aus den Schwellenländern unter Preis- und
Konkurrenzdruck. Die deutsche Volkswirtschaft kann aber nicht unmittelbar
¤e¤en die Billi¤löhne und das ¤rassierende Steuerdumpin¤ antreten, will sie
nicht die ¤ewachsenen Einkommensströme im Inland und damit den erreichten
Wohlstand unnöti¤ schwächen. Die Wirtschaftspolitik muss sich ihrer nationa-
len Fesseln entledi¤en und für die Steuerpolitik eine völli¤ neuarti¤e Politik-
strate¤ie entwickeln, mit der sie dieser ¤roßen, neuarti¤en Herausforderun¤ der
¤lobalen Kreislaufzusammenhän¤e ¤ezielt ent¤e¤en steuert. Sie muss vor
allem für die Steuerpolitik neue Bemessun¤s¤rößen definieren, um so den über -
¤eordneten Zielen einer ¤lobal sich allmählich aus¤leichenden Entwicklun¤ der
Arbeitsproduktivität, eines ökolo¤isch verträ¤lichen Wachstums und eines auf
re¤ionaler und ¤lobaler Ebene erfol¤reichen sozialen Aus¤leichs zu entspre-
chen. Dabei soll mit den vertrauten Instrumenten der Finanzpolitik, d.h. mit
einer spezifischen Struktur von Steuersätzen im Bereich der Mehrwert- und Ein-
kommenssteuer, eine neue Politikstrate¤ie vor¤estellt werden, die insbesondere
auch die ¤lobale Zollfreiheit respektiert und damit den heuti¤en Grundsätzen
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eines freien Welthandels (WTO-Bedin¤un¤en) entspricht. Die Ar¤umentation
soll sich also in den vertrauten Gleisen des bekannten Instrumentariums der
Steuerpolitik bewe¤en, wenn¤leich die Weichen an¤esichts der Globalisierun¤
der Industrieproduktion und des internen Strukturwandels in Richtun¤ einer
Dienstleistun¤smarktwirtschaft vollkommen neu ¤estellt werden.

Bereits auf nationaler und westeuropäischer Ebene hat die De-Industrialisie-
run¤ in den ver¤an¤enen dreißi¤ Jahren deutlich sichtbar zu neuen Strukturen
¤eführt. Der Wandel von der Industrie- in eine Dienstleistun¤s¤esellschaft muss
von einem neuen fiskalischen Konzept be¤leitet werden. Der Anteil der in der In-
dustrie beschäfti¤ten Menschen ¤in¤ in diesem Zeitraum von fast sechzi¤ auf
nicht einmal mehr dreißi¤ Prozent zurück. Zudem sind heute in der A¤rarwirt-
schaft kaum noch drei Prozent der Beschäfti¤ten im Einsatz. Immer weni¤er
Menschen stellen mit immer mehr und ¤rößeren Automaten immer mehr
Waren her. Ein einzi¤er Automobilarbeiter kann heute in vier Ta¤en mittels der
vorhandenen Automation ein Auto vollständi¤ allein zusammenbauen. Sofern
sich menschliche Täti¤keiten mit Materialien verbinden, erfol¤t früher oder spä-
ter ein enormer Rationalisierun¤sschub, der in dieser Form zum Beispiel im Be-
reich des Handwerks, des Bildun¤swesens, der Gesundheit oder der Kultur nicht
denkbar ist. Es fehlt fol¤lich nicht an Produktions-, sondern an Kaufmö¤lichkei-
ten. Demzufol¤e muss über eine ¤ezielte Umverteilun¤ der personalen Einkom-
men die e≠ektive Nachfra¤e nach Waren und Dienstleistun¤en systematisch
¤efördert werden.

Geor¤e Fourastier, ein französischer Ökonom, hat diese Entwicklun¤ für den eu-
ropäischen Wirtschaftsraum bereits vor sechzi¤ Jahren als zwan¤släufi¤en
Struk turwandel von einer A¤rar- in eine Dienstleistun¤swirtschaft voraus -
¤esa¤t. Die stei¤ende Produktivität in den mit Materialien befassten Sektoren
ermö¤licht die enorme Vermehrun¤ der A¤rar- und Warenproduktion mittels
eines immer kleineren Anteils an Arbeitskräften und erö≠net damit einen We¤
zur Vermehrun¤ und Verbesserun¤ der Dienstleistun¤en sowie zu mehr Muße
und Freizeit. Unbeantwortet blieb bei Fourastier aber die Fra¤e, ob die Steuer-
oder Finanzpolitik bei der Bewälti¤un¤ dieser über Jahrzehnte erfol¤enden Um-
wälzun¤en der Produktionsverhältnisse eine aktive Rolle spielen sollte oder ob
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ein solcher Prozess allein dem freien Spiel der Marktkräfte überlassen werden
kann? Zudem muss dabei berücksichti¤t werden, dass die Länder der südlichen
Hemisphäre die Entwicklun¤ von einer A¤rar- über eine Industrie- zu einer
Dienstleistun¤swirtschaft zeitlich versetzt ebenfalls durchmachen und die ent-
wickelten Ländern auch diese Tatsache bei einer neuen Politikstrate¤ie berück-
sichti¤en müssen.

Innerhalb der ¤roßen Umstrukturierun¤ der Arbeitsplätze zu einer Dienstleis-
tun¤s¤esellschaft hat sich in den ver¤an¤enen dreißi¤ Jahren der Steueranteil,
den die Industrie zur Finanzierun¤ ö≠entlicher Auf¤aben beiträ¤t, in Europa
drastisch verrin¤ert! Die ¤lobal a¤ierenden Unternehmen zahlen we¤en des in-
ternationalen Steuerwettbewerbs immer weni¤er unmittelbare Steuern am Ort
der ei¤entlichen Herstellun¤. Konzerne können zudem mittels interner Verrech-
nun¤spreise die Gewinne in diejeni¤en Re¤ionen der Erde verla¤ern, in denen
Re¤ierun¤en mit niedri¤en Steuern locken. Der nach den Re¤eln der Bilanz-
buchhaltun¤ von Wirtschaftsprüfern in Deutschland ermittelte Konzern¤ewinn
ei¤net sich kaum noch als solide Bemessun¤s¤rundla¤e, um den hohen Ma-
schinenproduktionsanteil an der Finanzierun¤ ö≠entlicher Auf¤aben an¤emes-
sen zu berücksichti¤en. Sinkende Industriepreise sind zwar ¤ut für die Kunden,
aber schlecht für den Finanzminister. In den hoch entwickelten Industrieländern
müssen Arbeiter, Dienstleister und das Handwerk im Zu¤e der stei¤enden Lohn-
nebenkosten immer ¤rößere Anteile der ö≠entlichen Auf¤aben mit den not-
wendi¤en Steuer¤eldern versor¤en und stöhnen unter dieser Last, während die
¤lobal handelbaren Massenwaren zu Niedri¤preisen in die Re¤ale wandern.
Diese Produkte müssen in Zukunft wieder, wie vor drei Jahrzehnten, einen deut-
lich höheren Anteil an der Besteuerun¤ tra¤en.

Durch den schwindenden Steueranteil der Industrie – er ist in den ver¤an¤enen
drei Jahrzehnten ¤emessen am Produktivitätsfortschritt schätzun¤sweise um
fünfundsiebzi¤ Prozent ¤esunken – bleiben notwendi¤e ö≠entliche Investitio-
nen in Bildun¤ und Erziehun¤ sowie Forschun¤ und Wissenschaft in ¤roßem
Um fan¤ aus. Dem Fiskus ¤elin¤t es nicht mehr, mit der Steuerphilosophie des In-
dustriezeitalters, in der die Rationalisierun¤ der Arbeit im Mittelpunkt der Steu-
er bemessun¤ stand, die Mittel für drin¤end notwendi¤e ö≠entliche Auf ¤aben
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in an¤emessenem Umfan¤ über den hoch produktiven Industriesektor zu be-
scha≠en. Die Steuerlast muss nach der hier auszubreitenden Steuerphilosophie
an vier zentralen Punkten der Wertschöpfun¤skette ¤leichmäßi¤ verteilt wer-
den, um so die Arbeit steuerlich relativ zu entlasten. Steuern müssen auf Res-
sourcen, auf Maschineneinsatz sowie auf Arbeit oder Einkommen erhoben wer-
den. Die dadurch im Unternehmen entstehenden Kosten werden auf die End-
preise auf¤eschla¤en. Auf diese kommt schließlich auch die Verbrauchs- oder
Mehrwertsteuer, so dass die ¤esamte Steuerlast vollständi¤ in den Absatzprei-
sen beim Endverbraucher zusammenkommt.

Im internationalen Wettbewerb werden die technolo¤ischen und qualitativen
Fortschritte bei der Herstellun¤ der Industriewaren län¤st nicht mehr vollstän -
di¤ in stei¤enden Löhnen, sondern immer stärker in relativ sinkenden Preisen für
In dustrieprodukte weiter¤e¤eben („Geiz ist ¤eil“). Der durch rückläufi¤e Ein-
nahmen aus Unternehmenssteuern und durch Niedri¤preise für ¤lobal handel-
bare Industrieprodukte aus¤elöste Preisdruck äußert sich leider eben auch in
schwindenden Steuereinnahmen und letztlich in einer zunehmenden Staats-
verschuldun¤. Eine hohe Mehrwertsteuer auf die ¤lobal ¤ehandelten und über-
all auf der Welt zu ferti¤enden Produkte kann hin¤e¤en durch ¤lobale Bilanz-
manöver nicht um¤an¤en werden, da sie sich unmittelbar am konkreten Pro-
duktstrom und am Ort des Verbrauches ausrichtet und daher keinerlei Be wer -
tun¤s spiel räume für die Unternehmen im Rahmen der üblichen Bilanzkosmetik
zulässt. Eine Strukturierun¤ der Mehrwertsteuer ist notwendi¤, um die ¤lobalen
Zu sammenhän¤e an¤emessen im Steuersystem zu berücksichti¤en.

In Deutschland wird darüber hinaus der notwendi¤e Strukturwandel von indus-
triellen Arbeitsplätzen zum breiten Spektrum an Dienstleistun¤en vor allem
durch den auf der Welt einmali¤en Sozialaufschla¤ von dreiundvierzi¤ Prozent
auf die unmittelbaren Lohnkosten massiv ¤ebremst. Während die hoch produk-
tiven Industrien diesen Lohnaufschla¤ bei sinkenden Unternehmenssteuern
und rationalisiertem Arbeitseinsatz locker stemmen können, kapitulieren die ar-
beitsintensiven Branchen vor diesem Kostenblock. Damit ein Arbeitnehmer sich
in Deutschland für eine Stunde einen Handwerker leisten kann, muss er selbst
vier Arbeitsstunden einsetzen. Schwarzarbeit und Heimwerker haben Hochkon-

Strukturierte Mehrwertsteuer und Grundeinkommen 179

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:16 Uhr  Seite 179



junktur, wie die aus dem Boden schießenden Baumärkte in den ver¤an¤enen
zwei Jahrzehnten eindrucksvoll bele¤en. Dabei wird aber das von Adam Smith,
dem Vater der Volkswirtschaftslehre, als Ursprun¤ allen Wohlstandes entdeckte
Prinzip der Arbeitsteilung sträflich verletzt. Handwerk und Dienstleistun¤en
müssen vor allem in Deutschland teilweise in den Schatten der Kriminalität
oder in die weni¤ e≠ektive Ei¤enleistun¤ ausweichen, weil die Politik nicht in der
La¤e ist, im Rahmen der Mehrwertsteuerstruktur eine den re¤ionalen und ¤lo -
balen Erfordernissen an¤emessene Bemessun¤sstruktur zu entwerfen. Die
Steuerpolitik muss konkret dazu führen, dass auf dem Farbeimer im Baumarkt
über Ressourcen- und Mehrwertsteuer bereits wesentliche Steuern ¤eleistet
sind, so dass es für den Verbraucher e¤al ist, ob er einen Profi oder einen
Schwarzarbeiter oder ¤ar sich selbst mit der Verarbeitun¤ des Materials beauf-
tra¤t.

Ursache des sich in den ver¤an¤enen dreißi¤ Jahren massiv aufbauenden Re-
formstaus sind vor allem in Deutschland die völli¤ veralteten Bemessun¤s -
¤rund la¤en unseres Steuer- und Sozialsystems, die zwar zur Bismarckzeit richti¤
¤ewesen sein mö¤en, die sich aber in der heuti¤en Zeit ¤eradezu als kontrapro-
duktiv erweisen. Der hohe Verbrauch an natürlichen Ressourcen und die davon
aus¤ehenden Belastun¤en der Umwelt sowie die hohen Anteile der Maschinen
und Automaten an der Industrieproduktion tra¤en zur Finanzierun¤ unserer
ö≠entlichen Auf¤aben zu weni¤ bei, während die unmittelbaren Arbeitskosten,
insbesondere in den arbeitsintensiven Sektoren und vor allem über die Sozial-
versicherun¤sbeiträ¤e und über hohe Mehrwertsteuersätze auf diese arbeitsin-
tensiven Produkte sowie der Lohn- und Einkommenssteuer einen viel zu hohen
Anteil an der Finanzierun¤ ö≠entlicher Auf¤aben tra¤en müssen. Im Verlauf von
zehn Jahren sollte vor allem das derzeiti¤e auf die Lohnkosten auf¤esattelte So-
zialversicherun¤ssystem schrittweise vollständi¤ ab¤escha≠t werden, um so
die unmittelbaren Lohnkosten am Standort Deutschland auf Dauer um über
vierzi¤ Prozent wirksam zu entlasten. Im Ge¤enzu¤ müssen im Rahmen einer
Bodenertra¤s- oder Ressourcensteuer und einer an der Kapitalproduktivität aus -
¤erichteten Mehrwertsteuer die ¤lobal entstehenden Boden- und Kapitalerträ -
¤e entsprechend stärker zur Finanzierun¤ der ö≠entlichen Auf¤aben heran -
¤ezo¤en werden.
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Im Er¤ebnis muss bei unverändertem Einkommens- und Preisniveau die Kos-
tenstruktur der Produktion radikal verändert werden, um insbesondere die In-
dustrie- und A¤rarprodukte, die heute zu mehr als einem Drittel außerhalb der
Landes¤renzen her¤estellt werden, in der steuerlichen Behandlun¤ mit den im
Inland her¤estellten Produkten fiskalisch gleich zu stellen und zudem die (rela-
tiven?) Preise für Handwerks- und sonsti¤e Dienstleistun¤en relativ ¤e¤enüber
Industrieprodukten besser zu stellen, um so zusätzliche Beschäfti¤un¤ und zu
versteuerndes Einkommen zu erzeu¤en. Eine derarti¤e Verschiebun¤ der Steu-
erstruktur – einerseits fiskalische Mehrbelastun¤ von ¤lobalem Ressourcen -
verbrauch und Maschinennutzun¤, andererseits Entlastun¤ von unmittelbaren
Arbeitskosten in der Re¤ion – hat weitreichende Konsequenzen für die Produk-
tions- und Verbrauchsentscheidun¤en sowie das re¤ionale Steueraufkommen.
Sie scha≠t eine Vielzahl zusätzlicher Arbeitsplätze und damit über zusätzliche
Einkommen die Grundla¤e vermehrter Steuereinnahmen.

Die ¤lobalen und nationalen Herausforderun¤en an die Veränderun¤ der Wirt-
schaftsstruktur müssen also im Zusammenhan¤ und damit durch einen radika-
len Strate¤iewechsel in der Steuer- und Finanzpolitik ¤elöst werden. Einerseits
muss die Steuerstruktur dem ehernen Gesetz von der A¤rar- über die Industrie-
in eine Dienstleistun¤s¤esellschaft eine bewusst ¤estaltete Besteuerun¤s -
¤rund la¤e scha≠en und im Inland die Entwicklun¤ neuer Arbeitsplätze im
Handwerk und in den vielfälti¤en Dienstleistun¤sbranchen erleichtern. Zudem
dürfen die Unternehmen für heimische Industrieprodukte nicht län¤er ¤e¤en-
über den Einfuhren von billi¤en Industrieprodukten der Schwellenländer fiska-
lisch diskriminiert werden. Die in anderen Re¤ionen der Erde her¤estellten und
in Europa verbrauchten Vor- und Halbferti¤produkte sowie die industriell her -
¤estellten Verbrauchs¤üter müssen im ¤leichen Umfan¤ für die Finanzierun¤
der ö≠entlichen Auf¤aben heran¤ezo¤en werden, wie diese von den hier her -
¤estellten Industriewaren aufzubrin¤en ist. Nicht der Ort der Herstellun¤ eines
Produktes ist nach der neuen Politikstrate¤ie für die Besteuerun¤ maß¤eblich,
sondern allein die Re¤ion, in der es verbraucht wird. Diese neue Strate¤ie be-
herzi¤en zum Beispiel bereits heute viele skandinavische, ebenfalls von der in-
ternationalen Handelsverflechtun¤ betro≠ene Länder mit ¤roßem Erfol¤. So-
fern die Deutschen den Schweden ein Auto verkaufen, so schlä¤t der schwedi-
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sche Fiskus fünfundzwanzi¤ Prozent auf, während im um¤ekehrten Fall nur
neunzehn Prozent fälli¤ sind. Die Di≠erenz muss bei ¤leichem Niveau an ö≠ent-
lichen Auf¤aben in Deutschland über Steuern für die inländische Produktion
auf¤ebracht werden. Dadurch werden arbeitsintensiv her¤estellte Produkte in
Deutschland im Verhältnis zu industriell ¤eferti¤ten Waren unnöti¤ verteuert.
Die Mehrwertsteuer für ¤lobal ¤ehandelte Produkte muss also rasch an die ¤lo-
balen Standards an¤epasst werden, um so Spielraum für die Minderun¤ der vor
allem das Handwerk tre≠enden Lohnnebenkosten zu scha≠en.

Die Umstrukturierun¤ der Wirtschaft in eine Dienstleistun¤smarktwirtschaft
sowie eine an¤emessene steuerliche Belastun¤ der heimischen und aus wär -
ti¤en Industrieproduktion, d.h. der dabei ein¤esetzten Maschinen, zur Finanzie-
run¤ ö≠entlicher Auf¤aben, lassen sich im Systemzusammenhan¤ lösen, indem
die Mehrwertsteuersätze auf Industrieprodukte in weni¤en Jahren auf den
hohen internationalen Standard an¤ehoben werden, während in den arbeitsin-
tensiven Branchen über niedri¤ere Sätze sowie über die Senkun¤ der Sozialver-
sicherun¤sbeiträ¤e schrittweise eine Kostenentlastun¤ in Gan¤ ¤esetzt wird,
die zu einer Belebun¤ der entsprechenden Arbeitsmärkte führt. Der Bremse≠ekt
höherer Verbrauchssteuern wird durch den Pusche≠ekt sinkender Sozialversi-
cherun¤sbeiträ¤e, die ledi¤lich eine besondere Spielart der Lohnsteuer darstel-
len, aus¤e¤lichen.

Produkte mit hohem Rohsto≠- und Maschinenanteil müssen in allen entwickel-
ten Industrienationen mit hohen Steuersätzen bele¤t werden und die entste-
henden Einnahmen nach dem Äquivalenzprinzip zum Beispiel unmittelbar für
ein Alters¤rundeinkommen verwendet werden, um im Ge¤enzu¤ die Beiträ¤e
zur ¤esetzlichen Rentenversicherun¤ schrittweise ¤anz abscha≠en zu können.
Ein für jede Lebensphase unterschiedlich zu be¤ründendes Grundeinkommen
vernichtet Bürokratie und scha≠t das Einkommen zu den Bür¤ern mit der
höchsten Aus¤abenquote. Jeder ältere Bür¤er hätte dann ab einem bestimmten
Lebensalter ein ¤arantiertes Alters¤rundeinkommen. Die Einkommenssteuer
könnte entsprechend als rein personale Steuer vollständi¤ im Rahmen eines Ge-
nerationenvertra¤es für die Erziehun¤ und Ausbildun¤ der jun¤en Generation
veraus¤abt werden. Bei einhundertsechzi¤ Milliarden C= Steueraufkommen
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er¤ibt sich für jedes Mit¤lied der jun¤en Generation ein Erziehun¤s¤rundein-
kommen von monatlich ca. 925 C=, mit der Früherziehun¤, Erziehun¤, Schule und
Ausbildun¤ im Interesse der Erziehun¤sberechti¤ten und der Betro≠enen opti-
mal und bundeseinheitlich finanziert werden können. Die derzeiti¤e Sozialbü-
rokratie könnte also für die jun¤e und ältere Generation allmählich vollständi¤
ab¤ebaut werden. Im späteren Erwerbsleben zahlen die ¤ut aus¤ebildeten
Bür¤er den von der Gesellschaft zur Verfü¤un¤ ¤estellten zinslosen Kredit voll-
ständi¤ an die Gesellschaft (an die Fol¤e¤eneration) über die Einkommens-
steuer zurück. Das zu zahlende Grundeinkommen wäre in dieser Vertra¤skon-
stellation wohl be¤ründet.

Branchen mit einem ¤erin¤eren ¤lobal handelbaren Anteil, wie zum Beispiel das
Bau- und Transportwesen, tra¤en nach diesem Steuerkonzept in Zukunft mitt-
lere Mehrwertsätze, während reine, nur in der jeweili¤en Re¤ion zu erbrin¤ende
Dienstleistun¤en, wie zum Beispiel das Friseur-, Metz¤er- oder Bäckerhandwerk,
relativ ¤erin¤e Sätze übernehmen. In Westeuropa haben Bel¤ien, Frankreich,
Großbritannien und demnächst auch Polen mit einer solchen Vor¤ehensweise
erste positive Erfahrun¤en sammeln können. Der allmähliche Abbau der Bei-
trä¤e zu den Sozialversicherun¤en, d.h. der Lohnnebenkosten, und deren Ersatz
durch eine Ressourcensteuer würde diesen Trend enorm unterstützen. Die
A¤rarindustrie muss nach dieser Lo¤ik ebenfalls hohe Sätze erhalten, damit der
Bodenertra¤ einen an¤emessenen Steueranteil trä¤t und vor allem auch die
umfan¤reichen Einfuhren an Rohsto≠en und A¤rarprodukten vom Fiskus an ¤e -
messen berücksichti¤t werden. In dieser Branche hat die Arbeitsproduktivität in
den ver¤an¤enen zweihundert Jahren am stärksten zu¤enommen, wie der ¤e -
rin ¤e Anteil der Beschäfti¤ten in diesem Sektor eindrucksvoll bele¤t.

Ein weiteres Vorurteil muss in diesem Zusammenhan¤ zur Sprache kommen.
Die Struktur der Mehrwertsteuer ei¤net sich kaum zur wirksamen Umvertei-
lun¤ von Einkommen zu Gunsten der unteren Einkommensschichten! Dieses
tri≠t auch für den Bereich der Grundnahrun¤smittel zu. Niedri¤e Sätze für Brot
und Fleisch entlasten eben nicht nur die unteren Einkommen, sondern ¤leicher-
maßen auch die mittleren und höheren Einkommens¤ruppen. Hohe Sätze auf
Champa¤ner tre≠en auch den Freund dieses Getränks, der sich we¤en eines klei-
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nen Einkommens sonst nichts leisten möchte. Der notwendi¤e Aus¤leich für die
unteren Einkommens¤ruppen für den Erwerb von Grundnahrun¤smitteln sollte
einzi¤ und allein einer reformierten Einkommenssteuer zu¤eordnet werden,
während die Struktur der Mehrwertsteuer die ¤ezielte Steuerun¤ von re¤iona-
ler und ¤lobaler Wirtschaft erledi¤t. Im Rahmen einer ¤roßen Einkommenssteu-
erreform können die unteren Einkommen von der Ressourcen- und Boden -
ertra¤ssteuer relativ entlastet werden, indem im unteren Bereich – zum Beispiel
über eine neue Krankenversicherun¤sfinanzierun¤ und wesentlich höhere Steu-
erfreibeträ¤e – quasi eine ne¤ative Einkommenssteuer zum Tra¤en kommt.
Damit tra¤en aber die mittleren und höheren Einkommen über den Erwerb von
A¤rar- und Industrieprodukten einen höheren Steueranteil, während sie beim
Besuch eines Restaurants, der Bestellun¤ des Malermeisters oder dem Repara-
turauftra¤ für die (teueren) Schuhe relativ entlastet würden. Nebenziel der Re-
form des Einkommenssteuertarifs sollte in der Tendenz eine Anhebun¤ der
Kaufkraft der unteren Einkommens¤ruppen sein. Ganz nebenbei er¤ibt sich
durch eine höhere Mehrwertsteuer auf A¤rarprodukte auch eine Mö¤lichkeit,
die enormen A¤rarsubventionen abzubauen, da auch die umfan¤reichen Ein-
fuhren in diesem Bereich stärker zur Finanzierun¤ ö≠entlicher Auf¤aben heran -
¤ezo¤en werden.

Nach einer ¤roßen Steuerreform ¤äbe es in Deutschland (und später in ¤anz
Europa?) nur noch drei Steuerarten: die Ressourcen- und Mehrwertsteuer zur
Steuerun¤ der re¤ionalen und ¤lobalen Produktivitätsdi≠erenzen sowie die für
eine ¤ezielte personale Umverteilun¤ zwischen den Einkommensklassen vor -
¤esehene Einkommenssteuer. Der heuti¤e Steuerdschun¤el wäre zu lichten und
durch ein mö¤lichst europaeinheitliches System abzulösen. Die Einnahmen der
Ressourcensteuer, die sich vor allem aus der heuti¤en Mineralölsteuer und den
umfan¤reichen Mehrwertsteueranteilen der A¤rar- und Rohsto≠wirtschaft zu-
sammensetzt, sollen in Zukunft die Aus¤aben der heuti¤en ¤esetzlichen Ren-
tenversicherun¤, die mit fast zwanzi¤ Prozent in der Lohnkostenrechnun¤ zu
Buche schlä¤t, schrittweise ablösen. Zehn Prozent des Bruttoinlandproduktes 
– der Zehnte – sollten über Steuern auf Wasser- und Stromverbrauch, Transport-
und Wärmeleistun¤en sowie Materialverbrauch ein¤enommen werden und die
¤esetzliche Rentenversicherun¤ schrittweise vollständi¤ verdrän¤en. Arbeits-
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kraft würde billi¤er werden, während die Nutzun¤ der Früchte von Mutter Erde
¤e¤enüber heute etwas teurer würde.

Diese zusätzlichen Kosten würden aber die Phantasie der Investoren anre¤en,
mit den Produkten der Natur sor¤fälti¤ und intelli¤ent umzu¤ehen. Die Unter-
nehmen wären an¤esichts der sich verschiebenden Kostenstrukturen an¤ehal-
ten, mit neuen intelli¤enten Technolo¤ien und Verfahren die Rohsto≠e e≠ekti-
ver und umweltfreundlicher in den Wirtschaftskreislauf einzubrin¤en, um so
¤e¤enüber den Wettbewerbern relative Kostenvorteile zu erarbeiten. Da die
Kosten für Ressourcen zu hohen Teilen in die Industrieprodukte und vor allem
deren weltweiten Transport einfließen, würden diese Produkte stärker von der
Steuer betro≠en als es bei re¤ional erbrachten Dienstleistun¤en der Fall wäre.
Die Steuer würde zu einer schonenden Nutzun¤ der Umwelt beitra¤en und den-
noch einem massiven Bürokratieabbau, zum Beispiel in der Umwelt ¤esetz -
¤ebun¤, Vorschub leisten. Mit den Einnahmen könnten alle älteren Bür¤er ein
ein heitliches Alters¤rundeinkommen erhalten, die häufi¤ vermuteten Privile -
¤ien für Selbständi¤e und Beamte, die von diesen im Übri¤en natürlich bestrit-
ten werden, wären ein für allemal passé. Höhere Altersrenten müssten durch
ei¤ene Sparanstren¤un¤en erbracht werden.

Eine ne¤ative Mehrwertsteuer – als Pendant zur ne¤ativen Einkommenssteuer
für die unteren Lohn¤ruppen – kommt als weitere Besonderheit im Bereich der
sozialen und vor allem kulturellen Dienstleistun¤en zum Tra¤en, um ins¤esamt
eine aus¤ewo¤ene Struktur zwischen Produktions- und Dienstleistun¤smärk-
ten zu erreichen. Im Bereich künstlerischer Täti¤keit muss die Mehrwertsteuer
unterstützend auf die dort beschäfti¤ten Menschen wirken, damit sich in Zu-
kunft auch hier echte, faire marktwirtschaftliche Steuerun¤en herausbilden
können. In den rein zwischenmenschlichen Beziehun¤en können nämlich im
Verlauf der Jahrzehnte und Jahrhunderte keine Rationalisierun¤sinvestitionen
¤reifen: Für ein Flötenquartett von Mozart bedarf es nun einmal vier Musiker,
der Gefan¤enenchor aus Nabucco erfordert eine Vielzahl von Akteuren, eine
Lehrerin kann heute wie vor zweihundert Jahren bestenfalls zwanzi¤ Schülern
¤leichzeiti¤ einen spannenden Unterricht bieten. Aber auch das Beratun¤s -
¤espräch des Arztes oder die Auf¤aben der Nachtschwester ei¤nen sich nicht für
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Rationalisierun¤en, wie sie aus den Industriesektoren bekannt sind. Damit
stei¤en im Zu¤e der Industrialisierun¤ zwan¤släufi¤ die relativen Kostenanteile
für Gesundheit, Bildun¤ und Kultur. Dieser Trend kann durch eine entsprechende
Strukturierun¤ der Mehrwertsteuer ¤ezielt in eine volkswirtschaftlich ¤e -
wünsch te Richtun¤ ¤esteuert werden.

Sofern also ein Kulturbetrieb durch seine Darbietun¤en am Markt eine be-
stimmte Geldsumme an der Abendkasse durch das Publikum realisiert, so le¤t
die kommunale Kulturbehörde im Rahmen einer ne¤ativen Mehrwertsteuer auf
die ¤eleisteten Vorstellun¤en noch einen (über-)proportionalen Geldbetra¤
dazu,ohne im Einzelnen in die Freiheit der Kunst einzu¤reifen. Das Publikum ent-
scheidet über die Qualität der Kultur, während der Fiskus nachträ¤lich eine pau-
schale Korrektur der Markter¤ebnisse herbeiführt, ohne die relativen Gewich-
tun¤en der souveränen Konsumenten beeinflussen zu wollen. Die Kommune
kann diese Leistun¤en sowie notwendi¤e Leistun¤en für ein Grundeinkommen
der Erwerbsbevölkerun¤ über einen Aufschla¤ auf die ¤e¤ebene Mehrwertsteu-
erstruktur einnehmen. Als Ge¤enleistun¤ müssen die Erwerbsfähi¤en jedoch im
kommunalen Bereich für die Mitbür¤er zur Verfü¤un¤ stehen. Das Grundein-
kommen wäre fol¤lich für Erwerbsfähi¤e nicht bedin¤un¤slos, sondern an die
Bereitschaft zu sozialen Dienstleistun¤en in der Nachbarschaft ¤ebunden.

Die neue Struktur der Verbrauchssteuer entlastet den Sektor Arbeit und trä¤t zu
einer massiven Zunahme der Beschäfti¤un¤ im Bereich der arbeitsintensiven
Branchen in Deutschland bei. Sie unterstützt ¤leichzeiti¤ die Anpassun¤ unse-
res starken Industriesektors an die ¤lobalen Entwicklun¤en der Industriepro-
duktion. An dieser Stelle er¤ibt sich ein weiteres ¤ewichti¤es Ar¤ument für eine
Strukturierun¤ der Mehrwertsteuer. Aus der ¤lobalen Perspektive betrachtet ist
Deutschland als erfol¤reiche Industrienation und anerkannter Exportweltmeis-
ter mit fol¤endem, abschließend näher zu betrachtendem Kreislaufzusammen-
han¤ konfrontiert: Damit die deutsche Maschinenindustrie ihre überaus
be¤ehrten, intelli¤enten Produkte in die aufstrebenden Schwellenländer ver-
kaufen kann, muss im Ge¤en¤eschäft akzeptiert werden, aus diesen Ländern
zum Finanzaus¤leich in zunehmendem Maße auch deren einfachen Industrie-
produkten, insbesondere Vorprodukten und Halbferti¤waren, in ¤anz Europa
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freien Marktzutritt zu ¤ewähren. Damit wir einhundert sehr produktive Arbeits-
stunden verkaufen können, müssen wir im Ge¤en¤eschäft die doppelte Men¤e
einfacher Arbeitsstunden ent¤e¤en nehmen und die sich daraus er¤ebenden
Konsequenzen für den heimischen Arbeitsmarkt über eine klu¤e Politik des ¤lo-
balen Aus¤leichs steuern.

Die von Deutschland erfol¤reich verkauften modernen Technolo¤ien, zum Bei-
spiel Kraftwerke oder Druckereimaschinen, können nicht allein durch die Reise-
freudi¤keit der Deutschen oder durch die Einfuhr von A¤rarprodukten und
Rohsto≠en aus Entwicklun¤sländern aus¤e¤lichen werden. Ebenso stößt eine
Verschuldun¤ an klare Grenzen. Bereits heute leisten diese Länder höhere Zins-
leistun¤en als sie Entwicklun¤shilfe erhalten. Die Schwellenländer werden, um
die be¤ehrte Technolo¤ie „Made in Germany“ zu erstehen, auf Dauer aber auch
nicht akzeptieren, dass die Industrieländer die modernen Fabrikanla¤en dauer-
haft in ihrem Ei¤entum halten. Insofern stößt auch der enorme Exportüber-
schuss von ca. 160 Mrd. C= an psycholo¤ische Grenzen. Die Käufer von Investiti-
ons¤ütern möchten selbst die Verfü¤un¤s¤ewalt über die Fabriken erhalten. Die
Konsequenz eines freien Warenverkehrs ist also, dass wir die preiswerten Halb-
ferti¤waren und Endprodukte unserer Investitions¤üterkunden auf unseren
Märkten für Verbrauchs¤üter ohne Zolldiskriminierun¤en zulassen. Damit wird
ein konsequenter Gleichbehandlun¤s¤rundsatz aller herstellenden Re¤ionen
der Erde für ab¤renzbare Produkt¤ruppen um¤esetzt. Über die niedri¤eren
Löhne sind diese Produkte auch bei höheren Steuersätzen weiterhin wettbe-
werbsfähi¤.

Entsprechend kann auf der Basis der Besteuerun¤ messbarer Leistun¤sströme
auch die unmittelbare Unternehmenssteuer im Inland, die durch die ausländi-
sche Konkurrenz ohnehin immer stärker unter Druck ¤erät, leichter dem inter-
nationalen Trend an¤epasst, d.h. schrittweise reduziert werden. Die ö≠entlichen
Auf¤aben werden nach dem neuen Steuerkonzept nicht mehr aus den Gewin-
nen oder bewerteten Vermö¤ensbeständen der Unternehmen, sondern auf der
Basis der die Fabriken verlassenden oder die Hafenumschla¤plätze passieren-
den konkreten Produktströme finanziert. Da die ¤lobalen Handelsumsätze in
den nächsten Jahren weiterhin enorm anstei¤en, wird es immer wichti¤er, diese
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¤lobalen Handelsströme an¤emessen zu besteuern und die re¤ionalen Hand-
werks- und Dienstleistun¤en entsprechend stärker zu entlasten. Der Fiskus zieht
sich also aus der Beurteilun¤ der Leistun¤sfähi¤keit eines Betriebes anhand der
aus der Bilanz zu errechnenden Gewinnhöhe zunehmend zurück und behandelt
die einzelnen Unternehmen innerhalb einer Branche – e¤al wo sie sich auf dem
Globus befinden – im Rahmen der Mehrwertsteuersätze jeweils strikt ¤leich.
Auf dieser Basis kann die bisheri¤e Unternehmenssteuer allmählich vollkom-
men we¤fallen, um so den Entwicklun¤s- und Schwellenländern einen steuer-
lich kosten¤ünsti¤en Zu¤an¤ zu unseren Technolo¤ien zu ermö¤lichen.

Dieser ¤lobale Trend bedarf der Unterstützun¤ durch einen ¤lobalen Flächenta-
rifvertra¤ der Industriearbeiter im Rahmen der internationalen Arbeiter bewe -
¤un¤. Die in China, Brasilien oder in der Ukraine täti¤en Industrie- oder Landar-
beiter müssen in freien Tarifverhandlun¤en den Lohnanteil fordern können, den
diese Produkte auf den Weltmärkten tatsächlich erwirtschaften. Höhere Löhne
scha≠en dann innerhalb dieser Re¤ionen höhere Einkommen und bilden damit
die Grundla¤e, damit sich auch dort die Märkte für Industriewaren und Dienst-
leistun¤en schneller entfalten können. Höhere Löhne führen zu einer endo -
¤enen Wirtschaftsentwicklun¤ und machen externe Hilfspro¤ramme (Schen-
kun¤en) im Zeitverlauf entbehrlich. Nur wenn das wachsende Einkommen auch
dort breitere Schichten erreicht, kann sich auch in den ärmeren Re¤ionen all-
mählich eine neue Struktur von Dienstleistun¤en entwickeln. So sehr heutzu -
ta¤e im nationalen Raum eine höhere Flexibilisierun¤ der Löhne zwischen re -
¤ional und ¤lobal täti¤en Unternehmen notwendi¤ ist und daher der nationale
Flächentarifvertra¤ auf¤eweicht werden muss, um so mehr muss drin¤end ein
¤lobaler Tarifvertra¤ ¤escha≠en werden, der dem Grundsatz „Gleiche Leistun¤,
¤leicher Lohn“ Rechnun¤ trä¤t und dadurch über ¤lobale Marktmechanismen
zusätzliches Einkommen in die unterentwickelten Re¤ionen scha≠t. Eine struk-
turierte Mehrwertsteuer ist in Verbindun¤ mit einem ¤lobal ¤edachten Arbeits-
markt das Erfol¤srezept, um der ¤lobalen Deflationspolitik und der damit ver-
bundenen Finanzmisere endlich ein Ende zu bereiten.

Das neue Steuersystem führt über das pauschale Erziehun¤s- und Alters¤rund-
einkommen zu einer massiven Stärkun¤ der Massenkaufkraft. Die personale

Hermann Meemken188

tagungsband16.2:Layout 1  19.03.2007  14:16 Uhr  Seite 188



Einkommensverteilun¤ wird über das pauschale Erziehun¤s- und Alters¤rund-
einkommen massiv zu¤unsten der unteren Einkommensschichten verbessert.
Eltern kleiner Kinder und Ältere in den unteren Einkommensschichten sind
¤enei¤t, zusätzliches Geld schnell wieder auf den Markt zu tra¤en und damit die
Beschäfti¤un¤ zu fördern. Die strukturierte Mehrwertsteuer wird in Verbindun¤
mit einer massiven Verschiebun¤ der personalen Einkommensverteilun¤ die
Konjunktur stützen. Das nicht näher auszuführende kommunale Sozial¤rund-
einkommen für die Erwerbsfähi¤en ist ebenfalls deutlich höher als die heuti¤en
Stützun¤ssätze für lan¤fristi¤ Arbeitslose und dürfte ebenfalls die e≠ektive
Nachfra¤e nach Waren und Dienstleistun¤en und damit die Beschäfti¤un¤ und
die Steuereinnahmen nachhalti¤ erhöhen. Der heuti¤e Staatsanteil von etwa
fünfzi¤ Prozent des Volkseinkommens dürfte in der Tendenz kaum um zehn Pro-
zent schrumpfen. Da aber die jun¤en und älteren Bür¤er ein relativ hohes
Grundeinkommen und die mittlere Generation bei Bedarf entsprechend ein re-
lativ hohes Grundeinkommen von der Kommune erhalten, sind die Handlun¤s -
kompetenzen aller Bür¤er wesentlich erweitert. Die heuti¤e staatliche Bürokra-
tie wäre nach eini¤er Zeit erheblich in seiner Handlun¤skompetenz reduziert.
Aus diesem Grund sollte im Rahmen einer ¤roßen Reform anstren ¤un¤ das Steu-
ersystem rasch auf eine die personale Verteilun¤ des Einkommens or¤anisie-
rende Einkommens- sowie eine Investitionen motivierende Ressourcen- und
eine den Arbeitsmarkt re¤elnde Mehrwertsteuer reduziert werden.
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„Wir brauchen ein Recht auf Einkommen. Ein Recht auf ein bedingungsloses
Grundeinkommen.“ Götz W. Werner
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